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Vorwort 


Ziel des Transplantationsgesetzes ist es, die Bereitschaft zur Organspende 
in Deutschland zu fördern. Dafür ist zweierlei unabdingbar: Zum einen die 
Erkennung eines potenziellen Organspenders als Schlüsselschritt, um eine 
Organspende überhaupt zu ermöglichen. Zum anderen die Umsetzung des 
Patientenwillens, um einen möglichen Organspendewunsch zu realisieren. 
Dies vor allem vor dem Hintergrund, dass die Repräsentativbefragungen der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung immer wieder zeigen, dass 
die große Mehrheit der Befragten einer Organspende grundsätzlich positiv 
gegenübersteht und bereit wäre, selbst Spenderin oder Spender zu werden. 
Gleichwohl bestehen in den Entnahmekrankenhäusern einige Unsicher- 
heiten im Umgang mit den gesetzlichen Vorgaben und den untergesetzli- 
chen Regelungen für die Transplantationsmedizin. Dies macht insbesonde- 
re dem Personal auf den Intensivstationen zu schaffen. Probleme bei der 
Erkennung potentieller Organspender werden insbesondere deutlich, wenn 
man die Anzahl der Krankenhäuser ohne Beteiligung an der Organspende 
betrachtet. Die fehlende Beteiligung von weit über 70 Prozent der Kranken- 
häuser erscheint äußerst bedenklich - und zeigt eindrücklich, welcher Ver- 
besserungsbedarf auch und gerade in den Kliniken besteht. 


Hier setzt diese Richtlinie der Bundesärztekammer gemäß § 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 
TPG zur ärztlichen Beurteilung nach § ga Abs. 2 Nr. 1 TPG (RL BAK Spender- 
erkennung) an. Ihr Ziel ist es, mögliche Unsicherheiten auszuräumen und 
noch mehr Transparenz und Verfahrenssicherheit in diesem wichtigen Be- 
reich ärztlicher Entscheidungsfindung herzustellen. Dazu wird der aktuelle 
Stand der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft zur ärztlichen Be- 
urteilung von potenziellen Organspendern festgestellt. Zudem werden gute 
medizinische Behandlungsstandards von der Spendererkennung bis zur 
Spendermeldung im Rahmen einer Organspende in den Kontext der aktuel- 
len intensivmedizinischen Praxis gesetzt und unter Beachtung von rechtli- 
chen, medizinischen und insbesondere ethischen Aspekten beschrieben. 


Für die Praxis ist es von entscheidender Bedeutung, die ärztliche Beurteilung 
potenzieller Organspender nicht isoliert, sondern stets im Zusammenhang 
eines Gesamtprozesses zu betrachten. Dafür sind nicht nur ärztliche oder 
medizinische Aspekte im engeren Sinne beachtlich, der Arzt muss auch zu- 
nehmend auf rahmende arzt- bzw. medizinrechtliche Aspekte seines Han- 
delns reflektieren. Um Rechtssicherheit für die behandelnden Ärzte zu 
schaffen, sind Regelungen auch für die wesentlichen, sich gegenseitig be- 
dingenden Teilprozesse zu treffen. Entsprechend stellt die Richtlinie der 
Bundesärztekammer zur Spendererkennung praxisnah grundlegende Prin- 
zipien der Behandlung potenzieller Organspender heraus und fokussiert auf 


VII 


Vorwort 


den erklärten bzw. mutmaßlichen Patientenwillen. Dargelegt wird, dass 
bis zur Klärung des angestrebten Therapieziels die Organfunktionen durch 
intensivmedizinische Maßnahmen aufrechterhalten werden müssen, um 
einem möglichen Organspendewunsch überhaupt gerecht werden zu kön- 
nen. Anschließend können je nach festgelegtem Therapieziel die angepass- 
te Weiterführung oder die Beendigung der intensivmedizinischen Maßnah- 
men erfolgen. 


Diese Praxisanleitung Spendererkennung soll dazu dienen, den Umgang mit 
der Richtlinie praxisnah darzustellen und einen neuen, offenen Umgang 
mit dem Thema Organspende auf den Intensivstationen zu bewirken. Das 
Autorenteam des Praxisleitfadens setzt sich im Kern aus dem Autorenteam 
der Richtlinie der Bundesärztekammer zur Spendererkennung zusammen, 
das durch dieses Medium Unsicherheiten im Umgang mit der Richtlinie 
ausräumen will. Dafür ist allen Beteiligten herzlich zu danken! Den Lese- 
rinnen und Lesern wünsche ich, dass dieses Buch seinem Namen alle Ehre 
macht und für Sie wirklich einen Leitfaden für die Praxis im Umgang mit 
dem Thema Organspende darstellt und Ihren Arbeitsalltag erleichtert! 


Dr. med. (I) Klaus Reinhardt 
Präsident der Bundesärztekammer 
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1 (Strukturelle) Rahmenbedingungen 


Claus-Dieter Middel und Wiebke Abel 


Durch das Transplantationsgesetz (TPG) ist die Bundesärztekammer (BAK) gesetzlich ver- 
pflichtet, unter Beteiligung zahlreicher mitwirkender Institutionen sowie unter staatlicher 
Aufsicht zentrale Regelungen der Transplantationsmedizin zu normieren, die von der Fest- 
stellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls als der Grundvoraussetzung der postmorta- 
len Organspende über die Erkennung potentieller Organspender bis hin zur Wartelistenfüh- 
rung und der Allokation zur Organtransplantation reichen. 


1.1 Welche Rolle spielen die Richtlinien der Bundesärztekammer 
für die Transplantationsmedizin? 


Seit Inkrafttreten des TPG im Jahr 1997 hat die BAK gemäß s 16 Abs. 1 S. ı 
Nrn. 1bis 7 TPG den Stand der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft in Richt- 
linien festzustellen und gemäß s 16 Abs. 2 S. 1 TPG das Verfahren für die Er- 
arbeitung dieser Richtlinien und für deren Beschlussfassung festzulegen. 
Weitere Grundlagen sind die Regelungen des 2012 vereinbarten TPG-Maß- 
nahmenkatalogs „Kontrolle verstärken, Transparenz schaffen, Vertrauen 
gewinnen“, wonach die Richtlinien der BÄK in einem transparenten Ver- 
fahren erlassen werden und Öffentlichkeit hergestellt werden muss. Da- 
durch ist die BÄK in das öffentlich-rechtlich gestaltete deutsche Gesund- 
heitssystem einbezogen. 


Zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben hat die BÄK ihre Ständige Kommis- 
sion Organtransplantation (StaKO) eingerichtet. Die StaKO agiert auf der Grund- 
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lage eines eigenen Statuts und erstellt jährlich einen Bericht über ihre Tä- 
tigkeit, der in der Regel im jährlichen Tätigkeitsbericht der Bundesärzte- 
kammer vorgelegt wird. Zu den wesentlichen Aufgaben der StäKO gehört 
gemäß § 1 Abs. 1 des StäKO-Statuts die Erarbeitung von Empfehlungen zu 
Grundsätzen und Vorschlägen für Richtlinien für die Organspende, -ver- 
mittlung und -verteilung. Entsprechend erarbeitet die StäKO u.a. Richtli- 
nienvorschläge für diese Materien, die vom Vorstand der BÄK verabschiedet 
und dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) zur Genehmigung vor- 
gelegt werden. Nach der Genehmigung durch das BMG werden die Richtli- 
nien im Deutschen Ärzteblatt und im Internet veröffentlicht. 


In der StäKO sind die Sachverständigen der betroffenen Fach- und Verkehrskreise der 
Transplantationsmedizin vertreten. Sie besteht aus mindestens 25 Mitgliedern, 
die auf Vorschlag verschiedener Institutionen (Deutsche Krankenhausgesell- 
schaft, Spitzenverband Bund der Krankenkassen, Bundesärztekammer, Ge- 
sundheitsministerkonferenz, Koordinierungsstelle nach § 11 TPG, Vermitt- 
lungsstelle nach § 12 TPG, Deutsche Transplantationsgesellschaft, Deutsche 
Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin, Vertreter 
der Patienten und der Angehörigen, Akademie für Ethik in der Medizin) vom 
Vorstand der BÄK berufen werden. 


In der Regel wird jede der Richtlinien nach s 16 Abs. 1S. 1 Nrn. 2 bis 7 TPG 
innerhalb einer StäKO-Amtsperiode, d.h. mindestens einmal in vier Jahren, 
überarbeitet. Analog zur Entwicklung von wissenschaftlichen Leitlinien soll 
dabei insbesondere die medizinische Evidenz für die Fortschreibung der 
Richtlinien berücksichtigt und in den Begründungen von Regeländerungen 
ausgewiesen werden. 


Für die Erarbeitung konkreter Vorschläge für Richtlinien nach § 16 Abs. 1 S. 1 
Nrn. 2 bis 7 TPG werden auf Beschluss des Vorstands der BÄK die Arbeits- 
gruppen der StäKO gebildet. 


Mit dem Erlass von Richtlinien, in denen der Stand der Erkenntnisse der 
medizinischen Wissenschaft festgestellt wird, erfüllt die BÄK Normsetzungs- 
aufgaben. Da nach § 16 Abs. 1S, 2TPG die Einhaltung des Standes der Erkennt- 
nisse der medizinischen Wissenschaft vermutet wird, wenn die Richtlinien 
der BÄK beachtet worden sind, ist deren Rechtsverbindlichkeit zu unterstellen. 
Das bedeutet: Es gilt die im Einzelfall widerlegbare Vermutung, dass bei Be- 
achtung der Richtlinien der Stand der medizinischen Wissenschaft einge- 
halten wird. Diese Vermutungsregelung soll die Wirkung der Richtlinien 
als Entscheidungshilfe im Hinblick auf die Verpflichtung des Arztes zur gewissenhaften 
Berufsausübung verdeutlichen. 


1.2 An wen richtet sich die Richtlinie der Bundesärztekammer zur Spendererkennung? 


1.2 An wen richtet sich die Richtlinie der Bundesärztekammer 
zur Spendererkennung? 


Die Richtlinie der BÄK zur Spendererkennung wendet sich an die Entnahmekran- 
kenhäuser gemäß § 9a TPG. Dies sind alle nach § 108 SGB V oder nach ande- 
ren gesetzlichen Bestimmungen zugelassenen Krankenhäuser, die nach 
ihrer räumlichen und personellen Ausstattung in der Lage sind, Organent- 
nahmen von potenziellen Spendern zu ermöglichen. Sie richtet sich an die 
Ärzte in den Entnahmekrankenhäusern sowie die Transplantationsbeauf- 
tragten gemäß § 9b TPG. 


Die Richtlinie beruht auf der Vorschrift des 5 16 Abs. 1S. 1 Nr. 3 TPG i.V.m. 
§ ga Abs. 2 Nr. 1 TPG. Ihr Gegenstand ist die Erkennung von Patienten die nach 
ärztlicher Beurteilung als Organspender in Betracht kommen (potenzielle Organspender). 
Sie soll in Umsetzung des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Transplanta- 
tionsgesetzes ausdrücklich dazu dienen, „die Strukturen in Bezug auf 
die Organspende in den Entnahmekrankenhäusern zu verbessern“ und 
„die Verantwortlichkeiten der am Prozess der Organspende Beteiligten zu 
stärken“. 


Die Entnahmekrankenhäuser sind gemäß $ 9a Abs. 2 Nr. 1 TPG 
verpflichtet, den endgültigen, nicht behebbaren Ausfall der Ge- 
samtfunktion des Großhirns, des Kleinhirns und des Hirnstamms 
(irreversibler Hirnfunktionsausfall) von Patienten festzustellen 
und der Koordinierungsstelle unverzüglich mitzuteilen, wenn 
diese nach ärztlicher Beurteilung als Organspender in Betracht 
kommen. 


Da sich der gesetzliche Auftrag auf die ärztliche Beurteilung von potenziellen 
Organspendern bezieht, ist ein Zusammenwirken mit der 


„Richtlinie gemäß § 16 Abs. 1S. ı Nr. ı TPG für die Regeln zur Feststellung des 
Todes nach $3 Abs. 1S. ı Nr. 2 TPG und die Verfahrensregeln zur Feststellung des 
endgültigen, nicht behebbaren Ausfalls der Gesamtfunktion des Großhirns, des 
Kleinhirns und des Hirnstamms nach $3 Abs. 2 Nr. 2 TPG, Vierte Fortschreibung“ 


notwendig. Soweit in der Beurteilung des potenziellen Organspenders be- 
reits Belange des Empfängerschutzes berücksichtigt werden müssen, sind 
auch die in der 
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„Richtlinie gemäß 516 Abs.1S.1Nr. 4a) und b) TPG betreffend die Anforderungen 
an die im Zusammenhang mit einer Organentnahme zum Schutz der Organemp- 
fänger erforderlichen Maßnahmen“ 


beachtlich. 


13 Was regelt die Richtlinie der Bundesärztekammer 
zur Spendererkennung? 


Die Richtlinie der BÄK zur Spendererkennung trifft Festlegungen für die ärzt- 
liche Beurteilung potenzieller Organspender, die erforderlichen organerhaltenden 
Maßnahmen, die in diesem Zusammenhang notwendigen Abläufe bis zur 
Feststellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls, die Einbeziehung der 
Koordinierungsstelle und die Einbeziehung des Patientenvertreters und der 
Angehörigen. Festgestellt wird der Stand der Erkenntnisse der medizini- 
schen Wissenschaft hinsichtlich der ärztlichen Beurteilung von potenziellen 
Organspendern sowie der Beschreibung guter medizinischer Behandlungsstandards 
von der Spendererkennung bis zurSpendermeldung im Rahmen einer Organspende 
unter Beachtung von rechtlichen, medizinischen und insbesondere ethi- 
schen Aspekten. 


Damit wird der komplexe klinische Gesamtprozess von der Erkennung 
potentieller Organspender bis hin zur Realisierung einer Organentnahme 
geregelt. Dies ist deshalb erforderlich, da sich die gesetzliche Meldepflicht 
der Entnahmekrankenhäuser nicht in einer isolierten Einschätzung eines 
momentanen medizinischen Status’ von Patienten erschöpft. Vielmehr ist 
die ärztliche Beurteilung potenzieller Organspender verknüpft mit der Ent- 
scheidung über die Aufnahme bzw. Fortführung intensivmedizinischer 
(organerhaltender) Maßnahmen, mit den notwendigen Abläufen bis zur 
Feststellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls und vor allem mit der 
Abklärung des Patientenwillens unter Einbeziehung des Patientenvertreters 
und der Angehörigen. In diesen sensiblen Situationen sind Rechtssicher- 
heit, Vertrauen und Transparenz für alle Beteiligten, insbesondere für die 
Angehörigen und das Behandlungsteam, von größter Bedeutung. Folglich 
müssen zur Erkennung von potenziellen Organspendern und Umsetzung 
des Patientenwillens alle Ärzte für die Möglichkeit einer Organspende sen- 
sibilisiert sein. Ein Organspendewunsch des Patienten muss frühzeitig er- 
kundet werden, spätestens vor Einleitung therapiebegrenzender Maßnah- 
men. Solange eine Organspende nicht ausgeschlossen ist, müssen intensiv- 
medizinische Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Organfunktionen 
erfolgen. Im Falle eines Organspendewunsches sind diese darüber hinaus 
bis zur Organentnahme fortzuführen, da ansonsten eine Organspende 
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unmöglich wird. Das bedeutet: In die ärztliche Beurteilung müssen die me- 
dizinischen Kriterien sowie der Wille des Patienten zur Organspende ein- 
fließen. 


Insoweit ist ein klar strukturiertes Verfahren zur Erkennung und weiteren 
Abklärung der Spendereignung von entscheidender Bedeutung für die Er- 
füllung der gesetzlichen Vorgaben. Zudem ist davon auszugehen, dass die 
konsequente Regelung des Ablaufs eines Organspendemanagements in den 
Entnahmekrankenhäusern die Zahl der Organspenden erhöhen und die An- 
zahl der transplantierbaren Organe steigern kann. 
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2 Erkennen eines potentiellen Spenders 


Klaus Hahnenkamp 


Die Erkennung potentieller Organspender ist der Schlüsselpro- 
zess in der postmortalen Organspende. 


Potentielle Organspender sind beatmete Patienten mit primärer oder sekun- 
därer akuter schwerer Hirnschädigung, die nach ärztlicher Beurteilung als 
Organspender in Betracht kommen. Gemäß § ga Abs. 2 Nr. ı TPG sind Ent- 
nahmekrankenhäuser verpflichtet, den irreversiblen Hirnfunktionsausfall 
festzustellen. Der Terminus ärztliche Beurteilung richtet sich maßgeblich nach 
medizinischen Kriterien, aber nicht ausschließlich. So ist ein bereits prä- 
mortal offenbarter Widerspruch erheblich. Im letzten Fall ist ein Patient 
kein (potentieller) Organspender und die postmortale Organspende ausge- 
schlossen. Ansonsten muss ein möglicher Organspendewille eines Patienten 
im Behandlungsablauf mit bedacht werden. 


„Patientenvertreter sind im Behandlungsverlauf darüber zu informieren, wenn 
eine Fortführung der intensivmedizinischen Maßnahmen nicht mehr primär zum 
Wohle des Patienten, sondern zur Realisierung einer möglichen Organspende er- 
wogen wird. Es sollte über die klinische Einschätzung und über mögliche weitere 
Schritte gesprochen werden um dem Willen des Patienten zu entsprechen. Das 
Gespräch sollte bereits stattfinden, wenn der Eintritt des irreversiblen Hirnfunk- 
tionsausfalls wahrscheinlich ist.“ (Zentrale Ethikkommission bei der Bundes- 
ärztekammer 2013) 
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Dies geschieht primär unabhängig von der Organspende und dient der Fest- 
legung von Therapiezielen und intensivmedizinischen Maßnahmen. Die 
rechtswirksame Einwilligung zur Organspende ist nach dem Transplanta- 
tionsgesetz (TPG) immer postmortal festzustellen bzw. abschließend post- 
mortal zu bestätigen. 


Kommt ein potentieller Organspender zugleich als Gewebespender in Be- 
tracht, so soll die Gewebespende gemäß Transplantationsgesetz zusammen 
Beachtung finden (s 4 Abs. 1TPG). Die mögliche postmortale Entnahme und 
Ubertragung eines Organs hat allerdings Vorrang vor der postmortalen Ent- 
nahme von Geweben (Subsidiaritätsprinzip), insbesondere darf eine Organ- 
spende nicht durch eine Gewebespende beeinträchtigt werden (s 9 Abs. 3 
TPG). 


Potentielle Organspender sind beatmete Patienten, die nach ärztlicher 

Beurteilung als postmortale Organspender in Betracht kommen. Zur pri- 

mären ärztlichen Beurteilung müssen folgende medizinische und nicht 

medizinische Voraussetzungen erfüllt sein: 

m schwere akute primäre oder sekundäre Hirnschädigung vorliegend 

= prima vista kein Widerspruch gegen die Organspende erkenntlich 

= bis dato keine absoluten medizinischen Kontraindikationen vorbe- 
kannt 

= irreversibler Hirnfunktionsausfall festgestellt, vermutet, eingetreten 
oder unmittelbar bevorstehend 


2.1 Voraussetzung des Erkennens eines potentiellen Spenders 
Gerold Söffker 


2.1.1 Terminus potentieller Organspender 


Der Terminus „potentieller Organspender“ ist im Transplantationsgesetzt, 
vielleicht aus gutem Grund, nicht ausdrücklich erwähnt, ergibt sich aber 
indirekt aus den dortigen Vorgaben. Der Terminus „möglicher Organspen- 
der“ wird bereits für die rein elektronisch („Transplantcheck“) aus den Ab- 
rechnungsdaten retrospektiv gefilterten Patienten verwendet (Schulte et al. 
2018). 


In der Literatur werden zur prospektiven Identifikation von Organspendern 
weitere Begrifflichkeiten im Organspendeprozess vorgeschlagen (Domingu- 
ez-Gil et al. 2011; Guide to the Quality and Safety of Organs for Transplanta- 
tion 2018). Unabhängig von der Begrifflichkeit muss primär ein Patient mit 
„verheerender“ Hirnverletzung, unmittelbar bevorstehendem vollständigen 
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Hirnfunktionsausfall und mutmaßlicher medizinischer Eignung im ersten 
Prozessschritt vom ärztlichen Behandlungsteam detektiert werden. In der 
internationalen Literatur werden dabei keine einheitlichen medizinischen 
Kriterien und klinische Trigger zur Erkennung eines potentiellen postmor- 
talen Organspenders („possible organ donor“) genannt (Squires et al. 2018). 
Im nächsten Prozessschritt muss der vollständige Hirnfunktionsausfall als 
eingetreten vermutet werden („potential donor“) und anschließend der ir- 
reversible Hirnfunktionsausfall gesetzeskonform festgestellt werden („eligible 
donor“). Diese Teilschritte im Organspendeprozess werden in der Richtlinie 
unter dem Überbegriff des potentiellen Organspenders und dessen Manage- 
ment abgebildet. 


2.1.2 Zu welchem Zeitpunkt und wo werden potentielle postmortale 
Organspender identifiziert? 


Das Transplantationsgesetzt legt weder den Ort noch den frühesten Zeitpunkt 
ausdrücklich fest. Die Erkennung von potentiellen Organspendern erfolgt 
prinzipiell ab Krankenhausaufnahme, z.B. bereits im Schockraum, zumeist 
aber erst auf der Intensivstation und nach Verlaufsbeobachtung. Sobald Pa- 
tienten mit akuter schwerer Hirnschädigung bekannter Ätiologie und ohne 
medizinische Kontraindikationen für eine Organspende Alarmzeichen für 
einen Hirnfunktionsausfall entwickeln, müssen diese als potentielle Organ- 
spender identifiziert werden. Die frühzeitige Identifikation von potentiellen 
Organspendern ist notwendig (Martin-Loeches et al. 2019), allerspätestens 
vor einer Therapielimitierung muss diese Identifikation erfolgt sein. 


Die „Ethicus-2 Studie“ (Sprung et al. 2019) konnte aufzeigen, dass in der 
Studienkohorte bei 89,7% der erwachsenen intensivpflichtigen Patienten 
von 22 europäischen Intensivstationen eine Therapievorenthaltung, Thera- 
piebeendigung oder aktive Verkürzung des Sterbeprozesses (primärer End- 
punkt) zu beobachten war. Die mediane Zeit von intensivmedizinischer Auf- 
nahme bis zur ersten Limitierung einer lebenserhaltenden Therapie betrug 
hierbei 2,1 Tage. Diese Daten zeigen, dass es insgesamt zu einem Wandel in 
der Therapie am Lebensende, unter Einschluss von Therapiebegrenzungen, 
sowie zu einem Rückgang in der Feststellung des irreversiblen Hirnfunk- 
tionsausfalls gekommen ist (Janssens 2020). Im Kontext der Organspende 
muss daher bei Entscheidungen am Lebensende („end-of-life decisions“) 
und insbesondere vor Therapielimitierung auch ein möglicher Organspen- 
dewunsch bei potentiellen Organspendern eruiert werden, ansonsten kann 
diesem Wunsch keine Geltung mehr verschafft werden. 


Erfolgen in Ausnahmefällen entgegen der Vorgaben der Richtlinie Gespräche 
zu Therapie- und Therapieziel-Entscheidungen am Lebensende nicht oder 
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können in besonderen klinischen Situationen aus ärztlicher Sicht nicht 
erfolgen, so muss spätestens nach Feststellung des irreversiblen Hirnfunk- 
tionsausfalls bei allen potentiellen Organspendern die Evaluation des Or- 
ganspendewunsches erfolgen. 


2.1.3 Verhältnis Patientenverfügung und Organspende 


Mit dem „Gesetz zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen und Patien- 
ten“ hat die Legislative 2013 die Patientenrechte gestärkt. Demnach bedarf 
es z.B. bei fehlenden therapeutischen Therapieoptionen („infauste Progno- 
se“) bei vorliegender Patientenverfügungen oder anderen Willensbekundun- 
gen zur Therapiebegrenzung nicht erst einer Todesfeststellung, um aus Pa- 
tientensicht „sinnlose“ Therapiemaßnahmen zu beenden. Allerdings be- 
antwortet das alleinige Vorliegen z.B. einer Patientenverfügung zumeist 
nicht auch die Frage nach einem Organspendewunsch (Zentrale Ethikkom- 
mission bei der Bundesärztekammer 2013). Um hierbei eine vom Patienten 
auch gewollte Organspende ermöglichen zu können, muss die Organspen- 
deridentifikation und Organspendeoption in Therapie- und Therapieziel- 
Entscheidungen am Lebensende einbezogen werden (Hahnenkamp et al. 
2016). Dieses ist ein Paradigmenwechsel. 


Sobald Patienten mit schwerer akuter Hirnschädigung bekannter 
Ätiologie und ohne vorbekannte medizinische Kontraindikatio- 
nen „Alarmzeichen“ für einen Hirnfunktionsausfall entwickeln, 
müssen diese als potentielle Organspender identifiziert werden. 
Bei potentiellen Organspendern soll prämortal zum klinischen 
Zeitpunkt von Therapie- und Therapieziel-Entscheidungen am Le- 
bensende und vor Therapielimitierung ein möglicher Organspen- 
dewunsch ermittelt und die Organspendeoption frühzeitig mit 
einbezogen werden; spätestens jedoch nach Feststellung des 
irreversiblen Hirnfunktionsausfalls. 


2.1.4 Intubation und elektive Beatmung von Patienten 
ohne therapeutische Therapieoption? 


Potentielle Organspender im Sinne der Richtlinie sind beatmete Patienten, 
daher kann die Richtlinie dazu keine Regelungen treffen. Von der Richtlinie 
und aus dem TPG lässt sich die Frage daher nicht beantworten, ob primär 
nicht intubierte Patienten (insbesondere in der Notaufnahme) mit schwers- 
ter akuter Hirnschädigung und ohne therapeutische Option, aber erwart- 
baren zeitnahen Progress in ein finales Stadium, allein zur Aufrechterhal- 
tung einer Organspendemöglichkeit oder deren Klärung elektiv intubiert 
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werden diirfen. Eine nicht therapeutisch intendierte Intubation mit an- 
schließender mechanischer Beatmung und Anwendung intensivmedizini- 
scher Maßnahmen ist in dieser Situation umstritten - sie dient nicht dem 
Wohle des Patienten, könnte aber dennoch seinem Willen entsprechen. Die 
Frage nach dem Vorgehen kann daher klinisch relevant sein. Medizinisch 
im Vordergrund steht primär die Sicherheit der medizinisch infausten Pro- 
gnoseabschätzung zum Entscheidungszeitpunkt. Insbesondere in der 
Schockraum-/Notaufnahmesituation kann eine infauste Prognoseabschät- 
zung bei nicht beatmeten Patienten jedoch unsicher sein. 


In der internationalen Literatur wird gemäß Kapitel 2.4 des „Guide to the 
Quality and Safety of Organs for Transplantation“ (2018) eine nicht thera- 
peutisch intendierte Intubation mit einer zeitlich sehr befristeten Klärung 
der Organspende in dieser speziellen Situation nicht ausgeschlossen. Die 
Richtlinie und das TPG schliesst ein solches Vorgehen ebenfalls nicht aus. 
Auf der anderen Seite bedarf dieses Vorgehen, insbesondere aus rechtlicher 
und ethischer Sicht der Einwilligung (Escudero et al. 2017; Gardiner et al. 
2019). Auch ein entgegenstehender Wille zur Therapiebegrenzung oder die 
Eingriffsintensität der geplanten erweiterten Behandlungsmaßnahmen ist 
von Belang. Ein sofortiges Gespräch mit den Patientenvertretern wird drin- 
gend empfohlen. 


2.1.5 Was sind absolute medizinische Kontraindikationen 
bei potentiellen Organspendern? 


Medizinische Kontraindikationen schließen eine Organspende aus. So liegt 
bei Patienten mit chronischen Organversagen für das Einzelorgan sowie bei 
therapierefraktären Patienten mit progredient verlaufendem schwerem 
Multiorganversagen oder schwerem Kreislaufschock eine Kontraindikation 
vor. Die Frage nach weiteren medizinischen Kontraindikationen für eine 
Organspende ist nur im Kontext der medizinischen Situation des Transplan- 
tatempfängers zu beantworten. Was für den einen Empfänger ein unver- 
hältnismäßig hohes Transplantationsrisiko darstellt, kann für einen ande- 
ren Empfänger auch bei erhöhtem Risiko die letzte lebensrettende Chance 
sein. Insbesondere bei akuten oder früheren Tumorerkrankungen des Spen- 
ders (Therapie, Histologie, Staging z.B. anhand TNM-Klassifikation und 
Grading sind wichtig zur Risikoabschätzung) oder Hepatitis C kann es 
schwer zu bestimmen sein, wo die absoluten Risiken und Grenzen liegen. 
Die medizinische Nutzen-Risiko-Analyse für den Empfänger ist abschlie- 
ßend nur als Einzelfallentscheidung in der Gesamtschau aller Befunde im 
Transplantationszentrum organspezifisch zu bestimmen. Zur Risikoab- 
schätzung dienen insbesondere die Anamnese, die körperliche Untersu- 
chung sowie insbesondere die abschließenden postmortalen Untersuchun- 
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gen eines Organspenders gemäß der Richtlinie „Empfängerschutz und TPG- 
OrganV“. Diese Untersuchungen bedeuten aber, zusammen mit der allge- 
meinen Spenderevaluation, auch aus Sicht des Entnahmekrankenhauses 
einen hohen personellen, zeitlichen und kostenintensiven Ressourcenein- 
satz. Zudem ist die Gesamtsituation mindestens für die Angehörigen, aber 
auch für das behandelnde Klinikteam emotional belastend. Erscheint eine 
abschließend realisierbare Organspende nach medizinischen Kriterien aus- 
geschlossen bzw. hochwahrscheinlich nicht realisierbar, so stellt sich im 
Entnahmekrankenhaus die Frage nach der medizinischen Sinnhaftigkeit 
und Verhältnismäßigkeit. Gerade im Vorfelde einer noch allgemeinen Eva- 
luation eines Patienten mit vermuteten erweiterten Spenderkriterien (,,Ri- 
siko-Spender“) empfiehlt sich daher frühzeitig die Rücksprache mit dem 
Transplantationsbeauftragten und eine allgemeine Beratung durch die Ko- 
ordinierungsstelle (Deutsche Stiftung Organtransplantation). Vorbefunde, 
oder aus anderen Gründen erlangte aktuelle diagnostische Befunde, dürfen 
selbstverständlich zur allgemeinen Evaluation auch vor einer Todesfeststel- 
lung in Grundsatzüberlegungen zur allgemeinen medizinischen Spender- 
tauglichkeit einbezogen werden. Der „Guide to the Quality and Safety of 
Organs for Transplantation“ (2018) erlaubt zudem eine Übersicht zur Ein- 
schätzung von Kontraindikationen. 


Altersunabhängig können z.B. gemäß dem „Guide to the Quality and Safe- 
ty of Organs for Transplantation“ (2018) folgende allgemeine absoluten Kon- 
traindikationen angegeben werden: 


= Aktive oder nicht kurativ behandelte maligne Neoplasie (Ausnahmen 
sind Primärtumore des zentralen Nervensystems, die keine Metasta- 
sen bilden) mit Ausbreitung auf mehrere Organe. 

= Unbehandelte oder unkontrollierte schwere systemische Infektionen 
(z.B. Sepsis mit 4 MRGN Pseudomonas oder Acinetobacter baumannii, 
HIV, aktive Tuberkulose, aktive SARS-CoV-2 Infektion), insbesondere 
bei unbekanntem Erreger (z.B. auch unklare Enzephalitis) ohne The- 
rapieansprechen sowie ohne Behandlungsoption beim Empfänger 
(z.B. Prionen-Erkrankungen, Rabiesvirus). 


Kontraindikationen können generell oder nur organspezifisch be- 

stehen. Absolute allgemeine medizinische Kontraindikationen des 

Spenders liegen vor bei: 

= akut progredient verlaufendem schwerem Multiorganversagen 
oder therapierefraktärem schwerem Kreislaufschock jeglicher 
Genese 

m aktiver, metastasierter oder nicht kurativ behandelter maligner 
Neoplasie (Ausnahmen möglich) 
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m unbehandelter oder unkontrollierter schwerer systemischer 
Infektion, insbesondere bei unbekanntem Erreger ohne Thera- 
pieansprechen sowie ohne Behandlungsoption beim Emp- 
fanger 


Dringende Empfehlung: Kontraindikationen mit der Koordinie- 
rungsstelle besprechen. 


2.1.6 Was meint vollstandiger Hirnfunktionsausfall bereits vermutet, 
eingetreten oder unmittelbar bevorstehend? 


Der vollständige und irreversible Hirnfunktionsausfall wird gemäß der hier- 
zu eigenen Richtlinie festgestellt. Zur Beschreibung der klinischen Situa- 
tionen, die zur abschließenden Feststellung des irreversiblen Hirnfunktions- 
ausfalls beim potentiellen Organspender führen kann, wurde die begriff- 
liche Unterscheidung zwischen unmittelbar bevorstehendem und vermute- 
ten irreversiblen Hirnfunktionsausfall in die Richtlinie Spendererkennung 
übernommen. Diese sind bereits in der Gesetzesbegründung zum 2. TPG 
Änderungsgesetz sowie im Arbeitspapier der Bundesärztekammer zum Ver- 
hältnis von Patientenverfügung und Organspendeerklärung angelegt (Zen- 
trale Ethikkommission bei der Bundesärztekammer 2013). 


Vermuteter Hirnfunktionsausfall 


Der vollständige Hirnfunktionsausfall wird vermutet, wenn klinische Zei- 
chen einer vollständig ausgefallenen Hirnfunktion mutmaßlich vorliegen. 
Beim potentiellen Organspender ist konsekutiv die Einleitung der Diagnos- 
tik zur endgültigen Feststellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls ob- 
ligat. 


Unmittelbar bevorstehender Hirnfunktionsausfall 


Der Hirnfunktionsausfall besteht unmittelbar bevor, wenn noch nicht alle 
klinischen Zeichen eines vollständiges Hirnfunktionsausfalls vorliegen, die- 
ser aber hochwahrscheinlich eintreten wird (,,drohender Tod“). Dieses kann 
prognostiziert werden, wenn bei beatmeten Patienten mit akuter schwerer 
Hirnschädigung bekannter Genese in der Verlaufsbeobachtung die Ausprä- 
gung und Anzahl pathologischer klinischer Befunde, zumeist unterstiitzt 
durch zerebrale Bildgebung und weitere apparative diagnostische Methoden 
(SEP, EEG, Doppler- und Duplexsonographie u.a.) stetig zunehmen. Wie 
viele klinische Befunde anfanglich mindestens in die gleiche Richtung wei- 
sen sollten, ist in der Literatur uneinheitlich und variiert u.a. zwischen 
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1-3 neurologischen Ausfallen aus 5-7 klinisch priifbaren Hirnstammreflexen. 
Insgesamt werden gemäß Literatur unterschiedliche klinische Kriterien he- 
rangezogen (Squires et al. 2018). 


Prognostische Aussagen erfolgen anhand medizinischer Befunde und Ver- 
läufe, statistischer Wahrscheinlichkeiten, allgemeiner und persönlicher 
ärztlicher Erfahrung sowie immer mit der gebotenen Sorgfalt. Zu obigem 
Zeitpunkt besteht, je nach klinischen Befunden, ggf. noch Unsicherheit in 
der Prognoseeinschätzung. 


Der Hirnfunktionsausfall 


m wird gemäß Richtlinie festgestellt 

= wird vermutet, wenn klinische Zeichen einer vollständig ausgefalle- 
nen Hirnfunktion vorliegen, die Feststellung aber (noch) nicht erfolgt 
ist 

m steht unmittelbar bevor, wenn die klinischen Zeichen (noch) nicht 
vollständig vorliegen, aber die Ausprägung und Anzahl pathologi- 
scher klinischer Befunde stetig zunehmen und konsekutiv der zeit- 
nahe Eintritt hochwahrscheinlich ist 


Im anglo-amerikanischen wird für einen unmittelbar bevorstehenden Hirn- 
funktionsausfall (z.B. vom „Organ Procurement and Transplantation Net- 
work“ -OPTN) der Begriff „imminent neurological death“ verwendet. Aller- 
dings setzt diese Definition voraus, dass z.B. keine Sedation oder Hypother- 
mie die klinische neurologische Einschätzung verhindern (OPTN 2017). 
Durch die Richtlinie Spendererkennung soll allerdings ermöglicht werden, dass 
die erste Spenderidentifikation, die Verlaufsbeobachtung und erste klinische 
Einschätzung des potentiellen Organspenders bereits unter therapeutischen 
Therapiemaßnahmen beginnen kann. Die klinische Beurteilung und Prog- 
noseabschätzung kann dabei zunächst noch eingeschränkt sein sowie die 
weitere Therapie und Verlaufsbeobachtung indiziert sein. Die zusätzliche 
Anwendung von klinischen Scores (z.B. „Glasgow Coma Score“ - GCS; „World 
Federation of Neurosurgical Societies grading system“ - WFNS-Scale; „Full 
Outline of UnResponsiveness Score“ - FOUR-Score) hat ebenso die Einschrän- 
kung der sicheren Aussagekraft unter Sedierung oder Hypothermie. Den- 
noch können Scores in der klinischen Verlaufsbeobachtung zusätzlich hin- 
weisend sein. Dieses gilt auch für andere vorgeschlagene allgemeine klini- 
sche Trigger bei Patienten mit schwerer Hirnschädigung, wie z.B. dem Ak- 
ronym „GIVE“ (GCS <5, intubiert, ventiliert, Entscheidung am Lebensende) 
(Zavalkoff et al. 2019). 


Steht der vollständige Hirnfunktionsausfall unmittelbar bevor, sollte wei- 
terhin die therapeutische Behandlung zum Wohle des Patienten und gemäß 
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dem Willen des Patienten durchgeführt werden. In dieser Situation erfolgen 
dennoch zeitgleich 


die Behandlung, 

Verlaufsbeobachtung und 

weitere potentielle Spenderbeurteilung sowie 

. erste Prognosegespräche und Therapiezielgespräche mit den Patien- 
tenvertretern. 


PUNB 


Für diese Gespräche sind primär Willensbekundungen des Patienten zu the- 
rapeutischen Maßnahmen, zu Entscheidungen am Lebensende und auch 
zur Organspende relevant. Schriftliche Willensbekundungen zur Organ- 
spende können vom Patienten in einer Patientenverfügung, einem (zusätz- 
lichen) Organspendeausweis oder ab März 2022 (zusätzlich) im bundesweiten 
Online-Organspenderegister erfolgt sein. Darüber hinaus können die Ent- 
scheidungen einer dritten Person übertragen worden sein, mündlich mit- 
geteilt oder überhaupt nicht erfolgt sein. Die Einsichtnahme in das Online- 
Organspenderegister darf gemäß dem „Gesetz zur Stärkung der Entschei- 
dungsbereitschaft bei der Organspende“ (2020) nur durch einen als aus- 
kunftsberechtigt benannten Arzt oder Transplantationsbeauftragten 
erfolgen. Die Registerinformation ist nicht erst nach Feststellung des Todes 
einsehbar, wie ursprünglich geplant, sondern wird nun so geregelt, dass 
eine Auskunft bereits in Behandlungssituationen, in denen der nicht be- 
hebbare Ausfall der Gesamtfunktion des Großhirns, des Kleinhirns und des 
Hirnstamms des möglichen Organ- oder Gewebespenders unmittelbar be- 
vorsteht oder als bereits eingetreten vermutet wird, erfragt werden darf, um 
diese Information an die behandelnden Ärzte für Therapiezielgespräche am 
Lebensende weiterzugeben. 


Komplex ist die Festlegung eines Therapieziels insbesondere dann, wenn 
aufgrund einer rechtswirksamen Patientenverfügung eine Behandlungs- 
begrenzung gewünscht wird, zudem aber auch ein möglicher Organspen- 
dewunsch besteht. Dieser muss im Rahmen der Entscheidungen am Lebens- 
ende („end-of-life decisions“, partizipative Entscheidungsfindung) sodann 
erkundet werden, sonst könnte der ebenso bestehende Organspendewunsch 
niemals umgesetzt werden. Bei divergent erscheinenden Willensbekundun- 
gen (z.B. palliative care vs. Organspendewunsch) erfolgt die harmonisieren- 
de Interpretation aller Willensäußerungen durch den Patientenvertreter 
(Betreuer, Vorsorgebevollmächtigten) sowie danach die Priorisierung des 
höchsten Willens für diese Gesamtsituation. Ist der Wille zur Therapiebe- 
grenzung ausdrücklich oder priorisiert, muss dieser umgesetzt werden. 
Wird der Wille zur Organspende priorisiert, muss diesem Wunsch gefolgt 
werden. In der Regel wird hierfür ein zeitlicher Rahmen mit den Patienten- 
vertretern besprochen. 


15 


2 Erkennen eines potentiellen Spenders 


Sind postmortal mehrere und sich widersprechende Erklarungen pro und 
kontra Organspende bekannt, gilt die zuletzt abgegebene Erklärung. Ist 
postmortal nicht festzustellen und subsidiär dem nächsten Angehörigen 
nicht bekannt, welche Erklärung zuletzt abgegeben worden ist, gilt dieje- 
nige Erklärung mit der geringsten Eingriffstiefe (s 2 Abs. 2 TPG). Letzteres 
heißt im Klartext: im Zweifelsfall keine postmortale Organspende. 


w Schriftliche Willensbekundungen zum prämortalen Umfang 
einer Behandlung und zur postmortalen Organspende können 
aus einer Patientenverfügung, dem Organspendeausweis oder 
aus dem Eintrag im online Organspenderegister ersichtlich sein. 

= Prämortal erfolgt durch den Patientenvertreter (Betreuer, Vor- 
sorgebevollmächtigten) die harmonisierende Interpretation 
aller eruierbaren ausdrücklichen (schriftlich, mündlich) oder 
mutmaßlichen Willensäußerungen des Patienten sowie bei 
divergierenden Willensbekundungen die Priorisierung eines 
führenden Gesamtwillens. 

= Bei postmortal mehreren, sich widersprechenden Organspen- 
deerklärungen gilt die zuletzt abgegebene Erklärung. Ist post- 
mortal auch durch Befragung der nächsten Angehörigen nicht 
festzustellen, welche Erklärung zuletzt abgegeben worden ist, 
gilt diejenige Erklärung mit der geringsten Eingriffstiefe, d.h. 
im Zweifelsfall keine postmortale Organspende. 


2.1.7 Wie lang kann beim unmittelbar bevorstehenden vollständigen 
Hirnfunktionsausfall auf dessen Eintritt gewartet werden? 


Steht der Hirnfunktionsausfall unmittelbar bevor und besteht prinzipiell 
ein Organspendewunsch des Patienten, so kann in obigen Diskussionen die 
Zeitspanne der weiteren Verlaufsbeobachtung bis hin zur Feststellung des 
irreversiblen Hirnfunktionsausfalls eine wesentliche Bedeutung für Ent- 
scheidungen am Lebensende erlangen. Für diese Zeitspanne besteht keine 
gesetzliche Vorgabe im Transplantationsgesetz. 


Die Zeitspanne richtet sich immer zuerst nach dem Patientenwillen. Darü- 
ber hinaus erscheinen medizinische (z.B. Kontraindikationen, Herz-Kreis- 
laufstabilität, Ausprägung des erweiterten intensivmedizinischen Behand- 
lungsbedarfs gemäß Neitzke et al. 2019), ethische (z.B. Menschenwürde 
sowie die vier Prinzipien nach Childress und Beauchamp 2008): Patienten- 
autonomie, Benefizienz, Nonmalefizienz und Gerechtigkeit), verfahrens- 
technische und vergleichende Überlegungen sinnvoll. Darüber hinaus ist 
die Prognosesicherheit zu beachten. In anderen klinischen Situationen, die 
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aber auch für die Organspende relevant sein können, empfiehlt z.B. die Sı- 
Leitlinie „Hypoxisch-ischämische Enzephalopathie“ bei reanimierten Pa- 
tienten mit Temperaturmanagement die neurologische Prognoseabschät- 
zung nach 72 h zu beginnen (Bender et al. 2018). In Situationen mit schwerer 
neurologischer Schädigung wird allgemein kongruent eine Verlaufsbeob- 
achtung über 48-72 h empfohlen (Souter et al. 2015; Harvey et al. 2018; Ro- 
hautu. Claassen 2018). Im Hinblick auf die Organspende ist rein verfahrens- 
technisch gemäß der Richtlinie zur Feststellung des irreversiblen Hirnfunk- 
tionsausfalls (vierte Fortschreibung) ab Beginn des dritten Lebensjahres und 
bei vorliegender sekundärer Hirnschädigung zum Irreversibilitätsnachweis 
anhand klinischer Symptome eine Zeitspanne > 72 h erforderlich. Ebenso 
vergleichend wurde im zuletzt 2017 revidierten Transplantationsgesetz der 
Schweiz bzw. den dazugehörigen medizin-ethischen Richtlinien der Schwei- 
zerischen Akademie für Medizinische Wissenschaften (SAMW), gegenüber 
2011, von einer zeitlichen Limitierung für medizinische Maßnahmen vor 
dem Tod ganz abgesehen. In Hinweisen zur praktischen Umsetzung wird 
allerdings eine Zeitspanne von 48 h (danach Donation after Circulatory Death) 
genannt (SAMW 2017). Im „Guide to the Quality and Safety of Organs for 
Transplantation“ (2018, S. 53). wird eine Beobachtungszeit von 72 h ange- 
führt. 


Zusammenfassend erscheint eine medizinische Verlaufsbeobachtung, so- 
fern dieses dem Patientenwillen nicht widerspricht, bis ca. 72 h bei Patien- 
ten mit schwerer Hirnschädigung konsensfähig. In der Richtlinie erfolgte 
keine zeitliche Präzisierung. 


Bei potentiellen Organspendern und unmittelbar bevorstehendem 
vollständigen Hirnfunktionsausfall erscheint, sofern dieses dem 
Patientenwillen nicht widerspricht, eine Beobachtungszeit von ca. 
48-72 h konsensfähig. 


2.1.8 Welche Struktur benötigt ein Entnahmekrankenhaus zur 
potentiellen Spendererkennung? 


Die übergeordnete Struktur der Organspende und Transplantationsmedizin 
ist im Transplantationsgesetz (TPG) festgelegt. Die Erkennung potentieller 
Organspender im Entnahmekrankenhaus ist keine Einzelleistung und nur 
erfolgreich umsetzbar, wenn von Seiten der Krankenhausleitung eine inner- 
klinische Kultur der Organspende aktiv unterstützt wird. Die dazu notwen- 
digen internen Strukturen sind Grundlage zur potentiellen Spendererken- 
nung (Leitpfad zur potentiellen Spendererkennung und Sequenz in der 
Organspende siehe Abbildung 1 und 2). 
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akute primäre oder sekundäre 
hochwahrscheinlich „infauste“ Hirnschädigung 


Identifikation durch 
Primärbehandler und 
Hinzuziehung TxB 


erwarteter Hirnfunktionsausfall 


Gespräche mit + nach erster medizinischer Beurteilung keine absolute 
gesetzlichen Kontraindikation 
Patientenvertretern + kein Organspende-Widerspruch bis dato bekannt 
o anie ggf. weitere Behandlung 
ve Verlaufsbeobachtung 
decisions 
= Therapie, vermuteter Hirnfunktionsausfall 


Therapieziele? intensivmed. Maßnahmen 
Planung IHA-Feststellung 


festgestellter irreversibler Hirnfunktionsausfall (IHA) 


ne intensivmed. Maßnahmen 
Angehörigen- 


gespräche 
abschließende Klärung Organspende-Einwilligung und 


abschließende med. Beurteilung der Spendereignung 


Abb. 1 Leitpfad zur Erkennung von potentiellen Organspendern 


Das Entnahmekrankenhaus ist verpflichtet, den irreversiblen Hirnfunktions- 
ausfall bei allen potentiellen Organspendern festzustellen und diesen immer 
unverzüglich der Koordinierungsstelle (DSO) mitzuteilen. Zur Sicherstellung 
dieser Verpflichtung sind krankenhausinterne Verfahrensanweisungen, wel- 
che Zuständigkeiten und Handlungsabläufe regeln, vorgeschrieben (§ 9a 
Abs. 2 TPG). Zur Organspende informiertes und qualifiziertes Krankenhaus- 
personal nimmt die Aufgaben im Organspendeprozess wahr. Hierbei hat der 
unabhängige und qualifizierte Transplantationsbeauftragte eine besondere 
Stellung. Dieser muss immer hinzugezogen werden, wenn Patienten nach 
ärztlicher Beurteilung als Organspender in Betracht kommen (§ gb Abs. 1 
TPG). Der Transplantationsbeauftragte hat zur Wahrung seiner Aufgaben 
Zugangsrecht zur Intensivstation oder Notaufnahme. Die primäre Erken- 
nung potentieller Organspender ist der Schlüsselprozess zur Spenderidenti- 
fikation und es liegtin der Primärverantwortung aller Ärzte und Pflegenden, 
die diese Patienten behandeln (Primärbehandlungsteam), solche Patienten 
zu erkennen und den Transplantationsbeauftragten hinzuzuziehen. Trans- 
plantationsbeauftragte werden in keinem Entnahmekrankenhaus rund um 
die Uhr unverzüglich verfügbar sein können. Die Expertise zur ersten poten- 
tiellen Spendererkennung sollte auf jeder einzelnen Intensivstation sowie 
übergeordnet in der gesamten Intensiv- und Notfallmedizin, in Schlagan- 
fall- oder Traumazentren sowie in Cardiac-Arrest-Zentren vorhanden sein. 
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2 Erkennen eines potentiellen Spenders 


Insbesondere Alarmzeichen („brain death alert signs“) sollten von jedem In- 
tensivmediziner erkannt werden können (Martin-Loeches et al. 2019). Check- 
listen können hierbei in der Erkennung undim Management hilfreich sein. 


Zur Prozesskontrolle (Qualitätssicherung) müssen für jeden Einzelfall alle 
Todesfälle mit kodierter primärer oder sekundärer Hirnschädigung im Kran- 
kenhaus retrospektiv softwarebasiert analysiert („Transplantcheck“), doku- 
mentiert sowie intern wie extern berichtet werden. Darüber hinaus könnte 
sich auch eine in die tägliche Routine implementierte Analyse, z.B. im Rah- 
men von Morgen- oder Mittagsbesprechungen sowie Morbiditäts- und Mor- 
talitätskonferenzen, anbieten. Zur Realisierung einer Organspende kann 
allerdings nur die prospektive Erkennung potentieller Organspender wirk- 
lich beitragen. Wie im „Gemeinschaftlichen Initiativplan Organspende“ 
vorgeschlagen, könnten zukünftig evtl. Softwareprogramme (künstliche 
Intelligenz; Big-Data-Analysen) diese ebenso prospektiv unterstützen. 


Für den Transplantationsbeauftragten sind verschiedene krankenhausspezi- 
fische Organisationsformen möglich. Wenn ein Entnahmekrankenhaus 
mehr als eine Intensivstation hat, soll, d.h. im Regelfall, für jede dieser 
Stationen mindestens ein Transplantationsbeauftragter bestellt werden (s 9b 
Abs. ı TPG). Ist der Transplantationsbeauftragte zugleich z.B. der Oberarzt 
der Station, ist dieses einfach realisierbar. Im anderen Fall soll sichergestellt 
sein, dass die erste Erkennung potentieller Spender in allen intensivmedi- 
zinischen Bereichen durch qualifiziertes Personal eingeleitet und ein Trans- 
plantationsbeauftragter hinzugezogen wird. Insbesondere im Fall eines 
mehreren Stationen und Abteilungen übergeordneten Transplantationsbe- 
auftragten in Voll- oder Teilzeit erscheint letzteres notwendig. Eine mehr- 
mals tägliche aktive Visitation oder eine andere aktive systematische Suche 
des übergeordneten Transplantationsbeauftragten kann erwogen werden, 
letzteres wird teilweise in Empfehlungen anderer Länder als Expertenmei- 
nung für sinnvoll erachtet (Westphal et al. 2016). 


Entnahmekrankenhäuser bestellen mindestens einen qualifizierten ärzt- 
lichen Transplantationsbeauftragten (s9b Abs. ı TPG). Darüber hinaus sind 
auch qualifizierte pflegerische Transplantationsbeauftragte prinzipiell mög- 
lich, das Nähere hierzu wird allerdings durch das jeweilige Landesrecht 
(Landesausführungsgesetz) unterschiedlich geregelt. 


Zur Realisierung einer Organspende, müssen als Schlüsselprozess 
potentielle Organspender prospektiv gemeinschaftlich vom Pri- 
märbehandlungsteam unter Hinzuziehung des Transplantations- 
beauftragten erkannt werden. 
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2.2 _Verlaufsbeobachtung - klinische Symptome 
Eckhard Rickels 


Die engmaschige Beobachtung und neurologische Untersuchung von Pa- 
tienten mit schwerer Hirnschädigung erfolgt, um wesentliche klinische 
Veränderungen auch während der Therapie frühzeitig erkennen zu können. 
Legen klinische oder apparative neurologische Befunde bzw. deren dynami- 
sche Entwicklung und Ausprägung einen progredienten Hirnfunktionsaus- 
fallnahe, so muss dies erkannt werden! 


Um schwere Gehirnschäden zu behandeln und der Schädigung primär the- 
rapeutisch entgegenzuwirken, ist in der Regel eine Beatmung unter Anal- 
gosedierung notwendig. Sie erschwert aber die klinische Verlaufsbeobach- 
tung, da unklar bleibt, ob die geminderte neurologische Antwort auf äuße- 
re Reize oder bei pflegerischen Maßnahmen den krankheitsbedingten Ist- 
Zustand darstellt oder die Folge der medikamentösen Unterdrückung der 
Hirnfunktion (Sedierung) ist. Unter diesen Bedingungen ist das Erkennen 
eines schon eingetretenen oder sich anbahnenden irreversiblen Hirnfunk- 
tionsausfalls stark erschwert. 


Es gibt jedoch einige Untersuchungsbefunde, die auch beim beatmeten und 
analgosedierten Patienten auf einen schon eingetretenen oder sich anbah- 
nenden Hirnfunktionsausfall hinweisen. 


Die Richtlinie der Bundesärztekammer zur Feststellung des endgültigen, 
nicht behebbaren Ausfalls der Gesamtfunktion des Großhirns, des Klein- 
hirns und des Hirnstamms gemäß § 16 Abs. 1, S. 1 N. ı des TPG für Regeln 
zur Feststellung des Todes nach § 3 der Bundesärztekammer betont die Ge- 
samtfunktion des Gehirns und verlangt dabei die Feststellung des Gesamt- 
ausfalls aller prüfbaren Hirnfunktionen. 


Auch die Untersuchung, um Anzeichen eines sich abzeichnenden oder viel- 
leicht schon eingetretenen Hirnfunktionsausfalls zu erkennen, orientiert 
sich an dieser Richtlinie der Bundesärztekammer zur Feststellung des irre- 
versiblen Hirnfunktionsausfalls. Während aber im Fall der „Hirntod-Diag- 
nostik“ der Beweis des Gesamtausfalls der Hirnfunktion erbracht werden 
muss, gehtes beim Erkennen potenzieller Spender um das Erkennen einzel- 
ner Anzeichen, die auf den Funktionsausfall hinweisen. Nimmt der Sum- 
menwert bei Koma-Scores wie der Glasgow-Coma-Scale oder beim FOUR 
Score (Full-Outline of Unresponsiveness Score) ab, ist dies ebenfalls ein In- 
dikator eines zunehmenden Hirnfunktionsausfalls. 
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Auch ein sich kontinuierlich ausbreitender Funktionsausfall, eine langsame 
Abnahme der Antwort auf äußere Reize sind Ausdruck einer zunehmenden 
Verschlechterung der Hirnfunktion. 


Prinzipiell ist jede Verschlechterung der klinisch-neurologischen 
Untersuchungsbefunde, die nicht durch Analgosedierung erklär- 
bar ist, auf einen weiteren zusätzlichen Ausfall der Gehirnfunk- 
tionen verdächtig. Daraus ergeben sich Anzeichen, dass die 
Schädigung des Gehirns trotz Behandlung zunimmt. 


Die regelmäßige klinische Verlaufskontrolle konzentriert sich beim koma- 
tösen Patienten auf die neurologische Untersuchung auf Reflexantworten, 
die vom Hirnstamm und Diencephalon gesteuert werden. Schäden in diesen 
Arealen sind per se lebensbedrohlich. Fortschreitende Ausfälle müssen somit 
die Frage nach dem schon eingetretenen oder zu erwartenden irreversiblen 
Hirnfunktionsausfall aufwerfen. 


Hinweise auf den eventuell schon eingetretenen, sich abzeichnenden oder 
bald zu erwartenden irreversiblen Hirnfunktionsausfall sind: 
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Hirndruckanstieg: Am einfachsten zu erkennen ist der Funktionsausfall 
der Patienten, bei denen zur Therapiesteuerung eine Hirndrucksonde 
implantiert wurde - ein andauernder, nicht therapierbarer Hirndruck- 
anstieg bei gleichzeitig weiten Pupillen wird den Verdacht auf eine 
zusätzliche schwere, lebensgefährdende Schädigung lenken. Ein CT 
wird ein Aufbrauchen aller Liquorreserveräume bei fehlender Abgren- 
zung von grauer und weißer Substanz zeigen. 

Cushing-Reflex: Ein plötzlicher extremer Blutdruckanstieg bei gleich- 
zeitiger Bradykardie mit dem der Körper versucht, die Perfusion des 
Gehirns aufrecht zu erhalten wird als „Cushing-Reflex“ bezeichnet. 
Nach einiger Zeit erfolgt dann bei weiterhin weiten lichtstarren Pu- 
pillen ein eindeutiger Blutdruckabfall. 

Diabetes insipidus: Eine durch die intensivmedizinische Therapie nicht 
erklärte Polyurie mit deutlicher Zunahme des Ausscheidungsvolu- 
mens und Abfall des spezifischen Uringewichts ist verdächtig auf eine 
Verminderung der Produktion des Antidiuretischen Hormons, ADH. 
Dies ist bedingt durch einen Ausfall von supraoptischen und para- 
ventrikulären Strukturen des Hypothalamus. 

Hypothermie: Ein Absinken der Körpertemperatur, die nur durch Wär- 
mezufuhr von außen stabilisiert werden kann, bedeutet eine Störung 
der körpereignen Temperaturregulation mit Ausfall der übergeordne- 
ten hypothalamischen Areale. 


2.2 Verlaufsbeobachtung - klinische Symptome 


= Hirnstammreflexe: Ausfall eines oder aller der Hirnnervenreflexe, die bei 
komatösen Patienten zu prüfen sind, aber deren Ausfall nicht medi- 
kamentös erklärt werden können: 

Weite lichtstarre Pupillen: Bei intaktem Regelkreis führt ein Lichtein- 
fall ins Auge über die Verschaltung im Hirnstamm zu einer schnel- 
len Engstellung der Pupillen. Eine Volumenzunahme des Gehirns 
durch Schwellung bedingt neben einer intrakraniellen Druckstei- 
gerung, dass derTemporallappen den Nervus oculomotorius gegen 
den Tentoriumrand drückt. Der resultierende Funktionsausfall des 
Nervus oculomotorius mit Lähmung des parasympathisch inner- 
vierten Sphincter pupillae führt zum Überwiegen der aus dem 
Halssymphathicus kommenden Innervation desDilatator pupillae. 
Unter den Bedingungen des schweren primären oder sekundären 
Hirnschadens sind beidseitig weite Pupillen als Ausdruck einer 
enormen, das ganze Hirn betreffenden, Hirnschwellung zu werten 
(Ausnahmen sind: Erblindung, Mydriaticum-Gabe, hochdosierte 
Gaben von Barbituraten mit dem Ziel der burst suppression im 
Rahmen der Hirndrucktherapie können zu weiten lichtstarren 
Pupillen führen!). 
Beidseitiges Fehlen des oculo-zephalen bzw. des vestibulo-oculären Reflexes: 
Eine abrupte Drehung des Kopfes des Patienten zur Seite führt zur 
Bewegung der Augen zur Gegenseite (Puppenkopfphänomen). Eine 
Spülung der Ohren mit kaltem Wasser führt zu ipsilateralen 
Augenbewegungen. Ein Ausbleiben dieser Antworten weist auf 
einen Schaden am Hirnstamm hin. 
Beidseitiges Fehlen des Cornealreflexes: Bei intaktem Regelkreis kommt 
es beim Berühren der Hornhaut mit einem Wattestäbchen zum 
Lidschluss beidseits. 
Fehlen von Reaktionen auf Schmerzreize: Beidseits im Trigeminusbereich 
und von zerebralen Reaktionen auf Schmerzreize außerhalb des 
Trigeminusbereichs - Schmerzen z.B. beim Lagern oder Schmerzen 
durch äußeren Reiz führen beim bewusstseinsgestörten Patienten 
zu sichtbaren Reaktionen. Das Gesicht wird verzogen, die Extremi- 
täten werden bewegt, die Herzfrequenz steigt. Nehmen diese Re- 
aktionen bei gleichbleibender Sedierungs- und Analgesietiefe ab, 
weist dies auf eine zusätzliche Hirnfunktionsstörung. Bei der Prü- 
fung der Hirnfunktion wird die sensible Versorgung des Kopfes im 
Gesichtsbereich geprüft. Ein Schmerzreiz im Versorgungsgebiet 
des Nervus trigeminus (Der Versorgungsbereich des Trigeminus 
deckt den Gesichtsbereich bis zum Tragus ab) wird im Normalfall 
mit Grimassieren oder Herzfrequenzsteigerung beantwortet. Wa- 
ren diese Reaktionen primär vorhanden und fallen im Verlauf aus, 
deutet das auf eine Verschlechterung hin. 
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Fehlen des Pharyngeal- und Trachealreflexes: Das Berühren der Rachen- 
hinterwand und das Einführen eines Absaugkatheters in die Tra- 
chea führen zum Würgereiz und Husten. Ein neu auftretendes 
Ausbleiben dieser Reaktionen deutet auf eine Verschlechterung 
hin. 

m Erlöschen einer Spastik, Auftreten einer Muskelhypotonie: Sofern keine Rela- 
xierung vorliegt, zeigt sich die Tiefe eines Komas auch am Muskel- 
tonus. Ein tiefes Koma (z.B. Mittelhirnsyndrom) zeigt neben der 
Pupillenstörung Beuge- und/oder Strecksynergismen. Im Übergang 
zum Hirnfunktionsausfall kommt es dann zum schlaffen Muskelto- 
nus. 

= Ausfall der Spontanatmung: Wenn anstelle der bislang unterstützenden 
Beatmung eine kontinuierliche maschinelle Beatmung notwendig 
wird, bedeutet dies eine Verschlechterung der Hirnstammfunktion 
mit Verdacht auf Schädigung des Atemzentrums. Eine Prüfung, ob 
ein endgültiger Ausfall der Spontanatmung vorliegt, sollte der Fest- 
stellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls vorbehalten sein. Die 
Apnoe-Testung könnte zur Hirndrucksteigerung führen und sollte 
deshalb erst am Ende einer klinischen Prüfung des irreversiblen Hirn- 
funktionsausfalls durch die beiden Fachärzte erfolgen. 


Parallel zu klinischen Veränderungen weisen Befunde aus der Bildgebung 
auf einen (drohenden) Hirnfunktionsausfall hin. Beim CCT sind es z.B. die 
Aufhebung der Rinden-Markgrenze, das vollständige Aufbrauchen der in- 
neren und äußeren Liquorräume oder das Feststellen des Zirkulationsstill- 
standes im Rahmen einer CT-Angiographie. Neurophysiologische Untersu- 
chungen wie z.B. evozierte Potenziale können auf eine neu aufgetretene 
Unterbrechung der Leitungsbahnen hinweisen, das EEG sich dem Nullli- 
nien-EEG angleichen, der transkranielle Doppler-Ultraschall der hirnver- 
sorgenden Gefäße kann einen Pendelfluß zeigen. 


Alle erwähnten technischen Befunde des Hirnfunktionsausfalls müssen 
nicht in ihrer Gesamtheit und nicht in voller Ausprägung auftreten. 


Auch einzelne Veränderungen, die jeweils eine Verschlechterung 
der Hirnfunktion darstellen, können in der Gesamtbetrachtung 
von eigentlicher Erkrankung, Therapieoptionen und Krankheits- 
verlauf nahelegen, dass ein kuratives Therapiekonzept nicht 
mehr möglich ist und ein vollständiger Hirnfunktionsausfall sich 
etablieren wird. 
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2.3 Therapieoptionen bei wahrscheinlichem Todeseintritt 


Laut Transplantationsgesetz (TPG § 9a, Abs. 1) sind diese Patienten als poten- 
tieller Organspender zu betrachten. Nach § 9b Abs. 1 Transplantationsgesetz 
kann und sollte bei potentiellen Organspendern der Transplantationsbeauf- 
tragte des Hauses hinzugezogen werden. Auch die Koordinierungsstelle der 
DSO kann bereits vor der eigentlichen Feststellung des irreversiblen Hirn- 
funktionsausfalls zur allgemeinen Beratung hinzugezogen werden ($ 9a, 
Abs. 2, Satzı TPG). 


2.3. Therapieoptionen bei wahrscheinlichem Todeseintritt 
Stefan Meier und Uwe Janssens 


2.3.1 Welche Therapieziele verbleiben bei wahrscheinlichem 
Todeseintritt? 


Unabhängig vom geäußerten Patientenwillen können sich Therapieziele nur 
an medizinisch indizierten Maßnahmen orientieren. Das bedeutet, dassin 
einigen medizinischen Situationen in Abhängigkeit von der bestehenden 
Prognose nur bestimmte Therapieziele denkbar sind. Liegt zum Beispiel eine 
Situation vor, bei der der Todeseintritt wahrscheinlich ist, ist zu klären, ob 
Therapieziele wie Heilung oder Lebensverlängerung nach professioneller 
Einschätzung überhaupt noch erreichbar sind (Neitzke et al. 2019). Wird 
diese Frage - idealerweise nach Diskussion aller an der Behandlung betei- 
ligten ärztlichen und nichtärztlichen Behandler - mit „nein“ beantwortet, 
verbleibt als Therapieziel für den Fall, dass keine Organspende möglich ist, 
nur eine palliative Betreuung und (Sterbe-) Begleitung des Patienten und 
seiner Angehörigen. Liegt allerdings eine Situation vor, in der eine Organ- 
spende eine Option ist, muss mit den Angehörigen ein möglicher Organ- 
spendewunsch des Patienten frühzeitig geklärt werden (Bundesgesetzblatt 
2020). Frühzeitig bedeutet in diesem Kontext, dass erste Gespräche schon 
vor der letztendlichen Feststellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls 
(IHA) geführt werden sollen und nicht erst danach (Hahnenkamp et al. 
2016). 


Bei wahrscheinlichem Todeseintritt sind in aller Regel nur eine 
palliative Behandlung/Begleitung des Patienten oder - sofern die 
Vorrausetzungen dafür gegeben sind - die postmortale Organ- 
spende mögliche Therapieziele. 
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2 Erkennen eines potentiellen Spenders 


2.3.2 Therapieziel Organspende 


Die Besonderheit der Fortführung einer intensivmedizinischen Behandlung 
zum Zweck einer Organspende ist, dass diese Therapie nun nicht mehr pri- 
mär dem Wohl des Patienten selbst dient, sondern dem der potenziellen 
Organempfänger. Um die Option der Organspende aufrecht zu erhalten ist 
es notwendig, die intensivmedizinische Therapie fortzuführen, während 
gleichzeitig mit den Angehörigen des Patienten der Patientenwille bezüglich 
einer potenziellen Organspende erörtert wird. Gespräche, in denen das mög- 
liche Therapieziel Organspende thematisiert wird, bedürfen also sehr guter 
kommunikativer Fähigkeiten, um eine tragfähige und den Patientenwillen 
berücksichtigende Entscheidung zu ermöglichen. 


Um besser zu verstehen, in welch komplexe Entscheidungssituationen ge- 
setzliche Vertreter bzw. Angehörige (zur Unterscheidung s. Kap. 4, hier nur 
Angehörige) des Patienten kommen können, sei diese Situation im Folgen- 
den noch einmal skizziert: Ist eine Organspende eine denkbare Option, wer- 
den die Angehörigen des Patienten, die in aller Regel noch unter dem scho- 
ckierenden Eindruck der Nachricht vom wahrscheinlichen Versterben ste- 
hen, mit der Frage nach einer möglichen Organspende konfrontiert. Eine 
Frage, die (sofern nicht eine eindeutige Willensbekundung des Patienten 
wie zum Beispiel ein Organspendeausweis vorliegt) eine fast unmittelbare 
Entscheidung erfordert. Und zudem auch noch eine Frage, die es verlangt, 
jetzt nicht mehr nur auf den eigenen Angehörigen zu schauen, sondern noch 
andere Menschen wie die potenziellen Organempfanger mit in den Blick zu 
nehmen. 


Aus dem Beschriebenen folgt, dass für diese Gespräche eine empathische 
und entlastende, die Entscheidungsfähigkeit stärkende Gesprächsführung 
notwendig ist (Jöbges et al. 2019). Es hat sich gezeigt, dass bei Gesprächen 
über das mögliche Therapieziel Organspende eine Thematisierung der we- 
sentlichen Einflussfaktoren für eine Organspende hilfreich ist. Diese Ein- 
flussfaktoren lassen sich mit dem Akronym „DONATE“ zusammenfassen 
(Miller u. Breakwell 2018) (s. Tab. 1). 


Demnach ist es hilfreich zum Beispiel gemeinsam mit den Angehörigen die 
Motivation des potentiellen Spenders in Bezug auf seinen Wunsch, anderen 
zu helfen, herauszuarbeiten. Dabei gilt es, den Sinn der möglichen Organ- 
spende aus Patientensicht zu verdeutlichen und damit in der gemeinsamen 
Entscheidungsfindung für die Angehörigen verstehbar machen, dass die 
Weiterführung der Therapie zur Organerhaltung und schließlich die Organ- 
spende auch zum Wohl des Verstorbenen sein kann. 
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2.3 Therapieoptionen bei wahrscheinlichem Todeseintritt 


Tab.1 DONATE-Konzept zur Strukturierung von Gesprächen zur Klärung der Option Organspende 
(nach Miller u. Breakwell 2018) 


Abkürzung Bedeutung Erläuterung 
DONATE 
D „Drivers“ m Antrieb, der Familie zu helfen 
0 „Optimal = geschultes Personal 
communication“ = respektvoller Umgang 
= Gutestun 
= Informieren 
N „Needs at time of = individuelle Bedürfnisse der Familie beachten 
donation conversation“ 
A „Altruism“ 
T „Timing“ = Gesprächszeitpunkte individuell auf die Situation 
des Spenders und der Familie anpassen 
E „Empathy“ Œ empathische Zuwendung und Unterstützung 


Œ positives Verstärken 


Bei der Diskussion der Option „Organspende“ sollte sowohl den an der Be- 
handlung beteiligten nichtärztlichen und ärztlichen Mitarbeitern als auch 
den Angehörigen des potentiellen Organspenders klar kommuniziert wer- 
den, dass es in der Phase bei wahrscheinlichem Todeseintritt darum geht, 
eine Stabilisierung der Organfunktionen bis zur definitiven Feststellung des 
IHA zu erreichen. Es muss deutlich werden, dass dieser Prozess und auch 
die Feststellung des IHA Zeit in Anspruch nimmt und die intensivmedizini- 
sche Behandlung dazu fortgeführt werden muss. Es sollte ebenso vermittelt 
werden, dass am Ende dieses Prozesses dann in der Regel die Organspende 
und erfolgreiche Transplantation der Spenderorgane steht, es aber bekann- 
termaßen aus verschiedensten Gründen auch denkbar ist, dass eine Spende 
nicht realisierbar ist. 


Bei Gesprächen über die Therapieoption Organspende ist eine em- 
pathische und entlastende Gesprächsführung hilfreich, die die Ent- 
scheidungsfähigkeit der Patientenvertreter stärkt. 


2.3.3  Therapieziel Palliation 


Die erste und möglicherweise auch anspruchsvollste ärztliche Aufgabe bei 
Patienten mit wahrscheinlichem Todeseintritt besteht darin, den Angehö- 
rigen des Patienten auf empathische Art und Weise klarzumachen, dass es 
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2 Erkennen eines potentiellen Spenders 


Tab.2 Gesprächsstrategien zur Uberbringung einer schlechten Nachricht: SPIKES (Baile et al. 
2000) und VALUE (Lautrette et al. 2007; nach Jöbges et al. 2019). IHA = Irreversibler 


Hirnfunktionsausfall 


Abkürzung Kommunikation 


SPIKES 


S „Setup“ 

P „Perception“ 

| „Invitation“ 

K „Knowledge“ 

E „Empathize“ 

S „Summarize and 
strategize“ 

VALUE 

V „Value“ 

A „Acknowledge“ 

L „Listen“ 

U „Understand“ 

E „Elicit“ 


Erläuterung 


angenehme Gesprächsatmosphäre 
alle wesentlichen Personen sollten 
anwesend sein 

inhaltlich gut vorbereitet 


Verständnis/Wissensstand der aktuellen 
Situation erfragen 


Ermitteln des Informationsbedürfnisses 
der Familie 


Informationsvermittlung: 


bisherige Behandlungsversuche und warum 
diese nicht wirkten 
Bedeutung des IHA und Prognose 


den Emotionen der Familie Zeit und Raum geben 


beenden des Gesprächs durch Zusammenfassung 
des Besprochenen 


wertschätzende und respektvolle Kommunikation 


Anerkennen der Gefühle und Einstellungen 
der Angehörigen 


Zuhören, Angehörige (aus-)reden lassen 


den Patienten als Menschen verstehen und 
darüber reden (lassen) 


zu Fragen ermuntern 


zu einem Versterben des Patienten kommen wird. Es gilt zu verdeutlichen, 
dass es - sofern eine Organspende nicht in Frage kommt - außer einer pal- 
liativen Begleitung und symptomkontrollierenden Behandlung kein weite- 
res Therapieziel geben wird. Gute kommunikative Fähigkeiten, die auch 
bewährte Kommunikationshilfen wie das SPIKES-Modell (Baile et al. 2000) 
oder die Value-Kriterien (Lautrette et al. 2007) zum Überbringen schwieriger 
Nachrichten nutzen, sind notwendig, um in diesen Situationen angemessen 


zu handeln (s. Tab. 2). 
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2.3 Therapieoptionen bei wahrscheinlichem Todeseintritt 


Gerade in komplexeren Behandlungssituationen ist eine frühzeitige pallia- 
tivmedizinische Mitbehandlung des Patienten durch palliativmedizinisch 
ausgebildete ärztliche und nichtärztliche Mitarbeiter sinnvoll (Adler et al. 
2017). Denkbare Themenkomplexe dieser im Idealfall multiprofessionellen 
Mitbehandlung sind dann unter anderem die Unterstützung in schwierigen 
Gesprächssituationen, Hilfe bei der symptomkontrollierenden Therapie 
und die psychologische Unterstützung der Angehörigen, die auch über den 
Zeitpunkt des Versterbens des Patienten fortgeführt werden kann. Über die 
in diesem Beitrag thematisierte Situation des wahrscheinlichen Todesein- 
tritts hinaus hat sich herausgestellt, dass es vorteilhaft sein kann, die pal- 
liative Mitbehandlung schon frühzeitig, so zum Beispiel in Situationen, in 
denen die Prognose unsicher und ein Versterben denkbar, aber eben noch 
nicht unbedingt schon wahrscheinlich ist, zu beginnen (Meier u. Nauck 
2020). 


Wenn verfügbar, kann eine Einbindung palliativmedizinischer Ex- 
pertise bei der Versorgung von Patienten mit wahrscheinlichem 
Todeseintritt hilfreich sein. 
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3‘ Therapiezielfindung bei potenziellen 
Organspendern 


Stefan Meier und Uwe Janssens 


3.1 Therapieziele in der Intensivmedizin 


Intensivmedizinische Behandlungen bedürfen wie alle anderen medizini- 
schen Maßnahmen einer Rechtfertigung, die sich aus einer Indikation für 
die betreffende Behandlungssituation und einer informierten Einwilligung 
durch den Patienten oder seiner rechtlichen Vertreter ergibt. Gerade in Not- 
fällen besteht dabei häufig die Besonderheit, dass der Patient nicht einwil- 
ligungsfähig ist und die Behandlung, zumindest zu Beginn, häufig ohne 
vorliegende Einwilligung zum Erhalt des Patientenwohles begonnen wird 
(Bundesgesetzblatt 2013). Diese Besonderheit entbindet die Behandler aber 
nicht davon, sobald es möglich ist, eine Einwilligung in die - dann meist 
schon laufende - Therapie einzuholen. 


Da der Patient in dieser Phase zumeist weiterhin nicht in der Lage ist, wirk- 
sam in die Behandlung einzuwilligen, muss die Diskussion über die vorge- 
schlagene Therapie häufig mit den rechtlichen Vertretern des Patienten, so 
diese vom Patienten überhaupt benannt wurden, oder seinen Angehörigen 
geführt werden. Gegebenenfalls ist es in der Folge, zum Beispiel bei nicht 
benannten rechtlichen Vertretern, dann auch notwendig, eine gerichtliche 
Betreuung anzuregen (Biermann 2019; Bundesgesetzblatt 2009). 


In jedem Fall ist es geboten, die intensivmedizinische Therapie an den Be- 
handlungspräferenzen und Behandlungszielen des Patienten auszurichten. 
Es ist daher notwendig, im Austausch mit dem Patienten - und falls mitihm 
nicht möglich, seinen rechtlichen Vertretern - eine Klärung und Festlegung 
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3 Therapiezielfindung bei potenziellen Organspendern 


der in der betreffenden Behandlungssituation gewünschten Therapieziele 
zu erlangen. Solche Therapiezielgespräche sollten in ruhiger, ungestörter 
Atmosphäre ergebnisoffen mit allen an der Behandlung beteiligten Personen 
geführt werden. 


Inhaltlich ist es für die Durchführung solcher Gespräche wichtig zu betonen, 
dass es auch in der Intensivmedizin mehr als ein einzelnes Therapieziel ge- 
ben kann. Auch wenn es auf den ersten Blick selbstverständlich erscheint, 
dass die Stabilisierung des Patienten, die Wiederherstellung der kritisch 
gestörten Organfunktionen und damit die Genesung des Patienten die pri- 
mären Ziele intensivmedizinischer Therapie sind, können es die Situation 
oder auch die dargelegten Präferenzen des Patienten bedingen, dass andere 
Ziele in den Vordergrund treten. So können auch eine Behandlung, die eine 
Stabilisierung und Verbesserung der Lebensqualität ohne Anspruch einer 
Genesung, die Symptomkontrolle und die Sterbebegleitung Therapieziele 
auf einer Intensivstation sein (Neitzke et al. 2019a). 


Auch in der Intensivmedizin können Therapieziele unterschiedlich 
sein. Therapieziele müssen individuell, patientenzentriert und 
situationsbezogen definiert werden. 


3.2 _ Therapiezielfindung bei potenziellen Organspendern 


Wenn bei Patienten mit wahrscheinlichem Todeseintritt aufgrund der Ge- 
gebenheiten eine Organspende als denkbare Therapieoption in Frage 
kommt, muss bei den stattfindenden Therapiezielgesprächen deutlich ge- 
macht werden, dass auch eine Organspende ein mögliches Therapieziel sein 
kann. 


Es ist in diesem Fall von großer Bedeutung, die Option einer Organspende 
nicht verfrüht zu verwerfen. Sofern nicht eindeutige Kontraindikationen 
gegen eine Organspende sprechen, ist die Beurteilung, ob ein Patient zum 
Beispiel aufgrund seines Alters oder seiner Vorerkrankungen als Spender in 
Frage kommt erst zu klären, nachdem Klarheit über die grundsätzliche Spen- 
debereitschaft des Patienten besteht. Nicht nur Ärzte, auch Angehörige, 
können sich mitunter nicht vorstellen, dass eine Organspende bei vorer- 
krankten Menschen möglich ist (Otth et al. 2011) und sprechen deshalb einen 
möglicherweise generell bestehenden Organspendewunsch des Sterbenden 
bei Therapiezielgesprächen nicht an. 


Ebenso sollte das Vorliegen einer Patientenverfügung nicht per se dazu füh- 
ren, eine Organspende nicht in Erwägung zu ziehen. Es ist in jedem Fall zu 
prüfen, in welchem Verhältnis die vorliegende Patientenverfügung zu einem 
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3.3 Re-Evaluation des Therapieziels Organspende 


möglichen Organspendewunsch steht (Zentrale Ethikkommission bei der 
Bundesärztekammer 2013). Es ist nicht selten, dass der Wunsch zur Thera- 
piebegrenzung gleichzeitig mit einem Organspendewunsch besteht, auch 
wenn dies nicht ausdrücklich in der Patientenverfügung formuliert ist. Hier 
muss gemeinsam mit den gesetzlichen Vertretern - sofern diese vom Patien- 
ten benannt wurden - ansonsten mit den Angehörigen des Patienten sorg- 
fältig geklärt werden, ob in der konkreten Situation der Wunsch zur Thera- 
piebegrenzung überwiegt oder ob nicht die intensivmedizinischen Maß- 
nahmen eine gewisse Zeit weitergeführt werden sollen, um eine Organ- 
spende zu ermöglichen (Duttge u. Neitzke 2015). 


Auch bei Vorliegen einer Patientenverfügung sowie bei älteren 
oder vorerkrankten Patienten darf die Option einer Organspende 
nicht frühzeitig verworfen werden, sondern sollte im Gegenteil 
schon zu diesem Zeitpunkt aktiv ins Gespräch gebracht werden. 


In jedem Fall muss den an den Gesprächen Beteiligten immer bewusst sein, 
dass Entscheidungen zur Organspende bei den Angehörigen lang, zeitweise 
über Jahre, nachwirken. Offene Fragen, die im Spendeprozess nicht hin- 
reichend thematisiert und beantwortet werden, nehmen dabei über die Zeit 
zu und können eine wachsende Belastung für die Angehörigen darstellen. 
Ein sehr interessanter Aspekt ist, dass Angehörige häufiger mit der Ent- 
scheidung hadern, einer Organspende nicht zugestimmt zu haben als einer 
Spende zugestimmt zu haben (Sarti et al. 2018). Zusammen mit der Beob- 
achtung, dass Angehörige, die einer Organspende nicht zugestimmt haben, 
die Qualität der Kommunikation schlechter beurteilt haben als Angehörige, 
die einer Spende zugestimmt haben (Kentish-Barnes et al. 2019), wird die 
große Bedeutung einer offenen, keine Fragen aussparenden Kommunika- 
tion mit den Angehörigen zur Ermöglichung einer gelingenden Verarbeitung 
der Spendeentscheidung deutlich. 


Den Gesprächsführenden sollte bewusst sein, dass Entscheidungen 
zur Organspende bei Patientenangehörigen lange nachwirken kön- 
nen. Eine hohe Qualität der Kommunikation stärkt die Bereitschaft 
zur Organspende. 


3.3 _ Re-Evaluation des Therapieziels Organspende 


Therapieziele müssen sowohl mit Blick auf ihre realistische Erreichbarkeit 
als auch mit Blick auf den Patientenwillen, der sich im Laufe einer Behand- 
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lung durchaus ändern kann, reevaluiert werden. Das bekannte Sprichwort: 
„wer A sagt, muss auch B sagen“, kann bei der Festlegung von Therapiezie- 
len keine Gültigkeit haben, so gilt zum Beispiel, dass das Recht, in eine Be- 
handlung nicht einzuwilligen, nicht nur vor Beginn einer Behandlung be- 
steht, sondern auch währenddessen. Dies ist gerade auch mit Blick auf eine 
potentielle Organspende zu beachten, da sich auch hier ein Sinneswandel 
(der allerdings dann auch auf mögliche Gründe kritisch hinterfragt werden 
sollte) auftreten kann und respektiert werden muss. 


Bei veränderter medizinischer Situation oder geändertem Patien- 
tenwillen müssen Therapieziele, so auch das Therapieziel Organ- 
spende, reevaluiert und gegebenenfalls angepasst werden. 


Auch aus medizinischen Gründen ist es notwendig, die Erreichbarkeit des 
Therapieziels Organspende regelmäßig zu reevaluieren. Mit der „Entschei- 
dungshilfe bei erweitertem Behandlungsbedarf auf dem Weg zur Organ- 
spende“ steht gerade in den Fällen, in denen zur Erhaltung der Homöostase 
der Organe des potenziellen Spenders Maßnahmen notwendig werden, die 
über die Weiterführung der bisherigen intensivmedizinischen Therapie hi- 
nausgehen, eine Orientierungshilfe zur Verfügung (Neitzke et al. 2019b). 


In diesem Positionspapier der DIVI-Sektionen werden fünf Dimensionen 
identifiziert, die eine Bedeutung für die ethische Zulässigkeit einer Auswei- 
tung des Behandlungsbedarfs haben. Im Einzelnen handelt es sich dabei 
um die Dimensionen: 


irreversibler Hirnfunktionsausfall 

Organspendewunsch 

Wille zur Therapiebegrenzung 

Eingriffsintensität der erweiterten Behandlungsmaßnahmen 
Wahrscheinlichkeit der erfolgreichen organprotektiven Therapie 


Die Ausprägungsgrade dieser Dimensionen können graphisch in einem 
Netzdiagramm dargestellt werden (s. Abb. 3). Befinden sich die Ausprä- 
gungsgrade in den äußeren Segmenten des Diagramms, erscheint die Fort- 
führung oder auch Erweiterung der Intensivmedizin ethisch gerechtfertigt, 
wenn nicht sogar geboten. Liegen die Ausprägungsgrade graphisch in den 
inneren Segmenten, wird die Fortführung oder gar Ausweitung der Therapie 
ethisch fragwürdig. 


Zusammengefasst kann die Abklärung der Therapieoption Organspende ein 
komplexer Vorgang sein, in den viele Personen einbezogen sind bzw. ein- 
bezogen werden müssen. Notwendig ist eine gute Zusammenarbeit und 
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irreversibler 
Hirnfunktionsausfall 


nachgewiesen 


„vermutet |, 


Wahrscheinlichkeit 


der erfolgreichen Organspende- 
organprotektiven wunsch 
Therapie 


Eingriffsintensität der erweiterten 


Wille zur Therapiebegrenzung 
Behandlungsmaßnahmen 


Abb.3 Netzdiagramm zur Entscheidungsfindung für den erweiterten intensivmedizinischen 
Behandlungsbedarf auf dem Weg zur Organspende (nach Neitzke et al. 2019b) 


Kommunikation zwischen den Mitgliedern des ärztlichen und nicht-ärzt- 
lichen Behandlungsteams, den gesetzlichen Vertretern bzw. Angehörigen 
des Patienten und die Einbeziehung der zuständigen Transplantationsbeauf- 
tragten und der Koordinierungsstelle. Es ist sinnvoll und hilfreich, ange- 
passt auf die spezifischen Verhältnisse des jeweiligen Entnahmekranken- 
hauses, Handlungsempfehlungen zum Beispiel in Form einer Standard Ope- 
rating Procedure (SOP) zu formulieren. Auf diese Weise werden die Bedin- 
gungen optimiert, um eine tragfähige und am Patientenwillen orientierte 
Entscheidung zur Organspende bei jedem einzelnen potenziellen Organ- 
spender zu erreichen. 
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4  Therapie-, Therapieziel- und 
Prognosegespräche 


Klaus Hahnenkamp und Gerold Söffker 


4.1 Allgemeine Empfehlung für kritisch kranke Patienten 
auf der Intensivstation 


Veränderte Haltungen, gesellschaftspolitische Entwicklungen, rechtliche 
Gegebenheiten und Leitlinien haben im letzten Jahrzehnt einen Wandel in 
der Sichtweise zur Therapie am Lebensende bewirkt. Hierbei wurden ins- 
gesamt die Beachtung des Patientenwillens („voluntas aegroti suprema lex“) 
und die notwendige Zustimmung für medizinische Maßnahmen gestärkt. 


Allgemeine ärztliche Aufgabe ist, unter Beachtung des Selbstbestimmungs- 
rechtes des Patienten, Leben zu erhalten, Gesundheit zu schützen und wie- 
derherzustellen sowie Leiden zu lindern und Sterbenden bis zum Tod beizu- 
stehen. Gerade bei komatösen, beatmeten und intensivmedizinisch behan- 
delten Patienten mit schwerer akuter Hirnschädigung stellt sich bei zweifel- 
hafter oder infauster Prognose quoad vitam im Behandlungsverlauf oftmals 
die Frage nach der Sinnhaftigkeit der weiteren Intensivbehandlung aus me- 
dizinischer Indikation und/oder Patientensicht (Neitzke et al. 2019a). Kon- 
sekutiv ist die Frage zu klären, ob die Weiterführung oder Erweiterung einer 
Intensivbehandlung medizinisch gerechtfertigt, sowie vom Patienten ge- 
wollt ist. Zur Entscheidungsfindung haben mittlerweile Prognose-, Thera- 
pieziel- und Therapiegespräche mit den Patientenvertretern in der alltägli- 
chen Praxis einen festen und hohen Stellenwert. Insbesondere die Verein- 
barung von Therapiezielen ist ein wesentlicher Bestandteil der Patienten- 
Arzt-Beziehung. Möglichst frühzeitig sollte im Behandlungsverlauf ein 
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strukturiertes Gespräch erfolgen (Janssens et al. 2012). Dieses kann eine The- 
rapiebegrenzung oder Therapiezielanderung im Sinne einer ,,end-of-life de- 
cision“ (Entscheidung am Lebensende) bedingen. 


4.2 Sollte bei potentiellen Organspendern prinzipiell gleich 
vorgegangen werden? 


Diese Frage ist grundsätzlich zu bejahen, denn die Patienten unterliegen 
den gleichen medizinischen, rechtlichen und ethischen Rahmenbedingun- 
gen. Das Transplantationsgesetz ermöglicht allerdings ein weiteres und zu 
beachtendes mögliches Therapieziel: die postmortale Organspende. Prog- 
nose-, Therapieziel- und Therapiegespräche sollen zum einen eine ungewoll- 
te Verlängerung des Sterbens vermeiden und zum anderen jedem Organ- 
spendewunsch Ausdruck und Geltung verschaffen. Am Ende des Entschei- 
dungsweges sind zunächst zwei prinzipiell diametrale Therapieziele möglich 
(s. Abb. 4): 


1. Fortführung der intensivmedizinischen Therapie zur Aufrechterhal- 
tung der Organfunktionen bis zur Feststellung des irreversiblen 
Hirnfunktionsausfalls und weiterer Klärung der Option einer Organ- 
spende. 

2. Therapiebegrenzung mit Symptomlinderung und Sterbebegleitung 
im Sinne der Palliativmedizin. 


Nurin besonderen Ausnahmesituationen, wiez.B. Behandlungsfehler-Vor- 
würfe gegen das Krankenhaus, akut traumatisierende Ereignisse für Patien- 
tenvertreter, aggressive Patientenvertreter, welche das absehbare Versterben 
des Patienten nicht realisieren können, sind diese Gespräche nicht immer 
frühzeitig sinnvoll führbar (ein organspendebezogenes Gespräch kann hier- 
bei erstmals nach der Todesfeststellung und -mitteilung erfolgen). Dennoch 
müssen Patientenvertreter frühzeitig über die medizinische Prognoseein- 
schätzung unterrichtet werden sowie medizinisch indizierte Behandlungen 
bis zur Feststellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls weiter durch- 
geführt werden. 


Prognose-, Therapieziel- und Therapiegespräche bei potentiellen 
Organspendern sollen zum einen eine ungewollte Verlängerung 
des Sterbens vermeiden und zum anderen jedem Organspende- 
wunsch Ausdruck und Geltung verschaffen. 
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(z.B. apallisches Syndrom) 


Abb. 4 Entscheidungsweg beim potentiellen Organspender (IHA = irreversibler Hirnfunktions- 
ausfall) 


4.3 _ Gesprachsbeginn bei potentiellen Organspendern 


Das Transplantationsgesetz legt den Zeitpunkt des Gesprächsbeginns zur 
Organspendefrage nicht fest, die abschließende Klärung oder Bestätigung 
ist postmortal obligat (Deutscher Bundestag 2012). Die optimale Wahl des 
richtigen ersten Gesprachszeitpunktes ist situativ unterschiedlich. Der Zeit- 
punkt erster Gespräche, insbesondere auch vor der IHA-Feststellung, hatte 
in frühen Studien keinen signifikanten Einfluss auf die postmortale Zu- 
stimmungsrate (Siminoff et al. 2001). 

Für diese Gespräche ist ein hohes Maß an ärztlicher Erfahrung, fachlicher 
Expertise, kommunikativen Fähigkeiten, Einfühlungsvermögen und Rück- 
sichtnahme für die Wahl eines geeigneten Zeitpunktes notwendig. Für den 
Regelfall gilt, dass 


= die Klärung des Therapieziels gemäß Patientenwillen zeitnah und 
obligat erfolgen muss (Hahnenkamp 2016), 

= bereits vor Beginn der Feststellung des irreversiblen Hirnfunktions- 
ausfalls ein erstes Gespräch zur Klärung des Patientenwillens erforder- 
lich ist (Hahnenkamp 2016), 

= dass die Gespräche und die Beratung der Personen, die eine Entschei- 
dung über eine Organspende und über die organprotektiven Maß- 
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nahmen treffen miissen, bereits vor der Feststellung des irreversiblen 
Hirnfunktionsausfalls begonnen werden diirfen (Deutscher Ethikrat 
2015), 

= das erste Gespräch über die Möglichkeit der Organspende bereits statt- 
finden sollte, wenn der Eintritt des irreversiblen Hirnfunktionsaus- 
falls wahrscheinlich ist (Bundesärztekammer 2013), 

= die Patientenvertreter darüber zu informieren sind, wenn eine Fort- 
führung der intensiv-medizinischen Maßnahmen nicht mehr primär 
zum Wohle des Patienten, sondern zur Realisierung einer möglichen 
Organspende erwogen wird (Bundesärztekammer 2013). 


Zusammenfassend sollten daher bei potentiellen Organspendern im Regel- 
fall bereits bei unmittelbar bevorstehendem oder vermutetem irreversiblen 
Hirnfunktionsausfall mögliche Therapieoptionen oder Änderungen des The- 
rapieziels durch gesprächserfahrene Ärzte mit den Patientenvertretern be- 
sprochen werden. Die frühzeitige Einbeziehung der Organspendemöglich- 
keit dient der Umsetzung des Patientenwillens und ermöglicht der Entschei- 
dungsfindung den oftmals notwendigen zeitlichen Rahmen. 


Bei potentiellen Organspendern ist bereits vor Beginn der Fest- 
stellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls ein Gespräch zur 
Klärung des Patientenwillens und Einbeziehung der Organspen- 
demöglichkeit erforderlich. Die Klärung des Therapieziels muss 
zeitnah und obligat erfolgen. 


4.4 Gesprächsinhalt und -aufbau bei potentiellen Organspendern 


Gespräche zur Übermittlung von infausten Prognosen und zur Entschei- 
dungsfindung am Lebensende gehören zur geübten Praxis in der Intensiv- 
medizin, dagegen sind Organspendegespräche eine Besonderheit. Da so- 
wohl die Erkrankung und Prognose des Patienten als auch die Diagnose des 
irreversiblen Hirnfunktionsausfalls auf Befunden beruhen, die durch be- 
handelnde Krankenhausärzte am besten sachgerecht dargestellt werden 
können, obliegt die erste Führung dieser Gespräche in der Regel den Ärzten, 
die den potentiellen Organspender behandeln (Deutscher Bundestag 2012). 
Förderlich für das Vertrauensverhältnis ist es daher, wenn diese in einem 
angemessenen Rahmen stattfindenden Gespräche möglichst durch einen 
der behandelnden Ärzte und den Transplantationsbeauftragten geführt wer- 
den. Gemäß Transplantationsgesetz muss ein qualifizierter Transplanta- 
tionsbeauftragter vom primären Behandlungsteam hinzugezogen werden, 
wenn Patienten nach ärztlicher Beurteilung als Organspender (potentielle 
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Organspender) in Betracht kommen. Die Koordinierungsstelle kann erst 
zum abschließenden postmortalen Organspendeentscheidungsgespräch mit 
den nächsten Angehörigen hinzugezogen werden. Außer in Bundesländern 
miteiner verbindlichen Regelung im Landesausführungsgesetz zum Trans- 
plantationsgesetz besteht keine Verpflichtung zur Hinzuziehung von DSO- 
Koordinatoren zum Angehörigengespräch (Deutscher Bundestag 2012). Die 
Koordinierungsstelle steht dem Krankenhaus oder Transplantationsbeauf- 
tragten jedoch für eine allgemeine Beratung, auch bereits vor der Feststel- 
lung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls, jederzeit zur Verfügung. Eine 
psychologische oder seelsorgerische Begleitung von Angehörigen kann hilf- 
reich sein. 


Insbesondere in Gesprächssituationen bei unmittelbar bevorstehendem 
oder vermutetem Hirnfunktionsausfall muss primär thematisiert werden, 
dass der Tod als Folge der schweren Hirnschädigung nach ärztlicher Be- 
urteilung höchstwahrscheinlich ist (infauste Prognose). Danach empfiehlt 
sich die Thematisierung einer medizinisch möglich erscheinenden post- 
mortalen Organspende. Hierbei sollte u.a. auf folgende Punkte hingewie- 
sen werden: 


= die Notwendigkeit der Diagnostik des irreversiblen Hirnfunktions- 
ausfalls und danach weitere Klärung der medizinischen Spendereig- 
nung 

= diezur Realisierung einer Organspende erforderlichen intensivmedi- 
zinischen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Organfunktionen - 
hierbei können Festlegungen zum erweiterten intensivmedizinischen 
Behandlungsbedarf erörtert werden (Neitzke et al. 2019b) 

= den wahrscheinlichen zeitlichen Rahmen 

= die mit den oben genannten Maßnahmen ggf. verbundenen Risiken, 
insbesondere wenn der irreversible Hirnfunktionsausfall nicht ein- 
tritt (z.B. apallisches Syndrom) 


Organspendegespräche sind immer integriert in die Kommunikation mit 
den rechtlichen Vertretern des Patienten zum intensivmedizinischen 
Verlauf und übergeordneten Therapieziel. Das Transplantationsgesetz 
enthält zu Form und Zeitpunkt der Angehörigengespräche keine konkre- 
ten Vorgaben. Insoweit ist es möglich, bereits im Vorfeld der IHA-Diagno- 
stik abstrakt über eine mögliche Organspende zu sprechen. Der Zeitpunkt 
eines solchen situationsangepassten Gesprächbeginns ist vom jeweiligen 
Einzelfall abhängig zu machen. Ein Angehörigengespräch mit dem kon- 
kreten Ziel der Klärung der Organspendeeinwilligung ist nach der Fest- 
stellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls immer obligat (Deutscher 
Bundestag 2012). 
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Eine Trennung zwischen 


1. der Ubermittlung einer medizinisch infausten Prognose und 
2. der nachfolgenden Thematisierung einer Organspende 


erscheint zum einem in der Logik des Gesprachsaufbaues sinnvoll. Zum an- 
deren werden oftmals erst nach Akzeptanz der medizinischen Gesamtsitu- 
ation weiterführende Überlegungen möglich. Letzteres verhält sich in prä- 
wie postmortalen Gesprächen gleich. Der zu übermittelte Inhalt kann hier- 
bei situativ einzeitig oder mehrzeitig erfolgen. Eine Empfehlung zur Tren- 
nung in mindestens zwei zeitlich separate Gespräche (,,decoupling“) ist in 
der Literatur nicht konsistent. Vor allem ältere Studien zeigen hier einen 
wesentlichen und positiven Gesprächsaspekt, weitere Studien können die- 
sen wiederum nicht immer belegen (Simpkin et al. 2009; Potter etal. 2018). 


Allgemeine Kommunikationsempfehlungen sind die Grundlage jeglicher 
Gespräche, auch auf der Intensivstation (Langewitz et al. 2015; Kumpfet al. 
2019). Spezielle Kommunikationsstrategien wie SPIKES-, VALUE- oder 
NURSE-Model können ebenso Orientierung in der Gesprächsführung zur 
Organspende geben (Jöbges et al. 2019; Guide to the Quality and Safety of 
Organs for Transplantation 2018). Die Gespräche sollen jederzeit ergebnis- 
offen und non-direktiv erfolgen (Deutscher Bundestag 2012; Deutscher 
Ethikrat 2015) sowie eine klare, eindeutige Kommunikation beinhalten. Jede 
Art einer manipulativen Gesprächsführung ist äußerst kritisch (Deutscher 
Bundestag 2012) und daher abzulehnen. Liegt keine eindeutige Willensbe- 
kundung des Patienten vor, so ist die Gesprächsintention keinesfalls mit 
geschickter Kommunikationstechnik zur Organspende zu überreden oder 
in prämortalen Gesprächen einen Wunsch zur Therapiebegrenzung außer 
Acht zu lassen. 


Entscheidungsbegleitung für oder gegen eine Organspende beinhaltet, 
neben dem Verständnis für eine mögliche emotionale/ethische Krisen- und 
Konfliktsituation, insbesondere die Vermittlung von Wissensinhalten für 
eine abschließende autonome stabile informierte Entscheidung der Ge- 
sprachspartner auf der Basis des Patientenwillens. In neutralen Gesprächen 
mit sachgerechter Aufklärung (Deutscher Bundestag 2012) können je nach 
Gesprächszeitpunkt Informationen zur Krankheit, zum Krankheitsverlauf 
sowie zum (erwarteten, vermuteten, festgestellten) irreversiblen Hirnfunk- 
tionsausfall, zur Organspende oder zum organisatorischen Ablauf hilfreich 
sein. Darüber hinaus giltes, die Gesprächspartner zu unterstützen, primär 
konkrete Anhaltspunkte über vom Patienten zu Lebzeiten geäußerten Wil- 
len, Überzeugungen sowie Wertvorstellung mit situativer Anwendbarkeit 
zu erkunden sowie Pro- und Kontraargumente abwägen zu können. Teil- 
nehmer, Inhalt und Ergebnis dieser Gespräche sind zu dokumentieren. 
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In Gesprächssituationen bei unmittelbar bevorstehendem oder ver- 
mutetem Hirnfunktionsausfall muss beim potentiellen Organspen- 
der primär thematisiert werden, dass der Tod als Folge der schwe- 
ren Hirnschädigung nach ärztlicher Beurteilung höchstwahrschein- 
lich ist (infauste Prognose). Danach empfiehlt sich, in ein- oder 
mehrzeitigen situationsangepassten Gesprächen, die Thematisie- 
rung der postmortalen Organspendemöglichkeit und die ergeb- 
nisoffene informative Entscheidungsbegleitung. 


In gleicher Weise folgt nach Feststellung des irreversiblen Hirn- 
Junktionsausfalls in ein- oder mehrzeitigen situationsangepassten 
Gesprächen die ergebnisoffene informative Entscheidungsbeglei- 
tung sowie die abschließende Klärung/Bestätigung einer Organ- 
spende. 


4.5 Prä- und postmortale Patientenvertreter 


Patientenvertreter bis zum Tode sind bei nicht einwilligungsfahigen Voll- 
jahrigen der Vorsorgebevollmachtigte oder Betreuer (Biirgerliches Gesetz- 
buch, BGB), diese entscheiden zu Lebzeiten über Behandlungsmaßnahmen. 
Nach dem Tod obliegt, wenn keine eindeutige schriftliche Entscheidung 
vom Patienten getroffen wurde (Organspendeausweis, Online-Registerein- 
trag ab 2022, Patientenverfügung) oder diese Entscheidung nicht schriftlich 
einer Person ausdrücklich übertragen wurde (z.B. im Organspendeausweis), 
die Entscheidung über eine Organspende dem „nächsten Angehörigen“ mit 
gesetzlich definierter Rangfolge sowie unter der Vorrausetzung eines per- 
sönlichen Kontakts innerhalb der letzten zwei Jahre (s 1a TPG sowie § 4 TPG). 
Der „nächste Angehörige“ oder eine diesem gemäß TPG gleichgestellte Per- 
son kann identisch mit dem Vorsorgebevollmächtigen/Betreuer sein, muss 
es aber keinesfalls sein. Sind prämortal bereits auch Entscheidungen zur 
postmortalen Organspende zu treffen, so soll der Vorsorgebevollmächtigte/ 
Betreuer gemäß BGB nahen Angehörigen Gelegenheit zur Äußerung geben 
und deren Äußerungen in seine Entscheidung einbeziehen (s. Abb. 5). 


Nach Feststellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls sind gemäß TPG 
nur die nächsten Angehörigen zuständig. Eine endgültige Angehörigenent- 
scheidung kann daher rechtswirksam nur postmortal erfolgen bzw. ein vor- 
heriges Votum muss abschließend bestätigt werden. Da nur ca. 15% der 
potentiellen Organspender ihre Entscheidung schriftlich dokumentiert ha- 
ben (Braun u. Rahmel 2020), kommt den nächsten Angehörigen eine zent- 
rale Rolle im gesamten Entscheidungsprozess zu. 
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Abb.5 Gesprächspartner je nach klinischer Situation und mögliche Therapieziele 
(BGB = Bürgerliches Gesetzbuch; TPG = Transplantationsgesetz) 
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5 Feststellung des Todes und Mitteilung 
an die Koordinierungsstelle 


Eckhard Rickels und Stefanie Förderreuther 


Im Transplantationsgesetz (TPG) ist geregelt, dass 


„die Entnahme von Organen oder Geweben nur zulässig ist, wenn der Tod des 
Organ- oder Gewebespenders nach Regeln, die dem Stand der Erkenntnisse der 
medizinischen Wissenschaft entsprechen, festgestellt ist“. (TPG $3, Abs. 1 Satz) 


Vor jeder Entnahme eines Organs oder von Gewebe muss der endgültige, nicht behebbare 
Ausfall der Gesamtfunktion des Großhirns, des Kleinhirns und des Hirnstamms festgestellt 
werden (TPG $ 3 Abs. 2. Satz 2). Dabei obliegt es der Bundesärztekammer gemäß $ 16 TPG, 
den Stand der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft für die Todesfeststellung durch 
Verfahrensregeln zur Feststellung des endgültigen, nicht behebbaren Ausfalls der Gesamt- 
funktion des Großhirns, des Kleinhirns und des Hirnstamms einschließlich der dazu jeweils 
erforderlichen ärztlichen Qualifikation festzulegen. 


5.1 Formale und praktische Besonderheiten für den Nachweis 
des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls (IHA) 


Für die Praxis heißt das, dass jede Todesfeststellung durch Nachweis des 
nicht behebbaren Ausfalls der Gesamtfunktion von Großhirn, Kleinhirn und 
Hirnstamm gemäß der jeweils gültigen Richtlinie der Bundesärztekammer 
erfolgen muss. Dies stellt sicher, dass der Nachweis des irreversiblen Hirn- 
funktionsausfalls (IHA) dem aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand 
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entspricht. In Deutschland ist kein Fall bekannt, bei dem die Feststellung 
des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls bei korrekter Anwendung der Richt- 
linie gemäß s 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 1TPG unzutreffend gewesen wäre (Deutsches 
Ärzteblatt 2018). Derzeit ist die Vierte Fortschreibung der Richtlinie vom 
30.1.2015 gültig. 


Die Feststellung des IHA erfolgt nach speziellen, reglementierten Verfahren, 
die über die grundlegenden ärztlichen Kompetenzen für die Feststellung des 
Todes durch eine sorgfältige Leichenschau hinausgehen. Dies erfordert be- 
sondere intensivmedizinische Erfahrung, da der Tod unter maschineller 
Beatmung und bei aufrecht erhaltener Kreislauffunktion festgestellt wird. 
Durch den Nachweis des IHA wird ein ebenso sicheres Todeszeichen festge- 
stellt, wie durch den Nachweis eines anderen sicheren Todeszeichens, wie 
z.B. von Totenflecken oder einer Leichenstarre. Eine Rückkehr zum Leben 
in körperlich-geistiger Einheit ist nicht mehr möglich, da das Gehirn hier- 
für die unverzichtbare körperliche Grundlage darstellt. Grundsätzlich ist der 
IHA auch dann immer eingetreten, wenn ein anderes sicheres Todeszeichen 
festgestellt wurde. 


Der Verdacht auf die Entwicklung eines IHA ergibt sich bei schweren Hirn- 
schädigungen, wenn sich der neurologische Befund zunehmend verschlech- 
tert und ein Anstieg des intrakraniellen Drucks nicht mehr beherrscht wer- 
den kann. 


Bei Patienten mit so schweren Hirnschädigungen muss neben der individu- 
ellen Beurteilung der Gesamtprognose auch die Möglichkeit einer Organ- 
spende bei den weiteren intensivmedizinischen Therapieentscheidungen 
bedacht werden. Ist die maximale Intensivbehandlung für den Betroffenen 
nicht Erfolg versprechend oder eine Fortführung der Intensivbehandlung 
nicht dem Patientenwillen entsprechend, ist gemäß den gültigen gesetzli- 
chen Grundlagen zu prüfen, ob der Betroffene nach ärztlicher Beurteilung 
als Organspender in Betracht kommt. 


Um einen potentiellen Spender zu erkennen, hilft die Richtlinie Spenderer- 
kennung der BÄK. Darüber hinaus gibt es die Möglichkeit prinzipielle Fragen 
zur Spendereignung ohne Übermittlung persönlicher Daten des Betroffenen 
mit der Koordinierungsstelle zu besprechen und bei Bedarf auch Unterstüt- 
zung für die Feststellung des IHA z.B. durch Hinzuziehen eines Konsilarztes 
oder durch ergänzende Laboruntersuchungen anzufordern. 


Besteht der Verdacht, dass der IHA in absehbarer Zeit eintritt oder bereits 
eingetreten ist, ist in Abhängigkeit von der klinischen Befundentwicklung 
eine IHA Diagnostik durchzuführen und der Tod unverzüglich bei der zu- 
ständigen Koordinierungsstelle mitzuteilen (TPG § 9a). 
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5.2 Ablauf der Todesfeststellung 


Der Nachweis des IHA erfolgt obligat durch mindestens zwei Arzte, die un- 
abhängig voneinander zunächst überprüfen, ob die Voraussetzungen für 
einen Hirnfunktionsausfall erfüllt sind, dann durch eigenhändige Unter- 
suchung das Fehlen der Hirnfunktionen nachweisen und schließlich den 
Nachweis der Irreversibilität der Ausfallsymptome führen. Beide Untersu- 
cher müssen Fachärzte mit mehrjähriger intensivmedizinischer Erfahrung 
sein. Einer der Untersuchenden muss Neurologe oder Neurochirurg sein. 
Bei Kindern bis zum 14. Lebensjahr muss ein Untersucher auch Facharzt für 
Kinder- und Jugendmedizin sein. Die an der Feststellung des IHA beteiligten 
Ärzte dürfen weder an der Entnahme noch an der Übertragung der Organe 
oder Gewebe des Spenders beteiligt sein und sie dürfen auch nicht Weisun- 
gen eines Arztes unterstehen, der an diesen Maßnahmen beteiligt ist. 


Grundsätzlich erfordert das Prüfen der Voraussetzungen für die Untersucher 
den Ausschluss von reversiblen Funktionsstörungen, von Faktoren, die den 
klinischen Untersuchungsbefund verschleiern könnten, und den Nachweis 
einer Diagnose, die zwischen primären supratentoriellen, primären infra- 
tentoriellen, sekundären und kombinierten Hirnschädigungen differen- 
ziert. 


Die klinische Untersuchung erfordert den Nachweis des tiefen 
Komas, des Ausfalls aller Hirnnervenreflexe und der Vitalfunktio- 
nen des Hirnstamms. 


Die Irreversibilität der klinischen Ausfallsymptome wird in Abhängigkeit 
von der Art der Hirnschädigung (primär vs. sekundär) und deren Lokalisa- 
tion (supratentoriell vs. infratentoriell) durch erneute klinische Untersu- 
chungen nach definierten Beobachtungszeiten oder durch zusätzliche ap- 
parative Verfahren (z.B. EEG, Verfahren zum Nachweis des Perfusionsstill- 
standes) belegt. Für die Erbringer von apparativen Zusatzuntersuchungen 
sind ebenfalls spezielle Qualifikationsanforderungen und Verfahrensanwei- 
sungen für die Durchführung der Untersuchungen in der Richtlinie defi- 
niert. 


Da sich bei Neugeborenen und Säuglingen vor Vollendung des zweiten Le- 
bensjahres die Reifung des Gehirns und die Entwicklung der Ausfallsymp- 
tome auf Grund der anatomischen Besonderheit der noch offenen Schädel- 
nähte und Fontanellen von der eines älteren Menschen unterscheiden, sind 
für die Todesfeststellung vor Vollendung des zweiten Lebensjahres zusätz- 
liche besondere Anforderungen für die IHA Diagnostik vorgeschrieben. Bei 
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unreifen Frühgeborenen und bei Anencephalgie ist die Richtlinie grundsatz- 
lich nicht anwendbar. 


Die Ergebnisse aller Untersuchungsschritte werden von den Untersuchern 
in Protokollbögen entsprechend der Anlage 1 der Richtlinie der BAK schrift- 
lich festgehalten. Der IHA ist festgestellt, wenn alle erforderlichen Unter- 
suchungen mitübereinstimmenden Ergebnissen zweifelsfrei dokumentiert 
sind. Als Todeszeitpunkt wird das Datum mit der Uhrzeit festgehalten, zu 
dem die Untersuchungen abgeschlossen waren. Es unterzeichnen die beiden 
abschließenden Untersucher. 


5.3 Meldepflicht 


Gemäß § 9a TPG müssen Patienten, die nach ärztlicher Einschätzung als 
Spender in Betracht kommen, spätestens mit der Feststellung des Todes der 
Koordinierungsstelle gemeldet werden. Der zuständige Transplantations- 
beauftragte ist dafür verantwortlich, dass die Entnahmekrankenhäuser die- 
ser Verpflichtung nachkommen. Es obliegt dem Transplantationsbeauftrag- 
ten zudem bei allen Todesfällen mit primärer oder sekundärer Hirnschädi- 
gung die Gründe für eine nicht erfolgte Feststellung oder eine nicht erfolgte 
Meldung des IHA in jedem Einzelfall auszuwerten (TPG s 9b). 


5.4 Dokumentation und amtliche Todesbescheinigung 


Der ermittelte Todeszeitpunkt ist auch in den amtlichen Leichenschauschein 
einzutragen. Die amtliche Todesbescheinigung erfordert zudem die Angabe, 
ob Anhaltspunkte für einen nicht natürlichen Todesfall vorliegen (s 3, Abs. ı 
Nds. Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen). Bei Ver- 
dacht auf eine nicht natürliche Todesursache (z.B. Unfall, Fremdverschul- 
den) ist die Polizei bzw. Staatsanwaltschaft unverzüglich zu informieren. 
Dies gilt auch im Falle einer potenziellen Organspende. Die Koordinierungs- 
stelle kann die Kliniken bei der Kontaktvermittlung unterstützen. Die Be- 
hörden sind im Fall einer potenziellen Organspende gehalten, rasch zu ent- 
scheiden, ob eine Explantation erfolgen kann und ob ein Gerichtsmediziner 
aus Ermittlungsgründen bei der Explantation zugegen sein muss. 
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Exkurs: Entscheidungsfindung zur Organspende 
in der Padiatrie 


Klaus Michael Licking 


Eine Organspende bedarf - wie jeder ärztliche Eingriff - einer ärztlichen In- 
dikation, welche mit dem Patientenwillen in Einklang zu bringen ist. Der 
Deutsche Bundestag hat mit dem Beschluss des „Gesetzes zur Stärkung der 
Entscheidungsbereitschaft bei der Organspende“ die Zustimmung des Pa- 
tienten resp. seiner Stellvertreter zur postmortalen Organspende ausdrück- 
lich unterstrichen - und eine „Zustimmung durch Schweigen“ i.S. der sog. 
Widerspruchslösung verworfen. Die grundlegende Forderung nach diesem 
Einklang von medizinischer Indikation und Patientenwillen findet sich auch 
in den Empfehlungen zur Entscheidungsfindung über das übergeordnete 
intensivmedizinische Therapieziel (Janssens et al. 2013; Neitzke et al. 2016). 
Die neue Richtlinie der Bundesärztekammer zur Spendererkennung greift 
die langjährig erhobene Forderung nach Stärkung der Patientenautonomie 
im gesamten Organspendeprozess auf (Schöne-Seifert et al. 2011; Hahnen- 
kamp et al. 2016): Die Richtlinie fordert nun die Erforschung des Patienten- 
willens in engem Austausch mit den Patientenstellvertretern vom Moment 
des Therapiezielwechsels bei infauster Prognose über die Phase der „organ- 
protektiven“ Intensivtherapie und Feststellung des Irreversiblen Hirnfunk- 
tionsausfalls (IHA) bis hin zur schlussendlichen Organentnahme-Operation 
(Bundesärztekammer 2020). 


Doch welche Auswirkungen hat dieser Paradigmenwechsel, insbesondere 
die Betonung des Patientenwillens, auf die Entscheidungsfindung bei päd- 
iatrischen, gar neonatologischen Patienten? Die Entscheidungsfindung für 
oder gegen eine Organspende offenbart auch das grundlegende Autonomie- 
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dilemma in der Behandlung kindlicher Patienten: Die Autonomie von Kin- 
dern ist häufig eingeschränkt durch ihren Entwicklungsstand (welcher 
nicht zwingend mit dem chronologischen Alter korreliert), durch etwaige 
Behinderungen und auch das aktuelle Krankheitsbild. Eltern fungieren hier 
häufig als „Proxy-Entscheider“, wenngleich diese die Wünsche und Willens- 
bekundungen ihrer Kinder in ihre Entscheidung einfließen lassen sollen. 
Das UK Donation Ethics Committee empfiehlt, spätestens Adoleszenten ab 
dem 12. Lebensjahr ein gewichtiges Mitspracherecht (und damit einen „mut- 
maßlichen“ Willen) in der eigenen Therapieplanung und bei diesbezügli- 
chen Entscheidungen einzuräumen (Commitee on Bioethics 2013). Dieses 
könne sogar - je nach individuellem Entwicklungsstand - bereits in der Al- 
tersgruppe der 8- bis 11-Jahrigen erwogen werden. De jure gestattet das deut- 
sche Transplantationsgesetz Jugendlichen ab dem 16. Lebensjahr eine dezi- 
dierte Entscheidung für eine Organspende; ab dem 14. Lebensjahr kann ein 
Jugendlicher bereits vorsorglich gegen eine Organspende votieren (Bundes- 
ministerium für Justiz und Verbraucherschutz 2021). 


Verschiedene auch pädiatrische Fachgesellschaften und nationale Aktions- 
plane fordern, die Organspende als routinemäßigen Bestandteil der Inten- 
sivtherapie am Lebensende wahrzunehmen und angemessen zu evaluieren 
(ESPNIC; Kotloff et al. 2015; Nakagawa et al. 2018). Doch welches „Organ- 
spendepotential“ ist auf pädiatrischen Intensivstationen (PICU) zu erwarten? 
Die Analyse von ca. 10.000 PICU-Aufnahmen in 5 tertiären US-amerikani- 
schen pädiatrischen Zentren zeigte eine Gesamtmortalitat von 2,4%: 70% der 
Kinder starben nach einem Verzicht auf resp. nach Abbruch der Intensiv- 
therapie (2/3 hiervon mit ,,Do-not-attempt-resuscitation“(DNAR)-Vorgabe); 
bei lediglich 16% wurde die Diagnose eines IHA gestellt (Burns et al. 2014). 
Auch die zugrundeliegenden Diagnosen (von onkologischen Krankheitsbil- 
dern bis hin zu Stoffwechselerkrankungen und anderen, gelegentlich un- 
charakterisierten Krankheitsbildern als relevante Kontraindikationen) 
schränkt die Auswahl potentieller kindlicher Organspender ein (Brierley u. 
Hasan 2012). Lediglich knapp 3% (53/1.837) der Organspenden des Eurotrans- 
plant-Raumes wurden 2020 auf pädiatrischen und neonatologischen Inten- 
sivstationen realisiert (Eurotransplant 2021). Ähnliche Zahlen aus den USA, 
Australien und dem Vereinigten Königreich in den vergangenen Jahren be- 
legen, dass weltweit die Organspende ein rares Ereignis auf der pädiatri- 
schen und neonatologischen Intensivstation darstellt (Gelbart 2017; Hawkins 
et al. 2018). 


Gleichzeitig haben die ärztlichen und pflegerischen Behandler/Bezugsper- 
sonen in den Entscheidungsprozessen zum übergeordneten Therapiezielam 
Lebensende (und damit auch zur Option der Organspende) einen gewichti- 
gen Stellenwert. Stabile tragfähige Entscheidungen zur Organspende wer- 
den maßgeblich davon beeinflusst, ob die Frage nach der Organspende aus 
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den Intensivteams herausgestellt wird (Rodrigue et al. 2008). Eine strikte 
Rollentrennung von Intensiv- versus Organspendeteam („de-coupling“) ist 
also auf der pädiatrischen Intensivstation nicht hilfreich für die Entschei- 
dungsfindung. Umso wichtiger erscheint ein interprofessionelles Heran- 
gehen unter frühzeitigem Einbezug eines (inhouse-) Organspendeteams zu 
sein: Dies kann helfen, Unsicherheiten und Friktionen bzgl. einer mögli- 
chen Organspende, aber auch ganz konkret zum Umfang und zur Dauer 
einer organprotektiven Intensivtherapie zu verbalisieren und zu klären 
(Brierley u. Shaw 2016; Neitzke et al. 2019). 


Sicherheit in der Gesprächsführungskompetenz können bekannte Formate 
(wie SPIKES u.a.) vermitteln (Jöbges et al. 2019). Mindestens ebenso wichtig 
erscheint es, die eigene Haltung zur Organspende zu reflektieren, um in 
einen ergebnisoffenen Dialog mit der Familie einzutreten (Kentish-Barnes 
et al. 2017). Zeit und ggf. wiederholte Gesprächsangebote spielen in einer 
familienzentrierten Annäherung an die Entscheidung eine zentrale Rolle, 
ebenso wie eine Fokussierung auf die wichtigen familiären Gesprächspart- 
ner (ggf. unter aktivem Einbezug von Meinungsbildnern, welche primär 
nicht „mit am Tisch sitzen“) und nolens volens eine klare Ergebnisorientie- 
rung. In einer zunehmend diversifizierten Gesellschaft empfiehlt es sich, 
die religiösen, spirituellen und weltanschaulichen Perspektiven der Familie, 
auch ihre eigenen Bilder zur Organspende, zu erfragen und in den Entschei- 
dungsprozess zu integrieren. Nicht selten wird die Entscheidung für eine 
Organspende sowohl in der Akutsituation als auch in Rückschau als „er- 
leichternd, weil sinnstiftend“ von den Eltern und ggf. auch anderen Fami- 
lienmitgliedern wahrgenommen und bewertet. Deshalb erscheint es nicht 
unlauter, mit den Eltern Neugeborener und kleiner Kinder (also von Kin- 
dern, denen ein autonomer Patientenwille nicht zwingend unterstellt wer- 
den darf) die eigenen Wünsche als „Zurückbleibende“ zu erforschen. Der 
familienzentrierte Weg zur Entscheidung über die Organspende als Option 
am Lebensende sollte auch einschließen, in der Zukunft für eine Reflexion 
der akut getroffenen Entscheidungen zur Verfügung zu stehen (Kentish- 
Barnes et al. 2019). 
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6 Entscheidung über Organspende 


Claus-Dieter Middel und Wiebke Abel 


Das Selbstbestimmungsrecht eines Patienten ist ein hohes und verpflichtendes Gut. Daher 
muss grundsätzlich in jede medizinische Maßnahme durch den Patienten bzw. durch seinen 
Patientenvertreter eingewilligt werden. In ausweglos erscheinenden Situationen bei beat- 
meten Patienten mit schwerer Hirnschädigung stellt sich die Frage, ob eine weitere Behand- 
lung fortzuführen oder aus medizinischen, ethischen und rechtlichen Gründen zu beenden 
ist. Im besonderen Fall eines unmittelbar bevorstehenden oder vermuteten irreversiblen 
Hirnfunktionsausfalls muss in der Diskussion zu Therapieentscheidungen und Therapiezielen 
auch eine mögliche Entscheidung über Organspende berücksichtigt werden. Dies gilt ins- 
besondere vor dem Hintergrund einer Therapiezieländerung mit der Einleitung einer pallia- 
tiven Behandlung, vor welcher der Gesamtwille des Patienten eruiert werden muss. 


6.1 Wer trifft die Entscheidung für oder gegen 
eine Organspende? 


Das Transplantationsgesetz (TPG) kodifiziert ein Zusammenwirken von Ent- 
scheidungsregelung und erweiterter Zustimmungsregelung: 


1. Die Entscheidungsregelung zielt darauf, dass sich ein Patient zu Lebzei- 
ten zur postmortalen Organspende in einer Patientenverfügung oder 
einer anderen vorsorglichen Willensbekundung (z.B. Organspende- 
ausweis) geäußert hat. Idealerweise wird damit der Patientenwille 
eindeutig festgelegt: zum einen hinsichtlich des Verhältnisses von 
Organspende zu palliativmedizinischen Maßnahmen, und zum an- 
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deren hinsichtlich der für eine Organspende notwendigen organ- 
erhaltenden Maßnahmen. 

2. Die erweiterte Zustimmungsregelung greift, sofern keine, und zwar weder 
positive noch negative schriftliche Erklärungen des Patienten abge- 
fasst wurden bzw. vorliegen. Damit wird ermöglicht, dass die Ent- 
scheidung über Organspende subsidiär auch von nächsten Angehöri- 
gen oder sonstigen Personen getroffen werden kann. Diese Personen 
müssen dem potenziellen Organ- oder Gewebespender bis zu seinem 
Tod in besonderer persönlicher Verbundenheit offenkundig nahege- 
standen haben oder von ihm die Entscheidung über eine Organ- oder 
Gewebespende übertragen bekommen haben. 


6.2 Warum kommt bei der Entscheidung für oder gegen 
eine Organspende der Kommunikation mit den 
Patientenvertretern und den Angehörigen eine 
besondere Bedeutung zu? 


Grundsätzlich kommt der Kommunikation mit den Patientenvertretern und 
den Angehörigen eine besondere Bedeutung zu, da der Gesetzgeber den Sach- 
waltern des Patienten eine Entscheidungsbefugnis über die Organ- oder Gewebeent- 
nahme einräumt. 


Zu Lebzeiten setzt jede medizinische Maßnahme in der Regel die Einwilli- 
gung des Patienten nach angemessener Aufklärung voraus. Ist der Patient 
einwilligungsunfähig, ist eine Einwilligung eines Patientenvertreters ein- 
zuholen, soweit keine schriftliche Willensbekundung des Patienten die 
Maßnahme gestattet oder untersagt. Auch das TPG basiert auf dem Grund- 
satz, dass erst die Zustimmung des betroffenen Patienten selbst oder seiner 
nächsten Angehörigen die Organspende legitimiert. Nach dem TPG erfolgt 
die Zustimmung zur postmortalen Organspende nach s 3 mit Einwilligung 
des Patienten oder subsidiär nach § 4 durch Angehörige oder gleichgestellte 
Personen. 


Liegt keine Zustimmung zur Organspende vor, ist der mutmaßliche Wille 
des Patienten anhand von konkreten Anhaltspunkten, zu Lebzeiten geäu- 
Berten Überzeugungen oder individuellen Wertvorstellungen zu erkunden. 
In diesen Fällen, in denen mögliche Willensbekundungen des Patienten 
ausgelegt werden müssen, ist in der Praxis nicht immer und ohne weiteres 
klar, welche Person stellvertretend die Entscheidung über eine mögliche 
Organspende zu treffen hat. Dies rührt daher, dass Patientenvertreter und 
nächster Angehöriger unterschiedliche Personen sein können. Sofern dies 
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6.3 Welche Personen können stellvertretend für den Patienten die Entscheidung 
für oder gegen eine Organspende treffen? 


der Fallist, sind prä- und postmortal unterschiedliche Personen entscheidungsbefugt. 
Das bedeutet: 


= Vor Eintritt des Todes obliegt es dem Patientenvertreter, dem Gesamtwillen 
des Patienten Ausdruck und Geltung zu verschaffen und hierzu eine 
harmonisierende Interpretation aller Willensäußerungen herbeizu- 
führen. 

= Nach Eintritt des Todes ist nur der nächste Angehörige bzw. die Person ab- 
schließend zu befragen, der die Entscheidung über eine Organ- oder 
Gewebespende übertragen wurde. Im Gegensatz zu der Person, der die 
Entscheidung über eine Organ- oder Gewebespende übertragen wur- 
de, kann der nächste Angehörige auf sein Entscheidungsrecht ver- 
zichten, das dann auf einen nachrangigen Angehörigen übergeht. 


Zwar muss die Entscheidung für oder gegen eine Organspende wegen des 
Ausmaßes intensivtherapeutischer Maßnahmen bereits in einer Phase fal- 
len, in der noch der Patientenvertreter der berufene Ansprechpartner für die 
zu treffenden Behandlungsentscheidungen ist. Doch müssen im Kontext 
einer Organspende alle Maßnahmen nicht nur der medizinischen Indika- 
tion, sondern auch dem Patientenwillen entsprechen. Daher sollten „in der 
Zeitspanne im Übergang vom Leben zum Tod“ (Duttge u. Neitzke 2015) Ge- 
spräche mit beiden Vertretern über mögliche Therapieoptionen oder Ände- 
rungen des Therapieziels geführt werden. Dabei ist zu akzeptieren, dass sich 
nächste Angehörige ggf. mit der Frage der Organspende in ihrer Trauer oder 
aus prinzipiellen Erwägungen nicht befassen wollen. 


Das heißt: In den Gesprächen über eine mögliche Organ- oder 
Gewebespende darf kein Entscheidungsdruck aufgebaut werden. 


6.3 Welche Personen können stellvertretend für den Patienten 
die Entscheidung für oder gegen eine Organspende treffen? 


Zur Entscheidung für oder gegen eine Organ- oder Gewebespende berufen 
ist der Patientenvertreter oder der nächste Angehörige: 


1, Patientenvertreter: Sind Patientenvertreter und nächste Angehörige 
unterschiedliche Personen, ist der Patientenvertreter bis zur Fest- 
stellung des Todes für die Einwilligung in Therapieentscheidungen 
verantwortlich. Er ist für seine Entscheidungen an den expliziten Wil- 
len des Patienten nach § 1901a Abs. 1 BGB, seinen mutmaßlichen Wil- 
len nach § 1901a Abs. 2 BGB bzw. sein Wohl nach § 1901 Abs. 2 S. 1 
BGB gebunden. Zur Ermittlung des mutmaßlichen Willens soll der 
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6.4 


Patientenvertreter gem. § 1901b Abs. 2 BGB den Angehörigen „Gele- 
genheit zur Äußerung“ geben. Dabei kann es sich um ein Gespräch 
handeln, dessen Führung und Gestaltung grundsätzlich dem Patien- 
tenvertreter obliegt. Er kann dabei den behandelnden Arzt einbezie- 
hen, ist dazu aber nicht verpflichtet. 


. Nächster Angehöriger: Gemeint ist diejenige Person, die in der in § 1a 


Nr. 5 TPG genannten Reihenfolge an erster Stelle steht (Ehegatte oder 
eingetragener Lebenspartner, volljährige Kinder, Eltern, Vormund, 
Pfleger, volljährige Geschwister, Großeltern), innerhalb angemesse- 
ner Zeit erreichbar ist und in den letzten zwei Jahren vor dem Tod 
zum Verstorbenen persönlichen Kontakt hatte. Dem nächsten An- 
gehörigen gleichgestellt ist eine volljährige Person, die dem Verstor- 
benen in besonderer persönlicher Verbundenheit offenkundig nahe- 
gestanden hat, z.B. nichteheliche Lebenspartner - diese Person tritt 
neben den nächsten Angehörigen (§ 4 Abs. 2 S. 5 TPG). Wurde die 
Entscheidung über eine Organspende gemäß s 2 Abs. 2 TPG vom Ver- 
storbenen zu Lebzeiten auf eine namentlich benannte, dritte Person 
übertragen, so tritt diese an die Stelle des nächsten Angehörigen. 
Durch diese Regelungen soll sichergestellt werden, dass der nächste 
Angehörige eine Entscheidung im Sinne des Verstorbenen trifft. Das ist nur 
gewährleistet, wenn es zu gelegentlichen Treffen oder Gesprächen 
gekommen ist, wobei der Sterbephase eine besondere Bedeutung zu- 
kommt. Im Hinblick auf eine schnelle Entscheidungsfindung ist es 
ausreichend, wenn einer von zwei gleichrangigen nächsten Angehö- 
rigen zustimmt, sofern der andere nicht widerspricht ($ 4 Abs. 2 S. 3 
TPG). Das heißt: Der Widerspruch einer gleichrangigen Person ver- 
hindert die Organspende. Ist ein vorrangiger Angehöriger innerhalb 
angemessener Zeit nicht erreichbar, genügt die Beteiligung und Ent- 
scheidung des zuerst erreichbaren nächsten Angehörigen. (s$ 4 Abs. 2 
S. 4 TPG). Die zeitliche Grenze, von der an die Unterrichtung des 
nächsterreichbaren, in der Rangfolge nachgehenden Angehörigen 
erfolgen darf, ist insbesondere danach zu beurteilen, wie lange nach 
Eintritt des Todes die betreffenden Organe noch transplantabel sind. 


Warum muss bei der Entscheidung für oder gegen 
eine Organspende der Gesamtwille des Patienten 
ermittelt werden? 


Die Patientenautonomie bestimmt den Blickwinkel, unter dem das Patien- 
tenwohl auszulegen ist. Insoweit wäre unter den geltenden rechtlichen Re- 
gelungen jede isolierte Bewertung „therapeutischer Interessen“ einerseits 
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der Gesamtwille des Patienten ermittelt werden? 


und „organprotektiver Interessen“ andererseits von vornherein fragwürdig. 
Folglich sind der Patientenvertreter oder der nächste Angehörige berufen, 
stets den Gesamtwillen des Patienten bezüglich einer Organspende zu er- 
mitteln und zur Geltung zu bringen, und zwar mittels einer „Gesamtschau 
unter Einbeziehung aller Mitentscheidungsbefugten“ (Duttge u. Neitzke 
2015). 


Dementsprechend wird vorrangig geschaut, ob eine schriftliche Erklärung 
des Patienten zur Organspende vorliegt, beispielsweise in einem Organ- 
spendeausweis oder einer Patientenverfügung. In diesem Fall sind Angehö- 
rige ebenso wie die behandelnden Ärzte an die zu Lebzeiten getroffene Ent- 
scheidung des Verstorbenen gebunden. Die Einwilligung und die Übertra- 
gung der Entscheidung auf Dritte können vom vollendeten 16. Lebensjahr 
an erklärt werden. Sofern keine schriftliche Erklärung des Patienten zur 
Organspende vorliegt, hat jede entscheidungsbefugte Person bei der Ent- 
scheidung für oder gegen eine Organspende nicht ihre persönliche Auffas- 
sung, sondern den mutmaßlichen Willen des Patienten zugrunde zu legen. 
Erst wenn dieser mutmaßliche Wille des Patienten nicht ermittelbar ist, 
erfolgt eine Entscheidung nach den Wertvorstellungen der entscheidungs- 
befugten Person. 


Liegt eine Zustimmung zur Organspende vor, hat der Arzt den nächsten An- 
gehörigen gemäß § 3 Abs. 3 S. 1 TPG über die beabsichtigte Organentnahme 
zu unterrichten. 


Weist der Angehörige oder eine ihm gleichgestellte Person auf eine 
Aktualisierung oder einen Widerruf der vorliegenden Verfügung 
hin, so ist dies zu berücksichtigen. 


Ist der mutmaßliche Wille des Patienten nicht zu ermitteln, trifft der nächs- 
te Angehörige oder eine ihm gleichgestellte Person in Ausübung des Toten- 
sorgerechts eine subsidiäre eigenständige Entscheidung, welche die fehlen- 
de Willensäußerung des Verstorbenen ersetzt. 


Liegt keine Zustimmung zur Organspende vor, ist die Entnahme nicht zu- 
lässig. Dies gilt auch dann, wenn im Falle eines nicht dokumentierten Pa- 
tientenwillens niemand zur Vertretung des Patienten befugt ist oder die 
befugten Personen nicht in angemessener Zeit kontaktierbar sind. 


Das heißt: Die Einwilligung ist unabdingbare Voraussetzung für 
die Organspende. 
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6.5 Wer oder was könnte in der Praxis bei der Ermittlung 
des Gesamtwillens des Patienten noch hilfreich sein? 


Zur Vermeidung von Konflikten oder gar gerichtlichen Auseinandersetzun- 
gen kann es sich in emotional sehr belastenden Situationen, in denen 
schwierige Entscheidungen zu treffen sind, als hilfreich erweisen, eine 
Ethik-Fallberatung in Anspruch zu nehmen (z.B. Ethikkonsil, klinisches 
Ethikkomitee). Wird hinsichtlich des Gesamtwillens des Patienten kein Kon- 
sens erzielt, ist letztlich das Betreuungsgericht zur Entscheidung berufen 
($ 1904 BGB). Im Sinne der Patientenautonomie müssten dann bis zur Ent- 
scheidung des Gerichts die Organfunktionen durch intensivmedizinische 
Maßnahmen so aufrechterhalten werden, dass einem möglichen Organ- 
spendewunsch entsprochen werden könnte. 
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7 Intensivmedizinische Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung der Organfunktionen 


Sven-Olaf Kuhn und Klaus Hahnenkamp 


Die Kenntnis der komplexen, neuroendokrin vermittelten Veränderungen im Rahmen des 
irreversiblen Hirnfunktionsausfalls (IHA), insbesondere der Hämodynamik und des Elektrolyt- 
und Flüssigkeitsgleichgewichtes, ist Voraussetzung für ein effektives und proaktives Donor- 
Management. Die intensivmedizinische Versorgung des potenziellen Organspenders unter- 
scheidet sich prinzipiell nicht von den üblichen intensivmedizinischen Maßnahmen, beinhal- 
tet aber vor allem mit der Hormonersatztherapie einige Besonderheiten und hat direkte 
Auswirkung auf den Transplantationserfolg. 


Die qualifizierte intensivmedizinische Spenderkonditionierung, 
wenn erforderlich auch durch eine Therapieeskalation, ist neben 
der verbesserten Transplantatkonservierung und der Organentnah- 
men bei sogenannten „expanded criteria donors“ eine Vorausset- 
zung für ein optimales Transplantationsergebnis und in erster Linie 
Aufgabe des Intensivmediziners (Rahmel 2019). 


7.1 _ Pathophysiologische Veränderungen durch irreversiblen 
Hirnfunktionsausfall 


Durch die Beeinträchtigung oder den Verlust zentraler, hormoneller Regu- 
lationsmechanismen beim Ausfall der Hirnfunktionen (z.B. dem Untergang 
der Vaguskerne) kommt es vor allem zu Störungen der endokrin vermittelten 
Regulation mit schweren hämodynamischen und pulmonalen Veränderun- 


65 


7 Intensivmedizinische Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Organfunktionen 


gen sowie systemischer Inflammation (Poppelaars u. Seelen 2016; Amado et 
al. 1995). Sehr haufig sind Hypothermie, Hypotonie und ein zentraler Dia- 
betes insipidus. Durch die Freisetzung von proinflammatorischen Mediato- 
ren, aktivierten Enzymsystemen und freien Sauerstoffradikalen kann es 
außerdem zur Gefäßendothelschädigung, Aktivierung des Gerinnungs- und 
Komplementsystems und einer systemischen Entzündungsreaktion ähnlich 
eines systemic inflammatory response syndrome (SIRS) kommen. 


7.2 _ Intensivmedizinische Maßnahmen beim potenziellen 
Organspender 


Die am 01.09.2020 in Kraft getretene Richtlinienänderung der Bundesärztekammer 
zur Spendererkennung unterstreicht, dass die Aufrechterhaltung der Organ- 
funktionen bis zur Feststellung des bekundeten oder mutmaßlichen Willens 
notwendig ist, um eine gewollte Organspende ermöglichen zu können. Das 
TPG legt weder den Behandlungsbedarf noch den Zeitrahmen dafür fest. Es 
heißt in der Richtlinienänderung weiter, 


„solange der irreversible Hirnfunktionsausfall noch nicht festgestellt ist, sollte 
mit dem Patientenvertreter geklärt werden, ob Maßnahmen zur Wiederherstel- 
lung der Herz-Kreislauffunktion dem Patientenwillen entsprechen. Dabei muss 
zwischen einem Organspendewunsch und einem Willen zur Therapiebegrenzung 
abgewogen werden“ (Bundesärztekammer 2020). 


Der Umfang der intensivmedizinischen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
der Organfunktionen muss mit den nächsten Angehörigen kommuniziert und 
abgestimmt werden. Das schließt erweiterte Maßnahmen zur Aufrechterhal- 
tung der Organfunktion (z.B. Maßnahmen zur Wiederherstellung der Herz- 
Kreislauf-Funktion wie Herzdruckmassage oder Organersatzverfahren) ein. 


Die Therapie eines potenziellen Organspenders beginnt strenggenommen 
bereits mit der Diagnose einer schweren Hirnschädigung. Kommt es trotz 
aller Bemühungen zum IHA, müssen die intensivmedizinischen Maßnah- 
men vollumfänglich fortgeführt werden. Ein proaktives Donor-Management 
zur Behandlung der oft foudroyant verlaufenden hämodynamischen Verän- 
derungen und Flüssigkeits- und Elektrolytverschiebungen verbessert die Qua- 
lität der transplantablen Organe und damit den Erfolg der Transplantation 
(Angel et al. 2006; Kotloff et al. 2015; Malinoski et al. 2013; Patel et al. 2017). 
Die einzelnen Maßnahmen zur Spenderkonditionierung orientieren sich 
prinzipiell an den allgemein gültigen Therapieprinzipien zur Aufrechterhal- 
tung der Homöostase und dem Organsupport kritisch Kranker (Citerio et al. 
2016). Die Zielparameter sind in Kapitel 7.7.6 zusammengefasst. 
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7.3 Hamodynamik 


Die Qualität der intensivmedizinschen Maßnahmen hat direkten 
Einfluss auf den Erfolg einer Transplantation. Die Behandlung des 
potenziellen Organspenders beginnt bereits mit dessen Identi- 
fizierung. 


7.3 Hamodynamik 


Die infolge der rostro-caudalen Hirnstammeinklemmung auftretenden 
Sympathikus- und Parasympathikusaktivierung auf Höhe der Pons resultiert 
in einer ausgeprägten Hypertonie und Bradykardie (Cushing-Reflex) gefolgt 
von einer durch die Ischämie im Bereich der Medulla oblongata überschie- 
ßenden Katecholaminfreisetzung, dem sogenannten Katecholaminsturm 
(„autonomic storm“). Vor allem die exzessive adrenerge Kreislaufdysregula- 
tion führt bei bereits bestehender a-Rezeptor-vermittelter Vasokonstriktion 
mit erhöhtem pulmonal- und systemisch-vaskulärem Widerstand durch die 
Steigerung der Kontraktilität und Herzfrequenz zu einer Zunahme des Herz- 
Zeit-Volumens. Die Erhöhung der Nachlast kann konsekutiv zum Linksherz- 
versagen (neurogenes Lungenödem), ausgeprägte Vasospasmen zur Myo- 
kardischämie und ventrikulärer Dysfunktion führen. Diese sind prinzipiell 
reversibel (Madan et al. 2017; Martin-Loeches et al. 2019; Nasr et al. 2017). 
Im weiteren Verlauf der Hirnstammeinklemmung und nach vollstandigem 
Ausfall aller Hirnfunktionen bewirken die wieder sinkenden Katecholamin- 
spiegel einen Abfall des peripheren Gefäßwiderstandes mit ausgeprägter 
Hypotonie. Zur differenzierten Volumen- und Katecholamintherapie sollte 
deshalb großzügig ein erweitertes hämodynamisches Monitoring verwendet 
werden. Kontinuierliche Verfahren wie die Pulskonturanalyse sind ebenso 
geeignet wie serielle Echokardiografien (Bednarczyk et al. 2017; Kotloffet al. 
2015). 


Zur Behandlung des Hypertonus werden bevorzugt kurzwirksame Antihyper- 
tensiva (z.B. Urapidil) eingesetzt, bei Hypotonie und ausgeglichenem Volu- 
menstatus vorrangig Katecholamine und Vasopressin. Während Dopamin 
und Noradrenalin in Deutschland lange die Vasopressoren der Wahl waren, 
unterstützen aktuellere Daten die Gabe des Polypeptid-Hormons Arginin- 
Vasopressin (AVP) (Plurad et al. 2012). Dessen gefäßtonisierende Wirkung 
resultiert aus der Bindung an die V1-Rezeptoren der Gefäßmuskulatur. Do- 
butamin ist zur Inotropie- und Chronotropiesteigerung geeignet. 


Eine aktuelle Untersuchung legt nahe, dass nach Eintritt des irreversiblen 
Hirnfunktionsausfalls der Sauerstoffkonsum der Leber zu- und die Nieren- 
durchblutung abnimmt. Die Studienergebnisse unterstreichen die Notwen- 
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digkeit einer organspezifischen Bewertung und Optimierung der Transplan- 
tatqualitat vor der Transplantation, der Optimierung der metabolischen 
Leberbedingungen und zur Verbesserung der Nierenperfusion bei gleichzei- 
tiger Unterstützung der zellulären Entgiftung (Van Erp et al. 2018a). Die 
Dauer der kalten Ischamie ist mit einer hoheren Rate von Transplantat- 
dysfunktionen insbesondere bei älteren postmortalen Nierenspenden kor- 
reliert. Dopamin besitzt anti-oxidative Eigenschaften. Durch seine Fett- 
löslichkeit und damit gute Diffusion nach intrazellulär wurde ein protek- 
tiver Effekt gegen eine Kälte-Ischämie und Reperfusionsschaden sowie 
eine anti-inflammatorische Wirkung auf das Transplantat beschrieben 
(Benck et al. 2018; Birtan et al. 2018; Schnuelle et al. 2019; Schnuelle et al. 
2017). Außerdem wurde ein verbessertes Überleben nach Herztransplanta- 
tionen durch Verringerung des akuten Rechtsherzversagens berichtet (Benck 
et al. 2011). Die DSO und die Deutsche Transplantationsgesellschaft (DTG) 
empfehlen präoperativ die Gabe von Dopamin in einer Dosierung bis 4 ug/ 
kg/min für mindestens 6 h vor Organentnahme (DSO 2016 und s. Tab. 3 in 
Kap. 7.7.6). 


Die konsequente hämodynamische Stabilisierung des Organspen- 
ders nach Feststellung des IHA ist mit einer verbesserten Transplan- 
tatqualität verbunden. Die „relax and repair“- bzw. die „wait, treat 
and see“-Strategie hat zu einer Steigerung der Zahl und der Quali- 
tät bei Nieren- und Herztransplantationen geführt (Borbely et al. 
2015, Martin-Loeches et al. 2019). Es wird ein mittlerer arterieller 
Druck > 65 mmHg bzw. eine linksventrikuläre Ejektionsfraktion 
(LVEF) von mindestens 45% zur Sicherstellung einer adäquaten 
Organperfusion angestrebt (s. Kap. 7.7.6). 


7.4 Fliissigkeitstherapie, Hämotherapie 


Der Flüssigkeitsverlust infolge des Diabetes insipidus centralis bzw. eine 
relative Hypovolämie durch den Verlust des Sympathikotonus muss rasch 
korrigiert werden. Zum Erhalt eines ausreichenden Perfusionsdrucks und 
einer Stundendiurese von mindestens ı ml/kg/h werden vorrangig kristal- 
loide Vollelektrolytlösungen infundiert, bei ausgeprägter Hypernatriämie 
und Hypovolämie sind Halbelektrolytlösungen oder 5% Glucoselösungen ge- 
eignet. Vor allem im Hinblick auf eine Lungenspende ist aber eher eine zu- 
rückhaltende Flüssigkeitsgabe zu empfehlen. Nach aktueller Datenlage sind 
dadurch keine negativen Effekte auf die Nierenfunktion zu befürchten. 
Alternativ kann die Gabe von Humanserumalbumin erwogen werden. 
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Künstliche Kolloide wie Hydroxyethylstärke werden wegen der Gefahr von 
Tubulusnekrosen nicht empfohlen (Patel et al. 2015). 


Die Behandlung einer Koagulopathie bzw. Thrombozytopenie und Anämie 
erfolgt nach den Empfehlungen der aktuellen Querschnittsleitlinien der 
Bundesärztekammer zur Therapie mit Blutkomponenten und Plasmaderi- 
vaten (Bundesärztekammer 2020). Transfusionstrigger sind in diesem Zu- 
sammenhang nicht untersucht. Bei Fehlen klinischer Blutungszeichen 
kann ein Hämoglobinwert von 4,5 mmol/l (7 g/dl) bzw. bei fehlenden Zeichen 
einer Thrombozytenfunktionsstörung eine Thrombozytenzahl > 10 Gpt/l, bei 
klinischen Blutungszeichen > 50 Gpt/l angestrebt werden. 


Die Gerinnungsaktivierung nach Hirnverletzungen durch die Freisetzung 
von „tissue factor“, durch freigesetzte prokoagulatorische und proinflam- 
matorische Proteine infolge einer Plättchenaktivierung sowie insbesondere 
bei traumatischen Hirnschäden durch die Freisetzung von Thromboplastin 
führt zu einer Koagulopathie und disseminierten intravasalen Gerinnung. 
Eine Fortführung der Thromboseprophylaxe ist deshalb wie bei allen Inten- 
sivpatienten sinnvoll und sollte mit niedermolekularen Heparinen erfolgen. 


7.5 _ Lungenfunktion 


Dorsobasale Belüftungsstörungen, bronchiale Sekretretrentionen oder 
Atemwegsinfektionen führen ebenfalls beim potenziellen Organspender zu 
sekundären pulmonalen Komplikationen und gefährden das Transplanta- 
tionsergebnis. Lung-Management-Protokolle können die Zahl der erfolg- 
reich transplantierten Organe verbessern (Mihambres et al. 2015). Das kon- 
sequente Vermeiden von Tubus- bzw. Beatmungsassoziierten Komplikatio- 
nen beinhaltet die Fortführung einer lungenprotektiven Beatmung ggf. mit 
Recruitment-Manövern sowie die Bronchialtoilette und Lagerungsmaßnah- 
men. Es wird eine periphere Sauerstoffsättigung > 95% bei Normokapnie 
angestrebt. Die inspiratorische Sauerstoffkonzentration sollte so gering wie 
möglich gehalten werden. Ziel ist eine PaO,/FiO,-Ratio über 300. Eine Hyper- 
ventilation mit Hypokapnie und respiratorischer Alkalose muss verhindert 
werden. Der Nutzen von inhalativen Beta-Sympatomimetika im Rahmen 
der Spenderkonditionierung ist nicht belegt (Ware et al. 2014). Durch die 
genannten Maßnahmen können die Zahl und Qualität der Lungentrans- 
plantationen verbessert sowie das Überleben der Transplantatempfänger 
verlängert werden (Angel et al. 2012; Mascia et al. 2009; Mihambres et al. 
2014; Miñambres et al. 2015). 
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Beispiel eines „Lung-Donor-Protocol“ (modifiziert nach Miñambres et al. 
2015) 


1. Hypoventilation zum Apnoe-Test ohne vorherige Dekonnektion vom 
Beatmungsgerät unter Beibehaltung eines positiven Atemwegs- 
drucks 

2. Beatmung mit PEEP 8-10 cm H,O und Tidalvolumina von 6-8 ml/kg 

3. Recruitment-Manöver stündlich und nach Dekonnektion vom Beat- 
mungsgerat 

4. Bronchoskopie mit bronchoalveolärer Lavage unmittelbar nach Hirn- 
todfeststellung 

5. Engmaschiges hamodynamisches Monitoring mit PICCO-System; Ziel: 
ELWI < 10 ml/kg (Flüssigkeitssubstitution, wenn erforderlich) und ZVD 
<8 mmHg 

6. Methylprednisolon (15 mg/kg) nach Hirntodfeststellung 

7. Alveoläres Recruitment mit kontrollierter Beatmung (Plateau-Druck 
< 35 mmHg) mit PEEP 18-20 cm H,O für 1 Minute und Reduktion um 
2 cm H,0/min; dann Steigerung des Tidalvolumens um 50% für 
10 Atemzüge 

8. Bei PaO,/FIO, < 300 mmHg, Halbseitenlage und Recruitment-Manöver 


7.6 _ Körpertemperatur 


Nach Eintreten des IHA entwickelt sich regelhaft eine Hypothermie. Sie 
kann neben dem vermehrten Auftreten von Arrhythmien zum Abfall der 
Stoffwechselleistung mit adaptiver Funktionsminderung der Organe füh- 
ren. Bei zu starker Auskühlung sollte rechtzeitig eine Erwärmung über ex- 
terne Wärmesysteme erfolgen. Allerdings zeigen aktuelle Studien, dass vor 
allem für die Nierenspende eine milde Hypothermie einen protektiven Ein- 
fluss auf die Transplantatfunktion hat (Malinoskiet al. 2019; Niemann et al. 
2015). 


Eine milde Hypothermie sollte insbesondere vor geplanter Nieren- 
spende zwischen 34°C und 35°C gehalten werden, scheint jedoch 
auch auf andere Organe ohne Nebenwirkungen. 


7.7 Hormonersatztherapie 


Der Ausfall der Hypothalamus-Hypophysen-Achse führt sowohl zu einem 
Abfall des Spiegels von Arginin-Vasopressin aus der Neurohypophyse und 
daraus resultierendem zentralen Diabetes insipidus sowie auch zu einem 
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Hypocortisolismus und Hypothyreodismus durch die Beeinflussung der 
Adenohypophyse (Dimopoulou et al. 2003). Daraus resultieren vor allem 
Elektrolyt- und Flüssigkeitsstörungen sowie eine hamodynamische Insta- 
bilitat (Dimopoulou et al. 2003; Mi et al. 2015; Novitzky et al. 2014; Smith 
2004). 


7.7.1 Desmopressin und Arginin-Vasopressin 


Das synthetische Vasopressin-Analogon Desamino-D-Argininvasopressin 
(Desmopressin, DDAPV) bewirkt durch seine starkere Wirkung an den rena- 
len V2- als an den V1-Rezeptoren der Gefäßßmuskulatur einen ausgeprägten 
antidiuretischen aber kaum einen vasokonstriktorischen Effekt und ist da- 
mit vor allem zur Behandlung des Diabetes insipidus centralis geeignet. Eine 
Polyurie mit Hypernatriamie und Hypovolamie kann mit repetitiven Einzel- 
dosen von 1-4 ug behandelt werden. 


Das Peptidhormon Arginin-Vasopressin (AVP) wirkt systemisch über die V1,- 
Rezeptoren am Herzen, den glatten Gefäßmuskelzellen, den Nieren, im 
Myometrium, im Zentralnervensystem und der Leber, über die V1,-Rezep- 
toren, die überwiegend in der Hypophyse und über die V2-Rezeptoren, die 
im Wesentlichen im kardiovaskulären und renalen System exprimiert wer- 
den. AVP besitzt durch seine äquipotente Affinität zu V1- und V2-Rezeptoren 
neben der Vasopressorwirkung ebenfalls einen therapeutischen Effekt auf 
den gestörten Wasser- und Elektrolythaushalt. Außerdem ist ein positiver 
Effekt auf die Lungenfunktion und eine signifikant bessere Organerholung 
bei Spendern ohne nachteilige Auswirkungen für den Empfänger verbun- 
den. AVP sollte deshalb fester Bestandteil der Hormonersatztherapie bei der 
Spenderkonditionierung, vor allem aber bei Lungenspendern sein (Callahan 
et al. 2014; Plurad et al. 2012). Bei schweren kombinierten Störungen mit 
Hypotonie und Hypernatriämie/Polyurie können AVP und DDAVP parallel 
verabreicht werden. 


7.7.2 Kortikosteroide 


Die Kortikoidsubstitution wird nichtin erster Linie zur Behandlung der adre- 
nocortikalen Insuffizienz eingesetzt, sondern es stehen die anti-inflamma- 
torischen bzw. immunmodulatorischen Effekte beim Transplantatempfän- 
ger und die Reduktion des Katecholaminbedarfs zur Kreislaufstützung beim 
Spender im Fordergrund. Die Gabe von Methylprednisolon führte bei Leber- 
transplantationen zu einer Abnahme des Ischämie-Reperfusionsschadens 
bzw. der akuten Organ-Abstoßung (Kotsch et al. 2008). Diese Resultate konn- 
ten in einer späteren placebo-kontrollierten, randomisierten Studie bzw. in 
Metaanalysen zwar nicht reproduziert werden (Van Erp et al. 2018b), den- 
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noch erfolgt die intravenöse Kortikosteroidgabe mit Methylprednisolon bzw. 
einem anderen geeigneten Kortikoid in äquivalenter Dosis routinemäßig 
zur Spenderpräkonditionierung, um die systemischen proinflammatori- 
schen Effekte beim Spender zu reduzieren und die Hamodynamik zu stabi- 
lisieren. 


Fine Hormonersatztherapie mit Methylprednisolon und AVP u./o. 
DDAVP ist in den meisten Fällen geeignet, eine kardiopulmonale 
und endokrine Dysregulation zu behandeln. 


773 Schilddriisenhormone 


Eine Schilddrüsendysfunktion ist mit der Entwicklung und der Ausprägung 
einer Herzinsuffizienz assoziiert. Es kommt zu einer Reduktion der Kontrak- 
tilität und der Relaxation des Herzens durch Veränderungen der Myosinfa- 
sern und der Kalziumkanalfunktion, zu Bradykardien durch die Abnahme 
des chronotropen Effekts der Schilddrüsenhormone und durch Veränderun- 
gen an den Kaliumkanälen zu einer QT-Verlängerung mit vermehrten ven- 
trikulären Arrhythmien (Deegan u. Furman 2011). Die Substitution von 
Schilddrüsenhormonen bei Organspendern und -empfängern ist nicht ab- 
schließend geklärt (Buchanan u. Mehta 2018). In retrospektiven Studien fand 
sich eine Zunahme der transplantierten Organe bzw. ein Überlebensvorteil 
bei Herztransplantierten sowohl durch die Vorbehandlung des Spenders als 
auch der Empfänger mit L-Thyroxin (Holndonner-Kirst et al. 2019; Novitzky 
et al. 2014). Eine Metaanalyse aus vier prospektiven Studien konnte dies je- 
doch nicht zeigen (Macdonald et al. 2012). 


Während ältere Studien eine Verbesserung der Anzahl transplantierter 
Herzen und eine verbesserte Transplantatfunktion durch eine Hormonkom- 
binationstherapie mit T3 bzw. T4, Methylprednisolon und Vasopressin na- 
helegten, waren die Ergebnisse aktuellerer randomisierter bzw. placebo- 
kontrollierter Studien nicht einheitlich (Macdonald et al. 2012; Mi et al. 
2015). 


Für hämodynamisch instabile Spender, die schlecht auf die her- 
kömmlichen Therapien ansprechen bzw. im Falle einer deutlich 
reduzierten linksventrikulären Ejektionsfraktion < 45% ist die 
Gabe von Triiodthyronin oder Levothyroxin eine Therapieoption. 
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7.7.4 Hyperglykamie 


Die Blutzuckersteuerung folgt den üblichen Therapieempfehlungen in der 
Intensivmedizin. Angestrebt wird ein Blutzuckerspiegel im oberen Norm- 
bereich. Wenige Daten existieren speziell für die Transplantation von Pan- 
creata. Ein niedriges Spenderalter, Normoglycämie bzw. niedrige HgbAıc- 
Spiegel und eine Ejektionsfraktion > 50% waren in einer kürzlich publizier- 
ten Studie unabhängige Prädiktoren für die Transplantatfunktion. Die Gabe 
von Insulin scheint generell unproblematisch (Sally et al. 2019). 


7.7.5 Ernährung 


Der theoretische Nutzen der Aufrechterhaltung einer Nährstoffversorgung 
auch nach Diagnostik des Hirntodes ergibt sich aus dem Bestreben, die 
Transplantatqualität zu optimieren und damit das organspezifische funk- 
tionelle Outcome beim Empfänger zu verbessern. Die enterale Ernährung 
wirkt der Zottenatrophie des Darms entgegen und stärkt so die mukosale 
Integrität des Darms. Die dadurch verringerte bakterielle Translokation 
wirkt sich positiv auf den Immunstatus aus und reduziert die Pneumonie- 
rate. Da die Organkonditionierung nach Abschluss der Hirntoddiagnostik 
noch einige Tage in Anspruch nehmen kann, kann es zu einem relevanten 
Defizit an Makro- und Mikronährstoffen kommen. Die infolge des erhöhten 
Hirndrucks häufige gastrointestinale Motilitätsstörung muss bei der ente- 
ralen Ernährung berücksichtigt werden und ggf. über eine postpylorische 
Ernährung unter Ableitung des Magens erfolgen. 


Eine vorzugsweise enterale Ernährung sollte Bestandteil der inten- 
sivmedizinischen Maßnahmen im Rahmen der Spenderkonditio- 
nierung sein (Carrott et al. 2016). 


7.7.6 Antioxidanzien 


Im Rahmen der Reperfusion kommt es durch den Anstieg freier Sauerstoff- 
radikale zu oxidativem Stress. Außerdem erhöht die Gabe von Röntgenkon- 
trastmittelzur CT-Angiografie bei der IHA-Diagnostik das Risiko einer Kon- 
trastmittelnephropathie. Die prophylaktische Gabe von antioxidativen 
Wirkstoffen ist ein therapeutischer Ansatz. N-Acetylcystein (NAC) hatte in 
einer prospektiven, randomisierten und kontrollierten Studie bei Leberspen- 
den das Transplantatüberleben verbessert. Ein antioxidativer Effekt wurde 
ebenfalls für die Beatmung des Organspenders mit Sevofluran berichtet. Die 
Gabe von a-Liponsaure an Spender und Empfänger bei kombinierter Nieren- 
und Pancreas-Spende führte zur Verringerung von Entzündungsmarkern 
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und reduzierte eine frühe Transplantatnephropathie und die Posttransplan- 


tat-Pankreatitis. 


Wegen der unzureichenden Datenlage kann keine generelle Emp- 
fehlung fiir eine Therapie mit Antioxidanzien im Rahmen der 
Spenderkonditionierung gegeben werden. 


Tab. 3 Medikamentöse Therapieempfehlung (Auswahl) 


Indikation 


Hypotonie 


infolge erniedrigter 
systemisch vaskulä- 
rer Resistenz 


Hypotonie 


infolge Links- und 
Rechtsherzinsuffi- 
zienz mit erhöhten 
linksventrikulärem 
Füllungsdruck und 
HZV-Erniedrigung 


Diabetes insipidus 
centralis 


Reduktion des Kate- 
cholaminbedarfs 


Therapie der Hyper- 
inflammation 


Therapierefraktäre 
Herzinsuffizienz 


Hyperglykämie 


74 


Substanz 


Arginin-Vasopressin 
(AVP) 


Noradrenalin 


Dopamin 


Dobutamin 


Desmopressin 
(DDAVP) 


Methylprednisolon 


LThyroxin 


Insulin 


Dosierungs- 
empfehlung 


0.01-0.04 IU/min 


0,01-0,2 ug/kg/min 


2-6 ug/kg/min 
2-5 ug/kg/min 


1-2 ug i.v. + 2 ug S.C., 
ggf. Repetitionsdosen 


250 mg Bolus, 
100 mg/h 


20 ug i.v. als Bolus 
gefolgt von 10 g/h 


1-10 .E./h 


Bemerkung 


Vasokonstriktor 
allein oder 

in Kombination 
mit Noradrenalin, 
Reduktion der 
Noradrenalin-Dosis 


Cave! Zunahme der 
pulmonalen Permea- 
bilität und der koro- 
naren/mesenterialen 
Vasokonstriktion 


Cave! Tachyarrhythmie 


Mittel der ersten Wahl 
beim kardiogenen 
Schock zur Frequenz- 
steigerung (Atropin- 
Resistenz beim Hirn- 
funktionsverlust) 


synthetisches Analo- 
gon des antidiureti- 
schen Hormons (ADH) 


nach Feststellung 
des irreversiblen 
Hirnfunktionsverlustes 


Therapieversuch 


Ziel: 4-10 mmol/l 


7.7 Hormonersatztherapie 


Zielparameter der Kreislaufsteuerung 


Basis-Zielparameter 

Normotonie (MAP > 60 mmHg, ZVD 7-10 mmHg) 

Herzfrequenz < 100/min 

Euvolämie 

Diurese 1-2 ml/kgKG/h 

Normothermie bis milde hypotherm (Körperkerntemperatur > 35°C) 
Natrium i.S. 135-155 mmol/l 

Kalium i.S. 3,5-5 mmol/l 

Blutzucker < 10 mmol/l 

Laktat i.S. < 3 mmol/l 


Erweiterte hämodynamische Zielparameter 

m Herzindex 3,0-5,0 l/min/m? 

m Schlagvolumenindex (SVI) 40-60 ml/m? 

= Pulmonalarterieller Verschlussdruck (PAVD) < 12 mmHg 

m Systemisch vaskulärer Widerstandsindex (SVRI) = 2.000 + 500 dyn * 
S * cm * m? 

= Intrathorakaler Blutvolumenindex (ITBI) 850-1.000 ml/m? 

m Extravasaler Lungenwasserindex (ELWI) 3-7 ml/kg 


Linksventrikuläre Ejektionsfraktion (LVEF) > 45% 
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Exkurs: Intensivtherapie des pädiatrischen 
Organspenders 


Klaus Michael Lücking, Kathrin Seidemann und Florian Hoffmann 


Die Neuausrichtung des tibergeordneten Therapieziels (Janssens et al. 2013) 
bei Patienten mit deletarer Hirnschadigung - von einem primar kurativen 
Therapieziel hin zu einem neuen Therapieziel „Organspende“ - findet ihren 
Niederschlag auch in der konkreten hands-on-Intensivtherapie: Die bisheri- 
ge und mit kurativem Therapieziel initiierte Intensivtherapie soll weiterhin 
organprotektiv und konsequent leitliniengerecht fortgeführt werden - mit 
Ausnahme der nun nicht mehr notwendigen Cerebroprotektion, nachdem 
die Hirnschädigung als prognostisch infaust eingeschätzt worden ist. Der 
intensivmedizinische Fokus liegt nun auf dem Erhalt der metabolischen 
Homöostase und dem Funktionserhalt, ggf. sogar der Funktionsoptimierung 
potentiell transplantabler Organe. Die Leitlinien verschiedener pädiatri- 
scher Fachgesellschaften und nationaler Organspende-Organisationen ge- 
ben (ähnlich wie in der Diagnostik des irreversiblen Hirnfunktionsausfalles, 
IHA) einen nationalen Expertenconsensus wieder; Empfehlungen werden 
häufig als „Good clinical practise“ aus Erwachsenenstudien (mit ggf. höhe- 
rem Evidenzgrad) abgeleitet (Kotloff et al. 2015, Nakagawa et al. 2018, NHS 
Blood and Transplant 2018, Riedelu. Rimensberger 2020, Vyasu. Nakagawa 
2020). 


Die cerebrale Einklemmung mit konsekutiv globalem Hirnfunktionsausfall 
führt zu (in der Regel passageren) Funktionseinschränkungen extra-cereb- 
raler Organe. Die Kenntnis und Antizipation der häufigen pathophysiologi- 
schen Veränderungen und deren Auswirkungen auf die verschiedenen 
Organsysteme ist die Voraussetzung für eine zeitnahe und zielgerichtete 
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Korrektur. Sie trägt damit entscheidend zum Erfolg der Organspende mit 
schlussendlich guter Transplantatfunktion im Empfänger bei. Die Behand- 
lung des potentiellen Organspenders folgt deshalb etablierten pädiatrisch- 
intensivmedizinischen Therapieprinzipien. Hierbei sind neben der Berück- 
sichtigung altersabhängiger Normwerte und gewichtsabhängiger Dosie- 
rungsvorgaben auch konzeptionelle Besonderheiten in der pädiatrisch-neon- 
atologischen Intensivmedizin zu beachten, die im Folgenden für die 
jeweiligen Organsysteme skizziert werden. 


Kardiovaskuläres System 


Einer passageren arteriellen Hypertension (Cushing-Trias, „Katecholamin- 
sturm“ oder „autonomic storm“) im Rahmen der finalen cerebralen Ein- 
klemmung folgt häufig ein ausgeprägter Tonusverlust der systemarteriellen 
Widerstandsgefäße mit konsekutivem Blutdruckabfall. Angesichts der Para- 
lyse der autonomen Regulation sistiert auch die reflektorische Tachykardie 
zur Steigerung des Herz-Zeit-Volumens (HZV). Ein (häufig passageres) myo- 
kardiales Pumpversagen (Tako-tsubo-like-Kardiomyopathie) trägt ggf. zur 
Kreislaufinsuffizienz bei, ebenso ein Volumenverlustim Rahmen eines nicht 
diagnostizierten oder unzureichend behandelten Diabetes insipidus centra- 
lis. Essentiell für eine differenzierte Kreislauftherapie sind - neben dem 
Basismonitoring bestehend aus EKG, transkutaner Sauerstoffsättigungs- 
messung, kontinuierlicher Messung der Körperkerntemperatur sowie kon- 
tinuierlicher Ein- und Ausfuhrkontrolle - ein engmaschiges hämodynami- 
sches Monitoring mit kontinuierlicher invasiver arterieller und zentralve- 
nöser Drucküberwachung, arteriellen und gemischtvenösen Blutgasanaly- 
sen (Beurteilung von Lactat und arteriovenöser Sättigungsdifferenz avDO, 
als indirekte Parameter für Sauerstoffausschöpfung im Gewebe und meta- 
bolische Homöostase) sowie seriellen echokardiographischen Untersuchun- 
gen zur Beurteilung der myokardialen Pumpfunktion. Ein erweitertes in- 
vasives hämodynamisches Monitoring (z.B. HZV-Messung mittels PICCO, 
Pulmonaliskatheter u.a.) kann erwogen werden, zeigt allerdings zumindest 
unter Studienbedingungen keinen zusätzlichen Vorteil für die Organspende 
oder die Transplantatfunktion (Al-Khafaji et al. 2015) 


Die Volumentherapie mit balancierten Vollelektrolyt-Lösungen (Blut- und 
Plasmabestandteile nur nach strenger Indikation) zur Stabilisierung des 
Blutdrucks sollte eher restriktiv gestaltet werden, insbesondere bei mögli- 
cher Lungenspende, aber auch zur Vermeidung einer progredienten Schwel- 
lung abdomineller Organe mit dem Risiko der Entwicklung eines abdomi- 
nellen Kompartmentsyndroms. Als Vasopressoren werden (bei angemesse- 
ner kardialer Pumpfunktion) in Europa initial häufig Norepinephrin und 
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Respiratorisches System 


bei therapierefraktarer Vasoplegie auch Vasopressin eingesetzt; letzteres 
insbesondere dann, wenn neben dem Gefäßwiderstandsverlust auch ein be- 
handlungsbedürftiger Diabetes insipidus centralis vorliegt. Ist die myokar- 
diale Pumpfunktion kompromittiert, so ist eine positiv inotrope Therapie 
mit Dobutamin oder Epinephrin oder Milrinon indiziert, bei letzterem kann 
eine Kombination mit niedrig dosiertem Norepinephrin sinnvoll sein. Auch 
der Einsatz von Levosimendan kann erwogen werden, allerdings fehlt hier- 
fiir bisher der evidenzbasierte Nachweis eines positiven Effekts auf die Trans- 
plantatfunktion. Bleibt die echokardiographisch ermittelte Ejektionsfrak- 
tion (EF) trotz eines angemessenen Flüssigkeitsregimes und positiver Inotro- 
pie bei < 45%, so wird die Substitution von aktivem Schilddrüsenhormon 
(Liothyronin) empfohlen. Die Empfehlungen zu einer frühzeitigen Hydro- 
cortisonsubstitution (Dosierung 100 mg/m?KOF/d) sind zwar widersprüch- 
lich, angesichts der unterstellten Unterbrechung der hypothalamisch-hypo- 
physären Achse mit konsekutiver Nebenniereninsuffizienz erscheint diese 
bei katecholaminpflichtigem Kreislaufversagen jedoch gerechtfertigt und 
hat sich allgemein etabliert. 


Steht die Zytokin- und Katecholaminsturm-assoziierte Tachykardie im Vor- 
dergrund (bei noch weitgehend unbeeinträchtigter systolischer Pumpfunk- 
tion), so kann zur Senkung der Herzfrequenz und damit Stabilisierung der 
koronaren Perfusion eine ß-Blockertherapie erwogen werden. Esmolol (Do- 
sierung 2x1 g/kg/min) hat sich wegen seiner guten Steuerbarkeit und sei- 
nes relativ geringen Einflusses auf die diastolischen Blutdrücke bewährt. 
Prädisponierende Faktoren für kardiale Arrhythmien, wie myokardiale Is- 
chämie, Imbalancen im Elektrolyt- und Säure-Basen-Haushalt, Hypother- 
mie sowie Wahl und Dosierung der Katecholamintherapie prädisponieren 
für kardiale Arrhythmien. Eine neu auftretende Bradykardie ist in der Regel 
Atropin-resistent (der inhibitorische vagale Einfluss ist erloschen!), sodass 
hier Dobutamin, bei stabilem Kreislauf auch Isoproterol, zur Steigerung der 
Herzfrequenz empfohlen werden können. 


Respiratorisches System 


Eine Lungen-protektive Beatmung ist eine entscheidende Säule der Intensiv- 
therapie des kindlichen Organspenders und hat nicht nur Auswirkungen 
auf Qualitätund Zahl potentieller Lungenspenden, sondern auch auf Hämo- 
dynamik und Homöostase anderer potentiell transplantabler Organe: Nach 
Rekrutierungsmanöver und PEEP-Optimierung sollte eine high-PEEP/low- 
tidal-volume-Beatmung mit Tidalvolumina von 5-6 ml/kg KG angestrebt 
werden. Die Spitzen- bzw. Plateaudrücke sollten dabei < 28-30 cm H,O liegen 
bei einem delta-p von maximal 15 cm H,O und einem FiO, von < 0,5 zur 
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Reduktion der Sauerstofftoxizität durch intrapulmonale Radikalbildung. 
Eine permissive Hyperkapnie istnun (nach Beendigung einer den gesteiger- 
ten Hirndruck adressierenden Beatmungsstrategie) wieder möglich, sofern 
die Homöostase des Patienten (Ziel-pH > 7,25) und der pulmonal-arterielle 
Druck dies erlauben. Tägliche Rekrutierungsmanöver sind fester Bestandteil 
der Lungenprotektion des erwachsenen Organspenders und können auch 
bei pädiatrischen Patienten durchgeführt werden; Lagerungstherapie zur 
Vermeidung von Atelektasen, engmaschige Physiotherapie und ggf. repeti- 
tive Bronchoskopien (letztere auch zur Erregersuche und gezielter antibio- 
tischer Therapie) sind weitere Bausteine einer konsequent durchgeführten 
lungenprotektiven Respirator-Therapie. 


Endokrines und metabolisches System 


Störungen der hypothalamisch-hypophysären Achse zeigen sich häufig (in 
ca. 40% der pädiatrischen Patienten) als Diabetes insipidus centralis, kli- 
nisch charakterisiert durch eine erheblich gesteigerte Diurese von wasser- 
klarem Urin mit deutlich reduziertem Urin-Natrium und Urin-Osmolarität 
(spezifisches Gewicht < 1.005 mg/ml) sowie konsekutivem Anstieg des 
Serum-Natriums sowie der Serumosmolarität. Neben dem Volumenersatz 
mit ggf. halb-isotonen Lösungen ist intravenöses Desmopressin unverzicht- 
bar (die übliche intranasale Applikation wird bei unsicherer hypophysärer 
Perfusion nicht empfohlen). Angloamerikanische Leitlinien empfehlen den 
frühzeitigen Einsatz von Vasopressin bei Vasopressorenbedarf und manifes- 
tem Diabetes insipidus centralis. Eine Überdosierung oder ein SIADH erfor- 
dern eine strikte Flüssigkeitsbilanz. 


Der durch die cerebrale Einklemmung provozierte Zytokin-Sturm kann - 
neben einer generalisierten Endothelschädigung und nachfolgendem SIRS - 
zu einer sekundären Insulinresistenz und ausgeprägten Glucoseverwertungs- 
störung führen. Dennoch sollte eine altersentsprechende Glucosezufuhr 
(3-8 g/kg/d) angestrebt bzw. eine basale Glucosezufuhr von 2-3 g/kg/d nicht 
unterschritten werden. Bei anhaltender Hyperglykämie (BZ > 10 mmol/l) ist 
eine kontinuierliche Insulintherapie indiziert. Eine enterale Ernährung soll- 
te nicht vernachlässigt werden. Angesichts ihrer Relevanz für die Sicherung 
der Homöostase, aber auch die Barriere- sowie die immunmodulatorische 
Funktion des Darmes sollten deshalb mindestens „trophic enteral feeds“ zur 
Aufrechterhaltung der Enterozytenfunktion verabreicht werden. Ist dies gas- 
tral aufgrund einer ausgeprägten Magenatonie nicht möglich, sollte die An- 
lage einer Duodenalsonde erfolgen. Zur Vermeidung von Dumping und star- 
ken Schwankungen der Blutzuckerspiegel sollte die Nahrungszufuhr dann 
kontinuierlich über eine Pumpe erfolgen. 
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Die häufig dysregulierte diencephale Steuerung der Körperkerntemperatur 
bedarf einer konsequenten Temperaturkontrolle durch externe physikalische 
Maßnahmen, z.B. durch Einsatz von Kühlmatten mit automatischer Tem- 
peratursteuerung. Ziel ist derzeit strikte Normothermie (36-37,5°C). Für die 
Diagnostik des irreversiblen Hirnfunktionsausfalles ist eine Körperkerntem- 
peratur von > 35°C vorgesehen. Für eine milde systemische Hypothermie nach 
IHA-Feststellung zur Verbesserung des Transplantations-Outcomes gibt es 
Evidenz, bisher aber keinen internationalen Konsens (Malinoski et al. 2019). 


Erweiterter intensivmedizinischer Behandlungsbedarf 


Der Einsatz extracorporaler Organersatzverfahren ist grundsätzlich keine 
Kontraindikation für eine Organspende. Auch nach protrahierter Reanima- 
tion und ggf. Implantation einer ECLS ist trotz initialer schwerster Hypox- 
ämie eine erfolgreiche Organprotektion mit folgender Organspende mög- 
lich. Gerade hier kann die konsequente Fortführung einer organ-protektiven 
Intensivtherapie zu einer vollständigen Erholung der Organfunktion inner- 
halb weniger Tage mit anschließend guten Transplantationsergebnissen 
führen. Auch die Diagnose des IHA ist selbst unter laufender va-ECMO/ECLS 
möglich, wenngleich nicht trivial. Die Reanimation des kindlichen Organ- 
spenders bedarf ebenso wie eine Eskalation der Intensivtherapie auf dem 
Weg zur Organspende (bis hin zur sekundären Anlage extracorporaler Ver- 
fahren oder operativer Eingriffe) einer sorgfältigen und vorausschauenden 
Abwägung - nicht nur im Team, sondern auch mit den Eltern und Sorgebe- 
rechtigten des Patienten. Ein aktuelles Positionspapier der DIVI-Sektionen 
Ethik und Organspende und -transplantation gibt Hilfestellungen in diesen 
komplexen Entscheidungsprozessen (Neitzke et al. 2019). 


Fazit 

m Die Intensivtherapie des kindlichen Organspenders orientiert 
sich an bekannten pädiatrisch-intensivmedizinischen Konzep- 
ten; sie sollte in jedem Fall konsequent und leitliniengerecht 
umgesetzt werden. 

m Passager geschädigte, aber prinzipiell transplantable Organe 
können sich unter einer konsequenten Organprotektion inner- 
halb weniger Tage funktionell erholen. 

m Der Einsatz extracorporaler Organersatzverfahren, aber auch 
anderer invasiver Eingriffe, bedarf - wie auch eine Entschei- 
dung zur kardiopulmonalen Reanimation - der vorausschau- 
enden Abwägung und Konsentierung im interprofessionellen 
Team wie mit den Sorgeberechtigten. 
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krankenhauses 


Axel Rahmel und Doris Dorsel 


Organspende und -transplantation betreffen fundamentale Grundrechte und Gerechtigkeits- 
aspekte der gesundheitlichen Versorgung. Eine Schlüsselposition kommt den Entnahme- 
krankenhäusern als den Kliniken zu, die gesetzlich zur Erkennung potentieller Organspender 
verpflichtet sind. Dafür haben sie die medizinischen, personellen und organisatorischen 
Rahmenbedingungen vorzuhalten, um als Organspender geeignete Patienten zu erfassen, 
ihren Spendewillen festzustellen und mögliche Organentnahmen durchzuführen. 


Umfragen belegen, dass mehr als 80% der Menschen in Deutschland einer Organspende 
positiv gegenüberstehen, jedoch weniger als 40% einen Organspendeausweis besitzen und 
dieser im Bedarfsfall noch seltener aufgefunden wird. Andere haben ihren Spendewillen in 
einer Patientenverfügung bekundet, seine Realisierung jedoch ungewollt durch eine pau- 
schale Ablehnung intensivmedizinischer Maßnahmen erschwert oder ausgeschlossen. Die 
2019 erstmals bundesweit durchgeführte Todesfallanalyse hat gezeigt, dass trotz schwerer 
Hirnschädigung eine Organspende vielfach nicht angesprochen oder ein irreversibler Hirn- 
funktionsausfall nicht festgestellt wurde. 


Um dem Spendewillen gerecht zu werden und gewünschte Organ- 
spenden nicht zu verlieren, geht mit der Richtlinie Spendererken- 
nung ein Paradigmenwechsel einher, der den Patientenwillen in 
den Mittelpunkt des klinischen Prozesses stellt. 


Für Entnahmekrankenhäuser bedeutet dieser neue Weg, dass sie nicht nur nach dem Trans- 
plantationsgesetz (TPG) zur medizinischen Beurteilung potentieller Organspender verpflich- 
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tet sind, sondern vordringlich den Behandlungswillen feststellen müssen. Um Organspenden 
überhaupt realisieren zu können, muss das Therapieziel, ob intensivmedizinische Maßnah- 
men zur Organerhaltung im Hinblick auf eine Entnahme zu Transplantationszwecken fort- 
geführt werden oder eine Therapiebegrenzung erfolgen soll, nach Maßgabe des Spendewil- 
lens neu bewertet werden. 


8.1 Rechtsgrundlagen und Adressaten 


Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Zusammenarbeit und der Struktu- 
ren bei der Organspende (GZSO) sollen die Bedingungen in den Entnahme- 
krankenhäusern zur Erkennung potentieller Organspender verbessert 
werden. Die Richtlinie Spendererkennung folgt dem TPG wie auch dem GZSO 
und setzt deren Anforderungen in jederzeit nachvollziehbare Schritte um, 
wie sie auf Intensivstationen stattfinden. Als praxistaugliche Handlungs- 
anleitung stellt sie die Erkennung potentieller Organspender in den Kon- 
text eines komplexen und im klinischen Alltag eher seltenen Ereignisses 
und macht die Regularien in Entnahmekrankenhäusern transparent. Die 
Richtlinie wendet sich in erster Linie an dort tätige Ärztinnen und Ärzte so- 
wie Transplantationsbeauftragte. Der Spendeprozess wird im Hinblick auf 
die Spendererkennung grundlegend aufbereitet, um auch anderen Beteilig- 
ten und interessierten Laien einen Blick „hinter die Kulissen“ zu ermögli- 
chen. 


82 Entnahmekrankenhaus 


Das TPG legt fest, dass die Entnahme von Organen bei verstorbenen Spen- 
dern nur in Entnahmekrankenhäusern durchgeführt werden darf. Alssolche 
gelten zugelassene Krankenhäuser, die nach ihrer räumlichen und perso- 
nellen Ausstattung in der Lage sind, Organentnahmen von potentiellen 
Spendern nach Maßgabe des Gesetzes zu ermöglichen. Die Entnahmekran- 
kenhäuser werden gegenüber der Koordinierungsstelle (DSO) von der zu- 
ständigen Landesbehörde benannt und unterliegen deren staatlicher Auf- 
sicht. 


Als Entnahmekrankenhäuser gelten auch Transplantationszentren, die für 
die Übertragung von Organen verstorbener Spender sowie für die Entnahme 
und Übertragung von Organen lebender Spender zugelassen sind. Angaben 
zu ihrer Tätigkeit werden von der DSO veröffentlicht, wo auch eine Liste der 
bundesweit etwa 1.250 Entnahmekrankenhäuser geführt wird. 
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8.3 Verpflichtungen des Entnahmekrankenhauses 


Die Aufgaben der Entnahmekrankenhäuser sind weitreichend und erfordern 
strukturelle und finanzielle Maßgaben, wie sie das GZSO vorsieht. Sie er- 
geben sich aus dem TPG und werden in der Richtlinie beschrieben. Entnah- 
mekrankenhäuser sind zur Zusammenarbeit mit der Koordinierungsstelle 
und den Transplantationszentren verpflichtet. 


Dem Entnahmekrankenhaus obliegen sämtliche Elemente der Spenderer- 
kennung von der Verlaufsbeobachtung und -untersuchung bis hin zur Do- 
kumentation bei beatmeten Patienten, deren klinische Symptomatik auf 
einen irreversiblen Hirnfunktionsausfall hindeuten kann. Zur ärztlichen 
Beurteilung potentieller Organspender ist der vom Entnahmekrankenhaus 
zu bestellende Transplantationsbeauftragte hinzuzuziehen. 


Die Koordinierungsstelle kann bereits vor Feststellung des irrever- 
siblen Hirnfunktionsausfalls informiert und/oder um Unterstüt- 
zung angerufen werden. 


8.4 Feststellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls 


Die Feststellung des irreversiblen Hirnfunktionsausfalls als des endgültigen, 
nicht behebbaren Ausfalls der Gesamtfunktion des Großhirns, des Klein- 
hirns und des Hirnstamms ist Aufgabe des Entnahmekrankenhauses. Pa- 
tienten, die nach ärztlicher Beurteilung als Organspender in Betracht kom- 
men, sind unverzüglich der Koordinierungsstelle mitzuteilen. Bei der Be- 
urteilung potentieller Organspender sind die Richtlinie zur Feststellung des 
irreversiblen Hirnfunktionsausfalls (Bundesärztekammer 2015a) und ggf. 
die Richtlinie Empfängerschutz (Bundesärztekammer 2015b) zu beachten. 


Bei der Spendererkennung sollen kleinere Entnahmekrankenhäuser, die 
nicht über eigene neurologische oder neurochirurgische Abteilungen ver- 
fügen, durch die Einrichtung einer flächendeckenden Rufbereitschaft 
(Neurodienst) unterstützt werden. 


8.5 Vorrang des Patientenwillens 


Für die Beurteilung, ob ein Patient als Organspender in Betracht kommt, 
sind nicht nur medizinische, sondern auch medizinethische und -rechtliche 
Kriterien wesentlich. Im Mittelpunkt steht das Selbstbestimmungsrecht, 
wonach jede medizinische Maßnahme der Einwilligung durch den Patienten 
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oder seines rechtlichen Vertreters bedarf und ohne diese als rechtswidrig 
anzusehen ist. 


Um bei unmittelbar bevorstehendem oder vermutetem irreversib- 
len Hirnfunktionsausfall das Therapieziel neu zu bestimmen, muss 
ein vorliegender Spendewille erkundet werden, bevor eine Ent- 
scheidung zu Therapiebegrenzung und palliativer Begleitung ge- 
troffen und eine etwaige Organspende damit ausgeschlossen wird. 


Auch ethisch und rechtlich besteht Konsens, dass erste Gesprache zu einer 
Organspende mit den Patientenvertretern und/oder nächsten Angehörigen 
frühzeitig erfolgen sollen. Ein zeitlicher Rahmen ist anzusprechen, der je- 
doch durch die Richtlinie - anders als im deutschsprachigen Ausland - nicht 
formal vorgegeben wird. Hierdurch soll gewährleistet sein, dass der Zeit- 
horizont medizinisch vertretbar, aber aufgrund besonderer Umstände im 
Einzelfall flexibel ist. 


8.6 Transplantationsbeauftragte 


Eine zentrale Verpflichtung des Entnahmekrankenhauses ist die Bestellung 
von Transplantationsbeauftragten. Näheres zu Qualifikation und organisa- 
tionsrechtlicher Stellung wird durch Landesrecht bestimmt. So können auch 
mehrere Entnahmekrankenhäuser die Bestellung eines gemeinsamen 
Transplantationsbeauftragten vereinbaren, wenn dieser seine Aufgaben in 
jedem der Entnahmekrankenhäuser ordnungsgemäß wahrnehmen kann. 
Auch Ausnahmen von dieser Verpflichtung sind in begründeten Fällen mög- 
lich, soweit und solange Organentnahmen wegen der Besonderheiten des 
Krankenhauses ausgeschlossen sind. 


8.6.1 Stellung und Aufgaben 


Transplantationsbeauftragte sind in Erfüllung ihrer Aufgaben unmittelbar 
der ärztlichen Leitung des Entnahmekrankenhauses unterstellt. Bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben sind sie unabhängig und unterliegen keinen 
Weisungen. 


Entnahmekrankenhäuser haben Sorge zu tragen, dass die Transplantations- 
beauftragten ihre Aufgaben ordnungsgemäß wahrnehmen können und sie 
dabei zu unterstützen. Sie haben insbesondere sicherzustellen, dass der 
Transplantationsbeauftragte hinzugezogen wird, wenn Patienten nach ärzt- 
licher Beurteilung als Organspender in Betracht kommen. Ihm ist freier 
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Zugang zu den Intensivstationen und samtlichen Informationen zu gewah- 
ren, die er für die ordnungsgemäße Erfüllung seiner Aufgaben benötigt. 


Ihre vordringliche Aufgabe ist die Erkennung und Begleitung potentieller 
Organspenden, aber auch die transplantationsmedizinische Fort- und Wei- 
terbildung ärztlicher und nichtärztlicher Mitarbeiter/innen sowie die För- 
derung des Transplantationswesens. Darüber hinaus sind sie verantwortlich 
für die Erstellung standardisierter Verfahrensanweisungen (Standard Ope- 
rating Procedure, SOP), durch die Zuständigkeiten und Handlungsabläufe 
für den gesamten Organspendeprozess definiert werden. 


8.6.2 Freistellung 


Das Entnahmekrankenhaus hat Transplantationsbeauftragte so weit frei- 
zustellen, wie es zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben ein- 
schließlich der Teilnahme an fachspezifischer Fort- und Weiterbildung er- 
forderlich ist. Die Freistellung ist nach Intensivbetten bzw. -stationen ge- 
staffelt und hat mit einem Anteil von mindestens 0,1 Stellen bei bis zu je 
10 Intensivbehandlungsbetten zu erfolgen. Hat ein Entnahmekrankenhaus 
mehr als eine Intensivstation, ist für jede Station mindestens ein Transplan- 
tationsbeauftragter zu bestellen. In Transplantationszentren muss die Frei- 
stellung insgesamt eine ganze Stelle betragen. Durch Vertretungsregelun- 
gen ist zu gewährleisten, dass jederzeit ein Transplantationsbeauftragter 
verfügbar ist. 


8.7 _ Organisationspflichten - Dringlichkeit der Organentnahme 


Das Entnahmekrankenhaus ist in die Durchführung der Organentnahme 
engeingebunden. Es stellt für die Organentnahme das OP-Personal mit Aus- 
nahme der Entnahmechirurgen, deren Anreise von der Koordinierungsstel- 
le organisiert wird. Das Entnahmeteam für die abdominellen Organe 
stammt dabei in der Regel aus einem Transplantationszentrum der Region, 
in der sich das Entnahmekrankenhaus befindet. Die Entnahme der thora- 
kalen Organe erfolgt hingegen durch ein Team des Transplantationszent- 
rums; durch die internationale Zusammenarbeit im Rahmen des Eurotrans- 
plant-Verbundes bedeutet dies, dass die thorakalen Entnahmeteams häufig 
lange Anreisestrecken mit Flugtransporten zurücklegen müssen. Dies kann 
zu Verzögerungen bei der geplanten Entnahme führen, wenn die Anreise 
insbesondere der thorakalen Teams z.B. wetterbedingt verzögert ist. Aber 
auch eine aufwendige Allokation der Spenderorgane durch die Vermittlungs- 
stelle Eurotransplant kann es notwendig machen, die Entnahme möglichst 
zeitlich nach hinten zu verlegen. 
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Diesen logistischen Wünschen stehen andererseits die medizinischen An- 
forderungen gegenüber: Durch die zentrale Dysregulation beim irreversiblen 
Hirnfunktionsausfall gekoppelt mit den Herausforderungen durch die 
Grunderkrankung des Spenders (z.B. Zustand nach Reanimation) ist eine 
kurzfristig auftretende Kreislaufinstabilität beim Organspender nie auszu- 
schließen. Dies kann eine Vorverlegung der Entnahmeoperation erforderlich 
machen. 


Daher sind die Entnahmekrankenhäuser verpflichtet, die Durch- 
führung einer Organentnahme mit hoher Dringlichkeit zu ge- 
währleisten. Dies kann die Zurückstellung weniger dringlicher 
Eingriffe zur Realisierung einer Organspende erfordern, denn die 
Organentnahme darf durch elektive Operationen nicht verzögert 
werden. 


Angesichts der logistischen und medizinischen Unwägbarkeiten erfordert 
die Terminierung der Organentnahme eine sehr enge Zusammenarbeit mit 
wiederholten Absprachen zwischen den Mitarbeitern des Entnahmekran- 
kenhauses und der Koordinierungsstelle, um zu gewährleisten, dass mit 
Anwesenheit des/der Entnahmeteams die organisatorischen Voraussetzun- 
gen für die Entnahme vorliegen. 


88 Dokumentationspflichten 


Für das Entnahmekrankenhaus bestehen besondere Dokumentationspflich- 
ten, die über die allgemein geltenden hinausgehen: 


= Allgemeine Dokumentationspflichten ergeben sich als Nebenpflicht aus dem 
Behandlungsvertrag (vgl. $ 630f BGB) und der (Muster-) Berufsord- 
nung (Bundesärztekammer 2021) für Ärztinnen und Ärzte. Für eine 
Organentnahme nach erweiterter Zustimmung bedeutet dies, dass 
Teilnehmer, Inhalt und Ergebnis der klärenden Gespräche zur Organspende 
vom gesprächsführenden Arzt zu dokumentieren sind. Die Aufbewah- 
rungspflicht für sämtliche für die Beurteilung der Spendereignung 
relevanten Aufzeichnungen (u.a. Dokumentation der Gespräche zum 
Organspendewunsch, Protokolle der Feststellung des irreversiblen 
Hirnfunktionsausfalls, Todesbescheinigung sowie alle im Kranken- 
haus erhobenen Befunde) beträgt 30 Jahre. 
Die Organentnahme ist eine Gemeinschaftsaufgabe und gehört zum 
Versorgungsauftrag des Entnahmekrankenhauses. Die damit zusam- 
menhängende Dokumentation klinikseitiger Leistungen (beteiligtes Klinik- 
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personal, Verbrauchsmaterial etc.) und insbesondere die Dokumen- 
tation der organfunktionserhaltenden Behandlung beim Spender 
gemäß intensivmedizinischen Standards obliegt dem Entnahmekran- 
kenhaus. 
Die Dokumentation der eigentlichen Entnahmeoperation fallt hin- 
gegen in die Verantwortung der verantwortlichen Entnahmechirur- 
gen, die von ihnen erhobenen Befunde werden zum einen in soge- 
nannten ,,Organ Reports“ festhalten, die dem Spenderorgan mitge- 
geben werden. Zum anderen ist von ihnen im Nachgang zur Organ- 
entnahme ein Bericht über die Operation anzufertigen und der 
Koordinierungsstelle unverztiglich zur Verfiigung zu stellen (DSO 
2021). 

= Spezielle Dokumentationspflichten ergeben sich aus dem Transplantations- 
gesetz. Danach muss das Entnahmekrankenhaus sicherstellen, dass 
sämtliche Todesfälle mit primärer oder sekundärer Hirnschädigung 
erfasst und analysiert werden (Todesfallanalyse). Die Schäden oder 
Erkrankungen des Gehirns, die laut Richtlinie zum irreversiblen Hirn- 
funktionsausfall führen können, sind in der Anlage ı - „Möglicher- 
weise zum irreversiblen Hirnfunktionsausfall führende akute schwe- 
re Erkrankungen oder Schäden des Gehirns“ aufgeführt und sind 
somitintegraler Bestandteil und Ausgangspunkt dieser Todesfallana- 
lyse. Durch die gesetzlichen Vorgaben im Transplantationsgesetz und 
die Konkretisierung in der Richtlinie soll ein möglichst bundesein- 
heitliches, strukturiertes Verfahren zur retrospektiven Einzelfallana- 
lyse etabliert werden. Dieses gibt den Entnahmekrankenhäusern ein 
Instrument an die Hand, um in einer Rückschau Organspenden zu 
rekonstruieren und zu erkennen, ob die Möglichkeiten zu Organspen- 
den ausgeschöpft wurden und ist somit wichtiger Bestandteil der 
krankenhausinternen Qualitätssicherung. Nur so können darauf auf- 
bauend interne Abläufe im Rahmen von Organspenden analysiert und 
gegebenenfalls verbessert werden. Darüber hinaus hat das Entnahme- 
krankenhaus die Gründe für eine nicht erfolgte Feststellung oder Mel- 
dung oder andere der Organentnahme entgegenstehende Gründe 
mindestens einmal jährlich der Koordinierungsstelle zu übermitteln. 
Diese wertet die Daten aus und stellt das Ergebnis den Entnahme- 
krankenhäusern und zuständigen Landesbehörden zur Verfügung. 


Die „Deutsche Stiftung Organtransplantation“ hat ein Excel-basier- 
tes Datenanalyse-Tool („TransplantCheck“) entwickelt und bietet 
die Unterstützung der Koordinatoren bei der Todesfallanalyse und 
Datenübermittlung an, um die Entnahmekrankenhäuser bei dieser 
gesetzlichen Aufgabe zu entlasten. 


91 


8 Verpflichtungen des Entnahmekrankenhauses 


8.9 Aufwendungen und Refinanzierung 


Nach dem GZSO sollen Entnahmekrankenhäuser für den gesamten Organ- 
spendeprozess angemessen vergütet werden. Sie haben Anspruch auf pau- 
schale Abgeltung ihrer Leistungen und Vorhaltekosten. So soll sichergestellt 
werden, dass finanzielle Negativanreize einer möglichen Organspende nicht 
entgegenstehen und Prozesse auch dann refinanziert werden, wenn Spen- 
den nicht realisiert werden. 
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gung für Intensivmedizin (DIVI), Vorstandsmitglied der Gesellschaft 
für Neonatologie und Pädiatrische Intensivmedizin (GNPI), Sprecher 
der Arbeitsgruppe „Paediatric Life Support“ im Vorstand des „Ger- 
man Resuscitation Councils“ (GRC). 


Die Autorinnen und Autoren 


Prof. Dr. med. Uwe Janssens 


Uwe Janssens absolvierte sein Studium der Humanmedizin in Diis- 
seldorf und die Ausbildung zum Facharzt „Innere Medizin“ am Be- 
thesda Krankenhaus Mönchengladbach und am Universitätsklinikum 
Aachen. Dort erwarb er die Schwerpunktbezeichnung Kardiologie 
und Zusatz-Weiterbildung „Internistische Intensivmedizin“. Im Jahr 
2000 erfolgte die Habilitation, seit 2005 ist er Chefarzt der Klinik für 
Innere Medizin und Intensivmedizin am St. Antonius Hospital Esch- 
weiler. Von 2006 bis 2008 war er Präsident der Deutschen Gesell- 
schaft für Internistische Intensivmedizin und Notfallmedizin (DGIIN), 
2012 Tagungspräsident der Jahrestagung der DGIIN in Köln und seit 
2009 ist er Sprecher der Sektion Ethik der DIVI. Seit 2014 ist Uwe 
Janssens als Generalsekretär der DGIIN tätig und war 2019 bis 2020 
Präsident der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- 
und Notfallmedizin (DIVI). 


Dr. med. Sven-Olaf Kuhn 


Sven-Olaf Kuhn ist seit 2000 Facharzt für Anästhesie, spezielle Inten- 
sivmedizin und Notfallmedizin an der Klinik für Anästhesie, Intensiv-, 
Notfall- und Schmerzmedizin an der Universitätsmedizin Greifswald. 
Seit 2014 ist er der Transplantationsbeauftragte der UMG. Sein Stu- 
dium hat er an der Universität Greifswald absolviert, promovierte 
zum Thema Einsatz der Laryxmaske bei der Dilatationstracheotomie 
im Jahr 1998. Er ist Mitglied in: BDA, DGAI, DIVI und DEGUM. 


Dr. med. Klaus Michael Lücking 


Von 1992 bis 2001 absolvierte Michael Lücking die Ausbildung zum 
Facharzt für Kinder- und Jugendmedizin mit Schwerpunkt „Neona- 
tologie“ an der Univ-Kinderklinik Heidelberg. Später dann: Ober- 
ärztliche Tätigkeit (Neonatologie/Päd. Intensivmedizin) in Basel, 
St. Gallen und Regensburg. Seit 2013 ist Michael Lücking u.a. Organ- 
spendebeauftragter am Uniklinikum Freiburg. Zudem ist er stellver- 
tretender Sprecher der DIVI-Sektion „Organspende und -transplan- 
tation“, Sprecher des Netzwerkes der Transplantationsbeauftragten 
BW und Systemischer Berater und Therapeut (SG). 


95 


Die Autorinnen und Autoren 


96 


Dr. med. Stefan Meier 


Stefan Meier ist Andsthesist und Intensivmediziner und arbeitet als 
Oberarzt auf der interdisziplinären operativen Intensivstation der 
Universitätsklinik Düsseldorf. Ein besonderes Anliegen ist ihm die 
Verbesserung der Kommunikation mit Angehörigen von Intensiv- 
patienten bei End-of-Life-Entscheidungen und dabei insbesondere 
mit Angehörigen potenzieller Organspender. Er gestaltet regelmäßig 
Fortbildungen für Ärzte mit Schauspielpatienten zu diesen Themen. 
Neben seiner klinischen Tätigkeit ist Dr. Meier Mitglied verschiede- 
ner Ethikkomitees und der Sektion Ethik der DIVI. 


Prof. Dr. rer. medic. Claus-Dieter Middel Mag. art., MPH, LL.M. 


Claus-Dieter Middel, Medizinethiker und Medizinrechtler, hat in Bie- 
lefeld, Gießen und Münster studiert, war wissenschaftlicher Mit- 
arbeiter an der Universität Münster und geschäftsführend für die 
Ethik-Kommission der Ärztekammer Westfalen-Lippe tätig. Seit 2002 
arbeitete er im Dezernat Wissenschaft und Forschung der Bundesärz- 
tekammer, zuständig vor allem für Fragen der Transplantationsmedi- 
zin. Aktuell leitet er die Geschäftsstelle Transplantationsmedizin bei 
der Bundesärztekammer. Seit 2019 Honorarprofessor für Ethik und 
Recht im Gesundheitswesen an der Hochschule Magdeburg-Stendal, 
weitere Lehraufträge an der Universität Bielefeld und der Universität 
Lüneburg. Seine wissenschaftlichen Arbeitsschwerpunkte sind Ethik 
und Recht im Gesundheitswesen, Medizintheorie sowie Theorie und 
Philosophie des Sozialstaats. Mitkommentator des Transplantations- 
gesetzes in: Spickhoff A (Hrsg.) Medizinrecht. 


Dr. med. Axel Rahmel 


Nach dem Medizinstudium an der Georg-August-Universität in Göt- 
tingen und seiner Assistenzarztzeit an der Westfälischen-Wilhelms- 
Universität in Münster, arbeitete Herr Rahmel bis 2005 als Oberarzt 
in der Klinik für Herzchirurgie und der Klinik für Kardiologie am Uni- 
versitätsklinikum in Leipzig. Von 2005-2014 war er Medizinischer 
Direktor bei Eurotransplant International Foundation in den Nieder- 
landen. Seit April 2014 ist er Medizinischer Vorstand der Deutschen 
Stiftung Organtransplantation. 


Die Autorinnen und Autoren 


Prof. Dr. med. Eckhard Rickels 


Eckhard Rickels ist Facharzt fiir Neurochirurgie. Er ist Autor zahlrei- 
cher wissenschaftlicher Publikationen und Buchbeiträge. Zudem ver- 
trat er lange die Neurochirurgie und Neurologie im Präsidium der 
DIVI und war Kongresspräsident des DIVI-Kongresses 2020. 


PD Dr. med. Kathrin Seidemann 


Nach dem Medizinstudium in Marburg, London, Berlin und Kanada 
begann Frau Seidemann ihre pädiatrische Facharztausbildung an 
der Medizinischen Hochschule Hannover. Seit 2003 ist sie dort als 
Oberärztin in der pädiatrischen Kardiologie und Intensivmedizin ta- 
tig, habilitierte 2008 und ergänzte ihre intensivmedizinisch-kardio- 
logische Fachweiterbildung um die Zusatzbezeichnung Neonatologie 
und ein berufsbegleitendes Masterstudium in BWL. Organersatzver- 
fahren und Organtransplantation gehören zu den Schwerpunkten 
der pädiatrischen Intensivmedizin an der Medizinischen Hochschu- 
le Hannover. 


Dr. med. Gerold Söffker 


Gerold Söffker arbeitet als Oberarzt in der Klinik für Intensivmedizin 
am Universitatsklinikum Hamburg-Eppendorf sowie als Transplan- 
tationsbeauftragter. Er ist Facharzt für Innere Medizin mit Schwer- 
punkt Kardiologie, mit Zusatzbezeichnung Intensivmedizin und In- 
fektiologie. 
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orden war, 
„im alten Herrenhauspark tummelt sich die Dorfjugend““°, zur Heimstatt vieler Umsiedler 
bestimmt worden. In solchen Gemeinden trafen nun Einwohnergruppen aufeinander, die 
von Herkunft und sozialer Stellung unterschiedlicher nicht sein konnten. Das stellte die Po- 
litik im Allgemeinen und die Dorfgemeinschaft im Einzelnen vor besondere Anforderungen. 


(Rep. 208 Nr. 2092, Bl. 21) werden nicht behandelt, da aus ihnen weder kommunalpolitisch noch siedlungs- 
planerisch relevante Folgen erwuchsen. 

39 „Gesetz über die Regelung verschiedener Punkte des Gemeindeverfassungsrechts“ vom 27.12.1927 (GS. 
S.211). Im Gesamtstaat waren von 11894 Gutsbezirken mit 1458888 Einwohnern 11321 mit 1278345 
Einwohnern aufgelöst worden. Vgl. Die Auflösung der preußischen Gutsbezirke; Blöß, „Die Auflösung ...“; 
Kramm, Wirtschaft und Siedlung, S. 530. 

40  Weil/Weigelt/Karutz, Siedler-Wirtschaftsberatung, S. 180. 
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2. „Was nutzt alles fröhliche Pflügen und Säen, 
wenn das Geerntete nicht geborgen und sinnvoll 
gepflegt werden kann?" 

Kritik des Überkommenen; 
Einigung auf Gestaltungsgrundsätze 


Über die politischen, kommunalrechtlichen und wirtschaftlichen Möglichkeiten und Zwän- 
ge hinaus war aus der durch die Bodenreform bewirkten einschneidenden Umwälzung der 
Eigentumsverhältnisse auf dem Lande ein völlig neuer Bedingungsrahmen erwachsen. Er er- 
öffnete die Möglichkeit „zu einer entscheidenden Änderung der Wirtschaftsart und zu einer 


“l mit der bereits erwähn- 


gründlichen Wandlung der gesamten ländlichen Lebensformen 
ten Zielstellung einer allgemeinen Agrarreform. Es boten sich auch bis dahin nicht gangba- 
re Wege, die Neugestaltung altbäuerlicher Ortschaften, für die z.B. in Thüringen konstatiert 
worden war, dass sie „keinen Anspruch auf Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit“ erheben 
könnten, in Angriff nehmen zu können. Völlig neue Perspektiven für die bewusste und plan- 
mäßige Gestaltung des Landes und der Landschaft waren entstanden, ein Umfeld also, in 
dem sich alle landwirtschaftlich Tätigen zu gedeihlichem Wirken zusammenfinden sollten. 
Das alles musste eine weitgehende Umgestaltung der Siedlungsstruktur zur Folge haben. Die 
Zeit war gekommen, um nach dem Diktum von Schlange-Schöningen zu handeln: „Darum 
ist das Agrarproblem in Deutschland unlösbar, wenn man es nicht in Verbindung mit dem 
Siedlungsproblem bringt.“ Der kommunalpolitische Rahmen war vorgegeben: Ihn repräsen- 
tierte die bestehende politische Gemeinde. Die Einbettung jedoch der hinzugekommenen 
Siedlerstellen harrte der Bearbeitung. Es schlug die Stunde der Siedlungsplanung®. Für diese 
erschlossen sich Gestaltungsmöglichkeiten in bisher nicht gekannten Dimensionen. 


2.1 Kritik des Überkommenen 


Die Kritik am vorgefundenen Zustand machte sich an den Folgen der Großraumwirtschaft 
fest. Das durch die Bildung von Gütern veränderte Landschaftsbild wurde unisono als Ergeb- 


41 ThHStAW Land Thüringen 1945-1952, Ministerium des Innern Nr. 402, Bl. 15. Schlange-Schöningen, Bau- 
er, S. 75; Der Neubauernhof, S. 7. 

42 Schwartz, Vertriebene, S. 766-892, behandelt das Neubauern-Bauprogramm, lässt dabei aber sowohl die 
Siedlungsplanung als auch die sich aus beiden Gebieten ergebenden Einflussfaktoren auf die Integration von 
Neu- und Umsiedlern außer Acht. Die gleiche Feststellung gilt für Ther, Vertriebene, S. 179-188. Auch Neh- 
rig, Uckermärker Bauern, S. 26-35, untersucht für das Gebiet der Uckermark das Neubauern-Bauprogramm 
und geht dabei auf die Gehöftplanung, die Finanzierung, das Problem des Baumaterials, die Bauausführung 
und die gegenseitige Hilfe ein, äußert sich jedoch zur Siedlungs- und Ortslagenplanung nicht. Thüsing, Lan- 
desverwaltung, S. 77-82, gibt einen Überblick über die Bodenreform in Sachsen, verzichtet aber auf die 
Darstellung des Bodenreform-Bauprogramms und der sich daraus ableitenden Folgen für Organisation und 
Zuständigkeit der damit befassten Verwaltungsstellen. 
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2. „Was nutzt alles fröhliche Pflügen und Säen” 


nis einer Fehlentwicklung mit Zügen eines „unfertigen kolonialen Charakters“ bezeichnet”. 
Der großlandwirtschaftliche Betrieb habe die Entstehung von unwirtlichen Kultursteppen 
mit einem aus dem Gleichgewicht gebrachten Naturhaushalt gefördert. Im Vergleich mit 
den gesunden Bauernlandschaften Deutschlands machten die ostelbischen Gebiete einen 
„zurückgebliebenen und vielfach kulturlosen Eindruck“. Sinnbild der vergangenen Großwirt- 
schaft sei der steppenartige und heimatlose Charakter des ländlichen Raumes, hob Erbs her- 
vor. Das drückte sich in der gesamten Landschaft und ihrer Besiedlung aus. Weite Teile des 
Landes waren von Bäumen und Sträuchern beraubt; die Gutsparks bildeten oft die einzigen 
freundlichen Oasen in den kahlen Flächen. In der Besiedlung herrschten die innerlich und 
äußerlich oft verwahrlosten Landarbeiterquartiere und Bauernhöfe vor, „die in Aufbau und 
Einrichtung meist das verfehlte Vorbild des Gutsbetriebes, aber keine bäuerliche Eigenstän- 
digkeit erkennen ließen“. 


Andere Sichtweise, andere Urteile. Ein Geograph sah „das Bild der in ihrem wogenden 
Goldgelb kaum überschaubaren Flächen ausgedehnter Weizen- und Roggenschläge“ und 
eine vorherrschende „Geometrie der Fläche“. Das Gesicht der Siedlungen jedoch habe der 
Großgrundbesitz nicht in demselben Maße dominiert. Herrenhäuser und Schlösser mit ih- 
ren Parks, Gutshöfe, Vorwerke, Feldscheunen und die Häuser der Landarbeiter seien zwar 
wesentliche „physiognomische Elemente‘, das Gesamtbild jedoch sei durch das in Form von 
Straßen- und Angerdörfern bestimmte, streng geschlossene bäuerliche Siedlungsgefüge be- 
stimmt gewesen. 


Auf eine solche Gelegenheit, die vom Großgrundbesitz verursachten Missbildungen des 
ländlichen Raumes zu heilen, die Verwerfungen in der Siedlungs- und Landschaftsgestal- 
tung, den „mehr oder weniger aus dem Mittelalter übernommenen Zustand“ der Dörfer und 
Flure einer grundsätzlichen Revision zu unterziehen und Zukunftsträchtiges zu schaffen, 
hatten fortschrittliche Landesplaner, Landschaftsgestalter und Architekten lange gewartet. 
Alle Konzeptionen gingen davon aus, die Nachkriegssituation zwinge zu einer „völligen Um- 
formung unseres Lebens“. Emotionen schlugen hoch; erste Vorstellungen wurden geboren 
und diskutiert. Teilweise gerieten sie in die Nähe des Illusionären. Küttner, der die Abteilung 
Städtebau I an der Weimarer Hochschule leitete, trat für eine enge Verbindung von städti- 
scher Wirtschaft mit der Landwirtschaft ein. Er knüpfte daran die These: „Je mehr das städ- 
tische und das ländliche Wohnen und Arbeiten aufeinander abgestimmt und ineinander ver- 
woben wird, desto harmonischer wird die zukünftige Siedlungslandschaft sein“. Erbs dagegen 
definierte das Vernünftige und Machbare: „Eine Neubauernstelle ist weder eine vorstädtische 
Mustervilla noch das Museumsstück des vergangenen Großgrundbesitzes“. Er stimmte auch 
gegen Überhöhung und von der Praxis losgelöste Wunschvorstellungen ein: „Man kann nicht 
zwei Kriege verlieren und danach so bauen wollen, als ob man sie gewonnen hätte ... Für 


43 Rep. 274 Nr. 78. 
DK 1 Nr. 7584, Bl. 333-334; Nr. 8889, Bl. 21, 122. 
Acta Borussica VII, S. 565; Erbs, Der Wiederaufbau, S. 6-7; Hamann, Das Land ruft, S. 12; Küttner, Vor einer 
neuen Baukunst, S. 782; Jensch, Der physiognomische Wandel], S. 410. 
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2.1 Kritik des Überkommenen 


verliebte und rückschauende Baugestaltung wird nur in Ausnahmefällen Raum sein können“. 
Friedrich II. hatte das, wie oben angemerkt, - der Zeit entsprechend - ähnlich formuliert. 
Alle Beteiligten stellten Planen und Handeln mit dem überwölbenden Ziel einer sinnvollen 
Ordnung des Raumes insgesamt und des dörflichen im Besonderen unter das Gebot der Zeit, 
aus dem vorhandenen Boden das Höchstmaß an landwirtschaftlichen Produkten zu erzielen. 
Die große Chance war erkannt worden, über die Gestaltung des gesamten ländlichen Raumes 
die Landwirtschaft mit allen Nebenzweigen zu dem modernsten Wirtschaftszweig in ganz 
Deutschland zu entwickeln. Es galt das Motto von Hamann: „Die Belange der Landwirtschaft 
können gar nicht ernst genug genommen werden“. Niemand allerdings war auf diese in der 
deutschen Siedlungsgeschichte einmalige Aufgabe vorbereitet. 


Aber auch die Dorfgemeinden selbst waren eines Umbaus, viele eines Wiederaufbaus bedürf- 
tig. Die Analyse ihres Zustands war ebenso schonungslos wie das Urteil über die Hinterlassen- 
schaft des Großgrundbesitzes**: „Schändlich entstellte‘, betriebswirtschaftlich veraltete Dör- 
fer mit oft schon unerträglicher Dichte und unzeitgemäße Gehöfte wurden festgestellt, ein 
wirtschaftlich und kulturell „noch in einem gewissen Urzustand“ verharrendes plattes Land 
beklagt, bisher unternommene Gegenmaßnahmen als „splitterhaftes Stückwerk“ bezeichnet, 
bei den verbliebenen Bauern das gesunde bäuerliche Selbstbewusstsein vermisst. Der Land- 
schaft sein „Maßstab und Gliederung“ genommen worden. Das traurige Fazit: „Eine in weiten 
Gebieten ausgeräumte, ungepflegte und in ihren natürlichen Fruchtbarkeitsfaktoren bereits 
stark gefährdete Landschaft, Dörfer, die aufs Unwirtschaftlichste verbaut sind und in ihrer 
Hässlichkeit die Seele des Landvolks nicht mehr als Heimat ansprechen“. Die zügellose ka- 
pitalistische Landausbeutung, die Hand in Hand mit dem allgemeinen Niedergang der Bau- 
kultur auf dem Lande gegangen sei, habe die Landschaft restlos ausgeräumt, befand Miller. 
Das habe zu Boden-, Wasser-, Klima-, Substanz- und Gestaltschäden geführt. Henselmann 
brachte es auf den Punkt: „Wenn wir uns zum Beispiel unsere Dörfer ansehen, so sind sie im 


44 Rep. 250 Templin Nr. 719; Rep. 274 Nr. 78; Rep. 350 Nr. 921. 
ThHStA Weimar Land Thüringen 1945-1952, Ministerpräsident HA Wirtschaftsplanung, Landesplanung 
71,Bl.16. 
DK 1 Nr. 8739, Bl. 120; Nr. 8889, Bl. 2. 
GStAPK Rep. 92 Nachlass Effenberger Nr. 92. 
Landtag Sachsen-Anhalt, 1. Wahlperiode, Stenographische Berichte, 1283 B. 
Kuhn, Kleinsiedlungen (1918), S. VII, Marder, Verwaltungsprobleme, S. 198-199; Kulke, Zur Baupla- 
nung, S. 37; Miller, Grundlagen, S. 29-31; Ders., Dorf Seega, S. IX, 1; Interview, S. 4; Erbs, Geleitwort, S. 5; 
Ders., Anregungen, S. 5; Ders., Neubauernsiedlung, S. 2; Hamann, Der Wettbewerb, S. 3; Ders., Probleme, 
S. 63-64; Ders., Ländliches Bauen, S. 393; Ders., Bauen auf dem Lande, S. 74-76; Ders., Grundlagen, S. 4; 
Ders., Bauaufgaben, S. 4; Ders., Das Land ruft, S. 12-13; Ders. (Bearb.), Die 2. Tagung, S. 8; Striemer, Struk- 
turuntersuchung, S. 8; Ders., Memorandum; Bergmann, Ländliches Bauwesen, S. 407; Vogel, Die bauliche 
Bereinigung, S. 124; Ders., Dorfplanung, S. 390; Ders., Landesplanung, S. 457-458, 460; Quast/Brender, 
Raumordnung, S. 384; Küttner, Vor einer neuen Baukunst, S. 783; Henselmann, Planung, S. 269-270, 277; 
Freese, Gestalterische Grundfragen, S. 10. 
Die Kritik am überkommenen Zustand erstreckte sich auch auf die Gehöftanlagen. 75% der Stallungen 
entsprachen nicht den Anforderungen der Tierzüchter und der Betriebswirtschaftler. Es mangelte an Gär- 
futterbehältern; unzureichende Düngerstätten und Jauchegruben ließen hohe Düngerwerte verlorengehen; 
fehlende Keller und Vorratsräume führten zu hohen Verlusten an Kartoffeln, Obst und Gemüse. 
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baulichen Ausdruck kaum verändert. Sie sind höchstens formal hässlicher geworden ... Mit 
andern Worten: diese Bauernhöfe sind vollkommen veraltet und entsprechen in keiner Weise 
mehr den Anforderungen, die an eine moderne landwirtschaftliche Produktionsstätte gestellt 
werden müssen“. Wenige Jahre zuvor hatte es ähnlich geklungen. Der Einfluss ländlicher Pla- 
ner, denen häufig jedes Können abgehe, sei sehr oft „geradezu verheerend“ gewesen. Das habe 
in Brandenburg zu einem besonders krassen Verfall der Dörfer geführt. 


Der „fortschreitenden Verunstaltung“ der Dörfer sei nicht Einhalt geboten worden; ländliche 
Siedlungen hätten in technischer, wirtschaftlicher und ästhetischer Sicht den von den frideri- 
zianischen Gründungen verkörperten Stand nicht erreicht. Hamann stellte Schäden aus jah- 
relanger Nichtachtung des ländlichen Bauwesens und eine völlig vernachlässigte Baupflege 
in wirtschaftlicher und ästhetischer Hinsicht fest und verlangte die daraus folgende notwen- 
dige Sanierung der bestehenden Dorfanlagen. In diesen wiesen die vorhandenen und nicht 
zerstörten Wirtschaften baulich und betriebswirtschaftlich große Mängel auf. Er verdichtete 
seine Analyse zu dem Urteil: „Auf dem Lande wurde und wird ohne Sinn und Verstand ge- 
baut“. Daher müsse „die Art, wie man in den letzten Jahrzehnten auf dem Lande baute — 
(man überließ vieles dem Zufall) -, überwunden werden“ In der Bodenreform erblickte er die 
beste Gelegenheit, „die mannigfaltigen Schäden im Organismus unserer Dörfer“ zu beheben. 
Dazu zählte Bergmann ebenso die bauliche und betriebswirtschaftliche Modernisierung der 
bestehenden Bauernhöfe. Auch die Landwirtschaftswissenschaft äußerte sich in diesem Sin- 
ne: Stubbe bedauerte die in früheren Zeiten auf diesem Gebiet begangenen „Sünden“ und 
bezeichnete die Leistungen der preußischen Hochbauämter für das ländliche Bauwesen als 
an Geschmack- und Phantasielosigkeit kaum noch zu überbieten. Er forderte deshalb von 
den Landes- und Kreisbauämtern eine der Landschaft angepasste, ästhetisch einwandfreie 
und betriebswirtschaftlich zweckmäßige Bauplanung auf dem Lande“. In der Debatte des 
Landtages von Sachsen-Anhalt über den Haushalt 1948/49 im April 1948 konstatierte der 
Abgeordnete Reuter (CDU), das Gesicht des deutschen Dorfes sei namentlich in den letzten 
50 Jahren erheblich verunstaltet worden. Als sie daran gingen, erobertes polnisches Gebiet 
zu kolonisieren und zu germanisieren, hatten die Planer das Vorgefundene gleichermaßen 
schonungslos bewertet. Fünf Jahre waren gerade vergangen. Die bauliche Anlage von Städten 
und Dörfern sei armselig und planlos, in den Dörfern dominierten hundehüttenartige Bau- 
lichkeiten. Sie nahmen damit Kritiken wieder auf, die in ähnlich drastischer Weise zu Beginn 
des Jahrhunderts geäußert worden waren. 


Striemer hatte bereits vor dem Kriegsende 300 Gemeinden in allen Teilen Deutschlands un- 
tersucht und war zu dem Ergebnis gelangt, „dass wir bisher nicht nur in Deutschland, sondern 
auch in der ganzen Welt noch keine Gemeinde haben, von der wir sagen konnten, sie wäre 
wirtschaftlich, technisch, sozial und kulturell in Ordnung. Sie sind genauso krank wie die 
Menschen“. „Alle Gemeinden sind strukturell krank“, verallgemeinerte er. Die Zeit sei gekenn- 
zeichnet durch eine Gemeindefremdheit; kaum jemand habe erkannt, dass die Gemeinde der 


45 Stubbe, Die Bodenreform, S. 167. Als Vorsitzender der Kreisbodenkommission des Landkreises Quedlin- 
burg (Prov. Sachsen) hatte er die Anforderungen an die Siedlungspolitik in praxi kennengelernt. 


58 


2.2 Handlungsrahmen 


Lebensraum der Menschen sei. Zu ähnlichen Ergebnissen hatten ihn seine Nachkriegsunter- 
suchungen geführt, auf die unten im Einzelnen eingegangen werden wird: „Alle Gemeinden 
sind krank, wirtschaftlich, sozial, baulich, kulturell, keine ist so, wie sie sein könnte und sein 
müsste.“ Der Siedlungsplanung müsse deshalb eine Untersuchung der dörflichen Strukturen 
vorangehen, in die möglichst alle Gemeindemitglieder einzubeziehen seien. Miller assistierte 
ihm mit der Feststellung, dass die Entwicklung der Dörfer und Höfe mit den seit Jahrzehnten 
erreichten großen Fortschritten bei der Steigerung der landwirtschaftlichen Erträge und der 
Intensivierung der Tierhaltung nicht Schritt gehalten habe; die alten Dörfer könnten für die 
notwendige Neugestaltung deshalb lediglich als Ausgang, nicht aber als Vorbild dienen. 


2.2 Handlungsrahmen 


2.2.1 Modell der neuen Dörfer 


Bisher waren alle Versuche, auf dem Lande grundlegende Umgestaltungen vorzunehmen, an 
der großagrarischen Struktur gescheitert*. Jetzt konnte auch über reine landesplanerische 
Zielstellungen hinaus an die Aufarbeitung der alten Versäumnisse in der Landschafts- und 
Siedlungsgestaltung gegangen und ein historischer Zeitraum genutzt werden, „in dem alles 
möglich schien“. Die harsche Kritik am vorgefundenen Zustand verband sich nun mit aus 
der Bodenreform gewonnener Zuversicht, tatsächliche Änderungen herbeiführen und nicht 
nur das einzelne Dorf, sondern die gesamte Gemarkung, ja das ganze Land in planerische 
Überlegungen einbeziehen zu können. Henselmann formulierte die Leitidee: „Auf dem 
Land müssen Bauernhöfe gebaut und Dörfer entwickelt werden, in denen die Aufteilung der 
Ackerfläche nicht dem Zufall überlassen wird ... Die Arbeitswege, die Gemeinschaftsanla- 
gen betriebswirtschaftlicher und kultureller Natur müssen in die Planung einbezogen wer- 
den. Die Ställe, die Wohnungen müssen den neuen Geist der Zeit widerspiegeln“. In seiner 
Rede zur Eröffnung der Hochschule für Baukunst und Bildende Künste am 24. August 1946 
fasste er die Aufgabe zusammen: die Bodenreform müsse planend unterstützt, auf dem Lan- 
de Dörfer gebaut werden. Vision, Dimension und Grenzen des Vorhabens definierte Freese: 
„Was wir heute bauen, legt das Bild der Heimat vielleicht für Jahrhunderte fest. Auch nach 
den Befreiungskriegen entstanden aus Armut und Einfachheit schöne Bauten. Das kann man 
auch dem Ärmsten nicht nehmen: klare, schlichte räumliche und bauliche Gestaltung und 
gute Verhältnisse des Ganzen und seiner Teile“. Für uferloses Experimentieren sei deshalb 
kein Platz. 


Der vielen Fehler der Vergangenheit eingedenk, ging das Bestreben der Siedlungsplaner da- 
hin, Auswüchse in soziologischer, technischer und ästhetischer Hinsicht zu vermeiden. Die 
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wilden „kulturlosen“ Stadtrandsiedlungen der Notzeiten nach dem 1. Weltkrieg, mehr dem 
Zufall als aus planmäßiger Arbeit erwachsen, und die Vorstellung einer von planlosem Bauen 
bestimmten deutschen Landwirtschaft, standen als Menetekel im Raum. Wie Erbs mahnte, 
solle sich auf dem Lande das nicht wiederholen, „was im vergangenen Jahrhundert im Weich- 
bilde der kapitalistischen Stadterweiterungen geschah: nomadenhafte Gebilde, die das Land 
bestenfalls zu einem riesenhaft ungeordneten Schrebergarten, niemals aber zu einer Kultur- 
landschaft entwickelt hätten“. Er bezeichnete „die Einfügung der Neudörfer in die deutsche 
Landschaft“ als gigantische Aufgabe und steigerte sich zu der Apotheose: „Vom zweckerfül- 
lenden Grundriss zur körperhaften Formung im Zusammenklang mit Dorf und Landschaft“. 


Ganz vorsichtig, aber dennoch dem Neuen gegenüber aufgeschlossen, äußerte sich Scharoun, 
als er in dem Vorwort zu der Arbeit von Miller über das Dorf Seega unter dem Motto, „Was 
nützt alles fröhliche Pflügen und Säen, wenn das Geerntete nicht geborgen und sinnvoll ge- 
pflegt werden kann‘; verlangte, die Dörfer gründlich um- und auszubauen; sie seien weit da- 
von entfernt, eine „Leistungsform“ darzustellen. Max Taut gar erhob die Bodenreform, „die 
es der Allgemeinheit gestattet, den Grund und Boden allen dienstbar zu machen“ und viele 
Bodenspekulationen zu verhindern, zur Voraussetzung einer „weitgehenden Planung“. Die 
thüringische Landes- und Siedlungsplanung führte einen weiteren Faktor in die Debatte ein, 
die Bodenordnung: „Es ist eine Bodenordnung zu entwickeln, in der sich die Dorfbereini- 
gung in den Dorfbebauungsplan und die Flurbereinigung in den Fluraufteilungsplan einfügt‘, 
forderte Landesplaner Arke. Aus der Bodenreform solle eine „Bodenordnung im besten Sin- 
ne“ entstehen, fasste Henselmann zusammen. Landesplaner und Architekten verarbeiteten 
Kritik und Ideen zu einem Modell von Dörfern mit einem völlig neuen Gesicht, von einer 
„meisterlichen Siedlungsplanung“ in einem schöneren Rahmen geformt, in einer ästhetisch, 
technisch und organisatorisch voll befriedigenden Bauausführung, von einer mit gesteiger- 
tem kulturellen Selbstbewusstsein ausgestatteten Landbevölkerung bewohnt. Die neuen 
Dörfer selbst sollten in technischer, hygienischer und kultureller Hinsicht den Einrichtun- 
gen von Städten entsprechen. Nicht nur wirtschaftliche und betriebswirtschaftliche Belan- 
ge seien zu wahren, betonte Erbs, sondern auch „die Eigenart und Schönheit des deutschen 
Landes durch angemessene Einfügung und Gestaltung zu erhalten und zu festigen. Hamann 
verlangte, der „dörflichen Welt einen schöneren Rahmen zu geben“, und kleidete das in die 
einprägsame Formulierung: „Die kleinste Kommune muss die fortschrittlichste sein“. Die 
Landbaumeister sollten in diesem Sinne als „Ärzte des Dorfes“ wirken. Bechler brachte es auf 
den Punkt. Er befand kurz und bündig: „Eine völlige Umgestaltung des Dorfes tritt ein“ Das 
Suchen nach Wegen und Methoden für die Einbindung dieser Faktoren in den Planungs- und 
Umgestaltungsprozess begleitete die Siedlungsplanung; das teilweise Scheitern des Bauens 
behinderte sie. 


Einer stellte sich diesem Überschwang mit nüchterner Analyse entgegen: Küttner räumte 
zwar ein, dass die große Zahl der die Dörfer bestimmenden 5-8-ha-Höfe „etwas Neuartiges“ 
darstelle; er konnte jedoch in der dadurch geprägten Siedlungsform baugeschichtlich keinen 
grundsätzlich neuen Ansatz erkennen. Wenn auch die Bodenreform erhebliche Ansprüche an 
die Planungsarbeiten stelle, so komme es doch schließlich lediglich zu einer Weiterführung 
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und Verbesserung der bisherigen Wohn- und Arbeitsform auf dem Lande. Die Planer sahen 
sich so einem Bündel von Einflussgrößen und Vorstellungen konfrontiert, das zu einem pra- 
xistauglichen Modell geformt werden musste. Ihre Aufgabenstellung spitzte sich letztlich auf 
die Beantwortung der mehr theoretischen Frage nach dem siedlungsplanerischen Umgang 
mit den den Neubauern zugewiesenen Parzellen und Hofstellen und besonders darauf zu, wie 
in diesem Zusammenhang mit den Umsiedler-Neubauern umgegangen werden solle. Sollten 
diese Gruppen eine eigene Siedlung bilden, in bestehende Dorfanlagen integriert oder diesen 
angeschlossen werden? Entsprechende Vorschläge waren schnell zur Hand. Unerschütterlich 
und kaum bezweifelt beherrschte eine Grundthese die konzeptionelle Seite des Beginnens: 
geschlossene Dörfer anstreben, Streusiedlungen vermeiden. Schnell wurde jedoch auch 
ebenso evident, dass Antworten auf die entscheidende Frage nach einer komplexen Planung 
schon im Augenblick ihres Entstehens aus den Notwendigkeiten des Lebens beantwortet und 
durch politische Entscheidungen weitgehend obsolet geworden waren. 


2.2.2 Siedlung als innere Kolonisation 


Innere Kolonisation erscheint somit erneut auf der Tagesordnung”. Schon als sie zum ersten 
Mal Planung und Siedlung bestimmt hatte, war die Forderung erhoben worden, die Anlage 
von Siedlungen in einen größeren Rahmen zu stellen und diesen von der Landesplanung ge- 
stalten zu lassen. So könne ein harmonisches System der Bodenverteilung erzielt und nicht 
nur eine Begründung der einzelnen Stellen, sondern auch ihr Verhältnis zueinander und 
zu der schon vorhandenen Besiedlung definiert werden. Vorhaben und Begriff waren poli- 
tischen Ursprungs, geboren aus dem Bestreben, den deutschen Bevölkerungsanteil in den 
preußischen Ostprovinzen zu stabilisieren, polnische entgegengesetzte Aktionen abzuweh- 
ren und insgesamt eine bedrohliche Ausmaße annehmende Landflucht zu stoppen. In der 
begleitenden Diskussion wurde die Aufgabe als „Innere Kolonisation“ bezeichnet. Schmoller 
lieferte die Definition. Danach ist innere Kolonisation zunächst Sesshaftmachung eines Vol- 
kes, später „innerer Anbau des Landes“. 
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Die politische Dimension des Vorgangs, auch seinen furchtbaren Missbrauch schon, lässt die 
spätere Definition von Keup erkennen. Sie bezeichnet als innere Kolonisation die ‚von einer 
bewussten Politik geleiteten Maßnahmen eines Volkes ..., die bezwecken, das eigene Volks- 
tum — gegebenenfalls auf Kosten eines anderen - durch Neusiedlung zahlenmäßig in mög- 
lichst günstiges Verhältnis zu der verfügbaren Fläche des im heimischen Machtbereich liegen- 
den Bodens zu bringen“. Zum ersten Mal ist der Begriff wohl von Miquel verwendet worden, 
als er vor dem Preußischen Abgeordnetenhaus davon sprach, die Entwicklung dränge zur 
Wiederaufnahme der inneren Kolonisation. In der Folge gründeten Friedrich von Schwerin 
(Regierungspräsident in Frankfurt/Oder), Max Sering und Erich Keup am 12. April 1912 die 
„Gesellschaft zu Förderung der inneren Kolonisation“. Diese gab die Zeitschrift „Archiv für 
innere Kolonisation“ heraus, die bis zum Ende der Weimarer Republik erschien. In die amtli- 
che Sphäre transferiert hatte den Begriff der preußische Minister für Landwirtschaft, Domä- 
nen und Forsten in seiner „Denkschrift über die schleunige Inangriffnahme der Besiedlung 
und Ödlandkultur in Preußen“ vom 19. März 1919: „Notwendig ist aber, die vor 100 Jahren 
geschaffenen Auseinandersetzungsbehörden den veränderten Verhältnissen anzupassen, um 
ihnen die für die innere Kolonisation notwendige Bewegungsfreiheit zu geben“. Diese ma- 
terialisierte sich in der Folgezeit vor allem in der Aufteilung fallierten Großgrundbesitzes. 
In Brandenburg war daran die Landgesellschaft „Eigene Scholle“ beteiligt. Metz, der Präsi- 
dent der Generalkommission Frankfurt (Oder), hatte ein zusätzliches kommunalpolitisches 
Argument ins Feld geführt, das die Diskussion bis über das Ende der Weimarer Republik 
bestimmen sollte: Die Gutsbezirke und Landgemeinden im östlichen Deutschland sollten 
als Träger der kommunalen Aufgaben der ersten Instanz leistungsfähig gehalten oder noch 
leistungsfähiger gemacht werden. 


Hamann nahm ebenso wie Vogel und Pniower den Begriff „Innere Kolonisation“ wieder auf. 
Ersterer resümierte, die innere Kolonisation habe ihre Ziele nicht erreicht. Jetzt verband er 
den Begriff mit der Bodenreform und dem Zwang zur Integration der Umsiedler. Er prägte 
die Begriffe „Moderne innere Kolonisation“ und „Systematische innere Kolonisation‘. Beides 
habe planvoll zu geschehen; beide verstand er als „Holme der Leiter, zwischen denen wir von 
Sprosse zu Sprosse aus dem Elend herausfinden wollen“. Nichts verband mehr die Neuge- 
staltung des ländlichen Raumes, die sich Politik und Fachkreise auf die Fahnen geschrieben 
hatten, mit dem Inhalt, den der überkommene Begriff in aggressiver Weise bisher verkörpert 
hatte. Die Zusätze „modern“ oder „systematisch“ allerdings vermochten die neue Qualität des 
Unterfangens noch nicht einmal im Ansatz zu erfassen. Vogel sah das Landvolk durch die in- 
nere Kolonisation ausgestattet für das bevorstehende Ringen um die wirtschaftliche Existenz. 
Pniower glaubte, in der Ostzone könne ein neuer Bauerngeist entstehen, den auch er als „den 
Geist von Pionieren der inneren Kolonisation“ charakterisierte. In Brandenburg ging man 
noch einen Schritt weiter. Hier verknüpfte man den Begriff „Kolonisation“ mit der erforderli- 
chen eigenen Anstrengung der Neubauern: „Es wird deshalb ein großer Teil unserer Neubau- 
ern darauf angewiesen sein, sich auf eigene Kraft zu besinnen, sich auf die Beweglichkeit ihres 
Geistes und die Geschicklichkeit ihrer Hände so zu verlassen, wie es die Pioniere der Wildnis 
in aller Welt von jeher verstanden haben. Wir erinnern daran, dass diese Kolonisatoren un- 
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ter ungleich schwereren Bedingungen zu kämpfen hatten“. Ein Blick in die weite Welt wäre 
gar nicht erforderlich gewesen. Auch die preußischen Kolonisten, die auf verwüstetem oder 
unkultiviertem Boden angesetzt worden waren, hatten „mit fast allen rohen Schwierigkei- 
ten der Neuansiedlung zu kämpfen gehabt. Auf zahllosen Brandstätten mussten erst wieder 
Wohnstätten zum notdürftigsten Behelf errichtet, es musste das auf den früheren Feldmarken 
wuchernde Gestrüpp gerodet, mussten dem Neuanbau bestimmte Arbeitsstätten abgegrenzt, 
verwirrte Besitzverhältnisse aus früherer Zeit erst wieder geregelt werden“. 


2.2.3 Umgang mit den Gutsanlagen 


Nicht nur die Politik war mit dem Vorsatz angetreten, über die Liquidierung des Großgrund- 
besitzes mit der Bodenreform völlig neue Verhältnisse auf dem Lande zu schaffen“. Wie der 
thüringische Landesplaner Arke auf der 1. Tagung der Landesplaner im Mai 1946 in Weimar 
und Eisenach unwidersprochen feststellte, sei es seit jeher Gedankengut der Landesplanung 
gewesen, an die Stelle des Großgrundbesitzes bäuerliche Siedlungen zu setzen. Sein Weima- 
rer Kollege Miller vermochte zwar den Veränderungen in der SBZ weder den Charakter einer 
Revolution im Allgemeinen noch dem Umbruch auf dem Lande im Besonderen das Wesen 
einer Bodenreform zuzumessen; allenfalls könne man von einer Besitzreform sprechen. 
Trotzdem bezeichnete er diese als „eine große revolutionäre und einmalige Aufgabe“, deren 
Vollzug eine vollkommene Umgestaltung der Verhältnisse auf dem Lande in politischer, wirt- 
schaftlicher und kultureller Hinsicht zur Folge haben werde. Er vergaß dabei aber nicht, davor 
zu warnen, kommende Krisen könnten Rückfälle in den alten Zustand bewirken. Er forderte 
deshalb, die Neubauern durch siedlungspolitische Vorkehrungen zu schützen. 


Für Vogel stellte die Bodenreform „einen großzügigen Vorstoß“ zur inneren Landgewinnung, 
zur Intensivierung der Nutzung landwirtschaftlicher Flächen, zur Flurbereinigung und Dorf- 
auflockerung dar. Pniower, der Gartenarchitekt, sah sie gleichsam einem Naturgesetz ähnlich 
überall dort folgen, „wo der Missbrauch des Bodens zur Störung des sozialen Gleichgewichts 
geführt hat“. Die notwendige Intensivierung der Landwirtschaft sei nur über die zweckmä- 
Bige Auswahl der Dorflage und die Einbindung des Dorfes in den Landschaftsorganismus 
zu erreichen. Der Autor wollte sie nicht allein auf das Land reduziert sehen; eine städtische 
Bodenreform sollte sich Hand in Hand mit einer allgemeinen Wirtschaftsreform anschließen. 
Das könne dazu beitragen, den krassen materiellen und kulturellen Gegensatz zwischen Stadt 
und Land abzubauen. Mit solchen Reformen in beiden Lebensbereichen seien wesentliche 
Voraussetzungen zu schaffen, um Deutschland einer gesunden Friedenswirtschaft entgegen 
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zu führen. Und er steigerte sich zu einer Art Glorifizierung: „Die bodenreformerische Idee 
ist, auf unsere Gesellschaftsordnung bezogen, die Manifestierung des ehernen Gesetzes der 
Harmonie, auf der das Weltgebäude ruht ... Sie ist vergleichbar mit einem symphonischen 
Werk, in dem alle Höhen und Tiefen der Leidenschaft, alles Glück und Leid der Menschheit 
aufklingen und im Schlusssatz zur Harmonie werden“. 


Die Praxis war prosaischer. Nüchtern hatte Erbs die Aufgabe benannt: „An die Stelle der 
Großlandwirtschaften tritt, vorerst im Sowjetsektor, die Durchdringung des Landes mit einer 
großen Anzahl von Kleinlandwirtschaften“. Die Frage, die sich notwendigerweise aus der Auf- 
siedlung der Güter, von denen der größte Teil des Bodenreformlandes stammte, ergab, war 
die nach dem Umgang mit ihren Anlagen. Durch die Aufteilung hatten diese ihre eigentliche 
Funktion und ihre Besitzer ihre soziale und politische Stellung im Dorf verloren; was sollte 
an ihre Stelle treten? Die Gutsanlagen standen nicht nur siedlungsplanerischen Konzeptio- 
nen im Wege, sie waren nicht nur Symbole für wirtschaftliche Abhängigkeit und geistige und 
politische Bevormundung der Landarbeiterschaft, sie fielen vor allem als betriebswirtschaftli- 
cher Faktor aus. Sie eigneten sich nicht dazu, den neuen Landbesitzern als materielle Basis zu 
dienen. Sie entsprachen den neuen wirtschaftlichen und technologischen Anforderungen der 
nunmehr klein- und mittelbäuerlich aufgestellten Landwirtschaft in keiner Weise. Als äußerer 
Rahmen für den der Bodenreform zugrundeliegenden Gedanken der Demokratisierung des 
Landlebens waren sie vollkommen undenkbar. Die vollzogene Wandlung musste sich auch 
im äußeren Siedlungsbild erkennen und erleben lassen und die Basis für die Herausbildung 
eines neuen Selbstbewusstseins der neuen Landbesitzer bilden. Bisher hatten die Güter die 
Gemeinden nicht gebraucht, wie Striemer treffend festgestellt hat. Wie konnten die sozialen 
Verhältnisse auch besser veranschaulicht werden als aus dem krassen Gegenüber von herr- 
schaftlicher Gutsanlage in bevorzugtem Ambiente und den armseligen Behausungen der 
Gutsarbeiter? Es war ein dauerndes Symbol für soziale Abhängigkeit, Macht- und Rechtlo- 
sigkeit. Jetzt aber sollte der ehemalige Gutsarbeiter als freier Bauer selbständig auf eigener 
Scholle arbeiten. 


So war Hoernle mit seinem Eintreten für die Liquidierung der Gutsanlagen bei den Landes- 
und Siedlungsplanern auf offene Ohren getroffen. Im Februar 1946 gab er auf der 2. Tagung 
des Arbeitsausschusses „Ländliches Bauwesen“ die ordnungspolitische Zielstellung bekannt: 
„An die Stelle der alten großen Gutshöfe, die den landschaftlichen und wirtschaftlichen Cha- 
rakter des östlichen Deutschland bisher beherrschten, werden in Zukunft kleinere bäuerliche 
Wirtschaftshöfe treten“. Im März 1946 forderte er in einem internen Vermerk: „Da alle Sied- 
ler zumeist auf aufgeteilten Gütern angesetzt werden, soll uns der vornehmste Leitgedanke in 
der Neuplanung der sein, das Gesicht des früheren Herrenhofes vollständig auszulöschen‘“. 
Nachdem er am 31. August 1946 das aufgesiedelte Gut Karlshof bei Demmin besucht hatte, 
notierte er: „Außerdem scheint es mir notwendig, dass durch die VdgB möglichst überall 
eine Umbenennung oder Neubenennung der neu entstandenen Gemeinden bzw. Ortsteile 
stattfindet, die jetzt noch allgemein nach dem aufgeteilten Gutshof benannt werden. Immer 
noch spricht man von aufgeteilten Gütern statt von Gemeinden oder Ortsteilen. Beim Bau 
der Wirtschaftshöfe der Neubauern sind unbedingt überall die bisher bestehenden Stallun- 
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gen, Scheunen und Wohngebäude des ehemaligen Gutshofes gründlich umzubauen bzw. als 
Baumaterial für völlig neue Bauernhöfe abzutragen.“ Eine entsprechende Anweisung solle die 
HA Bodenordnung vorbereiten. 


In einem Bericht vom 16. September 1946 über die Vorbereitung der Gemeindewahlen in 
Mecklenburg bezeichnete Hoernle das Weiterbestehen des alten Gutsbildes als politisch un- 
tragbar und legte auf der oben behandelten internen Besprechung am 18. September nach. 
Am 10. Januar 1947 forderte er vor den Landwirtschaftsministern: „Die Gutshöfe müssen aus 
dem Landschaftsbild verschwinden. Es müssen Neubauten vorgenommen werden und dafür 
Bauernsiedlungen entstehen“; oder: „An die Stelle des Herrenhauses tritt das Bauernhaus, an 
die Stelle des Gutshofes das Bauerndorf“. Lichtenberger trat ihm bei mit der Forderung, die 
neuen Wirtschaften müssten so platziert werden, dass das Gut vollständig verschwinde. Ge- 
genüber Minister Möller, Goldenbaum und Cords-Parchim® unterstrich Hoernle am 4. Juni 
1947 noch einmal, der Gutscharakter müsse unbedingt verschwinden und an seine Stelle das 
Bauerndorf treten. Das schloss aber nicht in jedem Falle die Beseitigung des Gutshauses ein. 
Als Hoffmann am 5. Juni 1946 nach einem Besuch des Gutes Schlagenthin (Kr. Lebus) vor- 
schlug, das noch von Siedlern bewohnte Schloss als Kreiskrankenhaus oder Erholungsstätte 
zu nutzen, vermerkte Hoernle „Später, später! Erst die Siedler unterbringen!“ Zwei Jahre nach 
dem Beginn der Bodenreform konnte die HVLF der DWK diesen vorgedachten Prozess in 
Realität verwandelt feststellen: „Wo einst das Gut mit seinem Herrenhaus dominierte, ent- 
steht das Bauerndorf mit seiner Maschinenstation, dem Dorfwirtschaftshaus und mit sonsti- 
gen zweckgebundenen Neuanlagen verkehrs- und wirtschaftstechnischer Art“. 


Das ruft Erinnerung an Beurteilungen aus dem 3. Reich wach’. Damals hatte man die „un- 
gesunde Ballung von Großgrundbesitz“ in den deutschen Ostgebieten beklagt; dieser werde 
nur künstlich aufrechterhalten. Er müsse „zum überwiegenden Teile verschwinden‘, an seine 
Stelle eine „gesunde Betriebsgrößenmischung“ treten. „Die Welt ist uns noch verschlossen; 
Kolonien besitzen wir nicht. Da muss im Osten gesiedelt werden. Es ist nicht möglich, den 
Großgrundbesitz als Traditionswert zu erhalten. In diese Besitzverhältnisse einzugreifen, ist 
die Schlüsselstellung nicht nur für die Gesundung des Ostens, sondern der gesamtdeutschen 
Verhältnisse“ Damit könne auch soziale Aufstiegsmöglichkeit für Kleinbauern geschaffen 
werden. Wie selbstverständlich ging man von der Aufteilung eines ganzen Rittergutes oder 
eines Vorwerks aus. Eine entwicklungsfähige Dorfgemeinschaft sei daraus zu gewinnen. 
Schultze hatte das als absolutes Muss bezeichnet: „Auch der Großgrundbesitzer selbst wird 
sich dieser Notwendigkeit nicht verschließen, hängt doch von ihr mit das Zukunftsschicksal 
unseres Volkes und Reiches ab. Eine Untergrabung der Gesamtheit aber würde auch dem 


49 _ Biographische Skizze in: Barth u. a., Vom Baukünstler, S. 60. 

50 _Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Hauses der Abgeordneten, 20. Legislaturperiode, IV. 
Session 1907/1908, Sp. 578; Sitzungsberichte der Verfassunggebenden Preußischen Landesversammlung, 
S. 3719-3722, 4690-4693, 5580, 5586, 5596. 
Scheda (Hg.), Deutsches Bauerntum, $.225; Goltz, Großbesitz, S. 94-95; Hartwig, Rittergut, S. 23, 25; 
Schultze, Deutsche Siedlung, S. 64-65; Froese, Das Kolonisationswerk, S. 78-79; Neues Bauerntum 29 
(1937), S. 147-148. 
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Großgrundbesitz nur außerordentlich schädlich sein können“ Für Froese schien das be- 
reits selbstverständlich geworden zu sein. Er meinte, da der ostdeutsche Boden zum weitaus 
größten Teil beim Großgrundbesitz liege, werde die Verstärkung der bäuerlichen Schicht im 
Osten in starkem Maße einer Besiedlung von Großgrundbesitzland gleichkommen. In der 
Provinz Brandenburg wurden nach dieser Strategie in den Jahren 1936/37 u.a. zwei Güter 
aufgesiedelt: Gut Steinrode (OT von Funkenhagen/Kr. Templin) mit 300 ha auf 18 Neubau- 
ern, Rittergut Gersdorf (Kr. Luckau) mit 450 ha auf 12 bis 15 Neubauern. Auf Mehrow (Kr. 
Niederbarnim) wird unten gesondert eingegangen. 


Das alles klang so ähnlich wie knapp 40 Jahre zuvor. Auf der IV. Session der 20. Legislatur- 
periode des Preußischen Abgeordnetenhauses hatte Hermann Pachnicke (Freisinnige Volks- 
partei) ausgerufen: „Eine Vermehrung des Bauernstandes, eine Ersetzung von Großgütern 
durch blühende Bauerndörfer bedeutet ... nicht allein Fortschritt spezifisch in der Landwirt- 
schaft“. Im Nachhall der revolutionären Ereignisse nach dem Ende des 1. Weltkriegs spitzten 
sich Beurteilungen und Forderungen zu. Die Abgeordneten Klaußner und Mehrhof USPD) 
vertraten sie am entschiedensten. Klaußner benannte auf der 47. Sitzung der Verfassungge- 
benden Preußischen Landesversammlung am 17. Juli 1919 viele Fälle, in denen die Arbeiter 
schlechter wohnten als die Schweine. Dieses könne nur durch die Sozialisierung der Land- 
wirtschaft, durch die restlose Beseitigung der Großgrundbesitzer und die Inhandnahme des 
Großgrundbesitzes behoben werden. Mehrhof forderte auf der 59. Sitzung am 3. Oktober, 
die das Ausführungsgesetz zum Reichssiedlungsgesetz debattierte, endlich die Axt an die 
Wurzel des riesigen Latifundienbesitzes zu legen. Held (DVP) definierte das dafür erforder- 
liche Instrument: eine großzügige Bodenreform. Sie sei die Grundlage für den Wiederaufbau 
des ganzen Wirtschaftslebens. In der Aussprache zum Landwirtschaftshaushalt auf der 70. 
Sitzung am 23. Oktober fasste Mehrhof zusammen: „Nur eine nach den Methoden sozia- 
listischer Wirtschaftsweise betriebene Landwirtschaft wird die Ernährung der Bevölkerung 
endgültig sicherstellen ... Die sozialistische Landgemeinde ist das Ideal der Zukunft“ 


Die Auseinandersetzung über den Umgang mit den Gutsanlagen wird die gesamte Perio- 
de des Planens und Bauens auf dem Lande dominieren, ohne zu der radikalen Lösung zu 
gelangen, die den politischen Forderungen entnommen werden könnte. War schon bei der 
Landverteilung über siedlungs- und kommunalpolitische Bezüge hinweggegangen worden, 
so stießen sich auch Entscheidungen über Gutsanlagen an den Notwendigkeiten des Tages. 
Die folgende Entwicklung wird zeigen, dass die sich daraus ergebenden Widersprüche zuwei- 
len kaum auszugleichen waren. 


2.2.4 Erste Siedlungskonzeptionen aus Thüringen 


Thüringen nahm eine Vorreiterrolle ein. Hier hatte die Siedlungsplanung ein günstiges Um- 
feld gefunden: Geringe Kriegsschäden in den Städten ließen es zu, das Augenmerk verstärkt 
auf das ländliche Bauen zu richten, obwohl wiederum der Planungs- und Baubedarf im Ver- 
hältnis zu den anderen Gliedern der SBZ am geringsten war. Im Lande hatte sich zudem früh 
unter dem maßgeblichen Wirken von Henselmann eine leistungsfähige Planungsorganisation 
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gebildet. Nachdem dieser am 18. August 1945 einen Organisationsplan vorgelegt hatte, nahm 
das „Planungskollektiv Bauhaus“ am 23. Oktober 1945, einen guten Monat, nachdem die Bo- 
denreform-Verordnungen erlassen worden waren, die Arbeit auf. Es war doppelt unterstellt: 
der Hochschule für Baukunst und bildende Künste und dem Bereich Inneres der Landesver- 
waltung. Von seinen fünf Projektgruppen hatte die Arbeitsgruppe Ländliches Bau- und Sied- 
lungswesen unter Miller die meisten Mitarbeiter und ein großes Arbeitsvolumen. Von dieser 
kamen die ersten geschlossenen Konzeptionen für die Gestaltung der neuen Siedlungen”. 
Sie wurden im Wesentlichen von Miller formuliert und vertreten. Danach seien die neuen 
Dörfer wirtschaftlich „vernünftig“ anzulegen, zugleich „zweckmäßig und schön‘, vor allem 
aber lebensfähig zu gestalten. Dazu habe der Siedlungsplaner mit dem Siedler selbst, mit dem 
Bodensachverständigen, dem Landschaftsgestalter, dem Vermesser, dem Straßenbauer, dem 
Wasserwirtschaftler und dem Betriebswirtschaftler zusammenzuarbeiten. Den strukturellen 
Ansatz dafür allerdings sah er wie seine Thüringer Kollegen darin, im Zusammenhang mit der 
Neubesiedlung, also als Voraussetzung für die Siedlungsplanung, die Bodenordnung „total 
durchzuführen“. 


Damit gelangte zugleich ein völlig neuer Ansatz in die Diskussion: der betriebswirtschaftliche 
Aspekt. Hatte er seine Vorstellung zunächst allgemein in die Öffentlichkeit gebracht und auf 
der angezogenen Beratung am 2. Februar vertreten, nahm er die in Thüringen erfolgte Land- 
aufteilung, die nach seiner Ansicht konzeptionslos und nach von Kreis zu Kreis unterschied- 
lichen Vorstellungen geleitet worden sei, zum Anlass, um seine Gedanken zusammenzufassen 
und in einer Denkschrift vom 1. April 1946 dieses Vorgehen zu kritisieren und eine eigene 
Konzeption dagegen zu stellen. Er wies dabei der Bodenordnung die ausschlaggebende Be- 
deutung zu; diese müsse zu einer völligen Neuordnung des Landes führen. Nur eine richti- 
ge Aufteilung und Größenbestimmung der Felder der Neubauern garantiere auf Dauer eine 
wirtschafts- und lebensfähige Neusiedlerstelle. Er wandte sich gegen das Vorbild der Auftei- 
lungsmethode der preußischen Separation, die eine geschlossene Landfläche favorisiert hatte, 
und setzte seine Auffassung von der Gemengeteilung dagegen. Mit der These, betriebswirt- 
schaftliche Belange seien primär für die ländliche Siedlungsplanung, diese könne nur aus den 
Aufgaben des Dorfes heraus erwachsen, erhob er unter Vernachlässigung kommunal- und 
siedlungspolitischer Kriterien betriebswirtschaftliche und landschaftliche Bedingungen zu 
den die Lage und Anordnung einer Siedlung allein bestimmenden Faktoren. Es waren sechs: 
Wasserversorgung, Entwässerung, Flurentfernung, Wind- und Wetterschutz, ländliche Wege, 
Überwindung von Höhenunterschieden. Das hieße auch, Verlauf und eventuelle Steigung 
der Dorfstraße, die Hofeinfahrten, die Strecke vom Hof zu den Feldern als die die Planung 
bestimmenden Größen zu beachten. 


S1 DKINtr. 8319, Bl. 1-5. 
„Märkische Volksstimme“ Nr. 18 vom 11.5.1946; „Vorwärts“ Nr. 51 vom 15.6.1946. 
Miller, Grundlagen, S. 10, 13-14; Ders., Dorf Seega, S. 52, 87; Vom Baukünstler, S. 11; Vogel, Landespla- 
nung, S. 458. Vgl. auch Eigmüller, Neubauernhöfe, S. 37-38. 
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Seine Erörterung von Varianten für die Formung der künftigen Siedlung ging deshalb von 
der Fragestellung aus, ob es nicht zweckdienlicher sein werde, „statt der krampfhaften Su- 
che nach der passenden Form erst einmal die Bedingungen, die für die Neugründung einer 
Siedlung von Bedeutung sind, auszuarbeiten“. Eine solche neue „passende Form“ jedoch fand 
auch er nicht. Er bewertete deshalb die überkommene dörfliche Struktur und gab zusammen 
mit deren hauptsächlichen Vertretern die Richtung für die folgende Diskussion vor: Einzel- 
hof, Straßendorf, Weiler. Die Einzelhofsiedlung genüge zwar der Forderung nach möglichst 
kurzer Feldentfernung am besten, sie verhindere jedoch das gewünschte und erforderliche 
Zusammenleben und Zusammenarbeiten der Neusiedler; sie sei überdies unwirtschaftlich 
und infolge der Kleinheit der Höfe nur unter großen Schwierigkeiten in die Landschaft ein- 
zuordnen. Ein Straßendorf wiederum dürfe nicht mehr als 20 bis 25 Stellen umfassen, ande- 
renfalls werde die Feldentfernung zu groß. Die Höfe sollten beiderseits einer Längsstraße auf- 
gereiht, diese aber so kurz wie möglich gehalten und an beiden Enden deutlich und endgültig 
abgeschlossen werden. Erfordere die Größe der aufgeteilten Gemarkung mehr als 25 Stellen, 
komme die Anlage von Weilern mit jeweils sechs bis acht Höfen in Betracht. Diese könnten 
durch kurze Wege an bestehende Dörfer angehängt werden. 


Miller exemplifizierte seine theoretischen Konzeptionen an den Planungen für die Dörfer 
Großfurra und Seega (beide Kr. Sondershausen)”. Für die Neubauernsiedlung Großfurra- 
Heidehaus (Neuheide) entschied er sich unter fünf diskutierten Varianten für die einfachste, 
die Anlage eines Straßendorfes nördlich des Gutshofes. Mit dieser Siedlungsform war seiner 
Grundforderung, durch Gemengeteilung jeden Siedler mit Boden guter und mittlerer Qua- 
lität auszustatten, am besten zu entsprechen. Großfurra hatte als erstes Dorfin Thüringen am 
9. Oktober 1945 die Aufteilung von ca. 1600 ha Bodenreformfläche beendet. Dort wurde am 
23. März 1946 bei strahlendem Sonnenschein in einem feierlichen Akt, dem Hoernle und 
Vizepräsident Busse beiwohnten, der Gründungsakt für die erste Siedlung Thüringens mit 
22 Stellen vollzogen. Gebaut wurde der von Henselmann entworfene Haustyp „Thüringen“, 
ein in Fachwerk-Lehmbauweise errichtetes Eindachgebäude. Der Architekt konnte zufrieden 
konstatieren: „Mit dem ersten Spatenstich beginnt die Verwirklichung unserer monatelangen 
Planung“ An der Ausarbeitung des Siedlungsplanes hatten sich Studenten der Hochschule 
beteiligt. Der Architekt Wimmer, einer von ihnen, erinnert sich: „Das war schon ein internati- 


52 ThHStAW Land Thüringen 1945-1952, Ministerpräsident HA Wirtschaftsplanung, Landesplanung Nr. 177; 
Ministerium des Innern Nr. 401, Bl. 25; Nr. 402, Bl. 15-16. 
DK 1 Nr. 8319, Bl. 2-4. 
„Der freie Bauer“ Nr. 21 (März 1946); „Tägliche Rundschau“ Nr. 190 vom 22.12.1945; Nr. 90 vom 17.4., 
Nr. 235 vom 9.10., Nr. 248 vom 23.10.1946; „Märkische Volksstimme“ Nr. 5 vom 25.4.1946. 
Miller, Grundlagen, S. 17, 22-29 (mit Siedlungsplänen); Ders., Dorf Seega; Durth/Düwel/Gutschow, Archi- 
tektur, S. 80-81; Kossel, Hermann Henselmann, S. 109; Wieler, Was vom „Planungskollektiv Bauhaus“ üb- 
rig blieb, S. 67-70; Wimmer, Damals in Weimar, S. 123; Preiß/Winkler, Weimarer Konzepte, S. 46; Franke, 
Querschnitt, S. 4-5; Kurandt, Bodenpolitische Maßnahmen, S. 136-137. Vgl. auch Küttner, Dörfer, S. 119; 
Müller, Grundlagen. Gramlich, Freileben, S. 129, Anm. 1, verlegt den Ort in das Land Sachsen-Anhalt und 
identifiziert als Urheber des Dorfbebauungsplanes Studenten der Hochschule für Baukunst und Bildende 
Künste Weimar. Hamann, Zur Planung, S. 6, nennt Millers Arbeit über Großfurra eine „etwas verunglückte 
Schrift“. 


68 


2.2 Handlungsrahmen 


onal beachtetes Vorhaben, wie es damals keine andere deutsche Architekturfakultät in dieser 
Verbindung von Theorie und Praxis, von Gegenwartsbewältigung und Zukunftsglauben auch 
nur annähernd aufweisen konnte. Wir alle, die Professoren und Studenten, die Umsiedler 
und Politiker, waren mächtig stolz. Und sehr hungrig. Das Neubauerndorf war ein gravieren- 
des Beispiel der Bodenreform und wurde deshalb später unter Denkmalschutz gestellt“ 


Millers Projekt Seegalag das Urteil zugrunde, dessen Struktur seiüberholt und den neuen An- 
forderungen nicht gewachsen. Es ging daher davon aus, dass das gesamte Dorf und alle Bau- 
ern ihre Betriebs- und Lebensfähigkeit wiedererlangen müssten. Sein darauf gerichteter zu- 
sätzlicher Vorschlag zur Dorfbereinigung, der zur Aussiedlung von elf Gehöften führen sollte, 
konterkarierte geradezu die herrschenden Vorstellungen von Siedlungs- und Baupolitik. Die 
thüringische Landesplanung übernahm seine Einschätzung. Sie beklagte die unwirtschaftli- 
che Aufteilung der Flächen - ca. 80% des Bodens fielen nach ihren Berechnungen darunter — 
und verlangte eine neue Planung der Bodenreform, die vor allem in einem Flächenaustausch 
zu bestehen habe. Die auf der im Mai 1946 im Schloss zu Weimar eröffneten Ausstellung „Die 
Bodenreform“ vorgestellten Modelle der dortigen Neubauernhöfe wurden in der Presse als 
„sehr eindrucksvoll“ gewürdigt. Auf der Interzonentagung deutscher Landesplaner, zu der 
sich im Mai 1946 Landesplaner aus allen vier Zonen in Weimar und Eisenach getroffen hat- 
ten, bestimmte diese thüringische Konzeption die Diskussion über die Bodenreform. Unzu- 
reichende Bodenbesitz- und Bodenreform müsse durch eine neue Bodenordnung korrigiert 
werden, war das unwidersprochene Übereinkommen der Tagungsteilnehmer. 


Mit der Betonung der Bodenordnung allerdings manövrierte sich der thüringische Ansatz 
mehr und mehr ins Abseits, obwohl von der SMAD öffentliches Lob für die Anstrengungen 
der Planungsgemeinschaft und deren Publikationen gekommen war. Millers Gedanken müs- 
sen wohl im Kontext von überwiegend politisch motivierten und forcierten Kriterien auf weit- 
gehendes Unverständnis gestoßen sein. Ablauf der Landverteilung, Handlungsdruck und die 
unten vorgestellte letztlich endgültige Entscheidung über Umlegungen machten sie schließ- 
lich obsolet. In den Auseinandersetzungen über Dorfplanung und Dorfgestaltung jedenfalls 
wurden sie zwar andauernd diskutiert, bis auf das Argument der Feldentfernung jedoch nicht 
aufgegriffen. Vogel attestiert dem Thüringer Vorgehen den Versuch einer planmäßigen Sied- 
lungsarbeit. Dieser sei in seiner Wirkung jedoch über theoretische Arbeiten nicht hinausge- 
langt. Denkbar ist auch ein anderer Zusammenhang, der allerdings in den Diskussionen der 
Zeit nicht thematisiert worden ist. Bodenordnung als unverzichtbare Voraussetzung war das 
tragende Element der nationalsozialistischen Siedlungsplanung. Die angestrebte Neuord- 
nung des Raumes konnte nur über die Änderung der Eigentumsverhältnisse an Grund und 
Boden sowohl im Altreich als auch in den eroberten Ostgebieten herbeigeführt werden. Bo- 
denordnung hatte sich demgemäß und auch angesichts einer Vielzahl zersplitterter und in 
Gemengelage befindlicher Grundstücke an der Aufgabe zu orientieren, die Grundeigentums- 
verhältnisse im Rahmen einer stringenten Bodenpolitik neu zu bestimmen und damit die 
Perspektive für den von den Nationalsozialisten verfochtenen Lebensraum zu eröffnen. Die 
unten im Einzelnen zu behandelnden „Grundsätze und Richtlinien für den ländlichen Auf- 
bau in den neuen Ostgebieten“ eröffneten deshalb mit dem Kapitel „Bodenordnung“ dieses 
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Regelungswerk. Es erhob die „Mehrung und Festigung deutschen Volkstums“ zur übergeord- 
neten Leitidee. Einer „gesunden Bodenordnung“ wurde entscheidende Bedeutung für deren 
Durchsetzung beigemessen. Siedlungsplanerische Konzeptionen sollten darauf gründen. 


2.2.5 Streben nach Komplexität 


Der thüringische Ansatz entsprach zwar der theoretischen Logik eines solchen komplexen 
Vorhabens, wie es die Bodenreform darstellte. Eine neue Bodenordnung mit dem Ergebnis 
der Neuordnung des ländlichen Raumes sollte am Ende stehen. Nicht nur Wohn- und Wirt- 
schaftsgebäude für die neuen Landeigentümer also mussten geschaffen, deren Zusammenfas- 
sung zu lebensfähigen Siedlungen erreicht und diese in die kommunale Ordnung eingepasst 
werden; auch die lange angestrebte Neuordnung und Neugestaltung des ländlichen Raumes 
und damit ein Werk aus einem Guss schien in greifbare Nähe gerückt. Auch der Landschafts- 
gestaltung bot sich dadurch ein bis dahin kaum vorstellbares Betätigungsfeld. Diese verschie- 
denen, in engem Wechselverhältnis und Abhängigkeit stehenden Bestandteile zu koordinie- 
ren und zu einem sinnvollen Miteinander zusammenzuschließen, stellte Raum-, Landes- und 
Siedlungsplanung vor Herausforderungen völlig neuer Dimension. Angesichts der Not der 
Zeit, der Hektik des Geschehens und früh getroffener irreversibler Entscheidungen tendierte 
die Aussicht, diesen Aufgabenkomplex in logischem Ablauf und Zusammenhang in histo- 
risch kurzer Zeit bearbeiten zu können, gegen Null. 


Quast/Bronder hatten früh ein ganzes Programm aufgestellt’. Die der Bodenaufteilung fol- 
gende Siedlung bedinge Untersuchungen komplexer Zusammenhänge und die Beantwor- 
tung vielfältiger Fragen: 


1. Statistische Kennziffern: Bevölkerungsstruktur, -entwicklung, -verteilung, -bewegung. 
2. Gemeindegeographie: Dorfformen, Hausformen, Verkehrs- und Wohnungsfragen. 
3. Siedlung: Landbedarf, Siedlungsverfahren, Finanzierung. 


Über den eigentlichen Anlass hinaus, für die neuen Landbesitzer Wirtschafts- und Lebens- 
raum zu schaffen, war das Fenster auch für noch weiterreichende Ideen geöffnet worden. Rie- 
del brachte auf der Sitzung des Arbeitsausschusses „Ländliches Bauwesen“ beim Kuratorium 
für Technik in der Landwirtschaft im September 1947, als die Planungen bereits im Gange 
waren, eine solche Idee in die Diskussion. Er sah in der Bodenreform eine Möglichkeit für die 
Landesplanung, „die Schandflecken der Industrieballungsräume weitgehend zu beseitigen“ 
und dafür bisher einseitig entwickelte Agrargebiete systematisch mit Gewerbebetrieben zu 
durchsetzen. Der Geschäftsführer des Kuratoriums, Friehe, zog aus den ersten Erfahrungen 
bei der Ansiedlung von Neubauern und der Unterbringung von Umsiedlern auf dem Lande 
die Schlussfolgerung: „Die wirtschaftliche Sicherung gelingt nur dann, wenn die überbesie- 


53 Rep. 350 Nr. 1726, Bl. 10-11. DK 1 Nr. 8739, Bl. 124. 
Boddin, Siedlungsverfahren, S. 36; Quast/Bronder, Raumordnung, S. 385; Hamann (Bearb.), Die 2. Tagung, 
S. 11, 13; Reutter, Was will die Vereinigung, S. 31; Waterstradt, Dörfer, S. 143; Striemer, Gemeindegrößen. 
S. 13-14; Butter, Das funktionalistische Fachwerkhaus, S. 257. 
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delten Dörfer in agrarwirtschaftlicher und gewerblicher Hinsicht lebensfähige Kommunen 
werden“. Hoernle meinte, die aus der Bodenreform folgende Intensivierung der Landwirt- 
schaft werde automatisch aus dem damit verbundenen Zufluss von Handwerk und Kleinge- 
werbe, auch von Verarbeitungs- und Zulieferindustrie, zu einer gewissen „Vergewerblichung“ 
des Dorfes führen. Für ihn waren die Dörfer im Süden und Westen Deutschlands beispielge- 
bend, die niemals reine Bauerndörfer gewesen waren, in denen vielmehr seit langem ländli- 
che Wirtschaften und kleinere Industriebetriebe nebeneinander bestanden hatten. Er stimm- 
te darin mit Striemer und Waterstradt überein, die sich ebenfalls dagegen ausgesprochen 
hatten, die neuen ländlichen Siedlungen als reine Bauerndörfer zu planen. Eine solche Struk- 
tur wollte er im Zuge der Bodenreform auch im östlichen Deutschland ganz planmäßig ins 
Auge gefasst sehen. Das bedeutete, bei der Siedlungsplanung, wie schon für das preußische 
Siedlungsprogramm der 20er Jahre des 20. Jahrhunderts gefordert, auf die Ansetzung von 
Dorfhandwerkern zu achten. Striemer war noch weiter gegangen. Er hatte eine Dorfgemeinde 
konzipiert, in der Bauern, Handwerk und Gewerbe, Industrie und die in ihr beschäftigten Ar- 
beiter zusammen lebten. Eine solche sinnvolle Ordnung herzustellen, sei eine große Aufgabe. 
Die Errichtung von „Industriedörfern‘, in denen nach einem Vorschlag von Tessenow aus 
dem Jahr 1945 innerhalb einer Wohn- und Kleingartensiedlung Fabriken angelegt werden 
sollten, ist über die Ideenphase nicht hinausgelangt. 


Landes- und Raumplaner erblickten deshalb in der Bodenreform eine doppelte Chance: Die 
lange beabsichtigte koordinierte Gestaltung des Landes war in greifbare Nähe gerückt, und 
es bot sich auf längere Distanz ein Ansatzpunkt, um die eigene Disziplin in der beginnenden 
Rivalität mit der Wirtschaftsplanung zu positionieren. Das der Planung immanente Streben 
nach Ordnung, nach sinnvoller Zuordnung und Abstimmung der einzelnen Bestandteile, 
tritt hervor. Die dazu bestimmte Landesplanung als übergeordnete Planungsebene sucht sich 
über den gesamten Zeitraum der Bemühungen um Siedlungsplanung ordnend einzubringen 
und die mangels lenkender Hand überwiegend isoliert und unkoordiniert wirkenden Teile zu 
einem auf Raumordnung orientierten Planungssystem zu formen. Das Bestreben scheiterte 
jedoch ebenso wie die Bodenordnung. 


Die Landschaftsplanung erkannte ebenfalls die gebotenen Chancen und meldete sich zu 
Wort. Bergmann bezeichnete die Landschaftsgestaltung als ein besonderes Kapitel innerhalb 
der Siedlungsplanung. Sie müsse über die Dorfgemarkungsgrenzen hinweg das gesamte Land- 
schaftsbild umfassen und Teilsiedlungsräume schaffen. Architekten stimmten ein. Sie mein- 
ten, überall solle der Landschaftsplaner ein gewichtiges Wort mitsprechen‘*. Der bekannte 


54 Bergmann, Ländliches Bauwesen, S. 409; Funcke, Die Aufgaben, S. 1-2; Pniower, Intensivierung, S. 162, 
165-166; Ders., Bodenreform, S. 88-89; Freese, Gestalterische Grundfragen, S. 10; Gunder, Landschaftsge- 
staltung, S. 229; Ders., Landschaftsgestaltung (Man.); Der Neubauernhof, S. 9-10. 

Sächsischer Landtag. 1. Wahlperiode. Anfragen, Gesetzesvorlagen und Anträge, S. 270; Berichte der Landes- 
regierung Sachsen, S. 137. Vgl. auch Butter, Das funktionalistische Fachwerkhaus, S. 255-256. 

Der Weg von Landschaftsplanung und Landschaftsgestaltung wird nicht weiter verfolgt. Auch in Sachsen 
sollte diesen Bestrebungen, wie von den Landschaftsplanern gefordert, ein staatlicher Rahmen gegeben wer- 
den. Im sächsischen Ministerium für Land- und Forstwirtschaft wurde deshalb auf Antrag der Landtags- 
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Landschafts- und Gartengestalter Funcke” führte den beklagten eingetretenen Zustand auf 
den Großgrundbesitz zurück, der rein mechanistisch gedacht und auf die biologischen Zu- 
sammenhänge in seinem auf Profit gerichteten Streben keine Rücksicht genommen habe. 
„Wo er vorherrschend war, ist Baum und Strauch gerodet, alles ist reguliert und kultiviert“. 
Eine einheitliche Betreuung ganzer Landschaften sei seit Jahrhunderten nicht mehr gesche- 
hen. Um das von Vogel proklamierte einheitliche Siedlungswerk aus einem Guss zu formen, 
solle eine großzügige Landschaftsplanung ins Werk gesetzt werden, die durch Gesetz gere- 
gelt, ihre planerische Arbeit in Verbindung mit Landesplanern, Architekten, Wasser-, Stra- 
Ben- und Forstämtern gestalten und ihren behördlichen Hintergrund in Form von Referaten 
für Landschaftsplanung bei den Landesregierungen und Kreisverwaltungen haben solle. Für 
Funcke bot die Bodenreform auch die einmalige Gelegenheit, die bereits lange diskutierte 
Heckenlandschaft zu verwirklichen. Er befand sich dabei in Übereinstimmung mit Pniower, 
für den der Gartenzaun „gewissermaßen die erste bewusste und positive landschaftsgestalte- 
rische Tat“ gewesen war. Dieser hatte sich für „die enge, verständnisvolle Zusammenarbeit 
aller Bodenwirte und auch der Siedlungsplaner und Ingenieure“ verwandt, die Einbeziehung 
der Landschaftsgestalter, Gartenarchitekten und Landschaftsgärtner in die Dorfplanung 
als Bedingung für ihre sachgerechte Ausführung bezeichnet und als wichtigste Aufgabe der 
Landschaftsreform die Schaffung von ausreichendem Windschutz hervorgehoben. 


Der Landschaftsgestalter Gunder” sah in der Bodenreform für den Siedlungsplaner die nie 
wiederkehrende Gelegenheit zu einer Neuordnung des landschaftlichen Großraumes bis he- 


fraktion der VdgB ein Referat für Landschaftsgestaltung geschaffen, dessen Aufgabe die Neugestaltung der 
sächsischen Landschaft und die Wiederherstellung des natürlichen Gleichgewichts in der Natur sein sollte. 
Aus Mangel an geeigneten Fachkräften blieb es bei der Absicht. 

55 Walter Funcke, geb. 20.11.1907, gest. 14.12.1987 (SED) 
1922-1925 Gärtnerlehre in Hamburg 
1925-1927 _ Gärtnergehilfe in Hamburg 
1927-1929 Fachschule für Gartenbau und Gartengestaltung 
1929-1935 Gestaltungsbüro Foerster - Mattern - Hammerbacher, dazwischen 
1933 KZ Sachsenhausen 
1935-1943 Gestaltungsbüro Mattern 
1943-1944 Organisation Todt, Abteilung Landbau, Stellvertretender Leiter 
1944-1945 Militärdienst, britische Gefangenschaft 
1947-1950 Freischaffender Architekt in Potsdam 
Friesecke, Biographie; Bethge, Zwischen Gartenbau und Antifaschismus; Gröning/Wolsche-Bulmahn, Grü- 
ne Biographien, S. 101-102; Vom Baukünstler, S. 80; Neumann, Walter Funke (!); Bethge, Zwischen Gar- 
tenbau und Antifaschismus; biographische Skizze bei Dix, Nach dem Ende, S. 347. Der Hinweis auf den 
biographischen Anhang in seinem Buch „Freies Land“ führt ins Leere. Die Angaben zur Tätigkeit Funckes 
während des Krieges sind widersprüchlich. 
Ausführliche biographische Angaben bei Karn, Freiflächen- und Landschaftsgestaltung, S. 23-55; Dies., Die 
Planungen, S. 33, obwohl weder Bestände des Bundesarchivs noch des Brandenburgischen Landeshauptar- 
chivs benutzt worden sind. 

56 Georg Gunder, geb. 23.11.1894 (SED) 
Nach dem Besuch der Volksschule und erfolgreicher Lehre 
Arbeit als Gärtner 
1919-1923 Höhere Gärtnerlehranstalt Proskau 
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rab zu den Kleinsträumen. Er forderte, „Lebenslandschaften mit einem gesunden Wohn- und 
Wirtschaftsvorkommen auf längste Zeiträume zu schaffen“. Er kam zu der Schlussfolgerung: 
„ Die Neubauerndörfer verlangen eine entsprechende Planung und sollen durch sinnvolle 
Grünanlagen zu wertvollen Bestandteilen der Landschaft werden. Die Dorfaue, die Verbin- 
dung von Gehöft zu Gehöft, die gemeinschaftliche Grünanlage ... gehören in dieses Auf- 
gabengebiet“. Bei aller Begeisterung verschloss er sich nicht der Realität. Vieles werde sich 
„erst in Jahren realisieren lassen, aber das Notwendige muss bald geschehen“. Die Branden- 
burgische Landbau GmbH bündelte alle diese Zukunftsprojektionen: „Ihre volle Schönheit 
werden unsere Neubauerndörfer erst erhalten, wenn Bäume und Sträucher sie beleben“. Das 
werde den Neusiedlern eine größere Lebensfreude verschaffen und sie in ihrer neuen Heimat 
fest verankern helfen. Es hatte sich also vieles aufgestaut. Scharoun charakterisierte das zu 
Bewältigende mit seiner zitierten eindrucksvollen und einprägsamen Formulierung. 


2.3 Erbe und Tradition 


2.3.1 Geschlossene Siedlung und Streusiedlung in historischer Sicht 


Die politische Entscheidung für die bestehende Gemeinde als Heimstatt für die Neubauern 
bedeutete im Umkehrschluss die Absage an deren Ansetzen inmitten ihrer Felder in einer 
Streusiedlung””. Das geschlossene Dorf steigt damit erneut auf zum Idealtypus für die neue 


1924-1930 Baumschulen Späth, Berlin: Gartenarchitekt 
1930-1943 Baumschulen Späth, Berlin: Direktor 
1943-1945 Baumschulen Späth, Berlin: Generaldirektor 
1.4.1940 Eintritt in NSDAP; Mitglieds-Nr. 7.615.861 
1945-1947 Landesregierung Brandenburg: Referent 
1947-1950 freiberuflich tätig. 
Von Barth/Topfstedt, Vom Baukünstler, nicht behandelt; bei Gröning/Wolsche-Bulmahn, Grüne Biographi- 
en, Mitgliedschaft in SED nicht erwähnt. 
Rep. 401 PA 20571.R 9361 IX G0048 

57 Für das Folgende: Rep. 350 Nr. 902. 
ThHStAW Land Thüringen 1945-1952, Ministerpräsident HA Wirtschaftsplanung, Landesplanung Nr. 71, 
Bl. 16. 
DK 1 Nr. 7547, Bl. 128, 138; Nr. 8238, Bl.38, 45, 135, 287-288; Nr. 8239, Bl. 5-6; Nr. 8739, Bl. 120; 
Nr. 8889, Bl. 6. 
„Märkische Volksstimme“ Nr. 9 vom 30.4.1946. 
Sombart, Die Fehler, S. 14, 26, 28, 40-41; Ders., Steesow, S. 183, 198; Schmoller, Die preußische Kolonisati- 
on, S. 35-36; Czybulka, Das Siedlungswesen, S. 232; Helmigk, Die Bautätigkeit, S. 236, 238; Schmook, Das 
Oderbruch, S. 19; Liesenberg, Die Kolonisation; Bollert, Die Landeskulturgesetzgebung, S. 11; Homann, 
Die Aufgabe, S. 52-54 (dort Lageplan einer Gruppensiedlung); Karutz, Landeskulturbehörde, S. 202-203; 
Sering, Die innere Kolonisation, S. 173, 213; Benser/Krusch (Hg.), Dokumente, Bd. 1, S. 65, 68; Bd. 2, 
S. 13-18; Freese, Gestalterische Grundfragen, S. 10; Hammerbacher, Neubauernsiedlung, S. 12-13; Reut- 
ter, Was will die Vereinigung, S. 31; Hamann, Zur Planung, S. 4-5; Ders. (Bearb.), Die 2. Tagung, S. 5; Ders., 
Bauen auf dem Lande, S. 75; Ders., Die ländliche Siedlung, S. 5; Vogel, Dorfplanung, S. 409-410; Water- 
stradt, Dörfer, S. 143; Neue Bauwelt 1 (1946), S. 10; Hilscher, Die landwirtschaftlichen Bauaufgaben, S. 6; 
Ders., Die landwirtschaftlichen Bauaufgaben, S. 6-7; Weise, Das Bauen, S. 30; Dix, „Freies Land‘, S. 128- 
129. Vgl. auch von Murken, Bodenreform, S. 65, Anm. 61, 62. 
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Ordnung des ländlichen Raumes. Diese Konzeption gelangt in die ordnungspolitische Dis- 
kussion, als der preußische Staat mit der Parzellierung (Dismembration) von Domänen be- 
ginnt. Einer ihrer ersten Fürsprecher ist Sombart. Er wandte sich gegen das dabei praktizierte 
Verfahren, die neuen Bodenbesitzer nach dem sogenannten „Abbau-System“ mitten in ihrem 
eigenen Land anzusiedeln und deren Gehöfte verstreut über die gesamte Feldmark zu ver- 
teilen. Dagegen setzte er den Entwurf des geschlossenen Dorfes, in dem „das nachbarliche 
wie das kommunale, das Kirchen- und Schulleben etc. in den Vordergrund tritt“. Das führte 
Grundpositionen der preußischen Siedlungs- und Kommunalpolitik weiter. Schon beim Re- 
tablissement in Ostpreußen und der späteren Besiedlung des trocken gelegten Oderbruchs 
hatte man sich gegen die Streusiedlung und für das Dorfsystem entschieden. Dabei sollte ein 
Dorf nicht mehr als 12 bis 15 Höfe umfassen. Etatminister Görne und Friedrich II. waren 
zudem für die Beseitigung von Einzelhöfen eingetreten. Lockere, unregelmäßige Siedlungen 
bildeten deshalb die Ausnahme. Es dominierte das einheitliche, geschlossene Dorf. Selbst bei 
Ortsvergrößerungen vermied man einen die alte Einheit aufhebenden unmittelbaren Anbau 
und legte lieber in die Nähe der alten Dorfschaft einen neuen geschlossenen Siedlungskörper. 
Wie selbstverständlich sind die ab 1753 und 1766/68 im Oderbruch angelegten 40 Koloni- 
en und größeren Vorwerke als geschlossene Siedlungen gestaltet, Einzelgehöfte bestehenden 
Dörfern angefügt worden. Dieses Vorgehen ist in Schlesien ebenso zu beobachten. Sowohl 
die überwiegend zwischen 1770 und 1780 in Oberschlesien aufköniglichem Grund errichte- 
ten über 200 Dörfer als auch die nach 1776 auf privatem Boden angelegten 36 Dörfer sind als 
geschlossene Siedlungen konzipiert worden. 


Mit der als „innere Kolonisation“ beschriebenen, in den Provinzen Westpreußen und Posen 
betriebenen Ansetzung deutscher Siedler erlangte die Ablehnung der Hof- oder Streusied- 
lung besonderes Gewicht. National gefestigte und mit genügender Kraft ausgestattete Kolo- 
nien, von denen spürbare Impulse auf die Umgebung ausgehen könnten, sollten entstehen. 
Sering hielt dafür eine Ansiedlungsform zwischen Haufendorf und Hofsystem in Verbindung 
mit einer bestehenden Dorflage für angebracht. Und er lieferte die Begründung: „Es liegt auf 
der Hand, dass die Kolonisation sich sehr viel einfacher da gestaltet, wo sie sich an schon vor- 
handene Ansiedlungen angliedert, als wo sie gleichsam aus dem Nichts erwächst“. Als Som- 
bart daran ging, das Gut Steesow aufzusiedeln, war es für ihn selbstverständlich, die neuen 
Grundeigentümer in einem geschlossenen Dorf anzusetzen. Das soziale, kommunale und ge- 
nossenschaftliche Leben und auch der Schulbesuch würden dadurch erleichtert. Zudem hatte 
die Errichtung einer Wohnstätte außerhalb einer geschlossenen Ortschaft nach herkömmli- 
chen Rechtsgebrauch der Genehmigung bedurft. Das „Gesetz betreffend die Ansiedlungs- 
genehmigung“ vom 1. März 1923 (GS. S. 40) beseitigte die seit 1876 noch bestehenden ge- 
setzlichen Hindernisse und goss traditionelle Handhabung in rechtliche Vorschrift. Dahinter 
stand staatlicher Wille, unerwünschte Ansiedlungen zu verhindern und die politisch gewollte 
Ordnung der öffentlichen Verhältnisse zu sichern. An der Bodenreform wirkende Siedlungs- 
planer verwiesen zwar darauf, dass Streusiedlungen wegen der unmittelbaren Verbindung 
von Hof und Ländereien durchaus Vorteile haben könnten; sie seien deshalb häufig angelegt 
worden. Geschlossenen Siedlungen und sogenannten „Gruppensiedlungen“ aus vier bis sechs 
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Gehöften wurde jedoch der Vorrang eingeräumt. Diese könnten an einen alten Gutshof oder 
ein vorhandenes Dorf angefügt werden. Dafür spreche vor allem die dort bereits vorhandene 
Infrastruktur (wirtschaftliche, kulturelle, soziale und sonstige Gemeinschaftseinrichtungen, 
Wasser und Stromanschluss, Einbindung in das vorhandene Verkehrssystem). Der dadurch 
ebenfalls möglichen Einbindung der neuen Siedler in die bestehende Dorfgemeinschaft wur- 
de große Bedeutung zugemessen. 


2.3.2  Nationalsozialistische Siedlungspolitik 


Die Nationalsozialisten benutzen wie in der Kommunalpolitik” auch auf dem Gebiet der 
Siedlungspolitik und Siedlungsplanung in der Weimarer Republik Konzipiertes und Begon- 
nenes, um in Ansätzen bereits Vorhandenes zu einem Ganzen in ihrem Sinne zu fügen. Die 
Auftaktfanfare war schon 1931 zu hören gewesen: „Der Deutsche hat in seiner langen und 
großen Geschichte gesiedelt wie kein anderes Volk. Wenn eins uns die Zuversicht in eine 
große Zukunft gibt, so ist es der starke und lebendige Wille zur Siedlung, der in ungezählten 
Strömen sich Bahn bricht. Und in dieser elementaren Tatsache liegt der stärkste Zwang zu 
Arbeit: ein Volk, das siedelt, lebt - ein Volk, das lebt, siedelt!“ Personelle Kontinuität in gro- 
ßem Umfang ist dabei hilfreich. Gemeinsam mit Fachleuten, die sich bereits in der Weimarer 
Republik mit Siedlungsfragen befasst hatten, geht „die jüngste und flexibelste akademische 
Elite, die in Deutschland je zur Herrschaft gelangt ist“, ans Werk. Als „Vordenker der Vernich- 
tung“ werden sie von Aly/Heim im nationalsozialistischen Expansions- und Terrorsystem 
verortet. Ein eigenartiges und furchtbares Zusammenspiel von fachlicher Kompetenz mit 
nationalsozialistischer Ideologie, von Fortschrittsgläubigkeit mit brutalem Machtanspruch 
und Machtausbau nimmt seinen Anfang. Wie auf allen anderen Gebieten von Staat, Verwal- 
tung und Wissenschaft hatten sich die Nationalsozialisten das erforderliche rechtliche Fun- 
dament zur Durchsetzung ihrer Politik selbst verschafft. Das „Gesetz über die Neubildung 
deutschen Bauerntums“ vom 14. Juli 1933 (RGBl. I S. 517) bestimmte in $ 1: „Die ländliche 
Siedlung, insbesondere die Schaffung von Bauerngehöften (Neubildung deutschen Bauern- 
tums), ist die Aufgabe des Reichs. Das Reich hat hierüber die ausschließliche Gesetzgebung“. 
Das schloss das Recht der zuständigen Reichsminister ein, die erforderlichen Rechtsverord- 
nungen und Verwaltungsvorschriften zu erlassen. Den Ländern wurde die Ausführung des 
Verordneten auferlegt. 


Die Forderung, die „innere Bindung des deutschen Menschen an den deutschen Raum“ 
müsse durch eine zweckmäßige Raumgestaltung vorbereitet und auf eine „lebensbeständi- 
ge Grundlage“ gestellt werden, markiert die erste Etappe auf dem Weg zu Vertreibung und 
Vernichtung. Innerhalb des strategischen Ziels, eine genau durchgeplante soziale und öko- 
nomische Ordnung zu errichten, werden Kommunalpolitik und Siedlungsplanung eingesetzt 
für die Festigung und den Ausbau der eroberten Gebiete, diese zugleich nach historischem 
Muster zu einem Experimentierfeld und Innovationsmotor für später im Altreich vorgesehe- 
ne Änderungen erklärt. Möglichkeit hatte sich eröffnet, alle Mängel der räumlichen Struktur 


58 Vgl. dazu Blöß, Verwaltungsstrukturreform, S. 465-469. 


75 


2. „Was nutzt alles fröhliche Pflügen und Säen” 


des Reiches mit Hilfe zielgerichteter Planung von vornherein zu vermeiden. Der als Gemein- 
schaftsraum deklarierte Siedlungsraum wird zu einem sozialen Ort, in dem sich die natio- 
nalsozialistische Volksgemeinschaft als Ergebnis einer gezielten Planung entwickeln könne”. 
Das konservative Streben nach wirtschaftlicher Autarkie und nach der Bewirtschaftung gro- 
Ber Räume verbindet sich mit den Vorstellungen der Nationalsozialisten von einem rassisch- 
biologisch strukturierten Lebensraum. Indem man beide Elemente miteinander verknüpft, 
entsteht ein geschlossenes System siedlungsplanerischer Konzeption und machtpolitischer 
Strukturvorstellungen‘. Zwei Komponenten wirken dabei zusammen: die fast religiöse 
Überhöhung des Bauerntums, das restloser Erneuerung bedürfe, und der Druck zur Eindeut- 
schung der okkupierten Gebiete. 


Der Architekt Effenberger verband beides: „Es ist für die Zukunft unseres Volkes von ent- 
scheidender Bedeutung, dass es uns gelingt, einen gesunden, lebensfähigen Eigenstamm 
deutscher Bauern und Kleinstädter im leeren Ostraum sesshaft zumachen“. Von anderer Seite 
klang es ähnlich: „Für die Zukunft jedoch wird die planvolle Bauernsiedlung noch immer als 
sicherste Bürgschaft für unsere völkische Kampfweise im Vordergrund der gesamten Aufbau- 
arbeit zu stehen haben.“ Hand in Hand damit ging die Verklärung der Erde als Deutschlands 
Schicksal. Ein drittes Element trat hinzu. Es gehörte ebenso zur nationalsozialistischen Stra- 
tegie, die starke Zusammenballung von Menschenmassen in Großstädten, die zu einem „Ver- 
fall der Volksgemeinschaft“ beigetragen habe, zu vermeiden bzw. rückgängig zu machen und 
mit den dadurch frei werdenden Menschen die eroberten Gebiete zu besetzen und zu sichern. 
Das war allein mit deren bäuerlicher Besiedlung nicht zu bewältigen. Eine siedlungsplaneri- 
sche Variante kommt deshalb ins Spiel, die von Planern bereits seit den 20er Jahren des 20. 
Jahrhunderts diskutiert und jüngst von Striemer wieder ins Gespräch gebracht worden war: 


59 Preußen hatte die Annektierung polnischer Landesteile in der Folge der polnischen Teilungen und den An- 
fall von Ansbach-Bayreuth und der Entschädigungsprovinzen genutzt, um in einem quasi rechtsfreien Raum 
Reformkonzeptionen zu erproben, die später im ganzen Lande umgesetzt werden sollten. 

Vgl. dazu Ingeborg Charlotte Bussenius, Die preußische Verwaltung in Süd- und Neuostpreußen 1793-1806 
(Studien zur Geschichte Preußens; 6), Heidelberg 1960; Fritz Hartung, Hardenberg und die preußische Ver- 
waltung in Ansbach-Bayreuth 1792-1806, Tübingen 1906. 

60 Vgl. dazu Bollert, Die ländliche Siedlung, S. 369; Fiehler, Nationalsozialistische Gemeindepolitik, S. 12; Je- 
serich, Die Gemeinde, S. 310; Weidemann, Führertum, S. 16; Ipsen, Die Gemeinde, S. 3, 7; Nordbeck, Stär- 
kung, S. 43; Lörcher, Die Neuordnung, S. 2-3; Ludowici, Das deutsche Siedlungswerk, S. 75; Machui, Die 
Landschaft, S. 184; Kulke, Grundgedanken, S. 9, 12; Schlange-Schöningen, Bauer, S. 3, 53, 76; Frank, Die 
ländliche Bauaufgabe, S. 291; Lörcher, Raumordnung, S. 198; Mäding, Verwaltungsgliederung, S. 10; Zoch, 
Neuordnung, S. 65; Kurandt, Bodenpolitische Maßnahmen, S. 136; Totale Planung, S. 9; Fiedler, Neubil- 
dung, S. 63; Lindner/Vogel, Das künftige Heimatbild, S. 85; Vogel, Hauptaugenmerk; Wolf, Der Neuauf- 
bau, S. 5-11; Troost, Das Bauen, S. 128; Christoph von der Ropp, Weltumkehr zum Bauerntum? Um die 
Wiedergeburt des ländlichen Bereichs im Jahre 1939, in: Nationalsozialistische Landpost vom 29.12.1939; 
Aly/Heim, Vordenker, S. 276, 485, 487; Kahrs, Von der „Großraumwirtschaft‘, S. 9; Münk, Die Organisa- 
tion, S. 44, 209; Mai, „Rasse und Raum‘, S. 13; Gutschow, Ordnungswahn, S. 13, 16; Leendertz, Ordnung 
schaffen, S. 143-144; Vogel, Umgestaltung, S. 380-381; Ders., Der Dorfumbau, S. 69; Ders., Zwei Beispiele, 
S.275; Hartenstein, Neue Dorflandschaften, S. 373-374. Arndt und Treitschke zitiert nach von Schwerin, 
Die Entwicklung, S. 14; Effenberger zitiert nach Nielsen, Theo Effenberger, S. 168; 
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auf dem Lande gezielt Handwerker anzusetzen und neue Industrien aufzubauen. Das hieß für 
die Siedlungspolitik, gemischtwirtschaftliche Gemeinwesen anzustreben. 


Die in deutscher Wissenschaft und Literatur seit langem überhöhte Interpretation von 
Stellung und Rolle des Bauern in der Gesellschaft allerdings überwölbte alles. Sie erreich- 
te ideologisch pervertierte Zuspitzung. E. M. Arndt hatte noch geschrieben: „Wer ein festes 
und glorreiches Vaterland will, der mache feste Bauern. Der Bauer ist des Vaterlandes erster 
Sohn‘, Treitschke ausgerufen: „Jedes Volk verjüngt und erneuert sich von unten nach oben; 
aus den gesunden Tiefen des Bauernstandes steigen stets neue Kräfte empor“, und Sombart 
ganz nüchtern konstatiert: „Der Bauernstand ist der Träger wahrer konservativer Interessen“. 
Er hatte damit den Blick auf die politische Dimension geweitet. Die Nationalsozialisten er- 
hoben diese Thesen zur politischen Doktrin. Reichsbauernführer Darré sah das Bauerntum 
„als Lebensquell der Nordischen Rasse“ und gab einer seiner Publikationen sogar diesen 
Titel. Von einem solchen neugeschaffenen Bauerntum sollte die rassische „Aufartung“ des 
gesamten deutschen Volkes ausgehen. Deshalb komme es auf die Stärkung und Mehrung des 
Bauerntums, auf seine Neubildung auf rassischer Grundlage an. Dazu seien nur die Besten zu 
berücksichtigen, Erbtüchtigkeit, rassische, erbgesundheitliche und berufliche Eignung ent- 
scheidend. 


Mit dem Ziel, „geordnete Führungsräume“ zu gestalten, sollten Verwaltungs-, Siedlungs- und 
Lebensordnung aufeinander abgestimmt, ein klarer „lebensgesetzlicher Siedlungsaufbau“ mit 
tragfähigen Siedlungseinheiten geschaffen werden. Das entsprechende Programm hatte Lör- 
cher formuliert: „Mit dem Neuaufbau von Tausenden von Bauernhöfen, Arbeiterheimen in 
Stadt und Land, in Tausenden von Dörfern und Hunderten von kleinen Städten wird neues 
Leben in bisher dünn bevölkerte Gebiete kommen. Damit werden wir das Gesicht weiter 
Landschaften, in denen diese Besiedlung vor sich gehen wird, wesentlich beeindrucken, än- 
dern, neu formen, und wir haben daraus die Verpflichtung abzuleiten, dafür zu sorgen, dass 
die Baukultur unserer Werke die Staatsgesinnung unserer Zeit verkörpert, die Staatsgesin- 
nung des Nationalsozialismus“. Lindner sprach den Polen jegliche Gabe des „schöpferischen 
Umgangs mit dem Raum“ ab. Einer baum- und strauchlosen Kultursteppe stehe in krassem 
Gegensatz das Schloss des Besitzers entgegen. Diese durch die „schlimmste Bauunkultur 
zerstörte Landschaft“ müsse durch eine „geradezu schöpferische Tat“ geformt werden. Sied- 
lungsplaner Vogel befand deshalb, die Eindeutschung der Ostgebiete verlange eine völlige 
Umgestaltung des Landes, da die dort bestehende Siedlungsstruktur dem deutschen Men- 
schen nicht artgemäß sei: „Die Forderung, dem Lande eine deutsche Ordnung und das Ge- 
sicht eines deutschen Heimatraumes aufzuprägen, bleibt unverrückbar bestehen“. Er hatte ein 
„unvorstellbares Chaos von kleinen liederlichen und meist baufälligen Hütten und Schup- 
pen“ in den deutschen Vorstellungen nicht entsprechenden Dörfern vorgefunden. Deshalb 
müsse alles Polnische gänzlich ausgemerzt oder umgewandelt werden. Die polnischen Sied- 
lungen gehörten abgerissen oder durch deutsche an anderen Stellen ersetzt. Auch von der 
preußischen Ansiedlungskommission angelegte Dörfer bedürften der „Entschandelung“ und 
der Ausstattung mit einem Dorfhaus, das Räume für Partei und HJ und zum Feiern erhalten 
müsse. Wie in den Tagen der Ostkolonisation durch den deutschen Ritterorden und die Han- 
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se müsse vorgegangen werden, forderte Wolf. Räumliche Gemeinschaftsbildung, bodenver- 
bundenes Kulturbewusstsein der Ansiedler und ein gesundes und starkes Bauerntum müsse 
am Ende erreicht werden. 


Als Abstraktion der beiden politischen Zielstellungen mögen unter vielen zwei Beispiele gel- 
ten. Troost fasste 1938 das Angestrebte zusammen: „Vom erhabensten Bau des Glaubens bis 
zum einfachsten Bauernhof, von den gewaltigsten Werken der Technik bis zum schlichtes- 
ten Wohnhaus wächst die deutsche Heimat zu einer geordneten und gegliederten Einheit 
zusammen und wird zum wahren Ebenbild des weltanschaulich zusammengeschlossenen 
schaffensfrohen Volkes.“ Von der Ropp formulierte im Überschwang angesichts der Nieder- 
werfung Polens: „Vielleicht wird der Krieg, der Räume gestaltet, der Nationen gebiert und 
auslöscht, als der große Beweger der Dinge ein neues Europa aus bäuerlichem Geiste mit 
Deutschland im Mittelpunkt schaffen. Denn das ist der große Vorzug unseres Standortes in 
den geistigen Auseinandersetzungen der Zeit, dass wir mit einem gestaltenden Gedanken- 
plan in diesen Krieg gehen, während die anderen nur überlebte Formen bewahren wollen. 
Kriege werden mit Ideen gewonnen.“ 


Beides kann auf historischen Bezug verweisen. Die planmäßige ländliche Siedlung sei der 
Weg zum Ziel, den Gesundungsprozess des deutschen Volkes einzuleiten, wurde schon 1920 
propagiert, Behauptung und Ausbau des deutschen Bevölkerungsanteils in den preußischen 
Ostprovinzen seit 1886 planmäßig und mit großem Aufwand betrieben. Nach nationalsozi- 
alistischer Vorstellung sollte, nachdem die Machtfrage durch zentrale Entscheidung geklärt 
war, die allgemeine Umgestaltung vom Lande, von den Gemeinden, her geschehen. Diese 
seien die „Keimzellen, aus denen der Staat hervorgehen muss“. In ihnen wirkten die Grund- 
kräfte jeder örtlichen Gemeinschaft: „Der Blutszusammenhang, das nachbarliche Verhältnis 
und eine eigentümliche Hoheit“. Schlange-Schöningen sah die Bahn zum Handeln frei. Er 
mahnte: „Entweder entschließen wir uns, in grundsätzlicher Umorganisation vom Kurischen 
Haff bis nach Oberschlesien einen lebendigen Menschenwall aufzurichten, oder die Grenze 
wird eines Tages nicht mehr zu halten sein.“ Seine Vision, die sich durch Blut und Unter- 
gang erfüllen sollte, im Grenzkampf des Ostens falle die Entscheidung über Deutschlands 
Schicksal: „So sehe ich im Osten allmählich nach einem klaren, über alle Schwierigkeiten 
festgehaltenen Plan einen Wall von deutschen Menschen aufstehen, eine erdverwurzelte und 
lebendige Grenzwacht: nicht eine Überzahl von Latifundien, die, um sich die Öde des wirt- 
schaftlichen Schlachtfeldes, fern von dem Pulsschlag des lebendigen Lebens dahinkümmern 
und jeder Erschütterung zu erliegen drohen, sondern massenhaftes Bauerntum, in dessen 
Mitte leistungsfähigste, selbstbewirtschaftete Großbetriebe, ausgestattet mit den neuesten 
Errungenschaften von Wissenschaft und Technik, Musterbetriebe des wirtschaftlichen Fort- 
schritts sind; ich sehe Dörfer entstehen und allmählich aus der nährenden Erde wachsen, aus 
primitiven Anfängen sich allmählich emporarbeitend.“ Absolut deshalb die Forderung: „Wir 
werden also neue Dörfer bilden und nicht Kolonien“. Am Ende einer solchen räumlichen Or- 
ganisation stand ein „flächendeckendes Korsett‘, ein neues ländliches Siedlungsgefüge, das es 
erlaubte, die soziale Ordnung der Gesellschaft im Sinne der politisch-ideologischen Zielset- 
zungen des Regimes zu gestalten. 
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Das Dorf (die Gemeinde) gewinnt damit herausragende Bedeutung; seine Neu- oder Um- 
formung, seine Funktion im kommunalen Leben werden zum Schlüssel für den Erfolg des 
Angestrebten‘: „Unsere Aufgabe ist die Schaffung der neuen deutschen Landgemeinde“. 
Isenberg und Schmid definierten deren Merkmale: politische, Verwaltungs-, Finanz-, Wirt- 
schafts-, Bluts- und Raum-Einheit. Das verlangte Dorfbereiche von bis dahin nicht gekann- 
tem Umfang und einer Vielseitigkeit, die bisher ländlichen Siedlungen fremd war. Deren An- 
lage und Erscheinungsform müsse „würdig sein der Größe des geschichtlichen Vorganges; 
der Landnahme als einer völkischen Durchdringung unsres wiedergewonnenen Lebensrau- 
mes“. „Es muss mithin Ziel für uns bleiben, in den wiedergewonnenen Ostgebieten unseren 
Nachfahren ein bäuerliches Bauerbe zu erstellen, das sowohl in der Schönheit und Eigenart 
der Planung ganzer Dorfbilder, wie auch in der Leistung und Arbeitsführung der einzelnen 
Hofstellen als würdiger Zeuge unserer großen Zeit für alle Zukunft erkennbar wird“ Die dörf- 


61 R113 Nr. 2104, Bl. 6. 
„Allgemeine Anordnung Nr. 7/II des Reichsführer SS Reichskommissar für die Festigung deutschen Volks- 
tums vom 26. November 1940 betr. Grundsätze und Richtlinien für den ländlichen Aufbau in den neuen 
Ostgebieten“; „Richtlinien des Reichsministers des Innern für die Behörden der inneren Verwaltung über 
die Neugestaltung des ländlichen Siedlungsaufbaus in den eingegliederten Ostgebieten“ vom 8. Mai 1941 in: 
Neues Bauerntum 33 (1941), S. 36, 206. 
Christaller, Die zentralen Orte; Ders., Die ländliche Siedlungsweise, S. 179, 183-184; Ders., Allgemeine 
geographische Voraussetzungen, S. 48-72; Ders., Grundgedanken, S. 305-312; Ders., Die zentralen Orte in 
den Ostgebieten; Greifelt, Ländlicher Aufbau, S. 5-6; von Grünberg, Hauptgrundsätze, S. 78, 94; Isenberg, 
Zur Typologie, S. 31; Schultze, Deutsche Siedlung, Vorwort; Ders., Begriff und Aufgabe, S. 802-803; Vogel, 
Dorfplanung, S. 47; Scheller, Verwaltungsordnung, S. 5, 15-19; Becker, Diktatur und Führung, S. 24, 27, 
35-37; Ders., Neugliederung, S. 124-125; Ders., Grundlagen, S. 421-428; Ders., Ländlicher Verwaltungs- 
aufbau, S. 361-363; Friedl, Gemeinde und Landkreis, S. 550-553; Gebert, Planung, S. 254; Frank, Quer- 
schnitt, S. 5-7; Machui, Die Landschaft, S. 184-185; Meyer, Neues Bauerntum, S. 145; Der Landkreis als 
Bereich, S. 201; Kegler, „Der neue Begriff ...‘, S. 204. 
Vgl. auch Henkel, Der ländliche Raum, S. 35, 201-204; Hartenstein, Neue Dorflandschaften, S. 206-211; 
Ulrich Heinemann, Ein konservativer Rebell. Fritz-Dietlof Garf von der Schulenburg und der 20. Juli (Deut- 
scher Widerstand 1933-1945), Berlin 1990, S. 118; Müller, Hitlers Ostkrieg, S. 117, Dok. 1; Blotevogel, 
Zum Verhältnis, S. 10-16, bes. S. 11-12; S. 16: Übersicht über die wichtigste Literatur zu den Zentralen Or- 
ten; weiter ausgeführt bei Fehn, Walter Christaller, S. 229-234. 
Kritische Auseinandersetzung mit der Zentrale-Orte-Iheorie und Christallers Wirken im 3. Reich bei Kegler, 
„Der neue Begriff ...“; Ders., Zwischen Abwanderungsängsten, S. 241-245; Ders., Walter Christaller, S. 90- 
91; Aly/Heim, Vordenker, S. 161-162, 186; Esch, „Ohne Rücksicht ...‘, S. 83-87; Münk, Die Organisation, 
S. 426-427, 440-445; Fehn, Walter Christaller; Leendertz, Ordnung schaffen, S. 143, 167-172; Jureit, Das 
Ordnen, S. 294-313, 348-349. 
Christaller war seit 1.6.1940 Mitglied der NSDAP (Mitglieds-Nr. 8.375.690). Weihsmann, Bauen, S. 1144, 
zählt ihn sogar zusammen mit Oberländer, Conze und Schieder zum Vordenker der Vernichtungslager. Die 
Beurteilung von Gröning/Wolschke-Bulmahn, Die Liebe, S. 35, Christaller sei wie andere seiner Kollegen 
auch ein ausgesprochener Gegner der NSDAP und die apodiktische Behauptung von Münk, Die Organisa- 
tion, S. 466 Anm. 204, er sei nie Mitglied der NSDAP gewesen, haben damit keinen Bestand. Die These von 
Fehn, Walter Christaller, S. 227, dieser sei weder Nationalsozialist noch Rassist gewesen, fordert zu weiterer 
Befassung heraus. Damit könnte auch eine Annäherung an die von Fehn als unbeantwortet aufgelisteten 
Fragen zu Person, Haltung und Einfluss Christallers erreicht werden. Es passt in den westdeutschen Nach- 
kriegskontext, dass Christaller offensichtlich nicht wegen seiner Mitwirkung an nationalsozialistischen Ver- 
brechen, sondern wegen seiner zeitweiligen Mitgliedschaft in der KPD ausgegrenzt worden sein könnte. 
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liche Gestaltungsaufgabe verlange, „im einzelnen immer wieder heimatliche überschaubare 
Räume zu schaffen“. 


Schultze, der später im neuen Land Thüringen wesentlichen Anteil an der Modernisierung 
der inneren Strukturen des Landes haben sollte, definierte Stellenwert und Aufgaben der 
Siedlungspolitik: „Im Daseinskampf unseres Volkes nimmt die Siedlung heute eine der wich- 
tigsten Stellungen ein. Diese Stellung gründet sich auf die Weltanschauung des Nationalsozi- 
alismus, dessen straffe Zügelführung ihr Aufgaben und Wege in einem Ausmaß zuweist, wie 
es seit der Ära Friedrichs des Großen nicht mehr erreicht wurde.“ Die Aufgaben leitete er aus 
Hitlers These ab, nach der das Reich nur gesichert sei, wenn jeder Bürger über ein eigenes 
Stück Grund und Boden verfüge. Danach richte sich auch die Bestimmung der Siedlungspo- 
litik: 


„l.Erhaltung, Mehrung und Neuschaffung gesunden Bauerntums. So erschließt sich ein 
frischer Blutquell und die Sicherung des Raumes und der nötigsten Nahrung wird er- 
leichtert. 


2. Dem Großstadtbewohner wieder ein Heimatgefühl zu geben; dazu dienen 


a) die Auflockerung der Städte durch Schaffung der Nebenerwerbssiedlung und der 
Kleinstädte; 


b) die Industrieverlagerung. 


3. Sicherung der Grenze gegen Einsickerung fremden Volkstums und gegen innere Unter- 
höhlung. 


4. Verteilung der Ziele für einen feindlichen Luftangriff. Dies geschieht durch Verkleine- 
rung und Vermehrung der Objekte; statt weniger Großstädte und weniger Riesenfa- 
briken lieber eine Vielheit von Kleinstädten, dezentralisierter Verkehrspunkte und ver- 
streuter Kleinindustrie, die zu einer Zersplitterung feindlicher Angriffe führen. 


Zusammenfassend sehen wir also, dass der Begriff der neuzeitlichen Siedlung mehr umfasst 
als die Schaffung von Wohnstätten, von Siedlungen im engsten Sinne. Vielmehr geht es hier 
um eine Neugestaltung ganzer Provinzen der deutschen Kulturlandschaft, es geht um die 
Schaffung eines neuen Antlitzes der deutschen Erde“ 


2.3.3 Die Zentrale - Orte - Theorie als Gestaltungskonzeption 


Das bedurfte einer anderen Form von Dorf und Gemeinde, von ländlichem Raum. Dieser 
Forderung zu entsprechen, verlangte von den nationalsozialistischen Planern, einen Spagat 
zu bestehen. Einerseits wollten sie eine starke Zusammenballung von Menschen in Städten 
vermeiden, wo eine solche bereits eingetreten war, diese wieder auflösen. Andererseits soll- 
ten auf dem Lande eine höhere Einwohnerdichte erreicht, also auch größere Orte geschaf- 
fen, die Bewohner sesshaft gemacht und einer späteren Abwanderung möglichst vorgebeugt 
werden. Um Vereinzelung entgegenzuwirken und die angestrebte Gemeinschaftsbildung zu 
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erreichen, mussten wirtschaftliche, politische, soziale und kulturelle Verbindungen zwischen 
den einzelnen Siedlungspunkten hergestellt und deren Ausrichtung auf ein Zentrum ermög- 
licht werden. Übergeordnete Gemeindeplanung habe deshalb aufbaukulturellem Gebiet „die 
gemeinschaftsbildende Kraft der nationalsozialistischen Weltanschauung zum Ausdruck zu 
bringen und die von der Landschaft als dem Lebensraum des deutschen Volkes bestimmten 
Gesetze für die Gestaltung der Gemeinwesen und des Wohnens zu beachten“. In der Gemein- 
de seien alle Kräfte zu bündeln und diese als „Hoheitsort“ zu einem unteren „politischen Füh- 
rungsraum“ zu gestalten, in dem der Ortsgruppenleiter der NSDAP seinen Sitz habe: „Für 
unsere Zeit und unter unseren Lebensbedingungen sollte der Sitz der Ortsgruppe der Partei 
dieselbe Bedeutung für das Land gewinnen, wie sie in der Vergangenheit einst das Kirch- 
dorf für den Kirchspielbezirk gehabt hat“. Die Zuweisung der Bestandteile zueinander führe 
zu höheren Einheiten der Siedlung, zu Hauptdorfbereichen aus vier bis sechs Einzeldörfern, 
die organisch in dessen größeren Rahmen einzugliedern seien. In diesen verkörpere sich das 
System aus gegenseitigen Beziehungen und Abhängigkeiten. Das Hauptdorf als Zentrum der 
Dorfgruppe habe dabei die gemeinsamen Aufgaben der dazugehörigen Dörfer zu erfüllen. Es 
entspreche einer Ortsgruppe der NSDAP. In ihm wiederum seien politische und staatliche 
Führung konzentriert. Verarbeitende Industrie (Brennerei, Sägewerk, Molkerei, Konserven- 
und Stärkefabrik) sowie Versorgungseinrichtungen (Handwerker, Geschäfte, Reparatur- 
werkstätten, Sportanlagen, Feierhalle, Hauptschule, Kino, Sparkasse, Gaststätten) bedienten 
die Bedürfnisse des Hauptdorfbereiches. 


Diese Vorstellung entstammte der Zentrale-Orte-Iheorie Christallers. Indem sie die me- 
thodische Grundlage einer „völkischen Menschenökonomie“ lieferte, bot sie ein totalitäres, 
räumlich-ökonomisches Modell für ein nach dem Führerprinzip organisiertes Staatswesen; 
in ihrem hierarchischen Stufenbau bildete sie die angestrebte Struktur der Volksgemeinschaft 
ab. In diesem Sinne konnte sie als Herrschaftskonzept den politischen Erfordernissen voll 
gerecht werden. Christaller war damit zum Ideologen der NS-Siedlungs- und Strukturpolitik 
aufgestiegen. Seine Konzeption entsprach nationalsozialistischer Weltanschauung und Denk- 
weise, dem Herrschaftsanspruch und der Herrschaftsdurchsetzung der Nationalsozialisten 
am vollkommensten. Sie war der Inbegriff der nationalsozialistischen Ordnung des Raumes 
und - als fürchterliche Konsequenz - dessen Germanisierung. Sie lehnte sich an den hier- 
archischen Aufbau der Wehrmacht an: So komme das Führertum räumlich zum Ausdruck. 


Dankbar nahm Reichsbauernführer SS-Obergruppenführer Darre die Vorlage an. Im gege- 
benen Moment könnten Siedler generalstabsmäßig in Marsch gesetzt und angesetzt werden. 
„Diese Siedler würden damit, genau wie eine Armee, Kompanie- und Regimenterweise in die 
ihnen zugeteilten Räume militärähnlich einrücken und sie mit der Waffe in Besitz nehmen“. 
Äußerlich sichtbares Zeichen: Auf Christallers Anregung hin wird der „Arbeitskreis Zentrale 
Orte“ eingerichtet. Und mehr noch: Die „Allgemeine Anordnung Nr. 7/II des Reichsfüh- 
rer SS Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums v. 26. November 1940 betr.: 
Grundsätze und Richtlinien für den ländlichen Aufbau in den neuen Ostgebieten“ (Neues 
Bauerntum 33, 1941, S. 36) und die „Richtlinien des Reichsministers des Innern für die Be- 
hörden der allgemeinen Verwaltung über die Neugestaltung des ländlichen Siedlungsauf- 
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baues in den eingegliederten Ostgebieten“ vom 8. Mai 1941 (Neues Bauerntum 33, 1941, 
S. 206) wandelten das theoretische Gebäude zu staatlicher Weisung für die Siedlungs- und 
Kommunalpolitik. Landrat Becker“ brachte es auf den Punkt: „Kleinstädte und vor allem 
Hauptdörfer als Stützpunkte der Aufrüstung des Landes werden heute dieselben Aufgaben 
zu erfüllen haben wie vor Jahrhunderten die festen Städte und Burgen“. Und, Steigerung des 
faschistischen Herrschafts- und Größenwahns: Nach der Eroberung fremder Gebiete hatte 
das Netz der zentralen Orte nicht nur die Machtausübung zu sichern, sondern zugleich die 
wirtschaftliche Ausbeutung des Landes zu ermöglichen. 


In diesem Sinne sollte die nationalsozialistische Siedlungsgestaltung in natürlicher Abfolge 
von unten nach oben immer größere Bestandteile erfassen: 


1. das Haus (den Hof), 

2a. bei Streusiedlung: Kleinstsiedlungen, zusammengefasst zu einer Siedlungsgemein- 
schaft, 

2b. bei geschlossener Siedlungsweise: Das Dorf als Siedlungsgemeinschaft, 

3. die Markteinheit, 

4. den Siedlungskreis, 

5. den Siedlungsgau, 

6. den Siedlungsraum des deutschen Volkes. 


Eine isoliert agierende Siedlungsplanung konnte diesem Anspruch nicht genügen. Einbin- 
dung in Raumpolitik, Raumordnung und Bodenordnung war notwendige Voraussetzung für 
den angestrebten Erfolg‘. Schon früh wird von Lörcher der unheilvolle, rassistische Zusam- 
menhang von Siedlung und Vertreibung benannt. Er will an die erste Stelle der bevölkerungs- 
politischen Maßnahmen Mensch und Raum, also Blut und Boden, setzen. Der ganzheitliche 
Ansatz ist nicht zu verkennen, wenn gefordert wird, der inneren Ordnung des ländlichen 
Raumes müsse die äußere Formung der Siedlungsgebiete entsprechen. Abgrenzung und 
Einteilung der Gemarkung, Planung des Großgrüns und der wasserwirtschaftlichen Vorkeh- 
rungen seien zusammen mit der Gruppierung der Gehöfte als eng verflochtener Arbeitsgang 
vorzunehmen. Dabei komme der Landschaftsgestaltung, die Schönheit und Wirtschaftlich- 
keit in Einklang zu bringen habe, eine besondere Bedeutung zu. Der konzeptionelle Ansatz, 
der bereits bei der Neuordnung des rheinisch-westfälischen Industriegebietes Ende der 20er 
Jahre des 20. Jahrhunderts hervortritt, nämlich von oben nach unten zu planen, konnte in 
einem Raum, in dem auf gewachsene Sozial- und Wirtschaftsverhältnisse, auf die Bevöl- 
kerung, auf staatliche und kommunale Strukturen keine Rücksicht genommen zu werden 
brauchte, vollständig durchgesetzt werden. Es begann also mit der Planung des Raumes, um 
über Standort-, Landschafts- und Verkehrsplanung mit der für Siedlungen (Dörfer) zu enden. 
Größenordnungen waren zu bewältigen, die bisher noch kein Planer bearbeitet hatte. Dieser 


62 Zu Becker vgl. Blöß, Verwaltungsstrukturreform, S. 473-474. 

63 Vgl. dazu u.a. Marder, Verwaltungsprobleme, S. 198; Scheda (Hg.), Deutsches Bauerntum, S. 228; Frank, 
Querschnitt, S. 7-10; Greifelt, Ländlicher Aufbau, S. 5; Planung und Aufbau, S. 3; Dorf-, Hof- und Hausge- 
staltung, S. 109; Lörcher, Raumordnung, S. 193, Wühl, Siedlungsgestaltung, S. 82-83. 
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Anspruch allerdings überstieg zunächst das Vermögen. Meyer musste einräumen, dass für 
die Umsetzung der nationalsozialistischen Politik alle Grundlagen fehlten. Diese zu gestalten, 
wurde in historisch kurzer Zeit mit hoher Anstrengung, großem Krafteinsatz und bemerkens- 
werten Ergebnissen, die den Zusammenbruch des Regimes z. T. überdauerten, gearbeitet. 
Die eingeschlagenen Strategien und gefundenen Lösungen erwiesen sich als innovativ. Nach 
Kriegsende gehörten sie „zum Kernbestand einer modernen Raumordnungs- und Struktur- 
politik“. Diese Feststellung behält ihre Gültigkeit, auch wenn das vorgelegte Programm die 
wissenschaftliche Blaupause für die nationalsozialistische Politik der Eroberung, der Vertrei- 
bung und des Mordbrennens abgab und autochthone, über Jahrhunderte gewachsene Struk- 
turen von der Landkarte wischte. Seine Schöpfer aber hatten sich völlig zu „Vordenkern der 
Vernichtung“ instrumentalisiert. 


Die Planung der Siedlungen“ selbst hatte von der allgemein gültigen und allgemein aner- 
kannten Maxime auszugehen, dass eine allen Anforderungen genügende Dorfanlage nicht zu 
schaffen und eine verunglückte Planung niemals wiedergutzumachen sei. Das Leitmotiv hieß 
daher: Schematisierung vermeiden! Zwei Regelungen wurden für erforderlich erachtet, um 
das Bedingungsgefüge zu definieren: Der Runderlass des Reichs- und Preußischen Ministers 
für Ernährung und Landwirtschaft vom 9. April 1935 ordnete an: „Die Neubauerngehöfte 
und Neubauerndörfer sollen deshalb bodenverbunden, handwerksgerecht, technisch und be- 
triebswirtschaftlich einwandfrei ausgeführt sein. Auf die kulturell bedingten Eigenarten der 
Baugestaltung in den einzelnen Landschaften, auf Klima und Wirtschaftslage in den verschie- 
denen Gauen Deutschlands ist Rücksicht zu nehmen. Harmonische Einordnung der Neubau- 
erngehöfte und -dörfer in den deutschen Lebensraum ist das Ziel“ Die zitierten „Richtlinien 
für die Neubildung deutschen Bauerntums“ führten das weiter aus: „Die Anlage der neuen 
Bauernhöfe in Dörfern, in Gruppen bzw. in Weilern oder als Einzelhöfe soll sich im Allgemei- 
nen nach den Stammeseigenschaften der angesessenen Bevölkerung richten, insbesondere 
aber nach den örtlichen Gegebenheiten, sowie nach Boden, Klima, der Betriebsrichtung der 
bäuerlichen Wirtschaft, der Art und Lage der alten Gebäude und der Geländegestaltung“ 


64 Luise Dolezalek, Einige Erfahrungen über Güteraufsiedlung, Man. in: R 49 Nr. 3040, Bl. 33; Friedrich Berg- 
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Man. in: R 164 Nr. 18, Bl.11; Ders., Ländliches Bauwesen, S. 410-411. 
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S. 184-185; Meyer, Neues Bauerntum, S. 145; Kurandt, Bodenpolitische Maßnahmen, S. 142; Scheda (Hg.), 
Neues Bauerntum, S. 228; Scheller, Verwaltungsordnung, S. 8-15; Schultze, Deutsche Siedlung, S. 96, 151; 
Umlauf, Der ländliche Siedlungsaufbau, S. 274; Totale Planung, S. 9; Vogel, Der Dorfumbau, S. 69, 72; Ders., 
Umgestaltung, S. 381; Müller, Hitlers Ostkrieg, S. 121, Dok. 4, S. 136, Dok. 7; Heinemann, Wissenschaft, 
S. 51; Hartenstein, Neue Dorflandschaften, S. 168-201. 

Der Runderlass vom 9.4.1935 mit Erläuterungen abgedruckt in: Bauwelt 1935, S. 482; die „Richtlinien ...“ 
vom 1.6.1935 abgedruckt in: Neues Bauerntum 27 (1935), S. 261. 

Butter, Landwirtschaftliche Bauten, S. 109, fand den Begriff „Neubauerndorf“ in den 40er Jahren des 20. 
Jahrhunderts als bereits gebräuchlich. 
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Die in der Literatur erörterten Vorschläge für die Gestaltung der neuen Dörfer folgten dieser 
Konzeption. Sie gingen von dem Leitsatz aus: „Nicht nüchtern starr an die Landstraße anei- 
nandergereihte Siedlungen, sondern bodenverbundene, planvoll in die Landschaft eingeglie- 
derte Bauernhöfe und Neubauerndörfer werden gegründet“. Die einzelnen Vorschläge be- 
kräftigten und begründeten diese Strategie. Sie tendierten in ihrer Mehrheit in eine Richtung: 
Sie favorisierten - zuweilen mit gewissen Varianten - das geschlossene Dorf: „Alles spricht 
für die geschlossene Dorfanlage“. Ins Allgemeine erhoben, hieß das: „Dabei ist entweder ein 
Anschluss an das vorhandene Ortsgefüge unter Wahrung einer lebendigen Beziehung zu die- 
sem möglich, wenn die Geländebeschaffenheit es zulässt, oder es ist eine selbständige Erwei- 
terung unter Bildung eines eigenen Mittelpunktes zu gestalten, die sowohl zum alten Ortsbild 
als auch zur umgebenden Landschaft in fester Beziehung steht.“ Die angestrebte enge Dorf- 
gemeinschaft als Voraussetzung für die Entwicklung des Gemeinschaftslebens schien nur so 
zu erreichen, rationelle Arbeitsweise und intensive Bodennutzung nur über dieses Modell 
zu gewährleisten zu sein. Das schloss die Duldung von Streusiedlungen aus. Sollten sie der 
natürlichen Gegebenheiten wegen nicht zu vermeiden sein, müssten sie in organische Verbin- 
dung zu bestehenden Dörfern gebracht werden. 


Der „Generalplan Ost. Rechtliche, wirtschaftliche und räumliche Grundlagen des Ostauf- 
baus“ vom Februar 1940 nahm diese Ideen und Vorstellungen und auch Erfahrungen der 
preußischen Ansiedlungskommission auf. Er legte der Wahrung des Dorfzusammenhanges 
entscheidendes Gewicht bei. Nur dadurch könne Gemeinschaft und Gemeinschaftssinn ge- 
fördert werden. Das bevorzugte das Haufen- und gegenüber dem Reihendorf. Ersteres biete 
mit seinem Anger größere Gestaltungsmöglichkeiten; auf diesem ließen sich vor allem die 
Macht- und Symbolbauten des faschistischen Regimes unterbringen. Der Plan führte ein 
quantitatives Merkmal ein: Die untere Größe der Siedlungen solle bei 300 bis 400 Einwoh- 
nern liegen, das normale Dorf 40 Hofstellen umfassen. Vogel trat für Dorfeinheiten mit ei- 
nem Dorfkern in zentraler Lage ein. Der Gegenentwurf, die Streusiedlung oder der Einzelhof, 
konnte sich nicht durchsetzen, obwohl solche Siedlungsformen aus „Verteidigungsrücksich- 
ten“ für vorteilhaft erklärt worden waren und ausgerechnet zwei hohe Funktionsträger des 
Regimes sie vertreten hatten. Für Darre stellte sich die Einzelhofsiedlung als für die nordi- 
sche Rasse charakteristisch dar. Ganz praktische Argumente wurden von ihm ins Feld ge- 
führt. Die geringe Hof-Acker-Entfernung begünstige effektives Wirtschaften. Auch Himmler 
wollte Ausnahmen zulassen. Am 24. Oktober 1939 äußerte er sich in Posen vor SS-Führern 
zu Siedlungsfragen und speziell zur Ansiedlung sogenannter „Volksdeutscher“. Diese würden 
niemals in geschlossenen Dörfern angesetzt, ihre Höfe vielmehr um ein aus altreichsdeut- 
schen Siedlern bestehendes Dorf angeordnet werden. 


Für die Aufsiedlung von Gütern wurde die Anlage von „Besiedlungsstraßen“ angeboten. Sie 
sollten strahlenförmig von dem durch den alten Gutshof geprägten Kern ausgehen. Eine ähn- 
liche Variante hatte Carl Freiherr von Manteuffel gewählt, als er nach den verheerenden Ereig- 
nissen des Jahres 1905, denen auch das Gutshaus Katzdangen (Kurland) zum Opfer gefallen 
war, zwischen 1906 und 1914 auf dem Gutsgelände Deutsche aus Wolhynien ansetzte. Dabei 
wurde die Fläche sternförmig in spitzwinklige Stücke geteilt, an deren Spitze je ein Gutsge- 
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bäude lag. Jede Familie richtete sich dort zunächst notdürftig ein, baute es aus bzw. baute 
sich in kurzer Zeit die fehlenden Gebäude dazu. Schultze tendierte mehr zu der entgegenge- 
setzten Variante. Er meinte, die bäuerliche Siedlung werde sich teils als Streusiedlung, teils 
in kleinen Weilern und Dorfgruppen zeigen. Sie werde jedoch „im nationalsozialistischen 
Deutschen Reich die neuen Gedanken versinnbildlichen und ein anderes Gepräge tragen als 
ihre Vorgänger“ Intern diskutierte Bergmann die einzelnen Varianten. Er bewertete zwar die 
Einzelhofsiedlung als die betriebswirtschaftlich beste Dorflage, lehnte sie aber ab, weil sie Ge- 
meinschaftsleben unmöglich werden und ein fest umrissenes Dorfbild nicht erkennen ließe. 
Die gedrängte Dorflage, im Allgemeinen durch das Haufendorf verkörpert, gewährleiste auf 
der einen Seite die Dorfgemeinschaft, habe aber auf der anderen sehr ungünstige Arbeitswege 
als nachteilige Folge. Er favorisierte die aufgelockerte Dorflage, die aber eine „ausgesprochen 
deutsche Prägung“ aufweisen müsse. Der Kampfruf allerdings „Wir werden neue Dörfer bil- 
den“, war untergegangen im Schlachtenlärm. Auch die Minimalvariante, zunächst mit dem 
Umbau bestehender Dörfer zu beginnen, hatte inzwischen der Gang der Geschichte zunichte 
gemacht. 


2.4 Bemühen um Strategie 


2.4.1 Favorit der Siedlungsplaner der SBZ: 
die geschlossene Dorfsiedlung 


Obwohl sich die Rahmenbedingungen grundstürzend geändert hatten, behauptete sich die 
Form der geschlossenen Dorflage in den Konzeptionen der Nachkriegszeit. Form hatte Be- 
stand. Sie bedurfte neuer inhaltlicher Komponenten. Den Eigenarten der durch die Boden- 
reform in der SBZ geschaffenen Verhältnisse entsprechend, galt bei allen Siedlungsplanern 
von Beginn an die Gestaltung des gesamten dörflichen Raums mit einem funktionsfähigen 
Dorf in Form einer planvoll geordneten geschlossenen Dorfsiedlung mit bautechnisch ein- 
wandfrei errichteten und mit dem notwendigen Zubehör (Stall, Scheune, Siloanlage, Dung- 
stätte, Jauchegrube und sämtlichen Nebenanlagen) ausgestatteten bäuerlichen Wirtschaften 
als siedlungspolitisches Ziel. Deren Struktur sollte den wichtigsten wirtschaftlichen und 


65 Rep. 202C Nr. 1124, Bl. 83, 140-143; Rep. 206 Nr. 2284; Rep 274 Nr. 78. 
ThHStAW Land Thüringen 1945-195,2, Ministerpräsident HA Wirtschaftsplanung Landesplanung Nr. 178. 
DK 1 Nr. 7548, Bl. 19-22, 66, 129; Nr. 8419, Bl. 48, 73; Nr. 8420, Bl. 47. 
AdK Baukunstarchiv, Nachlass Scharoun, Nr. 2771, Nr. 2979. 
Buth, Erfahrung, S. 9; Die Baufibel, S. 3; Bergmann, Ländliches Bauwesen, S. 411; Miller, Dorfgestaltung, 
S. 530; Hammerbacher, Neubauernsiedlung, S. 12-12; Pioch, Bodenreform; Wienß, Gedanken; Pniower, 
Intensivierung, S. 169; Ders., Bodenreform, S. 33, 76-77, 88-89, 92, 158, 173; Kegler, „Der neue Begriff ...‘, 
S. 188; Striemer, Das wachsende Dorf; Ebert, Planung des Raumes Berlin, S. 7; Heyer, Der Hermsdorfer 
Plan; Ottofülling, Blockpolitik, S. 590; Vogel, Landesplanung; Blohm, Betriebswirtschaftliche Fragen der 
bäuerlichen Wirtschaft, S. 89; in seiner zweiten Schrift „Betriebswirtschaftliche Fragen der bäuerlichen Wirt- 
schaft unter Berücksichtigung der Bodenreform“ verzichtete er völlig auf die Darstellung der sich aus dieser 
Sichtweise ergebenden Folgerungen für die Siedlungsplanung; Blöß, Grenzen und Reformen, S. 127-138; 
Ders., Kommunale Strukturen, S. 314-318, 616; Vgl. auch Butter, Neues Leben, S. 112, 120-121; Heinz, Von 
Mähdreschern, S. 445. 
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kommunalpolitischen Forderungen genügen: der Feldnähe der Höfe auf der einen und dem 
gemeindlichen Zusammenschluss auf der anderen Seite. Das zog die von der Politik vertre- 
tene und von der überwiegenden Mehrheit der Siedlungs- und Landesplaner getragene, bis 
zu Vertretern des FDGB reichende Ablehnung der Streusiedlung in ihren Formen als Einzel- 
hof inmitten des Besitztums oder als mehr zufällige Ansammlung von Gehöften abseits der 
Dorflage nach sich. Flierl stellte apodiktisch fest: „Jedenfalls keine Streusiedlungen.“ Hamann 
meinte, eine solche Siedlungsform könne bei der herrschenden Wirtschaftslage und den 
gegebenen betriebswirtschaftlichen Voraussetzungen „beinahe grundsätzlich nicht zur An- 
wendung gelangen“. Auch Freese hatte Vor- und Nachteile der beiden Siedlungsformen abge- 
wogen und dabei nur ein positives Argument für den Einzelhof gefunden, die kurze Feldent- 
fernung. Alles andere, Erschwerung der gegenseitigen Hilfe und des Gemeinschaftslebens, 
lange Anfahrwege bei Feuergefahr, lange Schulwege, erhöhte Aufwendungen für Zufahrtswe- 
ge und Versorgungsleitungen, spreche dagegen. Und ein neues Argument führte er ein: Die 
Bodenreformstellen seien zu klein, um die Vorteile eines Einzelhofs zur Geltung bringen zu 
können. Kommunalpolitische und siedlungsplanerische Vorstellung stimmte damit überein. 
Bergmann beschäftigte sich 1947 erneut mit den von ihm im Rahmen der nationalsozialis- 
tischen Siedlungspolitik entwickelten Varianten, ohne sich selbst zu zitieren, und entschied 
sich wieder für die aufgelockerte Dorflage, zu der er dieses Mal auch die Einzelhofsiedlung 
zählte. Da durch die Aufsiedlung des Großgrundbesitzes eine andere Ausgangslage entstan- 
den war, bevorzugte er nun „ein etwas aufgelockertes Neudorf“ in unmittelbarem Anschluss 
an ein bestehendes Dorf oder an einen aufgeteilten Gutshof; er konnte sich aber auch ein 
kurzes Abrücken des neuen Dorfes vom alten Dorfkörper vorstellen. Die „ausgesprochen 
deutsche Prägung“ kam nicht mehr vor. 


Waterstradt, der wie Striemer ländliches Handwerk in den Dörfern ansetzen wollte, sah dafür 
ebenfalls die geschlossene Bauweise als die beste Voraussetzung; Bauern und Handwerker 
hätten dann mehr Fühlung miteinander. Hilscher brachte es auf den Punkt: „Gerade diese 
kleinen Bauernwirtschaften haben eine recht enge Anlehnung an das bestehende Dorf not- 
wendig“. Auf der Arbeitstagung der Landesausschüsse der VdgB mit der DVLF am 26. März 
1946 plädierte er für organisch entwickelte Dorferweiterungen hin zu einer geschlossenen 
Dorfanlage im Zuge der vorhandenen Dorf- oder Kreisstraßen; er warnte davor, weitab vom 
Dorf zu bauen. Am 2. November 1946, als die Dinge bereits einen anderen Lauf zu nehmen 
drohten, setzte er sich noch einmal für die Anlehnung der Neusiedlerstellen - allein aus prak- 
tischen Erwägungen - an die alte Dorflage ein, musste aber am Beispiel der unglücklichen 
Aufsiedlung des Gutes Walsleben (Kr. Ruppin) und einer mehrfachen Wiederholung sol- 
cher Fälle in der gesamten SBZ die Möglichkeit einer Weilerbildung im Zentralpunkt des 
aufgeteilten Landes als einzig mögliche Lösung eines solchen Falles zugestehen; die Entfer- 
nung zum Stammdorf dürfe aber dabei „tragbare Grenzen“ nicht überschreiten. Er räumte 
zwar ein, dass die beste bäuerliche Betriebswirtschaft mit einer Hofstelle im Zentralpunkt 
der Ackerflächen gegeben sei, hielt dieses aber wie Freese nur bei großen Bauernwirtschaften 


Es könnte ein lohnendes Projekt vergleichender Strukturforschung sein, eventuellen Bezügen zwischen die- 
sen Planspielen und den nach 1990 geschaffenen Großgemeinden nachzugehen. 
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für möglich. Bei den von der Bodenreform favorisierten 5-6 ha - Stellen stünden der Zen- 
trallage technisch-wirtschaftliche und sozialpolitische Bedenken entgegen. Allgemein gegen 
die Streusiedlung als höchst unwirtschaftlich wandten sich die Landesplaner auf ihrer ersten 
Arbeitstagung, die vom 24. bis 26. Mai 1946 in Weimar und Eisenach stattfand. Auf der Zo- 
nenkonferenz der Bodenreform am 6./7. Januar 1947 erklärte Hamann Streusiedlungen apo- 
diktisch als unerwünscht. Er hatte auch öffentlich die Auffassung vertreten, die Streulage sei 
aus gesellschaftlichen und technischen Erwägungen heraus abzulehnen; im Übrigen hätten 
auch die bereits vorliegenden Erfahrungen aus den anderen Ländern und Provinzen erwie- 
sen, dass diese Siedlungsform „beinahe grundsätzlich nicht zur Anwendung gelangen“ könne. 
Als Vertreter der Streulage hatte er nicht nur einzelne Siedlungsplaner, sondern vor allem die 
Bauern selbst und unter ihnen besonders die Umsiedler ausgemacht, die möglichst auf dem 
eigenen Acker bauen wollten 


Denn auch abweichende Meinungen waren zu hören. Unter Hinweis auf das enge Wechsel- 
verhältnis von Feldaufteilung und Siedlungsgestaltung, von Flurplan zu Dorfplan, plädierte 
Vogel für eine Synthese aus Streusiedlung und geschlossener Dorfanlage. Dadurch seien die 
zunächst unvereinbar erscheinenden Gegensätze kurzer Arbeitsweg und dörfliche Gemein- 
schaft in gewissem Maße in Übereinstimmung zu bringen. Eine Aufteilung der Wirtschafts- 
fläche in zwei Felder, ein kleineres, unmittelbar hinter dem Hof gelegenes „Hoffeld“ und ein 
entfernter liegendes größeres „Außenfeld“ könne einerseits eine unmittelbare Verbindung zu 
einem Teil des Ackers herstellen, andererseits den Hof in die Gemeinschaft des Dorfes set- 
zen. Daraus entstehe ein lockeres, in die Landschaft hineinwachsendes Dorfbild, das dennoch 


]% ein, der 


geschlossen wirke. Prononciert für gestreute Siedlungslagen setzte sich Küntze 
nach diesem Muster einen Ortsbebauungsplan für Jahnsfelde (Kr. Lebus) gezeichnet hatte. 
Im ersten Heft der von der DVLF herausgegebenen Reihe „Der Bauernfreund“ trat er unter 
dem Titel „Der Hof des Kleinbauern und seine Gebäude“ für eine Hoflage in der Mitte des 
gesamten Ackerlandes ein. Er erweckte damit den Eindruck, in gewisser Weise die Auffas- 
sung der DVLF zu propagieren. Hamann nahm das zum Anlass, um mit der Kritik an dieser 
Konzeption indirekt auch die der DVLF zu beanstanden. Um eine möglichst große Feldnähe 
der Gehöfte zu erreichen und Landverschwendung für die erforderlichen Zufahrtswege zu 
vermeiden, sei es - eine bestimmte Anzahl von Siedlern (etwa 20-25) vorausgesetzt — vor- 
zuziehen, ein neues Dorf oder einen oder mehrere Weiler zu errichten. Als entscheidendes 
Kriterium für solche Neubildungen solle eine Höchstentfernung von 2km zwischen Hof und 


66 Karl Franz Paul Küntzel, geb. 25.4.1904. 
Nach dem Besuch Friedrichs-Realgymnasium in Berlin landwirtschaftliche Ausbildung 
Arbeit als Landwirt auf verschiedenen Rittergütern und landwirtschaftlichen Versuchsstellen 
Juli 1936 bis August1937 _Reichsumsiedungsgesellschaft 


August 1937 Wahrnehmung der Dienstgeschäfte des Landbauaußenstellenleiters in Markt- 
heidenfeld 

1.6.1938 Leiter der Landbauaußenstelle Bamberg 

Februar 1942 Reichsbauernführer, Verwaltungsamt 


NSDAP seit 1.7.1932, Mitglieds-Nr. 1.361.632; SA seit 1.7.1933 
R 16 Nr. 11563; R 3601 Nr. 6152; R 9361 II/597443; R9361 III/568523 
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Ackerfläche gelten. Diese Überlegungen wurden aus der Praxis gestützt. Bauer Wienß aus 
Boßdorf (Kr. Zauch-Belzig) hatte die aus der Bodenverteilung stammende Zersplitterung der 
Wirtschaftsflächen - die DVLF räumte ein, dass Neubauernhöfe mit 40 bis über 80 Einzel- 
grundstücken anzutreffen seien - zum Anlass für den Vorschlag genommen, das Ansetzen der 
Neubauern mit einer Umlegung zu verbinden. Nach der Flurbereinigung sollten Gruppen 
von vier bis acht Gehöften in den entfernteren Teilen der Dorfmark angelegt werden. Die 
Neubauern bekämen dadurch ihre Felder an oder um ihren Hof, die Altbauern erhielten nä- 
her an ihren Höfen gelegene Flächen. 


Miller hingegen äußerte sich unbestimmt, als Pläne für Neubauernsiedlungen in Größenord- 
nungen bereits vorlagen und erste von ihnen gebaut worden waren. Er band die Entscheidung 
über die beste Form einer Siedlung an die Beantwortung der Frage, welche Siedlungsstruktur 
überhaupt Deutschland in Zukunft haben werde, also an eine politische Entscheidung, die nur 
nach landesplanerischen Vorarbeiten — dahinter erscheint seine der Bodenordnung zugewie- 
sene Priorität - gefällt werden könne. Dabei räumte er der Streusiedlung, dem Einzelhof, einen 
gewissen Vorzug ein. Nur eine solche Form ermögliche die vollkommen freie, individuelle Ar- 
beitsweise des Bauern. Steigende Intensität der Bodenbearbeitung und daraus folgende höhere 
Erträge indessen ließen die Bodenpreise steigen. Dieses wiederum führe in der Tendenz zu 
dichterer Besiedlung und damit zum Zusammenrücken der Einzelhöfe zu Dörfern. 


Die Gartengestalterin Hammerbacher‘ brachte eine Kompromisslösung ins Spiel. Wie be- 
reits die Landes- und Siedlungsplaner im 3. Reich, die Lage und Form einer Siedlung nicht 
an einem starren Kriteriengebäude auszurichten, sondern den jeweiligen landschaftlichen 
Besonderheiten anzupassen beabsichtigt hatten, erachtete auch sie es als „das Richtigste, die 
Dorfform beweglich nach den Gegebenheiten zu wählen und den Ortsbauplan in erster Linie 
vom Flächennutzungsplan abhängig zu machen‘. Aus der Aufteilung von Gütern könne sich 
auch die Anlage einer völlig neuen Siedlung herleiten. Als Ideal schwebten ihr technisch und 
kulturell hoch entwickelte Dörfer vor, wie sie in Schweden anzutreffen seien. Sie räumte zwar 
der geschlossenen Dorfform in gestalterischer Sicht den Vorzug ein, erachtete jedoch den 
von seiner Flur umgebenen Hof wegen des Wegfalls der Wegeverluste für wirtschaftlicher. 
Sie führte beide Varianten im Modell des „gelockerten Angerdorfes“ (Abb. 1) zusammen. 
Dieses biete darüber hinaus die Möglichkeit, den Anger durch Gemeinschaftsbauten (Bür- 
germeisteramt, Kirche, Geschäft, Gastwirtschaft mit Kino, Dorfgemeinschaftshaus) sowie 
durch Handwerkerstellen zu verdichten. Ein solches Angerdorf könne auch den Rahmen für 
räumliche Auflockerung und Verschönerung durch gärtnerische Anpflanzungen, Baum- und 
Heckengruppen, für die Einordnung von Bauerngärten ebenso wie für dessen organische 
Einbettung in die umgebende Landschaft abgeben. Da ein vollkommen neues Neubauern- 
dorf im ganzen Land nicht gebaut und auch das vorgeschlagene Projekt am nordwestlichen 
Ortsausgang von Bornim, links der Landesstraße 273, nicht ausgeführt wurde, blieb es bei der 
theoretischen Feststellung. 


67 _Biographische Angaben bei Go, Herta Hammerbacher, S. 34, Gröning/Wolsche-Bulmahn, Grüne Biographi- 
en, S. 126-127, und Flegel, Herta Hammerbacher. Vgl. auch Bethge, Zwischen Gartenbau. 
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Abb. ı Hammerbacher: Gelockertes Angerdorf 
(Erbs, Hg., Neubauernsiedung, Tafel 80/81) 


Die Landwirtschaftswissenschaft verharrte mit ihren wenigen Äußerungen zur Siedlungspla- 
nung mehr im Allgemeinen und Ungefähren. Pniower leitete als logische Folge aus der Bo- 
denreform eine Agrar- und Siedlungsreform ab und befand sich damit in Übereinstimmung 
mit der Weimarer Schule. Die von ihm prognostizierten tausende neuen Dörfer sollten auf 
zweckmäßig ausgewählten Dorflagen zu „Kulturdenkmälern der neuen Zeit“ gestaltet wer- 
den. Deren Idealbild zu zeichnen sei allerdings noch nicht möglich, da Anlage und Form sich 
nach den gegebenen örtlichen Verhältnissen zu richten hätten. Grundsätzlich zu beachten 
sei die Einbindung des Dorfes in den Landschaftsorganismus und das Anstreben einer ge- 
schlossenen Anlage in Form eines nicht zu weiträumigen Straßenangerdorfes mit etwa 20-30 
Bauernhöfen und Handwerkerstellen. Die Anlage von Weilern abseits der Hauptdörfer sei 
dem Festhalten an großen Dorfgemeinschaften mit ihrer oft unübersichtlichen und unwirt- 
schaftlichen Flureinteilung vorzuziehen. Entsprechend seiner Fachrichtung verlangte er wie 
Hammerbacher, aber ohne diese zu zitieren, nach der Devise „Zum Neubauern gehört auch 
der Neugärtner“ nicht nur die Ansiedlung von Gärtnereien in jedem größeren Bauerndorf, 
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sondern auch die Schaffung geschlossener Gartenbaugebiete und die Errichtung von Gärt- 
nerdörfern. Innerhalb einer „Intensivzone (Gärtnerzone)“ sollten darüber hinaus die Groß- 
städte von Gärtnersiedlungen umgeben werden. 


Damit wurde eine Idee wiederbelebt, die in ihren Grundzügen auf Johann Heinrich von Thü- 
men und die von diesem konzipierte Ring-Theorie zurückgeht‘. Sie war nach dem deutsch- 
französischen Krieg belebt worden, als Berlin sich zu einem gewaltigen Entwicklungsschub 
anschickte. In den Diskussionen um die Gestaltung des Berliner Raumes und seines Um- 
landes in der Weimarer Republik ausgebaut und verfeinert, erlangte das Projekt im Rahmen 
der Bodenreform erneut Aktualität. Ansätze dafür hatten die Berliner Stadtarchitekten Ebert 
und Heyer geliefert. Ersterer hatte vorgeschlagen, auf Bodenreformflächen in für Industriean- 
siedlungen ungeeigneten Gebieten „Grünzellen“ vorrangig für den Gemüseanbau anzulegen, 
Heyer angeregt, einen Ring von Gärtnerdörfern auf Bodenreformland in einem weiten Um- 
kreis um Berlin zu schaffen und zugleich den Plan für die Aufteilung eines Gutes von 1400 
ha in 600 Gärtnerstellen mit je 1,25 ha, 60 Kleinbauerngehöften mit je 5 ha sowie mit 100 
Wohnungen vorgelegt. Blohm sah unter betriebswirtschaftlicher Betrachtung die Möglich- 
keit, in den Neubauerndörfern die alte Dorf- oder Markgenossenschaft als Wirtschaftszent- 
rum wiedererstehen zu lassen, um die sich die Gehöfte in einer „gesunden wirtschaftlichen 
Einheit“ gruppieren könnten. Die Entschließung der Jahrestagung 1948 der DLG endlich 
forderte, bei der Dorfplanung die rationelle Betriebsweise und die kulturelle Zusammenar- 
beit zu berücksichtigen. Diese Kriterien sind erst in der unten vorgestellten Richtlinie für 
die Ortslagenplanung von 1951 zu finden. Die Ablehnung der Streusiedlung als ländliche 
Siedlungsform implizierte gleichzeitig die grundsätzliche Absage an die Bildung neuer kom- 
munaler Körperschaften auf dem Lande. 


Auch das Zentrale-Orte-Konstrukt erscheint bei der Planung der Neubauerndörfer wie auch 
als allgemein akzeptiertes und weithin umgesetztes Modell für die Raumplanung im Westen 
Deutschlands wieder als ernst zu nehmendes Gestaltungselement. Es war nicht mit dem 3. 
Reich und seinen aberwitzigen Siedlungsprojekten untergegangen, seine nach wie vor zwei- 
fellos sachlich durchaus berechtigte Gültigkeit unbestritten. Nicht nur durch ihr Wirken in 
der nationalsozialistischen Siedlungspolitik belastete Planer, die die Stunde Nullüberstanden 
hatten, trugen es weiter und versuchten z. B., es bei der Neuordnung der brandenburgischen 
Kommunalstrukturen einzusetzen, auch Planer, die unbelastet über diese finsteren Zeiten ge- 
kommen waren, vermochten ihm Positives abzugewinnen. Scharoun kannte die Thesen von 
Christaller und fand sogar eine eigene Terminologie. Er bezeichnete die den zentralen Orten 
zugeordneten Dörfer als „dispense Orte“. Zwischen ihnen vollziehe sich ein materieller und 
kultureller Güteraustausch. Und er ging noch einen Schritt weiter, indem er den Bogen zu den 
sich daraus ableitenden strukturellen Folgen spannte: „Also zum Wiederaufbau (Neuaufbau) 
gehört auch fortschrittliche Abhandlung verwaltungsrechtlicher Fragen‘. Striemer wiederum 
zog Schlussfolgerungen aus seinen Ende des Jahres 1945 unternommenen Strukturuntersu- 


68 Vgl. dazu Blöß, Grenzen und Reformen, S. 135-138. 
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chungen im Kreis Westprignitz. Er schlug vor, Dörfer zu wirtschaftlichen Dorfgemeinschaf- 
ten zu entwickeln und dazu je zehn Gemeinden zu einer Dorfgruppe zusammenzulegen. 


Für den Ansatz „wirtschaftliche Dorfgemeinschaft“ konnte er ebenso auf eigene Erfahrungen 
und Vorarbeiten zurückgreifen. Als Antwort auf die durch die Weltwirtschaftskrise ausgelöste 
Massenarbeitslosigkeit hatte er 1931 einen Siedlungsplan „Das technisierte Dorf“ konzipiert. 
Dieses, als geschlossene Siedlung in ein großes Gut eingebettet, sollte arbeitslosen Städtern 
eine neue Lebensgrundlage bieten. Der Plan scheiterte, da die Aufteilung von Gütern in Bau- 
ernstellen betriebswirtschaftliche Vorteile versprach. 1935 publizierte er ein neues Projekt: 
„Das wachsende Dorf Bauer - Handwerker“. Es war ein merkantilistischer Ansatz im Klei- 
nen. 100 Bauern auf 15 ha-Höfen sollten mit 200 Nichtbauern - überwiegend Handwerker - 
eine Wirtschaftsgemeinschaft zu gegenseitigem Vorteil in einer wachsenden Siedlung bilden. 
Durch deren geplanten Ausbau sei für Handwerker Beschäftigung auf Dauer gegeben. Wie 
bei seinem ursprünglichen Vorhaben sollte auch diese Siedlung als geschlossene Anlage auf 
einem aufgesiedelten Gut ihren Platz finden, der Gutsbetrieb indessen so lange von den Sied- 
lern als Landarbeiter fortgeführt werden, bis sie ihr eigenes Gehöft beziehen könnten. Dessen 
Aufbau sollte mit einem Kleinsthaus aus Stube und Wohnküche beginnen, um in durch Jah- 
respläne strukturiertem Fortschritt schließlich zu einer funktionsfähigen Bauernwirtschaft 
geformt zu werden. Der Aufbau einer Mustersiedlung (Musterdorf) sollte die Praxistauglich- 
keit des Projektes erweisen und dieses zugleich als Beispiel popularisieren. Vogel steuerte den 
Plan für ein solches Musterdorf bei (Abb. 2). 


Am 23. November 1949 sprach Neef auf dem wissenschaftlichen Kolloquium beim Geogra- 
phischen Institut der Universität Leipzig anhand seines Artikels über das Problem der Zen- 
tralen Orte. Küttner und Schultze meldeten sich zur Diskussion. In seiner resümierenden 
Zusammenschau der Siedlungsplanung in Brandenburg plädierte Vogel 1950 für dieses Kon- 
strukt. Er ging wie andere vor ihm ebenfalls davon aus, dass das Dorf als kleinste Siedlungs- 
einheit nicht alle Bedürfnisse der Haus- und Hofwirtschaft und die Ansprüche der Bewohner 
an das öffentliche Leben befriedigen könne. Dazu sei erst die nächstgrößere Siedlungsein- 
heit, das Hauptdorf, in der Lage. Dieses böte vor allem für die Eingliederung der Flüchtlinge 
die besten Möglichkeiten. So könne diesem Problem „endlich auf eine schöpferische Weise“ 
begegnet werden. Seine Vorstellung von den Größenverhältnissen eines Hauptdorfbereiches 
und zu den Beziehungen der Glieder untereinander bewegten sich in dem von Christaller 
und dessen Kreis vorgegebenen Rahmen. In einem internen Papier beschrieb er Struktur und 
Zusammensetzung eines Hauptdorfes. Am 27. Juni 1951 schlug das Ministerium für Wirt- 
schaft und Arbeit der HA Landesplanung die Dörfer Letschin (Kr. Seelow), Wolfshagen (Kr. 
Westprignitz), Kruge (Kr. Oberbarnim) zur Entwicklung als zentrale Orte geeignet vor. 1956 
begann in der DDR die Bestimmung von Hauptorten. 
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Abb. 2 Vogel: Plan für ein Musterdorf. 
Das wachsende Dorf „Bauer - Handwerker”, 1935 
(Striemer, Das wachsende Dorf, nach S. 19) 


2.4.2  Meinungsbildung in der Verwaltung 


Aus den Amtsstuben klang es in Bezug auf die konstitutiven Grundlagen der ländlichen Pla- 
nung nicht anders. Das Eintreten für die geschlossene Dorfanlage und gegen die Streusied- 
lung war einhellig. Vor allem die negativen Auswirkungen auf die politisch gewollte Integrati- 
on der Umsiedler und die Gestaltung eines demokratischen Dorfes, aber auch ganz handfeste 
Überlegungen wogen schwer: die mit verstreuter Siedlung verbundenen Mehraufwendungen 
für die Versorgung mit Strom und Wasser und die Verkehrsanbindung. In diese Richtung 
argumentierte auch der Schweriner Regierungsbaudirektor Weise. Von den mecklenburgi- 
schen Besonderheiten ausgehend, diskutierte er zwar nicht das Verhältnis der Neubauern- 
höfe zum Altdorf; er verlangte jedoch die Planung geschlossener Siedlungen und lehnte 
damit Streusiedlungen ab. Als Vorteile eines geschlossenen Dorfes führte er fünf praktische 
Gesichtspunkte auf: 


- Bohren weniger Brunnen an der richtigen Stelle; Möglichkeit zum Bau einer zentralen 
Wasserversorgung 

— kurze Verteilungsleitungen für Licht- und Kraftstromversorgung; Möglichkeit zur 
Bildung einer Stromgenossenschaft 
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- bessere Voraussetzungen für den Bau und die Instandhaltung der Dorfstraßen 
- wirksameres Umfeld für die gegenseitige Hilfe als Hauptfaktor des Wiederaufbaus 
- zweckentsprechende Unterbringung von Schule, Handwerkerstellen und Gasthaus. 


In der Provinz Sachsen verständigte sich eine Besprechung des Landesplanungsamtes mit 
den Planungsämtern der Bezirksverwaltungen“, dem Provinzialausschuss der VdgB und 
der Mitteldeutschen Heimstätten GmbH unter Vorsitz von Vizepräsident Dr. Damerow auf 
eine grundsätzliche Ablehnung der Streusiedlung; sie plädierte für den Weiler mit klarer 
Anbindung an ein bestehendes Dorf als die geeignetste Siedlungsform. Die Zuordnung von 
Neubauernstellen zu Ortslagen wurde zur Regel, die Bildung neuer Dörfer als unerwünscht 
erklärt. Auch hier wurden neben siedlungsplanerischen Argumenten die bei dieser Variante 
bessere Integrationsmöglichkeit für Umsiedler und die durch große Dörfer im Gegensatz zu 
Streusiedlungen und kleineren Weilern günstigeren Bedingungen für die Ansetzung von Ge- 
werbe ins Feld geführt. Innenminister Siewert bekräftigte diese Haltung. Er forderte Bebau- 
ungspläne, die die Neubauernstellen organisch in das Bild der bestehenden Dörfer einglie- 
dern und zugleich für die Gehöfte die betriebswirtschaftlich richtige Form kreieren sollten. 
Nachdem erste Erfahrungen mit der Aufteilung von Gütern vorlagen, wurde diese Strategie 
präzisiert. Die Gutshöfe reichten in der Regel nicht aus, um alle Neubauernstellen unterzu- 
bringen. Deshalb müssten neue Dorfteile bzw. außerhalb des Dorfes geschlossene Weiler 
angelegt werden. Ein solcher Weiler müsse mindestens vier bis fünf Stellen umfassen, um ge- 
genseitige Hilfe und die gemeinsame Nutzung von Maschinen und Geräten zu ermöglichen. 
Die Entfernung zum Hauptdorf dürfe 1,5 km nicht übersteigen. Auch in Sachsen sprach man 
sich für die geschlossene Siedlungsform aus. Aus Thüringen wurde zur Dorfanlage als Sied- 
lung nur Ungefähres beigetragen. Miller, der aus der Bodenreform hauptsächlich Aufgaben 
auf den Gebieten der Bodenordnung und Bodenaufteilung und der inneren Gestaltung der 
Gehöftanlagen abgeleitet hatte, äußerte sich zu dem Problemkreis geschlossene Dorflage/ 
Streusiedlung überhaupt nicht. 


Hoernle wiederum schwankte. Die Führungsschwäche der DVLF und ihres Präsidenten, 
die bis zum Erlass des Befehls 209 andauern sollte, tritt damit früh hervor. Auf der 2. Ar- 
beitstagung des Arbeitsausschusses „Ländliches Bauwesen“ am 21./22. Februar 1946, einer 
Gelegenheit also, von der eine Weichenstellung hätte ausgehen können, hatte der provinz- 
sächsische Vertreter auf dessen Frage, wie dort die Ortslagenplanung gelöst worden sei, das 
Ergebnis der obigen Besprechung zusammengefasst: „ Neue Gemeinden kommen nur in 
ganz seltenen Ausnahmefällen in Frage“. Sachsen dagegen hatte gemeldet, man beginne in 
Zeithain (Kr. Großenhain) ein Neubauerndorf zu errichten. Hoernle beantwortete die selbst 
gestellte Frage nach dem Bauen in Dorflage oder in einer Streusiedlung mehrdeutig: „Wir 
kennen eine ganze Reihe von Vorteilen, die der geschlossenen Dorflage einen großen Vorzug 
geben gegenüber der Streusiedlung, obwohl mitunter durch die geschlossene Dorflage die 
Zu- und Abfahrwege zu den Äckern oder Wiesen verlängert werden. Das alles muss sorgfältig 
abgewogen werden.‘ Auf der Beratung allerdings überwog die Meinung „Man soll nicht ganz 
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neue Dörfer schaffen.“ Die Abwägungsphase indessen in seiner Behörde währte nicht lange. 
Da man in die auf den 9./10. Mai 1946 anberaumte Arbeitsbesprechung mit den Landes- 
ausschüssen der VdgB mit abgestimmten und eindeutigen Vorstellungen gehen wollte, kam 
am 26. März eine interne Verständigung innerhalb der DVLF zu einer klaren Entscheidung: 
Alle Neusiedler sollten mit dem Gedanken an ein geschlossenes Dorf vertraut gemacht wer- 
den! Im Frühjahr 1947 schließlich hatte sich die allgemeine Auffassung gefestigt, eine solche 
Einheit anzustreben. Hotze hatte noch einmal ein entscheidendes Argument hervorgehoben: 
Abbau der Gegensätze zwischen Alt- und Neubauern. 


2.4.3 Haltung von KPD/SED 


Zwischen den Auffassungen von Siedlungsplanern und Verwaltungsexperten auf der einen 
und der Politik auf der anderen Seite herrschte auch hinsichtlich der Strategie der Siedlungs- 
planung Konsens”. Nach der Bekundung für die bestehende Gemeinde als Konzentrations- 
punkt für die Neubauern ein logisches Pendant. Allerdings beschränkte man sich auf allge- 
meine Erklärungen. Als erste hatte sich die KPD gemeldet. Das Sekretariat ihres ZK hatte 
mit seinem von Reutter”! ausgearbeiteten Beschluss vom 16. August 1945 „Betreffend Dorf-, 
Einzel- und Landarbeitersiedlung“ für die Schaffung von Bauernstellen die geschlossene 
Dorfsiedlung gefordert, Einzelsiedlungen, also einzelne Gehöfte, zu Ausnahmen erklärt und 
die Errichtung von „Landarbeitersiedlungen nach früheren Begriffen und Mustern“ ausge- 
schlossen. Das sollte nicht nur die erste, sondern die einzige parteiamtliche Stellungnahme 
zu dieser Problematik gewesen sein, wenn von der zitierten Äußerung Merkers abgesehen 
wird. Die Anweisung des ZK der KPD an die Bezirks- und Kreisleitungen der Partei über die 
Durchführung der Bodenreform im sowjetisch besetzten Gebiet äußerte sich weder zur Sied- 
lungsplanung allgemein noch zur Gestaltung der künftigen Dörfer im Besonderen. Es galt be- 
reits die von Tadler, dem Abgesandten der Abteilung Landwirtschaft im ZS der SED, auf der 
Zonenkonferenz für Bodenordnung am 26./27. Januar 1948 aufgestellte These „Die Partei 
ist weder ein Siedlungsunternehmen noch ein Bauausführender. Trotzdem hat sie praktische 
Arbeit zu leisten.“ In der Folgezeit bis 1952 fasste die SED zur Siedlungspolitik keinen Be- 
schluss; man beließ es bei Bekundungen verantwortlicher Funktionäre. 


Reutter sprach sich in seiner 1946 erschienenen Veröffentlichung für die Anlage eines neu- 
en Dorfes in den Fällen aus, in denen der Abstand zwischen einem aufgesiedelten Gut und 
der Dorfgemeinde sich als zu groß erweisen sollte. Als Kriterium für die Gestaltung dieser 
neuen Gemeinwesen bezeichnete er die praktische und zweckentsprechende und auch land- 
schaftlich schöne Anlage; diese müsse allerdings eine gute bauliche Planung als unbedingte 
Voraussetzung haben. Als Dorfform favorisierte er das Runddorf gegenüber dem Straßen- 


70 Rep. 208 Nr. 193, Bl. 61. DY 30/IV 2/7 Nr. 19, Bl. 25. 
71  Biographische Skizze bei Dix, „Freies Land‘, S. 454. 
In der mecklenburgischen Anordnung wurde auf den Beschluss vom August 1945 kein Bezug genommen. 


Ein solcher ist auch allen späteren Anweisungen und Konzeptionen für die Siedlungsplanung nicht zu ent- 
nehmen. 
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oder Reihendorf. Ein neues Dorf solle um oder bei dem alten Gutshof geplant und angelegt 
werden. Wichtig sei auch eine verkehrstechnisch günstige Anbindung. F. Scholz, der neue 
Leiter der Abteilung Landwirtschaft beim ZS der SED, bezeichnete die Streusiedlung eben- 
falls als unzweckmäßig, stellte dabei jedoch nur auf die Versorgung mit Elektrizität und ande- 
re praktische Nachteile ab; den politischen Grund der dadurch erschwerten Integration der 
Umsiedler erwähnte er nicht. Eine als offziös zu wertende Position veröffentlichte das Organ 
der brandenburgischen SED unter dem Titel „Wiederaufbau als Planungsaufgabe“: „Es geht 
nicht an, wenn wir für unsere Neubauern neue Wohnstätten und Höfe schaffen, einfach an die 
vorhandenen anzubauen oder wahllos in der Gemarkung, wo gerade Platz zu sein scheint ... 
Die Geschlossenheit einer Dorflage bietet die beste Gewähr, dass das bäuerliche Gemein- 
schaftsleben ... immer fester wird ... Anstatt also Siedlungen planlos auszudehnen, wird man 
gut tun, neue, geschlossene Dorfeinheiten zu schaffen, die imstande sind, sich in ihrer Versor- 
gung selbständig zu machen‘. Hilflos, vor allem aber konzeptionslos erscheint die Auffassung 
der Verantwortlichen im ZS der SED. Die Zonenkonferenz der Bodenreform vom 6. bis 7. 
Januar 1947 sollte das Startsignal für den endlichen Beginn organisierten Bauens geben. Ho- 
ernle hatte die Ausstattung der Neubauern mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden als „bren- 
nende Frage“ apostrophiert. Die dafür notwendige Bauverordnung stand zur Diskussion. 
Der Beitrag von F. Scholz jedoch beschränkte sich auf die Ablehnung alter baupolizeilicher 
Vorschriften, einen Hinweis auf die in Ostpreußen bewährte Lehmbauweise, die Absage an 
Behelfsheimbauten und die Favorisierung von Umbauten. Die CDU äußerte sich nur allge- 
mein. In der von ihrem Parteitag am 16. Juni 1946 angenommenen Entschließung orientierte 
sie darauf, die vor allem in den kriegszerstörten Siedlungen anzutreffenden Schwierigkeiten 
der Neubauern mit Hilfe der Verwaltungsstellen und der VdgB zu überwinden. 


2.5 Konzeptionen in Brandenburg 


2.5.1 Erste Überlegungen 


Die brandenburgische Verwaltung war auf die Aufgabe Siedlungsplanung weder vorbereitet, 
noch verfügte sie über entsprechende Kapazitäten. In den für die Bodenreform verantwortli- 
chen Bereichen der Provinzialverwaltung, Inneres sowie Ernährung und Landwirtschaft, wa- 
ren weder Vorstellungen noch Konzeptionen noch ein Plan anzutreffen. Die Landesplanung 
hatte noch nicht Fuß gefasst, als in der Provinz das Bodenreformland aufgesiedelt wurde; 
erste Anfänge konnten infolge Weggangs von Balg und Striemer nicht fortgeführt werden. 
Balg, die bereits ab Mai 1945 in brandenburgischen Diensten stand, arbeitete zusammen mit 
Striemer während der Phase der Bodenverteilung in der Landesplanung. Beide waren sich 
in Ablehnung verbunden. Das blockierte alle Möglichkeiten der Einflussnahme. Von Balg 
blieben bis auf die zitierten Äußerungen lediglich aus der Zeit gefallene Vorstellungen und 
Entwürfe. Striemer sah bald sein Arbeitsgebiet in Westberlin. Sein unten behandelter Ansatz, 
über strukturpolitische Untersuchungen aussagekräftige Daten für die Siedlungsplanung zu 
gewinnen, war schon in seinem Beginnen gescheitert. Öffentlich befasste er sich erst mit der 
Thematik, nachdem er an die TU Berlin gewechselt war. Auf der Konferenz für ländliches 
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Bauwesen am 26./27. Februar 1946 sprach er zum Thema „Die Aufgaben der Landesplanung 
bei der Einsiedlung der Umsiedler in ihren neuen Lebensraum“. Dabei streifte er lediglich 
die Varianten Streusiedlung und geschlossenes Dorf, ohne einer die Priorität zuzuweisen. 
Er diskutierte vielmehr, von seinen Studien über die optimale Betriebsgröße ausgehend, das 
Problem der Größenordnung und der Zusammensetzung neu zu errichtender Gemeinden. 
Diesem Thema widmete er darüber hinaus einen Zeitschriftenbeitrag””. Von Landesplaner 
Kanow” sind keine Beiträge zur Siedlungsplanung überliefert. 


Einen über die reine Dorfplanung hinausgehenden, größeren Rahmen steckte die oben zi- 
tierte, undatierte und ungezeichnete Ausarbeitung von Vogel ab. Allerdings lief sie mit ihrer 
Hauptstoßrichtung, neue Dörfer zu planen, ins Leere. Vogel brachte bekannte Lösungen aus 
der nationalsozialistischen Siedlungspolitik ins Spiel, die er selbst konzipiert und vertreten 
hatte, ohne sich jedoch zu zitieren. Die Ausarbeitung legte sich nicht auf eine bestimmte Sied- 
lungsform als Vorzugsvariante fest, sondern brachte quantitative Kriterien ins Spiel; dabei 
bezog sie sich auf die bereits aus den Diskussionen über die zweckmäßige Gestaltung von 
Landkreisen bekannten Ergebnisse und damit auch auf die Zentrale-Orte-Theorie. Ausgangs- 
punkt der Überlegungen war die These, die Bodenreform ziehe eine erhebliche Verlagerung 
der Siedlungsschwerpunkte und bisweilen auch die Notwendigkeit zur Anlage neuer Siedlun- 
gen nach sich. Solche komplexen Aufgabenstellungen könnten nur in der Zusammenarbeit 
von Bauern, Landbaumeistern und Landesplanern gelöst werden. Der Landesplanung wurde 
dabei die Bearbeitung von Fragen übergemeindlicher Natur zugewiesen, die gleichzeitig mit 
der Dorfplanung Zug um Zug zu erfolgen hätte. Die Ergebnisse der übergeordneten Planung 
sollten sich in Kreisordnungsskizzen 1:100000 und Gliederungsplänen 1:25 000 nieder- 
schlagen. Für die Größe der Dorfgemarkung wurde ein Spielraum zwischen 5 000 und 12 000 
ha angenommen. Eine Gemeinde mit einer kleineren Fläche sei demnach wirtschaftlich zu 
schwach, mit einer größeren dagegen vor allem in Bezug auf die Länge der Wirtschaftswege 
und die Entfernung zwischen Dorfkern und Hofgruppe - die Streusiedlung oder der Weiler 
werden zitiert - hypertroph. Ein nach den vorgeschlagenen Kriterien angelegtes Dorf hätte 
zwischen 400 und 600 Einwohner. Da dieses allein nicht in der Lage sei, alle Bedürfnisse 
der ländlichen Haus- und Hofwirtschaft und die des kulturellen und politischen Lebens zu 
erfüllen, wurde eine größere Einheit für erforderlich gehalten: eine um einen zentralen Ort 
(Hauptdorf) gebildete Gemeinschaft benachbarter Dörfer, die zusammen eine ausreichend 
tragfähige Basis für handwerkliche, kaufmännische und Gemeinschaftseinrichtungen darstel- 
le. Zahlenmäßig sollte es ein von sechs bis 10 Dörfern umgebener, in einer Stunde zu Fuß 
erreichbarer und zwischen 1000 und 5 000 Einwohner großer Ort sein. 


72 DK1 Nr. 8739, Bl. 122-123. 
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73 Zu Kanow vgl. Blöß, Kommunale Strukturen, S. 448. 


96 


2.5 Konzeptionen in Brandenburg 


2.5.2  Planungsleitlinien von Erbs 


Unterdessen war eine bedeutsame personalpolitische Entscheidung getroffen worden. Mit 
der Ernennung von Erbs zum Regierungsbaudirektor und Leiter des Amtes für Planung und 
Wiederaufbau in der Abteilung Finanzen der Provinzialverwaltung am 15. Juni 1946 gewin- 
nen konzeptionelle Vorstellungen und Planungsgeschehen stabile Formen’*. Erbs war schon 
im Frühjahr 1946 - der genaue Zeitpunkt lässt sich nicht ermitteln, er selbst sprach vom 
Mai 1946 als Zeitpunkt seines Dienstbeginns - in die Provinzialverwaltung eingetreten, an- 
scheinend um die Errichtung eines Strukturteils zur Leitung des Wiederaufbaus innerhalb 
der Abteilung Industrie vorzubereiten. Sein Wechsel aus der Stadtverwaltung Brandenburg 
war nicht störungsfrei verlaufen. Am 17. April hatte sich der Magistrat der Stadt darauf ver- 
ständigt, seinen Stadbaudirektor nicht kurzfristig freizugeben. Er könne frühestens zum 1. 
Januar 1947 ausscheiden. Als Ausgleich erklärte sich der Magistrat bereit, Erbs der Provinzi- 
alverwaltung als Leiter der im Aufbau befindlichen Provinzialbau-und Kunstgewerbeschule 
(Bredowschule) zu empfehlen. Am 1. April 1946 aber unterbreitete Erbs schon Vizepräsi- 
dent Schleusener, dem Leiter der Abteilung Finanzen, dem das Bauwesen zugeordnet war, 
seine Vorschläge und benannte die aus seiner Sicht für die Abteilung Wiederaufbau geltenden 
Schwerpunkte der Arbeit. Damit eröffnete sich die Möglichkeit, planmäßig auch aufdem Ge- 
biet der Siedlungsplanung arbeiten zu können. Zu diesem Zeitpunkt war die Landverteilung 
zum größten Teil abgeschlossen. 


Seine maßgebenden Mitarbeiter Dr. Schüler”‘, Göttlich”, von Tettau und der im August 1947 
zum Leiter des Bereiches Planung und Kontrolle bestellte Tockuss”, waren wie er zwar Bau- 
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„Märkische Volksstimme“ Nr. 113 vom 31.8./1.9.46. 
Erbs, Aufbau in Stadt und Land, S. 396; Ders., Anregungen, S. 5; Ders., Grundlagen, S. 5, 7, 9; Ders., Neu- 
bauernsiedlung, S. 2-4; Ders., Der Wiederaufbau, S. 6-7; Ders., Zur Frage; Ders. Planungen und Neubauten; 
Freese, Gestalterische Grundfragen, S. 9; Waterstradt, Bauhilfe, S. 41; Erbs/Schlegel, Brandenburg an der 
Havel, S. 129-134.; Düwel, Frankfurt an der Oder, S. 21. 
Hamann, Die ländliche Siedlung, S. 5, wies Erbs das große Verdienst zu, die Notwendigkeit der Aufstellung 
von Dorfbebauungsplänen gerade „bei den Stellen durchgesetzt zu haben, die mehr den politischen Effekt als 
Richtschnur ihrer Tätigkeit kennen“. 

75 Dr. Erich Schüler, geb. 6.8.1879 (CDU) 
Nach dem Studium der Rechts- und und Staatswissenschaften: 


1907-1913 bei Landratsämtern Hohensalza und Moers/Rhein 

bis 1916 bei Regierung Gumbinnen 

1917-1920 Landrat Znin (Posen) und Arnswalde 

1920-1929 ORR bei Oberpräsidium Kiel 

1929-1945 ORR bei Regierung Potsdam 

1.5.1933 Eintritt in die NSDAP; Mitglieds-Nr. 2.781.815 

November 1935 Austritt 

Juli 1945 Provinzialverwaltung, Abteilung V Finanzen: Verwaltungsreferent in der Hochbauabtei- 
lung/Landesplanung 
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fachleute, jedoch keine Raum- und keine Siedlungsplaner. Lediglich Erbs selbst brachte aus 
der Zeit vor 1933, als er als Stadtbaurat in Brandenburg an der Havel wesentliche Impulse 
für neues Bauen setzte, Vorstellungen ein. Sie bezogen sich jedoch weniger auf das ländliche 
Bauen. Er gehörte zu den Architekten, die sich in den zwanziger Jahren, ausgehend von einer 
„ausgesprochen funktional-sachlichen Haltung zur Architektur‘, für soziales und naturver- 
bundenes Bauen entschieden hatten. Seine Vorstellungen hatte er schon früh bauen können: 
Mit dem Wohlfahrtsforum in Brandenburg an der Havel hatte er ein „Manifest der Reform- 
politik“ gestaltet. 1931 war nach seinen Entwürfen in der Stadt eine Arbeitslosensiedlung 
errichtet worden, die den Menschen nicht nur Unterkunft, sondern auf einem kleinen Stück 
Land auch die Möglichkeit gab, in bedrängter Zeit sich selbst Nahrung zu verschaffen. Es 
war das Muster einer vorstädtischen Kleinsiedlung und das einzige, das von seinen weitrei- 
chenden Vorstellungen in dieser Richtung hatte verwirklicht werden können. 1930/31 hatte 
er Reichsarbeitsminister Stegerwald den Vorschlag unterbreitet, über fünf Jahre je 280 000 
solcher Siedlungen zu errichten, und darauf als Antwort erhalten: „Meine Räte halten das 
Programm aus finanziellen Gründen für undurchführbar“ Kurz vor und nach seiner Ent- 
lassung aus dem kommunalen Dienst versuchte er, sich in die Diskussion um den sozialen 
Wohnungsbau einzubringen. Nach dem Kriege griff er diese Gedanken unter den neuen Be- 
dingungen wieder auf und forderte, dafür zu wirken, „dass in Stadt und Land Siedlungs- und 
Wohnstätten entstehen, die eine neue, auch wirtschaftliche und soziale Ordnung im Ganzen 
und das Glück der Bewohner im Einzelnen herbeiführen helfen“. Die dafür erforderliche Zu- 


Ab 1.2.47 Stellvertretender Leiter der Abteilung Wiederaufbau, Ernennung zum Ministerialdirigenten. 
Rep. 203 PA 342. R 9361 IX U0063 

76 Alfred Helmut Göttlich, geb. am 16.11.1913, besuchte nach dem Abschluss der Oberschule die Kunstgewer- 
beschule Reimann, Berlin, die Kunstakademie Charlottenburg und die Staatsbauschule Neukölln. 


1935-1942 bei Architekt Linnecke, Berlin, dann bei Arbeitsgemeinschaft der Architekten Linnecke 
und Dr. Erbs, Brandenburg 

1943-1945 Bauleitung Daimler-Benz, Berlin und Genshagen 

1945-1946 Stadtbauamt Brandenburg 

1.9.1946 Anstellung als RR in der Abteilung XII (Amt für Planung und Wiederaufbau) der Abtei- 
lung Industrie 


Kündigt zum 31.7.1947 und bewirbt sich als Stadtbaurat in Eberswalde 
Rep. 203 PA Nr.368 

77 Hanns Tockuss, geb. am 25.2.1897, studierte nach dem Besuch des Gymnasiums und nach der Beendigung 
des 1. Weltkriegs, den er als Soldat durchlebte, an den TH Breslau und Braunschweig. 


1923-1925 Bauführer am Mittelland-Kanal 

1925 Prüfung zum Regierungsbaumeister, anschließend beim Polizeipräsidium Berlin 

1926-1928 Entwurfsbearbeiter beim Deichverband Oderbruch 

1933 Regierungsbaurat bei der Regierung Magdeburg 

1935 Entlassung aus dem Staatsdienst (Nürnberger Gesetze) 

1935-1945 Bauleiter in privaten Baubetrieben 

11.8.1945 Provinzialdirektor, Abteilungsleiter in der Provinzialverwaltung 

20.8.1947 Min. Rat, Baudirektor, Leiter der Abteilung Planung und Kontrolle in der Abteilung Wie- 
deraufbau der Landesregierung 

31.10.1949 Ausscheiden aus dem Landesdienst 

1950 Leiter der Tiefbauverwaltung beim Senat von Westberlin 


Rep. 203 PA Nr. 340. „Berliner Morgenpost“ Nr. 36 vom 11.2.1956 
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weisung von Land war jedoch im Zuge der Bodenreform weder diskutiert noch vorgenom- 
men worden. 


Als Siedlungsform bevorzugte er die vorstädtische Kleinsiedlung. Ausgangspunkt seiner 
planerischen Überlegungen und gestalterischen Vorstellungen war sein Urteil über die Ent- 
wicklung Deutschlands zum Industriestaat, in deren Ergebnis eine „vielfach missgestaltete 
und unsoziale Umwelt“ geformt worden sei. Das Ziel des kommenden Wiederaufbaus sah er 
darum in weiträumigem Bauen mit den Bestandteilen Mieterwohnung mit Kleingartenland, 
gereihtem Kleineigentum, nebenberuflicher Siedlung am Stadtrand und Neubauernsiedlung 
auf dem Lande. Er beklagte, im Weichbild der Städte würden den Stadtkörper beschädigen- 
de Neubauernstellen angesetzt werden. Deshalb warnte er davor, die Fehler aus den Jahren 
1931/32 zu wiederholen, als aus falliertem, die Städte umgebendem Großgrundbesitz unge- 
ordnet vorstädtische Siedlungen angelegt worden waren. Solche Siedlungsformen bedürften 
sorgfältiger Planung: „Es ist das Gebot der Stunde, Hemmungen der vergangenen Zeit end- 
gültig zu beseitigen, die vorstädtische Kleinsiedlung am Stadtrande neben der Neubauern- 
siedlung auf dem Lande zu bedenken und alle fördernden Maßnahmen für diese Siedlungsart 
des Stadtrandes schon jetzt bei der Landbereitstellung einzuleiten. Als Juror für den ersten 
Wettbewerb zur Neugestaltung der Stadt Frankfurt (Oder) plädierte er für den „vollen Zu- 
sammenhang“ von Zweckmäßigkeit, Konstruktion, wirtschaftlicher Bauweise, Ortsbild und 
künstlerischen Werten. 


In den später von ihm maßgeblich beeinflussten Siedlungsplanungen und Haustype-Ent- 
würfen im Rahmen des Bodenreform - Bauprogramms sind deutliche Anklänge an seine 
früheren Arbeiten wiederzufinden. Als Baufachmann mit beiden Beinen fest auf dem Boden 
stehend, war er der pragmatische Architekt, der eine erkannte Sachlage nüchtern zu analy- 
sieren und die daraus gezogenen Schlüsse in praktisches Handeln umzusetzen verstand; er 
sah seine Bestimmung mehr im Bauen als im Planen. Weitausschauende Vorstellungen von 
prognostischen Modellen für Land und Landschaft, wie sie als Voraussetzung solcher landes- 
planerischer und landschaftsgestaltender Vorhaben erforderlich waren, lagen ihm ferner. Vor 
Utopien warnte er — auch angesichts der besonderen Zeitumstände - ausdrücklich. Er fand 
drastische Formulierungen und Vergleiche. Seine zitierte Grundauffassung vom Verhältnis 
verlorener Kriege zu Umfang und Qualität des Bauens war Leitmotiv für sein Handeln. „Ver- 
liebte und rückschauende Baugestaltung“ habe keine Berechtigung. Vereinfachte und keine 
„neumonumentale Planung“ solle mit einem System von Aushilfen die neuen Dörfer und 
Dorferweiterungen rasch und „treffsicher“ - eine Formulierung, die er häufig nutzte - pla- 
nen helfen mit Neubauernstellen als „bautechnische Volkswagen“. Das Land müsse in wirt- 
schaftlichster und betriebsgemäßer Weise aufgeteilt, mit allen Teilen hausgehalten werden. 
Feldwege seien auf ein Mindestmaß zu beschränken, die Feldentfernung in zulässigen Gren- 
zen bleiben; einem Mindestmaß an Aufwendungen und Diensten habe ein Höchstmaß an 
Nutzen gegenüberzustehen. Dem Neuen zugewandt, aber auch der Verantwortung für das 
architektonische Erbe bewusst, vertrat er seine Auffassung prinzipientreu und hartnäckig. 
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Das gilt auch für seinen Einsatz auf Nebenschauplätzen. Am 9. Oktober 1947 hatte die 
SMAD den Befehl Nr. 234 „Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und zur 
weiteren Verbesserung der materiellen Lage der Arbeiter und Angestellten in der Industrie 
und im Verkehrswesen“ herausgegeben”. Ministerpräsident Steinhoff erachtete es für dessen 
Durchsetzung als notwendig, dass sowohl Minister als auch Abteilungsleiter die Patenschaft 
für einen Betrieb übernehmen. Erbs nahm sich der Tondachwerke Havelberg an, den Haupt- 
erzeuger von Dachziegeln in Brandenburg. Er setzte sich dabei besonders für die Verbesse- 
rung der Wohnbedingungen der Beschäftigten ein. Kurz vor seinem Ausscheiden besuchte 
er den Betrieb am 9. März 1949 zum letzten Mal. Am 19. März verabschiedete er sich von 
der Belegschaft: „ Liebe Arbeitskameraden! Aus gesundheitlichen Gründen scheide ich am 
1.4.49 freiwillig aus meiner Tätigkeit als Leiter HA Bauwesen aus. Ich habe an der Förde- 
rung meines Patenbetriebes warmes Interesse genommen und mit ganzer Kraft erstrebt, die 
Wohnverhältnisse zu bessern, eine neue Siedlung zu errichten. Wenn mir diese bisher nicht 
gelungen ist, so hoffe ich doch, dass nach mir kommende Kräfte sich dieser Frage annehmen 
und meinem bisherigen Patenbetrieb helfend und fördernd zur Seite stehen. Ich verabschiede 
mich mit herzlichen Wünschen für alle Arbeitskollegen, stets Ihr Erbs“. Sein Rubicon waren 
nämlich die 1948/49 einsetzenden Bestrebungen zum Abriss des durch den Bombenangriff 
am 14. April 1945 zerstörten Potsdamer Stadtschlosses geworden. Er reihte sich ein in den 
vielstimmigen Chor seiner Kollegen. Bei der sowjetischen Kommandantur und am 11. Januar 
1949 bei Ministerpräsident Steinhoff verwandte er sich für dessen Erhaltung und provozierte 
dadurch Erwägungen, ihn aus der SED auszuschließen. Es ist sicherlich nicht zu weit gegrif- 
fen, darin einen der Gründe für seinen bald darauf folgenden Weggang aus brandenburgi- 
schen Diensten zu sehen”. 


Die Rahmenbedingungen für Siedlungsplanung und ländliches Bauen beurteilte er nüchtern 
und formulierte die dafür erfolgversprechende Strategie in beispielhafter Weise. Für ihre Um- 
setzung konzipierte er Leitlinien, die für die spätere praktische Arbeit prägend sein und Auf- 
nahme in die entsprechenden Weisungen finden sollten: „In unsrer Lage bleibt vorerst nicht 
die Zeit, mit dem dem Deutschen eigenen Streben nach Tiefgründigkeit der Methode vorzu- 
gehen. Wir sollen, um Schlimmeres zu verhüten, mit vereinfachend entwickelter Planungs- 
erkenntnis die Aufgabe meistern, dürfen Probleme nicht überspitzt entwickeln, müssen mit 
einem erleichternden System der Aushilfen die neuen Dörfer und Dorferweiterungen rasch 
so treffsicher planen, wie es unsere Kraft und Erkenntnis zulässt“. Er stimmte mit Striemer 
überein, wenn er postulierte, als Vorbereitung der Planung müsse die Anzahl der Bauern, ihre 
wirtschaftliche Lage, die Feldgröße, der Viehbestand, die Anzahl der Handwerker und der 
Flüchtlinge ermittelt und in einer Beratung mit den Dorfbewohnern Einvernehmen über In- 
halt und Ziel der Dorfplanung angestrebt werden. Als deren technische Grundlage sei eine 
Vergrößerung im Maßstab 1:10000 aus dem Messtischblatt anzufertigen und in dieser nach 
Begehung der Gemarkung und nochmaliger Beratung die Ortslage einzutragen. Darauf erst 
könne die Antwort auf die Frage nach der Lage der Gehöfte erteilt werden. Solche Struktur- 


78 Vgl. dazu Blöß, Kommunale Strukturen, S. 361-363. 
79 Vgl. dazu Mielke, Das Ende, S. 108-111; Kirschstein, Das Potsdamer Stadtschloss, S. 143-144. 
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untersuchungen sollten, wie von Striemer empfohlen, in einem „Strukturspiegel“ zusammen- 
gefasst werden. Für die Ortslagenplanung selbst stellte Erbs die folgenden Bedingungen: 


1. Gesamtanlage möglichst abseits verkehrsreicher Straßen; Zugang durch verbindenden 
Stichweg oder rückwärtige Erschließung. 

2. Bevorzugung der „Sammelsiedlung“ vor der Streusiedlung. 

3. Bildung eines zusammengefassten Dorfteils für Handwerkerhäuser, Läden, Gastwirt- 
schaft; Reserveland vorsehen; Vermeidung von polypenartig sich ins Land erstrecken- 
der Missbildungen; Begrenzung des Dorfes am Ein- und Ausgang durch entsprechende 
Gebäudestellung. 

. Umfriedung und Begrenzung des Dorfes durch Obstbaumpflanzung und Hecken. 

. Höchstentfernung Gehöft - Acker 1km. 

. Länge der einzelnen Schläge mindestens 100 m. 

. Größe der Hofstelle 0,25 ha. 


NOAUA 


Diese Konzeptionen bewegten sich völlig im Rahmen der herrschenden Auffassung. Erste Er- 
fahrungen aus Studien vor Ort und Austausch mit Kollegen flossen ein. Er tendierte dabei zu 
allgemeineren, in die Landesplanung eingebetteten Vorstellungen, warnte jedoch ausdrück- 
lich davor, diese als Selbstzweck zu betreiben. Die Lösung der Gegenwartsaufgaben lasse sich 
nur über eine „vereinfachte Problemstellung“ und kluge Begrenzung erreichen. Wie viele sei- 
ner Fachkollegen favorisierte er das Hauptdorf-Prinzip als Grundmuster für die Gestaltung 
territorialer Strukturen. Sein Programm brachte Erbs schon bald nach seiner Einstellung in 
die Provinzialverwaltung in einer Tour de force an die Öffentlichkeit. Auf der Bautagung des 
Zentralen Bauernsekretariats der VdgB vom 22.-23. August 1946 in Berlin, an der Vertreter 
der VdgB, Architekten und Kreisbaumeister teilnahmen, forderte er als erstes, einen Bebau- 
ungsplan in Angriff zu nehmen und den Siedlungen „Form zu geben“. Seine Ablehnung von 
Streusiedlungen wurde vom Kreisbaumeister des Kreises Templin unterstützt, der für seinen 
Kreis „geschlossene Ortsgemeinschaften“ im Anschluss an bestehende Ortschaften als Vor- 
zugsvariante betrachtete. 


Eine Besprechung im Bodenkulturamt Neuruppin am 23. September 1946 nutzte er, um sei- 
ne theoretischen Ansichten ausführlicher vorzutragen. Diese gingen davon aus, „den besten 
Zusammenklang der neuen Siedlung mit Dorf und Landschaft“ sicherzustellen. Dabei kom- 
me es darauf an, die Eigenart der Landschaft zu würdigen und die Neusiedlung „treffsicher“ 
einzuordnen: „Die Einfügung der Siedlung in die Landschaft ist das Gebot der Stunde“. An- 
gesichts einer in bestimmtem Maße durch verzettelte Parzellierungen und wilde Siedlungen 
bereits präjudizierten Ausgangslage müsse der Gefahr begegnet werden, dass das Altdorf 
durch die Erweiterung nicht nur „schönheitlichen Schaden“ nehmen, sondern dass sich auch 
ungünstige Dorfabstände ergeben könnten. Auf der 1. Tagung des Planungsverbandes Bezirk 
Cottbus“ am 23. Oktober 1946 in Spremberg stellte er als Zielprojektion der Dorfplanung 
heraus: 


80 Der mit seiner Gründungsversammlung am 20.9.1946 ins Leben getretene Planungsverband mit erstem Sitz 
in Spremberg war durch die Zuständigkeit des zum 25.7.1945 begründeten Oberlandratsamtes Cottbus de- 
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1. Das vorhandene Dorf und seine Erweiterung durch Bodenreform-Siedlerstellen und 
Siedlerstellengruppen. 

2. Die selbständige Bodenreformsiedlung als Dorf bzw. als Dorfgruppe mit Hauptdorf 
und Nebendörfern. 


In der Hauptsache widmete er sich, der das praktische Handeln gegenüber dem wissenschaft- 
lichen Planen favorisierte, der Werbung für sparsamste Bauweise. Auf dem vom Amt für Pla- 
nung und Wiederaufbau vom 25. bis 30. November 1946 veranstalteten Informations- und 
Schulungskursus für Architekten, die sich an der Siedlungsplanung beteiligen sollten, stellte 
er die Varianten einer Neubauernsiedlung vor. Gelegentlich einer Besprechung mit Planungs- 
architekten im Frühjahr 1947 orientierte er ein weiteres Mal ausdrücklich darauf, nur Projek- 
te mit geschlossener Bebauung vorzulegen. Als er am 1. August 1947 die Gelegenheit bekam, 
die Anliegen seines Bereichs im Kommunalpolitischen Ausschuss des LV Brandenburg der 
SED vorzutragen, rückte er sein zu dieser Zeit drängendstes Problem in den Vordergrund: 
Die Verwendung einheitlicher Bautypen für die Errichtung von Neubauernhäusern. Er folgte 
damit Freese und Waterstradt. Diese hatten Erfolgsaussichten für das ländliche Bauen nur 
dann zu erkennen geglaubt, wenn neue Bauweisen angewendet werden würden. Typisierte 
Bauteile aus fabrikmäßiger Massenproduktion sollten deshalb verarbeitet werden. Probleme 
der Siedlungsplanung berührte Erbs nicht, obwohl zu dieser Zeit gerade das Brandenburger 
Negativbeispiel Tauche zum Anlass für grundsätzliche Überlegungen über die Planung von 
Neubauernsiedlungen mit der Folge einer generellen Neuorientierung genommen worden 
war. 


Auf einer Vorstandssitzung des Planungsverbandes Niederlausitz schließlich kam er auf eines 
seiner Vorzugsprojekte zu sprechen. Er beklagte, eine wichtige Entscheidung sei versäumt 
worden, die im Zusammenhang mit der Bodenreform hätte geregelt werden können: die 
Ausweisung von Flächen für die Anlage von Kleinsiedlungen. Der Planungsverband selbst 
machte sich diese Konzeption zu Eigen. Dort ging man davon aus, dass sich auch durch die 
Zuwanderung von Umsiedlern die Struktur des Dorfes erheblich ändern werde; die Annah- 
me sei durchaus begründet, der gewerblich und industriell tätige Teil der Bevölkerung werde 
gegenüber dem bäuerlichen zunehmen. Durch die Bodenreform mit ihren verhältnismäßig 
kleinen Neubauernstellen werde sich zudem ein neuer Typ des „Arbeiterlandwirtes“ entwi- 
ckeln. Deshalb favorisierte der Planungsverband die ländliche Wohnsiedlung mit einer größe- 
ren Landbeigabe. Auf seiner Sonderschau „Was ist Dorfplanung“ im Rahmen der Cottbuser 
Landwirtschaftsmesse vom 1. bis 8. August 1948 dominierte diese Form der Dorfgestaltung. 


Erbs konnte seine Auffassungen auch als akademischer Lehrer vertreten, nachdem Vizepräsi- 
dent Rau ihm am 1. Januar 1947 einen nebenamtlichen Lehrauftrag „Die Neubauernsiedlung 
und der Wiederaufbau des Landes“ an der TH Berlin genehmigt hatte. Seine Antrittsvorle- 
sung hielt er zu diesem Thema. Nach zweijähriger Tätigkeit als leitender Landesplaner formu- 


finiert. Er firmierte nach der zum 31.1.1947 erfolgten Auflösung der Oberlandratsbezirke unter der Bezeich- 
nung „Planungsverband Niederlausitz, Sitz Cottbus“. Im Zusammenhang mit der Einführung der zentral 
gesteuerten Wirtschaftsplanung wurde er am 10.10.1948 aufgehoben. 
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lierte er im Sommer 1948 noch einmal allgemeine Ziele der Dorfplanung. Aus der Sicht sei- 
nes ein knappes Jahr später erfolgten Ausscheidens aus dem Landesdienst kann man diesen 
Bekundungen wohl den Charakter eines Vermächtnisses zulegen. Er meinte, die Dorfplanung 
werde ihre zeitbedingte Verwirklichung in einer neuen praktischen Ordnung, in Grünraum- 
ordnung und Heckenpflanzung finden. Auf der Naturschutztagung in Potsdam bezeichnete 
er die „sinnvolle Ordnung“ der Landschaft als Ziel der Landesplanung. Zuvor hatte er sich als 
Visionär versucht und sich am 26. April 1948 mit einem Appell „Bad auf dem Lande“ an die 
Kreisbauämter und die Landbaugesellschaft gewandt: „Wenn auch zur Zeit die Neubauern- 
siedlung alle Kräfte und Baustoffe in Anspruch nimmt, so wird doch im Verlaufe des Aufbaus 
des Landes auch den sonstigen Baufragen, insbesondere den Badegelegenheiten, Aufmerk- 
samkeit und Hilfe zugewandt werden müssen. Die beiliegende, noch verbesserungsbedürfti- 
ge Anlage gibt Anregungen, in welcher Verbindung billige Badegelegenheiten auf dem Lande 
durchführbar erscheinen, und es wird gebeten, zukünftig auf derlei Möglichkeiten zu achten 


und die Verwirklichung anzustreben“*!. 


2.5.3 Organisation des Dorfkörpers 


Waren die bisherigen theoretischen Vorstellungen zur Siedlungsplanung zunächst mehr von 
siedlungs- und planungstechnischen Überlegungen bestimmt, rückten entsprechend der 
allgemeinen politischen Zielstellung zunehmend solche zu den sozialen und bevölkerungs- 
politischen Funktionen sowie zur Selbstorganisation des Dorfkörpers in den Vordergrund. 
Sowohl die ansässigen Landlosen als auch die Umsiedler hatten durch die Bodenreform zwar 
Land erhalten, zuweilen waren auch Wohnraum und Stallgebäude zugeteilt worden; allein 
das reichte nicht aus, um eine geordnete Landwirtschaft zu begründen und zu einem sozi- 
al verträglichen Zusammenleben zu finden. Die dafür erforderliche politische Meinungs- 
bildung manifestierte sich in Brandenburg in der Landtagsdiskussion am 20. März 1947% 
über den Entwurf zum „ Gesetz zur Förderung der Bauvorhaben in der Bodenreform“. Sie 
fand in zeitlicher Nähe zum Bekanntwerden der unten behandelten Missstände in Tauche 
und Gorgast statt und ging von dem bis dahin erreichten Einvernehmen in konzeptionellen 
Fragen aus. Sie führte kommunal- und siedlungspolitisch Beabsichtigtes zusammen. Obwohl 
Siedlungsplanung im Entwurf nicht berücksichtigt worden war, kam sie in der Debatte zur 
Sprache. Die Landesregierung bekannte sich ebenso eindeutig wie die VdgB. Die Vermutung 
liegt nahe, dass das auf eine Abstimmung und Meinungsbildung auf zentraler Ebene zurück- 
geführt werden könnte. 


81 Rep. 250 Niederbarnim Nr. 662 (mit Bauzeichnung). 
PMB-Nachrichten Nr. 164 vom 14.7.1948. 
Erbs, Neubauernsiedlung. Mitgeschwungen sein könnte die Erinnerung an das nach seinen Entwürfen 
im Zusammenhang mit der Gestaltung des Wohlfahrtsforums in Brandenburg an der Havel in den Jahren 
1929/30 gebaute „Friedrich-Ebert-Bad“. Vgl. dazu Bodenschatz/ Seifert, Stadtbaukunst, S. 223-225. 

82 _ Stenographische Berichte, 1. Wahlperiode, S. 95-97. Zur Haltung von CDU und LDPD zum Gesetzentwurf 
s. Ottofülling, Blockpolitik, S. 591-592. 
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In seiner Begründung des Gesetzentwurfs äußerte sich Rau eindeutig zum entscheidenden 
Axiom der Siedlungsplanung. Er betonte, ein reines Neubauerndorf habe es in finanzieller 
Hinsicht schwer, es verlöre überdies jede Unterstützung bei Bestellung, Ernte und Erfüllung 
des Ablieferungssolls - die dann auch mangelnde Unterstützung beim Bau der Neubauernge- 
höfte erwähnte er bezeichnenderweise nicht - : „Wir wollen erreichen, dass die Herstellung 
der Neubauernsiedlungen nicht in Form von Streusiedlungen geplant wird, und wir wollen 
anstreben, dass zu erstellende Neubauernhäuser in den schon bestehenden Dörfern errich- 
tet werden und hier eine Eingliederung in die bereits bestehenden Gemeinden erfolgt. Die- 
se Bebauungsplanung der Eingliederung von Neubauern ist sowohl vom sozialen wie vom 
landesplanerischen und kommunalpolitischen sowie bauwirtschaftlichen Gesichtspunkt 
aus notwendig ... Aber auch vom Gesichtspunkt der kulturellen Betreuung der Neubauern 
ist es notwendig, dass sie in einem größeren Gemeinwesen liegen und miteinander arbei- 
ten können‘. Abgesehen davon, dass er 1946 die Neubauern zur Eigeninitiative beim Bauen 
aufgefordert hatte, war das seine einzige Äußerung als brandenburgischer Funktionsträger 
zur Siedlungsplanung. In der Diskussion hatte sich ihm der Abgeordnete Jadasch (VdgB)* 
angeschlossen und für die Ablehnung von Streusiedlungen auf das seiner Ansicht nach ab- 
schreckende Beispiel der Ortslagenplanung für Tauche - ohne den Ort zu erwähnen - ver- 
wiesen und wirtschaftliche und politische Gründe für diese Auffassung ins Feld geführt. 
Der Abgeordnete Leps (SED) war dieser Argumentation ebenfalls gefolgt: „Über die Frage 
der geschlossenen oder der Streusiedlung gibt es, glaube ich, nur eine Meinung, dass wir im 
Hinblick auf die Begründung, die der Herr Minister gegeben hat, und aus wirtschaftlichen, 
verkehrstechnischen und auch sonstigen Gesichtspunkten heraus eine geschlossene Siedlung 
anstreben“. 


Landrat Brinkmann (Kr. Wismar, Mecklenburg-Vorpommern) hatte dafür die kommunal- 
rechtlichen Bedingungen schaffen wollen. Auf der Beratung des LV Mecklenburg-Vorpom- 
mern der SED, der Landesverwaltung und Helmut Lehmann (ZS der SED) mit Alt- und 
Neubauern am 18. August 1946 hatte er beklagt, die Bauern in den häufig aus fünf bis sieben 
Ortsteilen bestehenden Gemeinden kennten sich nicht und daraus die Forderung abgeleitet, 
jeder Ortsteil solle eine selbständige Gemeinde bilden: „Wir streben also eine leistungsstarke 
Gemeinde an, sie muss nicht groß sein. Eine politische Bedeutung für uns liegt darin, wenn 
wir die Gemeinden möglichst klein machen und darnach streben, dass der Bauer sich ansieht 
als Mitglied einer großen Familie“**. Die enge Verbindung von Siedlungs- und Kommunalpo- 
litik war damit zwar öffentlich geworden, ein Echo in der SBZ fand dieses Vorgehen jedoch 
nicht. Den Hintergrund bildete nämlich eine Besonderheit von Mecklenburg-Vorpommern, 
die auf Entwicklungen im vorpommerschen Landesteil in der Zeit vor dem Ende des Krieges 
zurückging. Damals errichtete Großgemeinden wurden wieder in ihre ursprünglichen Be- 
standteile zurückgeführt. In diesem Zusammenhang waren auch nahezu zeitgleich im meck- 


83 _ Biographische Skizze in: „Die Ähre“ 1 (1947), H. 1, S. 13; biographische Angaben bei Wernet-Tietz, Bauern- 
verband, S. 222. 
84 _ Müller/Röpke (Hg.), Die ernannte Landesverwaltung, S. 556, Dok. Nr. 126. 
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lenburgischen Landkreis Wismar durch die Rücknahme von Eingemeindungen aus 44 Ge- 
meinden 99 neue kommunale Körperschaften gebildet worden®®. 


Dem Planen musste Bauen in bis dahin nicht gekannten Größenordnungen folgen‘‘. Dieses 
hatte nur einen Gegenstand: das Bauernhaus samt Wirtschaftshof. Voraussetzungen waren 
damit gegeben, in der Architektendiskussion der Weimarer Zeit erörterte und von Freese und 
Waterstradt empfohlene neuartige Technologien gezielt und geplant einzubeziehen. Besse- 
re Anwendungsmöglichkeiten für Typenbauweise, Montagebau und Serienfertigung waren 
kaum denkbar. Fachkreise, Verwaltung und auch die SED griffen das Thema auf. Erbs sprach 
sich für den Einsatz aller Mittel von Technik und Konstruktion und eine „Typenmäßige Se- 
rienherstellung“ aus. Bechler verlangte den „Serienbau ländlicher Siedlerstellen.“ Sägebrecht 
forderte, die Wohnungsreform wie die Bodenreform zu gestalten: „Im Baujahr 1946 muss 
zu einer revolutionierenden Bauweise übergegangen werden“. Waterstradt hatte dazu das 
Stichwort geliefert. Auf Naturbauweisen müsse zurückgegriffen, von der handwerksmäßigen 
Herstellung von Bauteilen zu deren industriemäßiger Produktion übergegangen werden. Die 
Voraussetzungen dafür wurden von der Landbaugesellschaft mit der Entwicklung von drei 
Eindach-Haustypen (Typ A- C) erbracht. Jäckel und Briesenick hatten die Typen A und 
C, Noth den Typ B gezeichnet. Damit war man zu dem Typ der „Wohnhausstallscheune“ 
zurückgekehrt, der im Siedlungsbau der Weimarer Republik wegen seiner billigen Bauweise 
und seiner leichten Ausbaufähigkeit favorisiert worden war. 


85 Vgl. dazu im Einzelnen Blöß, Verwaltungsstrukturreform, S. 499-500 ; Ders., Kommunale Strukturen, S. 97- 
98. 

86 „Märkische Volksstimme“ Nr. 37 vom 4.6.1946. 
Karutz, Siedelungsverfahren, S. 621; Waterstradt, Bauhilfe, S. 41; Erbs, Neubauernsiedlung, S. 3; Interview 
über die Bodenreform, S. 3; Der Neubauernhof, nach S. 4. 
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3. „Wer vertritt nun die Interessen des ländlichen 
Bauwesens?"” 
Die Verwaltungsorganisation 


3.41 Aufstellung in bedrängter Lage 


Eines der schwerwiegendsten und weitreichendsten Hindernisse für die Fortführung der Bo- 
denreform und die Umsetzung des theoretisch Vereinbarten wird sichtbar, wenn der Blick auf 
die Verwaltungsaufstellung gerichtet wird, die dieses herbeizuführen in der Lage sein sollte. 
Eine solche bestand nicht. Sollte das große Werk gelingen, zu dem man angetreten war, muss- 
te eine entschlossene und tatkräftige, mit klaren konzeptionellen Vorstellungen ausgestatte- 
te Leitungsorganisation Weg und Ziel vorgeben, Erreichtes analysieren und Gemeinsames 
koordinieren. Auf den in der Weimarer Zeit formulierten Bedingungsrahmen konnte man 
sich besinnen: Land - Siedler - Geld - Siedlungsträger””. Davon waren die ersten Drei vor- 
handen. Definition und Herstellung der Arbeitsfähigkeit des Vierten beanspruchte wie die 
Etablierung einer leistungsfähigen Verwaltungsorganisation als fünftem und wesentlichstem 
Bestandteil Zeit, die eigentlich nicht zur Verfügung stand. Den Weg zu geordnetem Planen 
und Bauen schnell und erfolgreich zu beschreiten, verstellten zwei Hürden: Differenzen und 
Animositäten zwischen den beteiligten Verantwortlichen und eine Strategie, die auf falscher 
Beurteilung der Lage und fehlender konzeptioneller Vorstellung gründete. In teilweise un- 
geordnetem und häufig konfrontativem Zusammenwirken potenzierte sich dieses negative 
Störpotential. Darüber hinaus türmten sich als Spezifikum der Nachkriegszeit kaum lösbare 
Baustoff-, Transport- und Arbeitskraftprobleme vor Entscheidungsträgern und Fachleuten 
auf. Zunächst aber behinderten nicht nur in Brandenburg, sondern mit Ausnahme von Sach- 
sen in allen Gliedern der SBZ eine noch ungefestigte allgemeine Verwaltungsstruktur, Kom- 
munikationsprobleme, daraus resultierende Eigenmächtigkeiten unterer Verwaltungsstellen 
und von Bauern das schnelle Umsetzen gewonnener Einsichten über die Gestaltung der zu- 
künftigen Dörfer in staatliches Handeln. Überlegungen und Erwägungen über die Priorität 
vom Wiederaufbau zerstörter Dörfer und Städte gegenüber dem landwirtschaftlichen Bauen 
traten hinzu. Entscheidender Faktor aber war die ungenügend aufgestellte Verwaltungsorga- 
nisation. Sie hatte positive und negative Kompetenzkonflikte zur Folge und gipfelte in teilwei- 
sem Versagen der Zentrale. 


Sowohl in der Spitze der brandenburgischen Verwaltung als auch in der Zentrale fehlte nicht 
nur das Verständnis für die Komplexität der Umgestaltung auf dem Lande, es fehlte vor al- 
lem eine Führungspersönlichkeit, die, von der Zielprojektion erfolgreiche Beendigung der 
Bodenreform ausgehend, alle dazu notwendigen Bedingungsfaktoren, darunter vor allem die 
der Führung der der Bodenaufteilung notwendigerweise folgenden Prozesse, zu definieren 
und durchzusetzen verstand. Großes Beginnen drohte, von seinen Schöpfern selbst aufgehal- 


87  Bollert, Die Landeskulturgesetzgebung, S. 6. 
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ten zu werden®®. In Berlin übte man sich in Appellen und dem Umreißen von Zukunftsbil- 
dern. Hoernle klang wie ein Rufer in der Wüste, als er proklamierte: „Das landwirtschaftliche 
Bauen steht heute im Mittelpunkt aller Erörterungen von Neusiedlerfragen; denn es muss 
gelingen, mit möglichst geringen Kosten dem Neusiedler einen Hof, eine Heimat zu schaffen, 
in der er sich nicht nur wohlfühlt, sondern in der er auch eine Arbeitsstätte findet, die ihm 
Gelegenheit gibt, sich die Vorteile der Landtechnik im größtmöglichen Umfang nutzbar zu 
machen ... Die Aufgabe ist so wunderbar, dass die Freude an der Arbeit der Lohn sein wird, 
der am stärksten beglückt“. Ein Jahr später, zwei Drittel der Neubauern hatten immer noch 
keine eigenen Wohn- und Wirtschaftsgebäude, rief er aus: „Das ist ein auf die Dauer unerträg- 
licher Zustand, eine Gefahr für die Bodenreform und für die Volksernährung‘“. 


Die Aufsiedlung des Bodens, wenn auch der eigentlich umformende und alles Weitere be- 
gründende Vorgang, hatte einer speziellen Verwaltungsorganisation noch nicht bedurft. 
Landhungrige Siedler und ihre Zusammenschlüsse genügten in der Regel, um das Land auf- 
und zuzuteilen. Die daraus folgenden Schritte jedoch, die Vermessung, die grundbuchliche 
Sicherung des neuen Eigentums, die Unterbringung der Neusiedler vor allem und ihre Aus- 
stattung mit Hof, Stallung und Scheune, die Einbindung ihrer Wirtschaft in einen größeren 
planerischen Rahmen, insbesondere aber der in allen Gliedern der SBZ bestehende, aus der- 
selben Ausgangsposition herrührende Lösungszwang verlangten nach ordnender Hand, nach 
Führung und Begleitung durch einen abgestimmten Apparat auf allen Ebenen von der Ge- 
meinde bis zur Zentrale. Sollte der Erfolg des Gesamtunternehmens nicht bereits in seinem 
Anfangsstadium in Frage gestellt werden, war das eine unverzichtbare Voraussetzung. „Wo 
gibt es in ganz Deutschland eine Aufgabe dieses Umfangs?“ fragte Schneider”. „Zur Siedlung 


88 Rep. 274 Nr. 70. 
DY 30/IV 2/2.022 Nr. 55, Bl. 8-12, 61-62, 82; DY 30/IV 2/7 Nr. 51, Bl. 310-314; Nr. 140, Bl. 146. 
„Der freie Bauer“ Nr. 4 (November 1945); „Volkszeitung“ [Schwerin] Nr. 86 vom 9.11., Nr. 92 vom 16.11., 
Nr. 118 vom 16.12.1945; „Der Märker“ Nr. 3 vom 8.1.1946. 
Hoernle, Zur Einführung; Ders., Bauer, S. 911; Berichte, S. 144-145, 202-208; Striemer, Strukturuntersu- 
chung, S. 9; Boddin, Siedlungsverfahren, S. 34; Kuntsche, Probleme, S. 32, 38. Vgl. auch Boyens, Die Ge- 
schichte I, S. 78-79, 90-93, 210; II, S. 109. 

89 Werner Schneider, geb. am 4.6.1910 in Berlin, (SED), bestand nach dem Besuch von Grundschule und Real- 


gymnasium 

1928 das Abitur 

1932 Aufgabe des Studiums an der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät der Uni- 
versität Berlin, nachdem der Vater arbeitslos geworden war 

1933-1935 Märkische Wochenend GmbH, Volontär, Korrespondent 

1945-1939 Süd-Berlin Boden AG, Verkaufsleiter 

1939-1945 Wehrmacht, amerikanische Gefangenschaft 
Während des Krieges Absolvierung von zwei weiteren Semestern an der Universität 
Berlin danach nach eigener Aussage zum juristischen Doktorexamen zugelassen. 

1.11.45-30.4.46 Amtsverwaltung Groß Köris (Kr. Teltow), Leiter Ernährungs- und Wirtschaftsamt 

1.5.46-30.9.46 Geschäftsstelle für Bauvorhaben der Bodenreform Oberbarnim, Leiter 

1.10.46-28.2.47 Aufbauamt Ost, Leiter 

1.3.47-31.5.1949 Brandenburgische Landbau-Gesellschaft, Geschäftsführer 
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gehört schließlich eine geeignete Organisation‘, hatte schon Boddin geschrieben. Dem stand 
Manches entgegen. Belastungen aus der Vergangenheit wirkten nach. 


Auf ein Vorhaben solcher Dimension zudem waren Verwaltung und die sie tragenden Kräfte 
nicht eingestellt, weder die Länder und Provinzen noch die Zentrale organisatorisch auf das 
sich aus der Bodenverteilung herleitende Planen und Bauen vorbereitet. Dieser Mangel wur- 
de ebenso schnell evident, wie die Tatsache nicht zu verleugnen war, dass im Laufe der Zeit 
eine zunehmend hypertrophe Organisation sich vielmehr selbst verzehrte. Denn Umfang, 
Komplexität und Kompliziertheit des Vorhabens brachten ein Geflecht von staatlichen und 
anderen Stellen im Land und in der Zentrale hervor, deren Zusammenwirken schließlich erst 
über einen längeren Zeitraum optimiert werden konnte. Aus Anlass besonderer Lage begrün- 
dete Sonderstellen und die in der Euphorie der Nachkriegszeit hartnäckig verfochtenen und 
respektierten Selbstverwaltungsrechte trugen das Ihre zu der Herausbildung einer zerfaser- 
ten und ineffektiven Verwaltungsstruktur bei. In kurzer Zeit hatte sich ein Behördendschun- 
gel aufgetan, der mehr mit sich selbst als mit seiner Aufgabe beschäftigt war. Ungefestigte 
konzeptionelle Vorstellungen auf den Führungsebenen hatten dem Vorschub geleistet. Un- 
günstiger konnte der Start nicht sein. 


Nicht nur Staats- und Kommunalverwaltungen waren zerschlagen und mussten mühevoll 
wieder aufgebaut werden, auch spezielle Bauverwaltungen in der erforderlichen Anzahl und 
Qualität und der entsprechenden Besetzung waren nicht vorhanden. Das mecklenburgische 
Beispiel war offensichtlich nicht zur Kenntnis genommen worden. Dort war unmittelbar nach 
Erlass der Bodenreformregelungen ein Landesbauausschuss gebildet und ein Wiederaufbau- 
amt errichtet worden. Dessen Auftrag lautete: Aufbau von Neubauernstellen und Wieder- 
aufbau der kriegszerstörten Städte und Dörfer. In Brandenburg begann das Bauen auf dem 
Lande ohne abgestimmte Konzeption, ohne vorhergehende Planung. Die Auswirkungen des 
Umbruchs der ländlichen Wirtschaftsweise auf die Gestaltung des ländlichen Raumes im All- 
gemeinen und auf die Form der neuen ländlichen Siedlungen im Besonderen waren weder 
beachtet, geschweige denn analysiert worden. Ein eigenartiger Widerspruch hatte sich aufge- 
tan. Während Landesplaner, Landschaftsgestalter und Architekten den großen Wurf für die 
Neugestaltung des ländlichen Raumes im Auge hatten, den die Landaufteilung bot, fehlten 
den staatlichen und kommunalen Stellen und auch den Parteien Vorstellung und Einsicht, 
dass dieses nur über Planen und Bauen unter zentraler und einheitlicher Lenkung zu bewerk- 
stelligen sein werde und dass sich daraus Verpflichtung und Verantwortung ergab, eine ent- 
sprechende leistungsfähige und effektive Verwaltungsorganisation zu schaffen. 


Ein Fehler strategischen Ausmaßes verschärfte die Lage. Begünstigt durch das Streben der 
Zeit nach unmittelbarer Demokratie und durch die Betonung der Selbstverwaltung, wohl 
auch erzwungen durch Baustoffmangel, verstärkt durch Unsicherheit bei der Provinzialver- 
waltung und z. T. hilflos anmutendes Agieren der Zentrale, die der Vermutung der Ahnungs- 


1.6.1949 - März 1950 VVB Bau Kleinmachnow, Hauptdirektor 
danach Bauunion Ost, Berlin 
Rep. 208 Nr. 4276, Bl. 66-71; Rep. 401 PA 19361 
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losigkeit Raum geben, ging man dort in völliger Verkennung der Lage davon aus, die Bauwil- 
ligen könnten die Aufgabe selbst in die Hand nehmen. Selbsthilfe war das Zauberwort der 
ersten Zeit. Der Erlass des Präsidenten der Provinzialverwaltung „Bauern- und Siedlungsbe- 
ratung“ vom 17. November 1945 (VOBIB. S. 75) enthielt dementsprechend die Aufgabe, die 
Neubauern beim Bauen und der Inventarbeschaffung zu beraten. Schulungskurse in jedem 
Kreis waren angedacht, auf denen die Neubauern für das Bauen geschult werden sollten. Rau 
verkündete öffentlich: „Das Wichtigste aber ist das freudige und entschlossene Zupacken 
unserer Bauern und Landarbeiter selbst“. Noch auf der Zonenkonferenz für Bodenordnung 
im Juli 1947 erklärte Volck, Brandenburg wolle die Initiative zum Bauen möglichst in die 
Hand der Siedler selbst legen. Dahinter mag auch die illusionäre Hoffnung sich verborgen 
haben, das Baugeschehen werde sich im Selbstlauf regulieren. In Gestalt der VdgB war eine 
anleitende, koordinierende und bauausführende Stelle schnell gefunden. Diese Fehlentschei- 
dung konnte nur schwer korrigiert werden. Sie belastete Planen und Bauen auf dem Lande 
bis zur Gründung der DDR. Zeit verstrich, bis in einem Prozess des learning by doing eine 
leistungsfähige Organisationsform gefunden worden war. Diese Gelegenheit nahm die VdgB 
gerne an. Sie riss die Initiative an sich. Dabei konnte sie sich wohlwollender Unterstützung 
einflussreicher Entscheidungsträger erfreuen, die sich dadurch eigener Verantwortung entho- 
ben dünkten. Inwieweit sich dahinter die Hoffnung verborgen haben könnte, in Anbetracht 
des katastrophalen Mangels an Baustoffen, Arbeitskräften und Transportmitteln nur auf diese 
Weise auch die geringsten Reserven ausschöpfen zu können, lässt sich nicht mit genügender 
Gewissheit feststellen. Die dadurch ausgelöste Verwirrung und Unsicherheit verzögerte je- 
denfalls die erforderliche schnelle Entscheidungsfindung. 


In Brandenburg wurden rechtzeitige und durchgreifende organisatorische Lösungen zusätz- 
lich behindert durch einen tiefgreifenden Dissens zwischen dem für die Bodenreform ver- 
antwortlichen Vizepräsidenten Rau und Hoernle, den letzterer als „Skandal“ bezeichnete. Da 
Rau und sein Bereich sich gegenüber einer anderen Zentralverwaltung, der Deutschen Zent- 
ralverwaltung der Brennstoffindustrie, ganz anders verhalten hatten”, können über die Ursa- 
chen des Zerwürfnisses nur Mutmaßungen angestellt werden. Es könnte seinen Ursprung in 
der kurzen Zeit gehabt haben, während der Hoernle der Provinzialverwaltung Brandenburg 
als Vizepräsident vorstand und Rau als sein Stellvertreter fungierte, bis er nach dem Abgang 
Hoernles nach Berlin selbst zum Vizepräsidenten aufstieg. Hoernle schien sich nicht anders 
helfen zu können, als sich am 29. November 1945 an Ulbricht zu wenden?'. Er beklagte, 
Rau ignoriere das Zentralisations- und Kontrollrecht der Deutschen Zentralverwaltungen 
und unterminiere deren Autorität planmäßig, indem er die Auffassung vertrete, die Existenz 
der DVLF und die Stellung Hoernles hingen am seidenen Faden. Da Sägebrecht der Bitte, 
eine Aussprache herbeizuführen, nicht nachgekommen sei, gedenke er, sich an Karlshorst zu 
wenden. Dem jedoch wurde vorgebeugt, Rau ins ZS der SED zitiert. Ulbricht hatte Reutter 
beauftragt, mit ihm zu sprechen. Es muss wohl ein reinigendes Gewitter gegeben haben. 


90 Vgl. dazu Blöß, Grenzen und Reformen, S. 207-208. 
91 DY30/IV 2/7 Nr. 145, Bl. 18, 21; NY 4182 Nr. 976, Bl. 12. 
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Die Rivalität war damit nicht beendet; sie weitete sich zu einer Konfrontation zwischen Rau 
und der DVLF aus. Am 25. Oktober 1946 erging eine von Hentschel, dem Leiter der Ab- 
teilung Inneres, unterzeichnete Verfügung an die kommunalen Behörden der Provinz. Sie 
untersagte ihnen jeglichen Verkehr mit den Berliner Zentralverwaltungen außer der für Han- 
del und Versorgung. Man hatte aber wohl übersehen, dass die Zuständigkeitsregelung für die 
DVLEF gerade diese Prärogative begründet hatte. Erneuter Anlass für Hoernle also, der sicher- 
lich nicht zu Unrecht Rau hinter dem Vorgehen vermutete, um beim Zentralsekretariat wegen 
Abhilfe vorzusprechen. Dort entsann man sich des Eklats vom Ende des vergangenen Jahres. 
Reutter beklagte die selbstherrliche Einstellung Raus und ersuchte Merker und Lehmann, 
„ein ernstes Wort“ mit beiden Kontrahenten zu sprechen. Rau wies er am 20. Dezember auf 
das Fehlerhafte der brandenburgischen Haltung hin und betonte die Bedeutung einer „ge- 
deihlichen und notwendigen Zusammenarbeit“ von DVLF und Provinzialverwaltung. Die 
persönlichen Animositäten aber dauerten an. 


3.2 Verwaltungsaufbau in Brandenburg 


Es mangelte in der Provinz nicht nur an einer eigenständigen Bauverwaltung; auch für die 
Organisation des Bauens auf dem Lande fehlten Vorstellungen, in welchen Strukturen dieses 
erfolgen solle. Wie in Berlin keine Zentralbauverwaltung fungierte, wies auch die Struktur 
der Provinzialverwaltung keine selbständige Bauabteilung aus; das Bauwesen fand sich in die 
Abteilung Finanzen inkorporiert. Dieser wiederum wurde das am 6. September 1945 zusam- 
men mit der am selben Tage erlassenen Bodenreform-Verordnung errichtete Referat „Länd- 
liches Bauwesen“ nicht zugeordnet, sondern in die Abteilung Ernährung und Landwirtschaft 
integriert. Es bestand nur aus seinem Leiter Kreidel”” und sollte als Beratungsstelle zunächst 
für alle landwirtschaftlichen Bauaufgaben fungieren, die sich aus dem Wiederaufbau im land- 
wirtschaftlichen Sektor ergaben. Es hatte also der späteren ausdrücklichen Aufforderung aus 
Berlin nicht bedurft. Am 17. Dezember 1945 hatte die DVLF die „Anweisungen über Vor- 
schläge und Maßnahmen der praktischen Hilfe für die Neubauernwirtschaften“ erlassen. Sie 
ordneten u.a. an, für Planung und Bau der erforderlichen Wohn- und Wirtschaftsgebäude bei 
den Provinzial- und Kreisverwaltungen „besondere Abteilungen oder Gruppen“ zu schaffen. 
Sechs Tage zuvor war zum 8. Januar 1946 von der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft 
zu einer Besprechung der für den ländlichen Wiederaufbau und die Durchführung der Bau- 


92 Karl Kreidel, geb. 9.7.1886 (parteilos) 
1892-1900 Schulbesuch 
1900-1904 Lehre als Maurer und Zimmermann 
1904-1907 Höhere technische Lehranstalt des Hochbaufaches Breslau 
1907-1909 Bauführer und Architekt 
1909-1913 Landbank Berlin: Architekt 
1913-1933 Deutsche Landwirtschaftsgesellschaft Berlin: Architekt 
1933-1945 Märkische Landschaft, Wirtschaftsberatung: Leiter der Bauabteilung 
Ab Juli 45 Provinzialverwaltung: Prov.Rat und Leiter des Referats „Ländliches Bauwesen“ 
1946 März Entlassung auf eigenen Wunsch, um Lehramt an Bauschule Berlin zu übernehmen. 
Rep. 203 PA 465 
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ten in der Bodenreform verantwortlichen Baufachleute geladen worden. Dazu wurden Mel- 
dungen zu den folgenden Fragen erbeten: 


1. Besteht bei der Kreisverwaltung bereits ein Bauamt oder ist dessen Einrichtung vorge- 
sehen? 

2. Wenn ja, welche Aufgaben hat das Amt? 

3. Wie ist dessen Besetzung, insbesondere durch Hochbautechniker für landwirtschaftli- 
che Bauten? 


Da vor der Errichtung der Provinzialverwaltung auf Kreis- und Gemeindeebene bereits ar- 
beitsfähige Verwaltungen agierten, die Provinzialverwaltung danach wiederum auf Grund 
der lange gestörten Kommunikationsverhältnisse zu diesen nur schlecht durchdringen konn- 
te”, zunächst auch keinen Überblick über deren Strukturen hatte, lag der Schwerpunkt der 
Bemühungen anfangs in den Kreisen und dort bei Sonderbehörden und auch bei einzelnen 
Bauern. Sonderbehörden waren bereits wieder in Tätigkeit gesetztworden. Für Vermessungs- 
aufgaben und die Betreuung von Bodenreformbauten wurden durch Runderlass der Abtei- 
lung Finanzen vom 1. Oktober 1945 (VOBIB. S. 54) sieben Bodenkulturämter (Tab. 1)”* 
errichtet. Ihre Zuständigkeitssprengel waren so zugeschnitten, dass jedes Amt die gleiche 
Anzahl enteigneter Wirtschaften zu bearbeiten hatte. Siedlungsplanung stand bei diesen Stel- 
len nicht auf der Agenda; sie sollten lediglich Beratungsfunktionen auf dem Gebiet des Bau- 
wesens ausüben. Wie die Katasterämter bestanden die Staatshochbauämter nach Kriegsende 
als unmittelbar der Provinzialverwaltung unterstellte Behörden fort. Soweit sie arbeitsfähig 
waren, übernahmen sie Zuständigkeiten auf dem Gebiet des ländlichen Bauwesens. In ein- 
zelnen Kreisen wirkten daran auch die Kreisbaumeister mit. Es schien die eben eingeleiteten 
organisatorischen Lösungen geradezu zu konterkarieren, als kurz nach der Errichtung des 
Amtes für Planung und Wiederaufbau in der parteiamtlichen Zeitung der bereits erwähn- 
te, nicht gezeichnete programmatische Artikel mit der Forderung erschien: „Wir dürfen uns 
nicht darauf verlassen, dass die oberen Verwaltungsstellen Pläne für die Wirtschaft und die 
Errichtung neuer Wohnstätten aufstellen: jeder Kreis, jede Stadt, ja jedes Dorf muss sich ei- 
nen Plan aufstellen, nach dem gearbeitet wird.“ 


Mit der Errichtung der Provinzialverwaltung nahm auf Provinzebene eine Zuständigkeitsauf- 
teilung ihren Anfang, die den komplexen Vorgang „Bodenreform“ in der ersten Zeit bestim- 
men sollte”. 


93 „Märkische Volksstimme“ Nr. 9 vom 30.4.1946. Zur Lage der Verwaltung nach Kriegsende s. Blöß, Kommu- 
nale Strukturen, S. 29-37. 

94 Rep. 208 Nr. 195, Bl. 14. 
Zum 1.4.1952 aufgelöst durch Rd. Erl. des Ministeriums für Land- und Forstwirtschaft vom 17.4.1952 
(GVBl. II S. 113). Die Bearbeitung von Eigentums- und Nutzungsveränderungen ging auf das HR Boden- 
wirtschaft des Ministeriums für Land- und Forstwirtschaft, die der Bodenreformangelegenheiten und der auf 
die Berichtigung des Katasters gerichteten Vermessungsaufgaben auf die betreffenden Verwaltungsstellen 
des Landes und der Kreise über. 

95 Rep. 208 Nr. 2971, Bl. 28-30; Rep. 230 Bernau Nr. 179; Rep. 250 Niederbarnim Nr. 662; Rep. 250 Templin 
Nr. 719. 
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Tab. 1: Aufstellung der Bodenkulturämter 


Bodenkulturamt Geschäftsbereich (Landkreise) 

Berlin Ost- und Westhavelland, Niederbarnim 

Mahlow Beeskow-Storkow, Jüterbog-Luckenwalde, Teltow, Zauch Belzig 
Cottbus Calau, Cottbus, Guben, Luckau, Lübben, Sorau, Spremberg 
Seelow Lebus, Oberbarnim 

Prenzlau Angermünde, Prenzlau 

Neuruppin Ruppin und Templin 

Perleberg Ost- und Westprignitz 


Abteilung Inneres: hoheitliche Leitung der Bodenreform; 
Abteilung Finanzen: allgemeines Bauwesen; 
Abteilung Ernährung und Landwirtschaft: landwirtschaftliches (Bodenreform)- Bauen. 


Häufige Strukturveränderungen störten zusätzlich. Das Bauwesen wechselte mit der Begrün- 
dung des Amtes für Planung und Wiederaufbau durch Beschluss des Präsidiums der Provin- 
zialverwaltung vom 18. April 1946 aus der Zuständigkeit der Abteilung Finanzen in die der 
Abteilung Industrie. Der Ansatz für geordnetes Planen und Bauen in der Provinz war geschaf- 
fen und sogleich in Frage gestellt worden, denn exakte Zuständigkeitsfestlegungen und -ab- 
grenzungen waren nicht erfolgt. Dadurch ergab sich eine Konkurrenzsituation zwischen den 
Abteilungen Industrie und Ernährung und Landwirtschaft, die bis dahin das Feld des ländli- 
chen Bauens in Gestalt des Referates Ländliches Bauwesen allein bearbeitet hatte. Ohne das 
Bestehen der neuen Planungszentrale zu beachten, bestimmte diese Abteilung am 13. Juli 
1946 die Organisation der Siedlungsplanung und behielt sich dafür die Weisungskompetenz 
vor. Mit der Einführung der Ministerialverfassung im Rahmen der Bildung von Provinzial/ 
Landesregierung bestand dieser Zustand fort. Die Ministerien für Wirtschaftsplanung, der 
Finanzen und - ab Anfang 1948 - des Innern mit seiner Abteilung XIV Landes und Kom- 
munalangelegenheiten (ab November 1948 HA Landes-, Kreis- und Gemeindeverwaltung) 
teilten sich die Aufgaben auf dem Gebiet des ländlichen Planens und Bauens. Von den jewei- 
ligen Abteilungsleitern Streit, E. Scholz”, Wegner und Lufft ist nur bei Scholz ein gewisses 
Engagement für dieses Aufgabengebiet zu erkennen. 


Auf ordnende Hand aus Berlin wartete man vergebens; im Gegenteil: Am 5. Mai 1946 hatte 
sich Hoernle an die Präsidenten der Landes- und Provinzialverwaltungen gewandt und um 
die Angleichung der Strukturen des ländlichen Bauwesens an die der DVLF ersucht. Wie 
in Berlin, wo dieser Aufgabenbereich der HA Technik zugeordnet war, sollte er auch in den 


DY 30/IV 2/7 Nr. 135, Bl. 57. 
Auflistung der Güter, die als Saatzucht-, Viehzucht- und Mustergüter vorgesehen waren (Stand: Oktober 
1945), in: Rep. 250 Cottbus Nr. 1488, Bl. 188-190. 

96 Zu E. Scholz vgl. auch Schätzke, Nach dem Exil, S. 273. Dort wird seine Tätigkeit in Brandenburg nicht be- 
rührt. 
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Ländern und Provinzen der Abteilung Technik angeschlossen werden. Eine solche allerdings 
bestand in keiner der angesprochenen Verwaltungen. Die dafür gefundene Begründung hätte 
die für das landwirtschaftliche Bauen sein können, wenn der Präsident seine Vorstellungen 
in seiner eigenen Behörde durchgesetzt hätte: „Damit erhält das landwirtschaftliche Bauwe- 
sen einen außerordentlichen Auftrieb, der die für dieses Ressort verantwortlichen Dienst- 
stellen und Organe zu einer Beachtung des früher stark vernachlässigten landwirtschaftli- 
chen Bauwesens zwingt. Da eine Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion fast immer 
mit der Lösung des Bauproblems verbunden ist, erhält die Abteilung Landwirtschaftliches 
Bauwesen eine erstrangige Bedeutung auf dem Gebiete einer zeitgemäßen, fortschrittlichen 
Technisierung der Landwirtschaft. Aus diesem Grunde weise ich ganz besonders darauf hin, 
diese Abteilung mit den besten Fachkräften zu besetzen ... Das Bauwerk ist in erster Linie 
ein Betriebsmittel des Bauern. Dieser Forderung müssen sich alle im landwirtschaftlichen 
Bauwesen Schaffenden unterstellen, und es darf auf keinen Fall dazu führen, diesen für die 
Gesundung unserer Volkswirtschaft wichtigsten Zweig als eine sozialpolitische oder woh- 
nungsfürsorgerische Aufgabe zu betrachten.“ Das lässt das fortdauernde Dilemma erkennen: 
Das ganze Trachten galt dem Bauen; Planung für die Anordnung der Bauten im Raum lag 
außerhalb der Aufmerksamkeit. 


Wenig später setzte sich der Zuständigkeitswechsel für diesen Bereich in Brandenburg fort; 
er erschwerte effektives und ergebnisorientiertes Handeln auch förderhin?”. Mit neuerlichem 
Präsidiumsbeschluss vom 2. Juli und durch Rd. Erl. Nr. 1/46 vom 25. Juli 1946 wurden dem 
„Generalbaureferat“ im Amt für Planung und Wiederaufbau alle Aufgaben der Landespla- 
nung, des Städtebaus und des Wiederaufbaus (ohne Industrie), die Baupolizei und die Hoch- 
bauämter zugeordnet. Das hatte die Zuweisung von Strukturteilen aus anderen Abteilungen 
zur Folge: Am 1. August 1946 wechselte das Wohnungs- und Siedlungswesen von der Abtei- 
lung Finanzen. Ihm folgte durch Beschluss des Präsidiums der Provinzialverwaltung vom 9. 
Oktober 1946 das Referat für ländliches Bauwesen von der Abteilung Landwirtschaft und 
Forsten. Nach der ersten Etappe der Landaufteilung und der Zuweisung von Gütern an die 
Provinzialverwaltung kamen bei diesem Aufgaben aus der Gestaltung von Neubauerngehöf- 
ten und die Bearbeitung aller Baupläne und Baufragen der über 100 Provinzialgüter hinzu. Im 
Zuge der Bildung der Provinzialregierung am 12. Dezember 1946 wurde schließlich die Bin- 
dung des Bauwesens an den Bereich Industrie gelöst; es gelangte zusammen mit dem gesam- 
ten Amt für Planung und Wiederaufbau in seinen ursprünglichen Beziehungszusammenhang 
und bildete mit diesem nunmehr ab Januar/Februar 1947 die Abteilung XII Wiederaufbau 
im Ministerium der Finanzen, um im Dezember 1948 nach dem von der DWK unterbreiteten 
Strukturvorschlag als HA Aufbau an das Ministerium für Wirtschaft zukommen. 


97 Rep. 203 Nr. 70, Bl. 479; Rep. 206 Nr. 2207; Nr. 2639, Bl.96, 112, 168; Nr. 2640; Nr. 2791; Nr. 3439; Rep. 
208 Nr. 2339, Bl. 64, 76, 107, 118; Nr. 2474, Bl. 170-175; Nr. 2673, Bl. 37, 40; Rep. 230 Cottbus Nr. 14; Rep. 
274 Nr. 44; Nr. 56. 
DK 1 Nr. 8419, Bl. 191, 265, 293; Nr. 8737, Bl. 19. 
Kehrer, Abriss, S. 25-28, ist insofern zu ergänzen. 
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3.2 Verwaltungsaufbau in Brandenburg 


Die Minister Rau und Kunze einigten sich am 17. Januar 1947 auf die gemeinsame Bear- 
beitung von Landesplanung und Wiederaufbau durch das Finanz- und das Ministerium für 
Wirtschaftsplanung unter Federführung des ersteren. Die brandenburgische Landesplanung 
war zwar bereits durch einen Beschluss des Präsidiums der Provinzialverwaltung vom 19. 
Juli 1945 begründet und der Abteilung Finanzen unterstellt worden”. Nennenswerte landes- 
oder siedlungsplanerische Initiativen waren seitdem jedoch von ihr nicht ausgegangen. Die 
Zuordnung zum Bauwesen hatte zunächst den Wiederaufbau favorisiert. Zudem verhinderte 
Personalwechsel zielorientiertes, auf längere Sicht ausgerichtetes Arbeiten. Inwieweit die ab- 
lehnende Haltung des Vizepräsidenten Remak zur Bodenreform, dessen Bereich die Landes- 
planung zugeordnet war, ebenfalls dazu beigetragen haben könnte, muss als Frage im Raum 
stehen bleiben. Das Neben- und Gegeneinander dieser obersten Behörden und ihrer Nach- 
folgeministerien wurde zusätzlich dadurch belastet, dass deren Spitzen kaum erkennbares In- 
teresse an der Siedlungsplanung zeigten. Von Finanzminister Lieutenant ist keine Aktivität in 
dieser Richtung nachzuweisen; der Minister für Wirtschaftsplanung Rau fällt lediglich durch 
die Kontroversen mit Hoernle und seinem Ministerkollegen Bechler auf. 


Auch für den weiteren Ausbau der Organisation wartete Brandenburg nicht auf Empfeh- 
lungen oder Weisungen aus Berlin; es kam ihnen zuvor. Zum 25. Oktober 1947 wurde als 
Antwort auf den Befehl 209 ein Referat „Ländliches (landwirtschaftliches) Bauwesen“ in der 
Abteilung Land- und Forstwirtschaft des Ministeriums für Wirtschaftsplanung, Dezernat 
Bodenordnung, aus dem von der Abteilung Wiederaufbau gekommenen Strukturteil land- 
wirtschaftliches Bauwesen gebildet, die alte Zuordnung also wiederhergestellt. Das Referat 


100 


wurde mit Hunold” als Leiter, Dräger'” als dessen Stellvertreter und den Sachbearbeitern 


98 Rep. 206 Nr. 2205. 
Saupe, Raumplanung, S. 377, verlegt die Errichtung der Landesplanungsstelle in das Jahr 1948. In diesem 
Jahr (am 16.7.) jedoch war lediglich eine Umstrukturierung erfolgt. 

99 Werner Hunold, geb. 17.5.1910 (parteilos) 


1920-1927 Oberrealschule: Abitur 

1927-1930 Maurerlehre 

1928-1931 Höhere technische Lehranstalt Berlin 
1932 Allgemeiner Häuserbau Adolf Sommerfeld: Angestellter, Bauleiter 
1932 arbeitslos 

1933-1937 Vertreter 

1937-1939 Sommerfeld: Bauleiter 

1939-1941 Wehrmacht (als wehrunfähig entlassen) 
1941-1944 freischaffender Architekt 

1944-1945 untergetaucht 

1945-1947 freischaffender Architekt 


seit 15.11.47 außerplanmäßig bei Landesregierung in Privatdienstverhältnis als ORR bezahlt 
Leiter Referat Oberste Bauleitung 209 
1.4.1948 ORR bei Abteilung Landes- und Kommunalverwaltung des MdI 
11.11.1948 Kündigung zum 31.12.1948 
Rep. 203 PA 463 
100 Martin Dräger, geb. 15.9.1895 (SED) 
1901-1910 Volksschule und Realgymnasium, Abgang aus Obersekunda 
1910-1914 Katasteramt Berlin-Lichterfelde 
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Gursch'"', Lincke'” und Müller besetzt. Es sollte die Einhaltung der für die Hofstellenzu- 
weisung und den Bau von Neubauerngehöften gestellten Termine sichern, die erforderlichen 


Weisungen ausarbeiten und wöchentliche Kontrollen bei Bürgermeistern und Landratsäm- 


tern durchführen sowie zugleich die Funktion als Oberste Bauleitung 209'% wahrnehmen, 
die bisher der Landbaugesellschaft zugeordnet gewesen war. Damit endeten langwierige 
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102 


103 
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1915-1918 Kriegsdienst 

1918-1920 Stadt Königs Wusterhausen, Registrator 

1920-1925 Gemeinde Wildau, Gemeindesekretär 

1925-1944 Gemeinde Wildau, Gemeindeobersekretär 

1944-1947 Gemeinde Wildau, Gemeindeoberinspektor 

1.8.47-31.12.47 Ministerium für Wirtschaftsplanung, Referat Landwirtschaftliches Bauwesen 
1948 Abt. Landes- und Kommunalverwaltung, Oberste Bauleitung 209, stellv. Referent 
14.4.49 HA Gesundheitswesen, Referent 

31.5.50 Kündigung wegen Personaleinsparung 


Rep. 66 P 294; Rep. 401 PA 20773 
Oswald Gursch, geb. 16.1.1928 (SED) 


1934-1942 Volksschule 

1942-1944 Handelsschule 

1944 Vereinigte Oberschlesische Hüttenwerke Gleiwitz, kaufmännischer Lehrling 

1944-20.4.45 Polizeiamt Beuthen, Lehrling 

15.5.45-29.2.46 Fa. Gursch, Berlin, Arbeiter 

1.4.46-30.6.47 Berlin, Bezirksamt Kreuzberg, Dienstanwärter 

25.10.1947-31.3.1948 Ministerium für Wirtschaftsplanung, Abt. Land-und Forstwirtschaft, Dezernat Bo- 
denordnung 

1.4.48-31.12.1948 Mdl, Abt. Landes-und Kommunalverwaltung, Referat Bodenreform 

zum 31.12.48 Kündigung wegen Einsparungsmaßnahmen 


Rep. 401 PA 21081 
Kurt Lincke, geb. 9.2.1897 (DBD) 


1914 Abitur 

1919-1933 Magistrat Berlin, Verwaltungsbeamter 

1935-1939 Röchlingstahl, Korrespondent 

1940-1942 Fa. Telefunken, Korrespondent 

1943-1944 Fa. Hofmann & Co., Einkäufer 

1944 Organisation Todt 

1944-1945 Gut Deutschstein, Gutssekretär 

ab 10.3.1947 Wasserwirtschaftsamt Potsdam 

ab 16.11.1947 Ministerium für Wirtschaftsplanung, Abteilung Land- und Forstwirtschaft, Referat 
Ländliches Bauwesen 

ab 1.4.1948 Mdl, Dezernat Bodenordnung, Oberste Bauleitung 209, Sachbearbeiter 

September 1949 HA Land- und Forstwirtschaft 


Kündigung wegen Reorganisation der HA zum 30.6.50 

Rep. 401 PA 21398 

Begriff und Tätigkeitsfeld „Oberste Bauleitung“ waren bereits im Zusammenhang mit dem Autobahnbau im 
3. Reich eingeführt worden. Nach der mit Erlass über die Übertragung von Aufsichtsrechten über das Un- 
ternehmen „Reichsautobahnen“ vom 23. Januar 1935 (RGBl. II S. 37) eingeführten Geschäftsordnung vom 
29.11.1934 oblag die Leitung der die Bauleistungen ausführenden Bauabteilungen der Obersten Bauleitung. 
Nach deren Geschäftsanweisung vom 17. Dezember 1935 bestanden im Reich 15 Oberste Bauleitungen. Vgl. 
dazu Franz Volk, Der Aufbau der Gesellschaft „Reichsautobahnen‘, Leipzig 1935; Hirte, Bauten, S. 29. Eine 
Auseinandersetzung mit der Herkunft der Bezeichnung ist nicht nachzuweisen. 


3.2 Verwaltungsaufbau in Brandenburg 


Kompetenzstreitigkeiten, die dem Planen und Bauen nicht förderlich gewesen waren. Sie hat- 
ten sich aus der unterschiedlichen Zuordnung der Hauptträger des ländlichen Planens und 
Bauens hergeleitet: Landwirtschaftliches Planen und Bauen beim Ministerium der Finanzen, 
die unten behandelte Landbaugesellschaft beim Ministerium für Wirtschaftsplanung. Vom 
Zusammenwirken mit der Landbau GmbH allerdings war keine Rede. 


Dem neuen Strukturteil wurde ein Landbauausschuss nach zentralem Vorbild aus 25 Mit- 
gliedern, die von verschiedenen Ministerien und den Parteien und Massenorganisationen 
delegiert worden waren, beratend zur Seite gestellt. Der Rd. Erl. II 25/47 vom 29. Oktober 
1947 ordnete die Errichtung von Referaten „Landwirtschaftliches Bauwesen“ bei den Kreis- 
verwaltungen in deren Abteilung Bodenordnung an. Diese sollten sich in der operativen Tä- 
tigkeit der Zweigstellen der Landbaugesellschaft bedienen, alle am Bauen beteiligten Stellen 
darüber hinaus in einem nach zentralem Muster aufgestellten kreislichen Arbeitsausschuss 
gebündelt werden. Ende des Jahres 1947 waren solche Referate in 16 Kreisverwaltungen ge- 
schaffen worden; in den übrigen wirkten zunächst die Kreisbaumeister in dieser Funktion. In 
den Gemeinden sollte die VdgB diese Aufgabe übernehmen. Ein letzter Versuch von Minister 
Rau, das von ihm zu verantwortende Interessenknäuel zu entwirren und einen Punktgewinn 
im Dauerkonflikt mit Bechler zu erzielen? Im Februar 1948 war die Organisation unterhalb 
der Landesregierung vollständig ausgebaut. 


Alle diese Vorkehrungen vermochten weder das Bauen, geschweige denn die Siedlungspla- 
nung voranzubringen. Weitere organisatorische Regelungen sollten deshalb Abhilfe schaf- 
fen'°*, Mit Rd. Erl. II/Nr. 30 vom 12. Februar 1946 legte die Abteilung Industrie die früheren 
Staatshochbauämter und die Reichsbauämter, die Baudienststellen des ehemaligen Provinzi- 
alverbandes und der Wehrmacht zu als der Provinzialverwaltung direkt unterstehenden Son- 
derbehörden zusammen. Mit der nunmehrigen Bezeichnung „Hochbauämter“ wurde ihre 
Anzahl auf elf reduziert, so dass ihre Zuständigkeit von diesem Zeitpunkt an mehrere Kreise 
umfasste (Tab. 2). Zu ihrem Aufgabenbereich gehörte die „rege Mitwirkung“ an der Durch- 
führung der Bodenreform und an Gemeindeplanungen. Am 8. Juli 1946 erhielten sie den for- 
mellen Auftrag, sich als bevollmächtigte Prüfinstanz für die Bauplanungen vor allem in den 
landwirtschaftlichen Aufbau einzubringen und an der Eingliederung der Neubauernsiedlun- 
gen in Ort und Landschaft mitzuwirken. Am 2. September 1946 schon zwangen festgestellte 
„Hemmnisse und Schwierigkeiten“ zu der Aufforderung, eng begrenzte Zuständigkeiten, also 
Ressortgeist, zu überwinden. Der Erlass des Befehls 209 und die Errichtung der Branden- 
burgischen Landbau GmbH erforderten eine weitere Präzisierung ihrer Aufgabenstellung. 
Der Rd. Erl. XIII/25/47 vom 6. Oktober 1947 ordnete die Hochbauämter als Außenstellen 
der Landesregierung ein. Es erging der Auftrag, für den Zuständigkeitsbereich ausreichende 
Informationen zu beschaffen, um damit die Abteilung Wiederaufbau zu unterstützen. Gegen 


104 Rep. 203 Nr. 1474, Bl. 3; Rep. 206 Nr. 2178, Bl. 6, 47-48; Nr. 2179; Nr. 2870; Nr. 2871; Nr. 3439; Rep. 250 
Teltow Nr. 227, Bl. 44; Nr. 488, Bl. 45; Rep. 274 Nr. 45. 
DK 1 Nr. 8423, Bl. 1; Nr. 8737, Bl. 33; Nr. 8739, Bl. 142. 
Zu den Hochbauämtern im Einzelnen s. Blöß, Kommunale Strukturen, S. 374-381. 
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stümperhafte Bauplanungen solle vorgegangen, die Bautätigkeit in Verbindung mit den ört- 
lichen Stellen gelenkt werden. Damit beginne - die Feder von Erbs lässt sich vernehmen - 
der Wiederaufbau vom Lande her. Diesem hätten die Hochbauämter in Zusammenarbeit mit 
den Kreis- und Stadtbauämtern und der Landbau GmbH „mit ganzer Hingabe zu dienen‘. Im 
Zuge der Reorganisation der Bauverwaltung in der SBZ und in Vorbereitung auf den zum 1. 
Januar 1950 erfolgten Wechsel der Zuständigkeit für das Bodenreform-Bauprogramm vom 
Mdl an das Ministerium für Wirtschaft wurden die Hochbauämter in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1949 aufgelöst; ihre Aufgaben gingen an die Kreisbauämter über. 


Tab. 2: Aufstellung der Hochbauämter 


Hochbauamt Geschäftsbereich (Stadt- und Landkreise) 

Potsdam I Schlösser und Gärten; Angelegenheiten der ehemaligen Reichs- 
und Wehrmachtsbauverwaltungen im Gebiet der Stadt Potsdam 

Potsdam II Potsdam; Osthavelland (Teil), Zauch-Belzig (Teil) 

Berlin Beeskow-Storkow, Niederbarnim, Teltow 

Jüterbog Jüterbog-Luckenwalde, Luckau, Zauch-Belzig (Teil) 

Brandenburg Brandenburg, Rathenow; Westhavelland, Zauch-Belzig (Teil) 

Neuruppin Osthavelland (Teil), Ruppin 

Perleberg Wittenberge; Ost- Und Westprignitz 

Templin Prenzlau, Templin 

Eberswalde Eberswalde; Angermünde, Oberbarnim 

Frankfurt (Oder) Frankfurt, Guben; Guben, Lebus, Lübben 

Cottbus Cottbus, Forst; Calau, Cottbus, Spremberg 


Auf Kreis- und Gemeindeebene hatte die Landreform eine ganz neue Spezies hoheitliche 
Funktionen wahrnehmender Stellen hervorgebracht: die Orts- und Kreisbodenkommissio- 
nen. Wie die Provinz- bzw. Landesbodenkommission dem Bereich Inneres zugeordnet, wa- 
ren sie aufihre Kernaufgaben fokussiert, die Aufsiedlung der Flächen und die Sicherung der 
Rechtsansprüche der Bodenerwerber. Sie wurden auch über den eigentlichen Zeitraum der 
Bodenverteilung hinaus zu einem der wichtigsten und häufig dominierenden Faktor auf dem 
Lande und zu einer Konkurrenz zu den aus den Herbstwahlen des Jahres 1946 hervorgegan- 
genen kommunalen Vertretungskörperschaften. Die „Anweisung für die Arbeit der Kommis- 
sionen zur Durchführung der Bodenreform“ vom 5. Oktober 1945 (VOBIB. S. 34) hatte vor 
allem den Kreiskommissionen nahezu unbegrenzte Befugnisse übertragen. 


Hand in Hand mit dem Voranschreiten der Bodenaufteilung ging die Errichtung von Selbst- 
verwaltungsgremien. Die Signale aus der Provinzialverwaltung waren nicht zu überhören ge- 
wesen. Zu dem Aufgabenbereich der am 9. Oktober 1945 gebildeten Umsiedlerausschüsse 
(VOBIB. S. 80) gehörte auch die Schaffung von Wohnmöglichkeiten. Am 10. Oktober 1945 
hatte die unter Leitung von Vizepräsident Rau stehende Abteilung Ernährung und Landwirt- 
schaft den „Mangel an Unterkunftsmöglichkeiten für Neusiedler“ zum Anlass genommen, 
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um die Errichtung von Ausschüssen der gegenseitigen Bauernhilfe zu fordern. Diese sollten 
sofort die Bauarbeiten initiieren. Die Bildung dieser Ausschüsse folgte am 17. Oktober auf 
dem Fuße (VOBIB. S. 32; VOBIB. 1946 S. 7). Einen Tag später erschien das Sanktum durch 
die KPD. Reutter erklärte die Ausschüsse zum entscheidenden Instrument, mit dem die 
Neubauern ihre Schwierigkeiten überwinden könnten. Die am 17. November 1945 (VOBIB. 
S. 75) eingeführte Bauern- und Siedlungsberatung auf Kreis- und Gemeindeebene und die 
auf Grund des Befehls Nr. 146 der SMAD vom 20. November 1945 (VOBIB. 1946 S. 26) am 
30. November 1945 (VOBIB. 1946 S. 25) zur Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit zugelassenen 
landwirtschaftlichen Genossenschaften sollten ebenfalls das Bauen auf dem Lande fördern 
und gestalten und die Bodenkulturämter in ihrer Arbeit unterstützen. Auf der Konferenz der 
Provinzialverwaltung mit den Oberbürgermeistern und Landräten am 1. November 1945, 
der Vizepräsident Rau vorsaß, wurde zum wiederholten Mal und im Besonderen die Bedeu- 
tung der gegenseitigen Bauernhilfe hervorgehoben und ihr ein großer Teil Verantwortung für 
die Planung und das Bauen im Dorfe zugewiesen. Alle diese Gremien brauchten jedoch eine 
gewisse Zeit, um sich selbst zu organisieren. Stoph konnte sich genossenschaftliche Siedlun- 
gen auf dem Lande vorstellen. 


Durch Erlass vom 30. November 1945 (VOBIB. 1946 S. 25) initiierte genossenschaftliche 
Kreisarbeitsausschüsse traten hinzu. Auch sie sollten an der „beschleunigten praktischen 
Durchführung der Aufbauarbeiten“ mitwirken. Dabei wurde die Beratung bei der Anlage und 
dem Ausbau von Siedlerstellen ausdrücklich benannt. Diese Formulierung ließ Auslegungs- 
möglichkeiten zu. Solche wurden durch „Gesetz zur Durchführung der Bodenreform über 
Hilfeleistungen für Bauernwirtschaften, die durch die Bodenreform Land erhalten haben,“ 
vom 6. März 1946 (VOBIB. S. 109) noch bestärkt. Es bestimmte: „Die Ausschüsse der ge- 
genseitigen Bauernhilfe sollen bei der Planung des Aufbaus der neubäuerlichen Wirtschaften 
mitwirken und bei der Durchführung tätige Hilfe leisten“. Schon am 20. März 1946 berichtete 
die Provinzialverwaltung der SMA, die Ausschüsse seien aktiv für den Aufbau tätig. Der Bau 
der Hofstellen werde in allen Kreisen vorbereitet oder begonnen. 


In kurzer Zeit hatte sich so zur Bearbeitung einer Aufgabe eine Vielzahl von Stellen etab- 
liert. Zuständigkeitsfestlegung und Einflussnahme durch die Provinzialverwaltung ließen zu 
wünschen übrig. Folge wie in allen solchen Fällen: Kompetenzstreitigkeiten. Aus den Kreisen 
wurde beklagt, dass es an eindeutigen Regelungen über die Federführung bei der Planung in 
den Kreisen fehle. Im Kreis Lebus z.B. sei der Architekt Mikut von der Provinzialverwaltung 
mit Planungen beauftragt worden, ohne das zuständige Bodenkulturamt Frankfurt darüber 
zu informieren. Auch der Architekt selbst habe keinen Kontakt zum Bodenkulturamt ge- 
sucht. Hochbauämter bemängelten, dass Siedlungspläne von Leitern der Bodenkulturämter, 
also bautechnischen Laien, genehmigt worden seien. 
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3.3 Formierung von KPD/SED 


Einwirken von KPD/SED auf die Errichtung einer leistungsfähigen Planungs- und Bauver- 
waltung ist nicht zu erkennen'°. Dort glaubte man anscheinend, mit der Verteilung des Bo- 
dens und der Sicherung der Eigentumsrechte der Neusiedler das Entscheidende geleistet zu 
haben. Angesichts der Leninschen Maxime, wenn die Aufgabe geklärt sei, komme es allein 
auf die Organisation als Unterpfand für den Erfolg an, eine erstaunliche Fehlleistung. Am 13. 
Juni 1946, also ein Dreivierteljahr nach dem Erlass der Bodenreformverordnungen, trafen 
sich Lehmann, Pieck und Ulbricht mit Sägebrecht, E. Scholz und zwölf SED-Mitgliedern aus 
der Mark in Potsdam zu einer Bauernberatung. Planen und Bauen stand nicht auf der Tages- 
ordnung; die führenden Genossen verloren kein Wort dazu. In der Aufzählung der in der 
Provinz auf dem Lande festgestellten Mängel fehlte Planen und Bauen ebenso. So berührte 
lediglich die Bemerkung des Vertreters von Oberbarnim das eigentlich anstehende Problem. 
Er verlangte, das besondere Augenmerk auf die Wohn- und Wirtschaftsverhältnisse der Neu- 
bauern zu richten. Solange diese nicht in der Lage seien, ihre Wirtschaft von einem Hofe aus 
zu betreiben, könne nicht mit einer wesentlichen Ertragssteigerung gerechnet werden. 


Appelle und Aufrufe verschleierten das Manko. Dieses allerdings wurde deutlich in der Per- 
sonalausstattung. Im wichtigen Jahr 1946 war die Abteilung Landwirtschaft des brandenbur- 
gischen Provinzialverbandes der SED in der Person von Max Schmidt nur mit einer Stel- 
le ausgestattet. Das entsprach in keiner Weise den Richtlinien des Zentralsekretariats vom 
24. Dezember 1946 für den organisatorischen Aufbau der SED. Danach sollte die Abteilung 
Landwirtschaft sowohl bei den Landes- als auch bei den Kreisvorständen drei Referate um- 
fassen: 


- Landwirtschaftliche Betriebswirtschaft und Schulungswesen 
— Bäuerliche Organisationen 
- Bodenreform, Siedlung und Gartenbau. 


In Anbetracht des Mangels an geeigneten Fachkräften sei jeweils eine Mindestausstattung 
mit einem sachkundigen Genossen anzustreben. Ende des Jahres mahnte Reutter deshalb bei 
Ebert ernstlich Verbesserungen an. Mindestens drei Stellen seien erforderlich: „Wir würden 
Dir, Genosse Ebert, und auch dem Genossen Sägebrecht sehr dankbar sein, wenn hier end- 
lich und bald eine Wandlung eintreten würde, sollen unsere Worte über die großen Aufgaben 
der Partei auf dem Lande, die Bündnispolitik etc. nicht leeres Geschwätz bleiben, sondern in 
die Tat umgesetzt werden.“ Aber schon am 8. März 1947 musste Reutter gegenüber Dahlem 
und Gniffke einräumen, dass sowohl diese Richtlinien als auch ein entsprechendes Rund- 
schreiben vom 20. Januar 1947 zu keiner durchgreifenden Verbesserung geführt hatten. Und 
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noch schwerwiegender: Bei den Kreisvorständen waren im Laufe des Jahres 1947 viele Sekre- 
täre für Landwirtschaft für andere Aufgaben freigestellt worden. 


Begleitet wurde der Vorgang durch Geplänkel auf einem Nebenschauplatz, das das Verhältnis 
zwischen Zentrale und Provinzialvorstand ernsthaft zu gefährden drohte. Reutter hatte Ge- 
schehnisse im Kreis Niederbarnim zum Anlass genommen, um sich am 20. Dezember 1946 
direkt an Abteilungsleiter Schmidt zu wenden. Er bezeichnete den Leiter der Abteilung Land- 
wirtschaft beim Kreisvorstand Niederbarnim als „offenbaren Versager“. Von Schmidt verlang- 
te er kategorisch, gelegentlich der zu Beginn des Jahres 1947 anstehenden Neuwahlen zu den 
Kreisvorständen auf Auswechslung der Abteilungsleiter zu drängen, an deren Initiative es 
bislang gemangelt habe. Für die personelle Ausstattung der landwirtschaftlichen Abteilung 
des Provinzialvorstandes stellte er die ultimative Forderung, bis zum 1. März eine leistungs- 
fähige Einheit zu schaffen. Er sicherte die Unterstützung der Zentrale zu, wenn der Provinzi- 
alvorstand die Einstellung von Mitarbeitern ablehnen sollte. Die Antwort ließ nicht auf sich 
warten; sie fiel deutlich aus. Ebert wandte sich direkt an das Zentralsekretariat, bezeichnete es 
als „eine sehr eigentümliche Art“, über den Kopf des Vorstandes hinweg mit einzelnen seiner 
Mitarbeiter zu korrespondieren, und schloss: „Wir bitten, dafür Sorge zu tragen, dass in Zu- 
kunft solche Anregungen in einer anderen Form und an die dafür zuständige Stelle gerichtet 
werden. Die in dem Schreiben der Abteilung Landwirtschaft geübte Befehlsform lehnen wir 
jedenfalls mit Nachdruck ab“ Er musste jedoch zugeben, dass die agrarpolitische Arbeit in 
Brandenburg nicht so sei, wie sie sein sollte. Das liege aber nicht allein an der Partei, sondern 
„sehr wesentlich an anderen Stellen, die auch heute noch glauben, ohne die Partei lasse es sich 
besser und bequemer arbeiten. Es ist bedauerlich, das sagen zu müssen, und noch schlimmer 
ist es, daran die Hoffnung knüpfen zu müssen, dass durch die Existenz des Landtages sich 
auch in Brandenburg diese wenig demokratischen Dinge erst ändern werden“. 


Jede Hoffnung auf Besserung im neuen Jahr zerstob jäh. Im Juni 1947 wurde Schmidt er- 
mordet. Seinem zum 1. August 1947 mit der Leitung der Abteilung Landwirtschaft beauf- 
tragten Nachfolger Flemming'” bescheinigte die Abteilung Personal beim Landesvorstand 
zwar am 12. Februar 1948 eine besondere Eignung für die Leitung des Bereiches; sie muss- 
te jedoch zugleich einräumen, dass dieser noch nicht so organisiert sei, wie es notwendig 
wäre. Flemming hatte bis Juni 1946 bei der DVLF als stellvertretender Leiter der HA Bo- 
denordnung gearbeitet. Er war von Hoernle, der das als „rigorose Maßnahme“ bezeichnete, 
des Amtes enthoben und auf die Stelle eines Hauptreferenten versetzt worden. Dölling, der 
ihn als stellvertretender Hauptabteilungsleiter abgelöst hatte und selbst im September 1947 
zum Hauptabteilungsleiter ernannt worden war, hat wohl als hinter dieser Entscheidung ste- 
hend zu gelten. Er hatte sich am 6. März 1947 bei der Personalabteilung darüber beklagt, die 
Arbeitslast in seiner Abteilung werde immer größer und die Arbeitskraft Flemmings immer 
kleiner. Dieser müsse deshalb versetzt oder entlassen werden. Sein Anforderungsbild für den 
Nachfolger lässt Rückschlüsse zu: dieser müsse politisch zuverlässig sein, zugleich aber auch 
über entsprechende geistige Aufgeschlossenheit und Wendigkeit verfügen. 


106 Biographische Skizze bei Dix, „Freies Land‘, S. 424. 
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Änderung trat kaum ein. Merker musste noch auf der Arbeitstagung der Abteilung Land- 
wirtschaft beim ZS der SED am 26. Oktober 1948 eingestehen, dass es nur wenige Kreise 
gebe, in denen man von einer landwirtschaftlichen Abteilung sprechen könne. „In der Regel 
versucht dort ein oder ein halber Genosse die Arbeit zu machen, und es gibt auch Kreise, wo 
für diese Arbeit überhaupt niemand da ist.“ Allerdings verbiete es die finanzielle Ausstattung, 
einen großen Apparat aufzubauen. Deshalb müsse nach anderen Arbeitsmethoden gesucht 
werden. Er fand erstaunliche Lösung: „Wir müssen dahin kommen, dass alle Genossen, die 
im Kreise, in der Partei, in der VdgB, in der Landwirtschaftsverwaltung tätig sind, zusammen 
die landwirtschaftliche Abteilung darstellen.“ Fehlte es schon an Mitarbeitern, so scheint es 
auch an der Qualität des Führungspersonals gemangelt zu haben. Worauf sonst sollte die Äu- 
Berung von Flemming auf der Konferenz der Abteilung Landwirtschaft beim ZS der SED am 
16. Januar 1948 wohl hindeuten? Dort jammerte er: „Wir hatten Pech, dass Gen. Schmidt ins 
Jenseits ging. Kramer, der als Ersatz kam, kam auch weg durch die SMA. Ich musste das alles 
allein übernehmen. Dann habe ich einen bekommen, den Neling ... Jetzt habe ich nun den 
Zander bekommen ... Da sieht es sehr mies aus“ 


Zudem ließ die Parteiarbeit auf dem Lande insgesamt zu wünschen übrig. Der Erfolg bei den 
Kommunalwahlen drohte, verloren zu gehen. Austritte von Neubauern häuften sich. Allein 
im Kreis Angermünde hatten im November 1947 über 100 von ihnen unter Hinweis auf die 
Sanktionen der Besatzungsbehörde gegen die Nichterfüllung des Ablieferungssolls die Partei 
verlassen. Die Landesleitung fasste gegen Ende des Jahres 1947 die Einrichtung von Refera- 
ten „Ländliche Ortsgruppen“ bei den Kreisvorständen ins Auge. Sie selbst suchte die Organi- 
sationslücke durch die Bestellung eines großen und eines kleinen landwirtschaftlichen Aus- 
schusses zu schließen. Ein Umschwung erfolgte erst im Frühjahr 1949, als die wesentlichen 
Weichenstellungen für das Planen und Bauen auf dem Lande bereits getätigt worden waren. 
Im März 1949 wurde F. Perlitz, bisher Vorsitzender des Kreisvorstands Lebus der SED, als 
Leiter der Abteilung Landwirtschaft eingesetzt. Ihm sollten drei bis vier Genossen mit Erfah- 
rungen auf landwirtschaftlichem Gebiet beigegeben werden. Nach Ansicht des Grafen Har- 
denberg, mit dem zusammen er im KZ Sachsenhausen inhaftiert gewesen war, allerdings war 
er als Kommunist zur Wahrnehmung einer leitenden Stellung nicht befähigt”. 


In der Zentrale, die die Personalausstattung in den Gliederungen kritisierte, bot sich die Lage 
kaum anders dar. Die Abteilung Landwirtschaft im Zentralsekretariat als das maßgebende 
Strukturteil wurde erst im Mai 1946 unter Reutter und F. Scholz eingerichtet. Zwei von ihren 
sechs Referaten beschäftigten sich mit dem ländlichen Bauen. Referat III, zuständig für den 
Bau von Neubauernhöfen, den Wiederaufbau zerstörter Bauernwirtschaften und Dörfer, den 
Neuaufbau zerstörter Landgebiete und die Beschaffung von Geräten und Maschinen, war nur 
mit einem Referenten, Referat IV Bodenreform und Bodenrecht, das auch ländliche Sied- 
lungsbauten bearbeitete, überhaupt nicht besetzt. Am 29. Februar 1948 stellte die Abteilung 
zehn Fragen an die landwirtschaftlichen Abteilungen der Landesvorstände der Partei. Dar- 
unter befand sich keine zum Planen und Bauen. Am 18. August 1948 beklagte F. Scholz, die 
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Arbeit seiner Abteilung werde dadurch beeinträchtigt, dass sie überwiegend auf Berichte an- 
gewiesen und eine Unterrichtung vor Ort kaum möglich sei. In den letzten anderthalb Jahren 
habe ihr nur zweimal ein Auto zur Verfügung gestanden. Es klang schon hilflos, wenn Merker 
auf der Arbeitstagung der Abteilung Landwirtschaft beim ZS der SED am 26. Oktober 1948 
die Landesvorstände der SED bitten musste, der Abteilung Kräfte zur Verfügung zu stellen. 


3.4 Die VdgB und das ländliche Bauen 


Die VdgB ergriff die ihr gebotene Chance mit beiden Händen. Sie fand sich in dem von 
Selbstverwaltung bestimmten Gefüge, suchte sich darin einen eigenen Platz und schreckte 
dabei auch vor offener Konfrontation nicht zurück'®. Als Selbstverwaltungskörperschaft 
organisiert, außerhalb des Verwaltungssystems stehend und dadurch staatlichem Weisungs- 
druck weitgehend entzogen, trat sie selbstbewusst auf. Sie betrachtete sich als gleichwertigen 
Mitspieler und sah sich in einer vorteilhaften Lage. Vizepräsident Rau selbst hatte sie als ei- 
nen entscheidenden Akteur in das Planungs- und Baugeschehen gestellt. Als Mittler zwischen 
Bauleitungen, Baubetrieben und Bauwilligen befand sie sich dicht an den Abläufen vor Ort 
und konnte dadurch, mit den Sorgen und Nöten der Bauherren vertraut, sich deren Unter- 
stützung sicher sein und auch reichlich Argumente für Kritik sammeln. Vor allem hatte sie 
Ermutigung erfahren durch die sowohl von der Zentrale als auch von der Provinzialverwal- 
tung hervorgehobenen Rolle der Selbsthilfe als das für das Bauen entscheidende Instrument. 
Sie erinnerte sich eventuell sogar der mittelalterlichen Dorfpatenschaften, die schon in der 
Weimarer Republik als Hilfe beim Siedlungsbau wieder zum Leben erweckt werden sollten. 
Auch die Parteispitze favorisierte zunächst die Variante VdgB; mit deren Unterstützung kön- 
ne die Initiative der Neubauern gefördert werden. Sie hoffte, so den größten Notlagen begeg- 
nen zu können. Ulbricht und Reutter verwendeten sich dafür in der Öffentlichkeit. Auf der 
Bauernversammlung in Nauen im Oktober 1945 verlangte Ulbricht noch ganz allgemein, die 
Ausschüsse der gegenseitigen Bauernhilfe sollten den Neubauern helfen. Im Dezember des- 
selben Jahres äußerte er sich bestimmter: „Damit sich die Neubauern jedoch als die wahren 
Herren ihres Besitzes fühlen können und auch die Bodenreform fest verankert wird, müssen 
sie mit zähem Fleiß ihre neuen Bauernwirtschaften aufbauen“. Reutter betonte, Aufgabe der 
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Ausschüsse der VdgB sei es, das ländliche Bauen zu organisieren und zu leiten: „Man muss 
schnell handeln, um die Neubauern unterzubringen. Es muss also improvisiert werden, um 
den dringendsten Bedarf, vor allem an Wohnungen, zu befriedigen“. Reutter dachte sogar da- 
ran, die Volkssolidarität einzubeziehen. Unter der Überschrift „Volkssolidarität auf dem Lan- 
de“ berief er sich auf das Beispiel des sächsischen Kreises Rochlitz, wo die Organisation den 
geplanten Bau von 250 Gehöften unterstützen sollte. 


Im Zentralen Bauernsekretariat war sogleich nach der Gründung des Vorläufigen Zonenaus- 
schusses der gegenseitigen Bauernhilfe am 9./10. Mai 1946 eine Bauabteilung eingerichtet 
worden!”. Sie wurde von Hilscher, ab 1. September 1949 von Dipl. Ing. Heuser geleitet. 
Mit einem Vortrag zum Thema „Die VdgB als Bauunternehmer“ meldete sich Hilscher auf 
der am 9./10. Mai 1946 abgehaltenen Arbeitsbesprechung der Landesausschüsse der VdgB 
mit der DVLF sogleich zu Wort und versuchte, die Weichen zu stellen. Er wusste die SMAD 
hinter sich. Diese hatte die Gründung der Bauabteilung mit einer in Kürze zu erwartenden 
zentralen Regelung des gesamten ländlichen Bauwesens in Verbindung gebracht und es für 
ratsam erklärt, vor Inangriffnahme irgendwelcher Bauplanungen und Bauausführungen der 
Bauabteilung umgehend Kenntnis zu geben. Am 20. Juli 1946 legte das Zentrale Bauernse- 
kretariat den Entwurf einer Mustersatzung für VdgB-Baugenossenschaften vor. Danach war 
der Gegenstand dieser als Bauträger, Bauherr und Bauausführender agierenden Körperschaft 
Herstellung und Betreuung der landwirtschaftlichen Wohnungs- und Wirtschaftsbauten. Als 
deren Hauptaufgabe wurde die Errichtung der erforderlichen Wohn- und Wirtschaftsbauten 
im Rahmen der Bodenreform definiert. Am 9. August folgte ein von Bruchlos, Hamann und 
Hilscher ausgearbeiteter Statutenentwurf. Er wurde mit Rundschreiben Nr. 3 der Bauabtei- 
lung des Zentralen Bauernsekretariats und der Aufforderung, die Gründung von VdgB-Bau- 
genossenschaften in die Wege zu leiten, den Gliederungen bekanntgegeben. Die Aufgaben 
der Genossenschaften waren deutlicher definiert und um einen wesentlichen Bestandteil 
ergänzt worden: Sie sollten die Entwicklung der Landwirtschaft und die Erhöhung der land- 
wirtschaftlichen Produktion fördern durch die Vergabe von Baukrediten, die Planung, Her- 
stellung und Betreuung von landwirtschaftlichen Wohn- und Wirtschaftsbauten, Handwer- 
kerstellen und dörflichen Gemeinschaftsbauten. Die Mindestanzahl der Genossen war auf 15 
Mitglieder, das Eintrittsgeld auf RM S5,-, der Geschäftsanteil auf RM 150,- festgesetzt. 


Beide Entwürfe allerdings riefen sowohl in der Zentrale als auch in der Provinz Bedenken 
hervor. Hoernle fragte, ob solche Genossenschaften überhaupt notwendig seien; es werde 
fast nur mit öffentlichen Mitteln gebaut. Ihm pflichtete Hamann bei. Sein Vorschlag lief dar- 
auf hinaus, eigenständige Baugenossenschaften im Rahmen der bisherigen landwirtschaftli- 
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chen Genossenschaften zu gründen. In diese Richtung bewegten sich auch die Intentionen in 
der Provinz. Die Provinzialregierung favorisierte den Raiffeisenverband als Dachverband für 
die geplanten Baugenossenschaften und nahm damit die VdgB aus der Struktur heraus. Dem 
pflichtete die brandenburgische SED-Spitze auf der am 12. Juli 1946 bei der SED-Bezirkslei- 
tung Brandenburg-West veranstalteten Konferenz über die Schaffung von Landbaugenossen- 
schaften bei. Der Notstand im Osten der Provinz hatte Handhabe dazu geboten. 


Ungeachtet dessen verfolgte Hilscher seine Strategie weiter. Am 22./23. August 1946 ver- 
anstaltete die VdgB eine Bauwirtschaftstagung in Berlin. Wesentlich von Hilscher inspiriert, 
stand sie unter dem einem Kampfruf gleichenden Motto: „VdgB organisiert das ländliche 
Bauen“ Auch Begründung und ideologische Überhöhung waren zur Hand: „Doch wird man 
nirgends das Ziel des Bauens aus dem Auge verlieren und Planung auf lange Sicht außer acht 
lassen dürfen. Erst mit dem Bau der Siedlergehöfte vollendet sich die Bodenreform. Die neu- 
en Bauten bestimmen das äußere Gesicht des Dorfes. Wir haben dafür zu sorgen, dass die- 
ses Gesicht, auch wenn es in Notzeiten geprägt wurde, doch unsrem neuen demokratischen 
Kulturwillen Rechnung trägt.“ Die geplanten VdgB-Baugenossenschaften sollten dem ländli- 
chen Bauen Auftrieb verleihen, die staatliche Verwaltung die erforderlichen planenden und 
lenkenden Vorarbeiten leisten, die Genossenschaften wiederum den Apparat stellen, auf den 
diese sich stützen könne. Die daran geknüpften Forderungen skizzierten eine Organisation 
des ländlichen Planens und Bauens, die die staatliche Verwaltung eigentlich schon lange hätte 
in Gang setzen müssen: 


- Im Provinzialmaßstab in Anlehnung an die Baudirektion bei der Provinzialverwaltung 
Provinzialbaukommission schaffen 

- Bauhöfe einrichten, Bauleiter und Architekten bereitstellen 

- Architekten in Schnellkursen zur Landbauplanung ausbilden, mit deren Hilfe General- 
landbauplan für die ganze Provinz aufgestellt werden kann 

- schnellste Durchführung der vordringlichsten Bauten auf der Grundlage des General- 
bauplanes. 


Unüberhörbar der Aufruf zu sofortigem und konsequenten Handeln. Und mehr noch. Aus 
der kritischen Feststellung, die Bautätigkeit sei über dürftige Anfänge nicht hinausgekom- 
men, wurde die Maximalforderung abgeleitet, künftig das gesamte ländliche Bauen durch die 
VdgB zusammenzufassen: „Die Bautätigkeit auf dem Lande muss, allen Hemmnissen zum 
Trotz, in ganz anderem Maße als bisher in Gang kommen. Dazu sind alle Mittel recht“ Seine 
Konzeption verdichtete Hilscher am 7. November 1946 zu „Richtlinien für die Durchführung 
der Bauaktion der VdgB 1947“. Sie trugen den Duktus einer staatlichen Weisung, erteilten 
staatlichen und kommunalen Stellen sowie Planern Anweisungen. Die Errichtung von VdgB- 
Baugenossenschaften wurde als „zwingende und unabdingbare Notwendigkeit“ verlangt. Hil- 
scher stellte diese Forderung, obwohl er drei Wochen zuvor hatte einräumen müssen, „dass 
uns für die überwiegende Zahl der zu gründenden VdgB-Baugenossenschaften noch fast alle 
technischen und sonstigen Kräfte fehlen“, und diese auch vorläufig nicht zu beschaffen sei- 
en. Er nutzte zudem jede Gelegenheit, um seiner Organisation entsprechenden Rahmen und 


125 


3. „Wer vertritt nun die Interessen des ländlichen Bauwesens?” 


notwendigen Spielraum zu verschaffen. Er war dadurch in eine vorteilhafte Position gelangt, 
dass er über Informationen über zum Planen befähigte Architekten verfügte. Als er diese der 
brandenburgischen VdgB und dem Amt für Planung und Wiederaufbau unterbreitete, bot 
sich die Chance, um am 15. Oktober 1946 für die möglichst baldige Einrichtung einer Bauab- 
teilung beim Provinzialausschuss Brandenburg der VdgB zu werben. 


Die ambitionierte Zielstellung für das Jahr 1947, 31000 Anlagen zu bauen, nutzte Hilscher, 
um die Position der VdgB zu festigen. Die Strategie seiner Organisation unterbreitete er in 
einem programmatischen Artikel der Öffentlichkeit. Während er in Ansiedlungs- und Pla- 
nungsfragen mit den Auffassungen von Raum- und Siedlungsplanern sowie mit staatlichen 
Konzeptionen übereinstimmte, ließen seine Vorstellungen zur Bodenaufteilung und -ord- 
nung sowie zur Bauorganisation künftiges Konfliktpotential befürchten. Für ihn war es 
selbstverständlich, dass alle anfallenden Aufgaben nur in „engstem Einvernehmen und unter 
Hinzuziehung der zuständigen Zonen-, Landes- und Provinzialausschüsse der VdgB“ zu lö- 
sen, die Baugenossenschaften als Bauträger am besten geeignet seien. Wenn er forderte, die 
Leitung müsse sich bis ins letzte Dorf erstrecken, wies er den Ortsausschüssen seiner Or- 
ganisation eine entscheidende Rolle zu. Zusätzlich sollten gemeindliche Bauausschüsse aus 
Alt-und Neubauern die Bauarbeiten begleiten und vorantreiben, um so zu einem schnelleren 
Bautempo gelangen zu können. Ein Beispiel für das erfolgreiche Wirken der VdgB-Baugenos- 
senschaften hatte er zur Hand: den Landkreis Döbeln (Land Sachsen), in dem der überwie- 
gende Teil von geplanten 333 Neubauernstellen fertiggestellt worden war. 


Als die Weichen intern bereits endgültig in Richtung staatliche Leitung von Planen und 
Bauen gestellt und entsprechende Entscheidungen vorbereitet worden waren, versuchte die 
Organisation es ein weiteres Mal, ihren Einfluss zu behaupten und zu festigen. Zu Beginn 
des Jahres 1947 veranstaltete sie eine Agrarkonferenz in Cottbus. Vertreter aus den branden- 
burgischen Südkreisen nahmen teil. Das verabschiedete Arbeitsprogramm forderte, in allen 
Dörfern und Kreisen Bauausschüsse, bei Vorliegen der Voraussetzungen Baugenossenschaf- 
ten zu bilden und in jeder Kreisstadt einen Bauhof zu etablieren. Das andauernde Fehlen ei- 
ner festen und führenden Hand für das Planen und Bauen, das Organisationsdefizit und die 
nicht zu leugnenden Versäumnisse und Rückstände des Jahres 1946/47 ermutigten das Zen- 
trale Bauernsekretariat sogar dazu, den Versuch zu unternehmen, nicht nur die Leitung des 
Bauens an sich zu reißen, sondern Verlauf und Weiterführung der Bodenreform maßgeblich 
mitzubestimmen. Es erklärte, nur die VdgB könne Streitfragen in den Ortsplanungen und 
Grenzstreitigkeiten klären. Der brandenburgische Landesverband erhob seine Gliederungen 
im Aufruf zum Bauprogramm 1947 geradezu zu einem Kontrollorgan. Sie sollten die Materi- 
alanlieferung überwachen und alle Verstöße gegen Potsdamer Anordnungen melden. 


Die dahinter stehende Gefahr schien auch im Zuständigkeitsbereich von Rau erkannt wor- 
den zu sein. Nach der Errichtung der Landbaugesellschaft und auf deren Betreiben wurden 
jedenfalls klare Grenzen gezogen und Verantwortlichkeit und Zuständigkeiten definiert. Das 
Zurückdrängen der VdgB auf ihr eigentliches Arbeitsgebiet nahm seinen Anfang. Der Rund- 
erlass III 113/47 vom 6. Mai 1947 „Bodenreform; Zuständigkeit der VdgB bei Durchführung 
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der Bodenreform‘, bestimmte kurzerhand: „Das Eingreifen der Ortsausschüsse der VdgB in 
das Arbeitsgebiet der Gemeindekommissionen ist unzulässig“. Ihm folgte am 21. Juli 1947 
ein weiterer Runderlass. Er wies der VdgB vor allem Aufgaben auf dem Gebiet der Unterstüt- 
zung der Neubauern und die Verantwortung für die Gestellung von Transportkapazitäten für 
Baumaterialien zu: „Die VdgB hat hier in hervorragender Weise Gelegenheit, ihre Einsatzfä- 
higkeit unter Beweis zu stellen und den Neubauern mit Baugerät, wie Äxten, Sägen und dergl. 
auszuhelfen.“ Das hielt die Organisation jedoch nicht davon ab, noch über fast ein ganzes 
Jahr eine eigene Politik zu betreiben. In Brandenburg erhielt diese durch Neddermeyer eine 
besondere Note. Er kam bei den Bauern gut an und konnte dadurch Vorstellungen, die nicht 
immer mit den staatlichen Leitlinien und Anordnungen kompatibel waren, ins Gespräch 
bringen. Da seine organisatorischen Fähigkeiten begrenzt waren, reichte das häufig nur dazu, 
Verwirrung zu stiften und mehr zu bremsen, als Planen und Bauen in einer konzertierten Ak- 
tion voranzubringen. In der Organisation verhalf ihm das jedoch zu einem Karrieresprung: 
Ende 1948 stieg er vom Sekretär zum Vorsitzenden des Landesverbandes der VdgB auf. Ihn 
begleitete Kritik von allen Seiten. Als Beispiel steht das Fazit, das Ruppel und Arndt nach ei- 
ner Kontrolle der Arbeit nach Befehl 209 im Kreis Lebus zogen: Die VdgB sei gegenüber dem 
Baugeschehen völlig uninteressiert. Die Haltung der Landesleitung der SED war eindeutig: 
Man müsse ihn als Vorsitzenden belassen, da kein besserer zur Verfügung stehe. 


3.5 Organisatorische Bewältigung der Notstände im Osten 
der Provinz 


3.5.1 Kommissar oder Genossenschaft? 


In Brandenburg musste Augenmerk über die Bodenreform und die sich aus dieser ergeben- 
den Weiterungen hinaus gerichtet werden. Eine besonders angespannte Problemlage war ent- 
standen!™. Nicht nur der Erfolg der Bodenreform, vielmehr das Leben von Menschen war 
bedroht. Aufbau und Wiederaufbau mussten zusammen angegangen werden. Verheerungen, 
die einer Katastrophe nahe kamen, verlangten umgehend nach staatlicher Regulierung. Die 
Kampfhandlungen in den letzten Kriegstagen hatten große Teile im Osten der Provinz ver- 
wüstet. Bunker, Geschützstellungen, Laufgräben, Minenfelder und Bombentrichter durch- 
zogen das Land. Noch im April 1948 galten 1500 ha im Kreis Lebus und 30 ha im Kreis 


110 Rep. 203 Nr. 1534, Bl. 180; Nr. 1884, Bl. 113; Rep. 206 Nr. 72, Bl. 14; Nr. 830, Bl.76; Rep. 208 Nr. 195, 
Bl. 41-42; Nr. 2337, Bl. 12, 22, 27, 227, 248-249; Nr. 2477, Bl. 6, 8, 29, 33, 39, 43, 51, 67, 71, 77; Nr. 4276, 
Bl. 14, 45; Rep. 250 Guben Nr. 462, Bl. 1; Rep. 250 Teltow Nr. 488, Bl. 45; Rep. 250 Templin Nr. 375, Bl. 289; 
Rep. 250 Zauch-Belzig Nr. 557, Bl. 1-9, 16, 35; Rep. 274 Nr. 11; Nr. 66; Nr. 70; Nr. 193; Nr. 196/1;Rep. 334 
Lebus Nr. 14; Rep. 350 Nr. 2919. 

DK 1 Nr. 7432, Bl. 75; Nr. 7544, Bl.8, 12; Nr. 7548, Bl.37, 51; Nr. 8115, Bl. 154; Nr. 8581, Bl. 16-17; 
Nr. 8889, Bl. 24; Nr. 8908, Bl. 4-10, 13; DY 30/IV 2/7 Nr. 142, Bl. 71; NY 4061 Nr. 67, Bl. 124. 

„Märkische Volksstimme“ Nr. 16 vom 9.5.1946; Nr. 151 vom 15.10.1946; „Der freie Bauer“ Nr. 39 vom 
4.8.1946. 

Ein leidgeprüftes Land, S. 60-61; Hamann, Baufragen, S. 6; Waterstradt, Bauhilfe, S. 41. Vgl. auch Schneider, 
Erfahrungen, S. 15-16; Ders., Der staatliche Siedlungsbauträger, S. 12. 
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Oberbarnim als vermint. Nach einer Verständigung mit den Leitern der Bodenkulturämter 
am 18./19. Dezember 1945 forderte die Abteilung Ernährung und Landwirtschaft besondere 
Hilfsmaßnahmen für die Landkreise im Oberlandratsbezirk Eberswalde und darüber hinaus 
die Bildung örtlicher Baugenossenschaften. Dort mussten Neusiedler in provisorischen, halb 
zerstörten Behausungen, die kaum primitivsten Ansprüchen genügten, oder in benachbarten 
Dörfern bei Bauern unterkommen. Bodenreformländereien konnten kaum bearbeitet, ent- 
eignete Güter nicht aufgeteilt werden, da die Landnehmer durch die Art ihrer Unterbringung 
lange Arbeitswege zu ihren Feldern zurücklegen mussten und die Gutsanlagen häufig völlig 
zerstört und daher unbewohnbar waren. Deshalb sollten zunächst in den Zerstörungsgebie- 
ten Neubauerndörfer errichtet werden. Planerische Vorgaben dafür wurden allerdings nicht 
erteilt. Das sollte vielmehr durch die Schaffung eines „Organs für Planung“ erleichtert und 
beschleunigt werden. Über Forderungen und Anregungen kam man zunächst nicht hinaus. 


In Berlin war der schleppende Gang der Dinge mit Sorge beobachtet worden. Dort glaub- 
te man anscheinend auch, dem mit organisatorischen Regelungen abhelfen zu können. Die 
Kommissar-Lösung wurde aufgegriffen, die in Preußen zur Bewältigung dringender, nur auf 
gewisse Zeit beschränkter Aufgaben bevorzugt worden war. Am 20. Februar 1946 unterbrei- 
tete die DVLF als ein Resultat aus ihren Beobachtungen des in bestimmten Gebieten der 
SBZ völlig ungenügenden Baus von Neubauerngehöften den Vorschlag, in den Notstands- 
gebieten Brandenburgs und Mecklenburg-Vorpommerns einen Kommissar einzusetzen. 
Hoernle als der eigentliche spiritus rector war davon ausgegangen, dass die Kriegsschäden in 
den am schwersten betroffenen östlichen Gebieten Brandenburgs und Mecklenburgs allein 
mit örtlich vorhandenen Kräften nur unter großen, volkswirtschaftlich nicht zu vertretenden 
Verzögerungen behoben werden könnten. Außerordentliche Maßnahmen müssten deshalb 
ergriffen werden. Dazu seien Provinzial- bzw. Landesverwaltung jedoch nicht in der Lage. 
Der Kommissar solle ein vielseitiger landwirtschaftlicher Fachmann, organisatorisch befähigt 
und politisch versiert und bei der Provinzialverwaltung angesiedelt sein, aber mindestens die 
Hälfte seiner Arbeitszeit im Gebiet selbst zubringen. Als Aufgabe war an die Koordinierung 
der Zusammenarbeit der am Aufbau beteiligten Behörden und die bevorzugte Förderung des 
Bauwesens gedacht. Planen und Bauen verlor sich allerdings in der Menge des vorgesehe- 
nen Pensums: Unterstützung beim Viehausgleich, Förderung der Anspannung, Beschaffung 
von Traktoren und Saatgut, Behebung von Wasserschäden, Beseitigung der Kriegshinterlas- 
senschaften, Sicherung der Ernährung, Behebung des Mangels an Fachkräften, Bekämpfung 
des Wohnungsmangels, Versorgung mir Verbrauchsgütern, sanitäre und veterinärärztliche 
Betreuung. Hoernle begründete die Empfehlung auf der Bodenreformkonferenz am 21./22. 
Februar 1946. 


Ein solcher Kommissar wurde zunächst weder in Brandenburg noch in den anderen Gliedern 
der SBZ berufen. Vielmehr scheinen in Brandenburg bereits über Notmaßnahmen hinaus 
größere Zusammenhänge ins Auge gefasst worden zu sein. Eine erste strategische Linie für 
die organisatorische Bewältigung des ländlichen Bauens wird sichtbar. Am 24. April 1946 
erfolgte die Errichtung von „Geschäftsstellen für Bauvorhaben der Bodenreform“ in den von 
den Kriegsereignissen hauptsächlich betroffenen östlichen Teilen der Provinz. Die in den 
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Kreisstädten der sogenannten „Notstandsgebiete“ angesiedelten Stellen unterstanden der 
Provinzialverwaltung unmittelbar. In einem für die Notzeit außerordentlich ambitionierten 
Programm waren sie angehalten, mit den Oberlandräten, den Landräten, den Bodenkultur- 
und Hochbauämtern sowie den Kreisbaumeistern als „Treuhänderin für alle gestalterischen 
Aufgaben im ländlichen Siedlungsgebiet“ in engem Einvernehmen zu handeln. Mit eigenen 
und mit in Zusammenarbeit mit Architekten geschaffenen Planungen sowie in Kooperation 
mit der Raum- und Landesplanung sollten sie an einer Großraumplanung mitwirken. Orts- 
und Gebäudeplanung, Organisation der Selbsthilfe der Bauwilligen und rein bauwirtschaftli- 
che Obliegenheiten umrissen des Weiteren das Aufgabengebiet. Dazu standen die Abhaltung 
von Kurzlehrgängen für die an den Planungs- und Bauvorhaben Beteiligten, die Beschaffung 
und Bereitstellung von Geräten und Hilfsmitteln für die Bauarbeiten, die Versorgung mit 
Baustoffen und Transportmitteln und die Bearbeitung von Finanzierungsfragen in dem An- 
forderungsprofil. Je ein Landbaumeister, ein Architekt, ein Baufachmann, ein Baukaufmann 
und eine Stenotypistin sollten daran arbeiten. Die Geschäftsstelle für den Kreis Oberbarnim 
wurde im Mai 1946 durch Schneider in Bad Freienwalde eingerichtet. Zwei Monate vergingen 
mit der Werbung von Mitarbeitern, der Beschaffung von Büroräumen und Arbeitsmaterial. 


Die Geschäftsstellen wiederum sollten Kreislandbaugenossenschaften als eigentliche Träger 
des Aufbaus auf dem Lande gründen, wie Hamann es angeregt hatte, wie es auch in Bran- 
denburg von Regierungs- und Parteispitze vertreten worden war. Ein zweiter, mit den VdgB- 
Baugenossenschaften konkurrierender Bauträger wurde damit aus der Taufe gehoben. Zu 
dessen Aufgabenbereich zählten ebenfalls eigene Planungsarbeiten. Der Anspruch konnte 
höher nicht sein: „Die Zusammenarbeit mit den Stellen der Raum- und Landesplanung führt 
zur Verwirklichung der Bestrebungen einer Großraumplanung“. Dieser Optimismus schien 
von keinem Zweifel getrübt zu sein. In ihrem Bericht an die SMA vom 11. April 1946 ließ 
sich die Provinzialverwaltung zu einer gewagten Aussage hinreißen: „Das ländliche Bauwesen 
wird jetzt im großen Maßstabe aufgezogen. Durch Errichtung von Geschäftsstellen für die 
Durchführung der Bauvorhaben anlässlich der Bodenreform in den östlichen Kreisen wird 
die Grundlage geschaffen, auf genossenschaftlichem Wege den Bau der Neubauernstellen 
in Gang zu bringen.“ Auch Waterstradt hatte sich den Fürsprechern zugesellt. In der Zeit- 
schrift „Demokratischer Aufbau“ verwandte er sich für die schnellste Bildung solcher Gre- 
mien, ländliches Bauen könne nur durch eine Organisation gefördert werden, die allein die 
Interessen der Bauern vertrete. Er dachte ihnen die Planung und Finanzierung der Bauten 
und die Organisierung der Selbsthilfe zu. Der Provinzialverband der SED stellte sich hinter 
das Vorhaben. Sein Rundschreiben Nr. 10 vom 22. Juni 1946 wies die Kreisvorstände an, die 
Gründung von Kreislandbaugenossenschaften zu unterstützen: „Der Bau von Wohnungen 
und Wirtschaftsgebäuden für die Unterbringung von Neubauern und Umsiedlern, die gerade 
in den Notstandsgebieten fast keine Wohnmöglichkeit haben, muss erstes Gebot sein“ Ein 
Erlass des Präsidenten der Provinzialverwaltung vom 28. Juni 1946 (VOBIB. S. 246) weitete 
das vor zwei Monaten Begonnene auf die gesamte Provinz aus, indem er die Verantwortung 
für das ländliche Bauwesen den in den Landkreisen zu gründenden Kreislandbaugenossen- 
schaften übertrug. Von VdgB-Baugenossenschaften war keine Rede. 
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Einzelne Kreislandbaugenossenschaften hatten sich schon zuvor aus eigenem Antrieb kons- 
tituiert. Am 23. Februar 1946 war eine solche im Kreis Westprignitz gegründet worden; am 
1. Mai 1946 folgte die Kreislandbaugenossenschaft Lebus'''. Henning!'?, der sich des Kreises 
Lebus besonders angenommen hatte, war in einer Beratung mit Vertretern des Landratsam- 
tes, des Bodenkulturamtes und des Hochbauamtes Frankfurt am 10. April darüber übereinge- 
kommen. Ansatzpunkte für genossenschaftliches Arbeiten boten vereinzelt auch Gemeinden. 
Für den Bau der Neubauernsiedlung in Phöben hatte der Kreisbaumeister im Januar 1947 die 
Schaffung einer Landbaugenossenschaft, für Kemnitz (beide Kr. Zauch-Belzig), Allwardt!" 
die Umwandlung der dortigen Genossenschaft in eine Landbaugenossenschaft angeregt. Es 
folgte die Errichtung von Genossenschaften in den Kreisen Prenzlau (6. Juni), Oberbarnim (6. 
Juli), Templin (21. September), Ostprignitz (5. Oktober), Guben (17. November). Um die 
Jahreswende 1946/47 bestanden solche Genossenschaften in acht Landkreisen. Vizepräsident 
Rau war umgeschwenkt. Auch er erblickte jetzt nicht in den VdgB- Baugenossenschaften, son- 
dern in diesen neuen Gremien das entscheidende Instrument für das Bauen auf dem Lande. 
Er betrieb deren weiteren Ausbau: „Wir sind überzeugt, dass es uns gelingen wird, auch diesen 
Teil der Bodenreform, die Festigung der Wirtschaften der Neubauern, in absehbarer Zeit mit 
vollem Erfolg durchführen zu können. Er hatte Unterstützung in Fachkreisen erfahren. 


Der hinter diesem Genossenschaftskonstrukt stehende Gedanke leuchtete ein. Wieder sollte 
in Zeiten des Mangels die Selbsthilfe - allerdings in einer anderen Organisations- und Trä- 


111 Rep. 250 Lebus Nr. 500. 
Es hat sich nicht eindeutig klären lassen, ob die Gründung im Kreis Westprignitz auf die kurz zuvor beende- 
ten Strukturuntersuchungen im Kreis durch Striemer zurückzuführen ist. 
112 Kurt Henning, geb. 3.9.1919 (SED). 
Nach Abschluss der mittleren Reife 
1935-1939 Köpenicker Bank: Angestellter 
1939-1945 Wehrdienst 
1.9.1945-14.2.1946 Versicherungsanstalt Berlin: Angestellter 
15.2.1946-30.6.1946  Provinzialverwaltung: Hilfsreferent für landwirtschaftliches Genossenschaftswesen 
1.7.1946-31.2.1947 Ministerium für Wirtschaftsplanung, Abteilung Land- und Forstwirtschaft, Dezer- 
nat Bodenordnung: Leiter 
1.1.1948-31.12.1948 Mdl, Dezernat Bodenordnung und OBL 209: Leiter 
1.1.1949-30.6.1949 OBL 209: Leiter 
21.5.1949-8.7.1949 HA Bauwesen: Abteilungsleiter 


Juli 1949 Kündigung wegen Übernahme eines anderen Aufgabengebietes 
21.9.1948 Von Reutter für den Vorstand des Zentralverbandes ländlicher Genossenschaften 
vorgeschlagen 


Vorsitzender des Aufsichtsrates der Landesgenossenschaftsbank. 
Rep. 203 PA 536. DY 30 Nr. 68795, Bl. 130. 

113 Berthold Allwardt, geb. 24.9.1907 (LDP), absolvierte die Volksschule und arbeitete nach der Lehre zum 
kaufmännischen Angestellten von 1937 bis 1943 als Prüfer bei der Gagfa Berlin, von 1943 bis 1945 als Leiter 
der Bauabteilung bei der Wohnungs AG der Reichswerke Watenstedt-Salzgitter, 1946 als Buchhalter bei der 
Adlershofer Baugenossenschaft, anschließend als Prüfer in der Abteilung III Landwirtschaft und Forsten der 
Provinzialregierung. Ab Februar 1947 war er als Abteilungsleiter und Prokurist bei der der Landbau GmbH 
beschäftigt. Nach deren Liquidierung wechselte er zum VEB Industrie-Entwurf Berlin. 

Rep. 401 PA 1/118 
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gerform — aus der Malaise helfen; Selbsthilfe durch eigene Arbeitsleistung, Selbsthilfe durch 
Erschließung von Baumaterialreserven, Selbsthilfe durch Anwendung unkonventioneller 
Bauweisen, Selbsthilfe als Instrument zur Förderung des Bauwillens. Und nicht zu unter- 
schätzen: Genossenschaften konnten auch den notwendigen Rahmen für die ebenfalls un- 
abdingbar erforderliche Gemeinschaftshilfe abgeben. Nach dem Entwurf für eine Mustersat- 
zung vom Juni 1946 führte die Genossenschaft den Namen „Kreis-Landbaugenossenschaft“. 
Geschäftsgegenstand war die Errichtung und Betreuung landwirtschaftlicher Siedlungsbau- 
ten. Den Mitgliedern sollten zu angemessenen Preisen gesunde und zweckmäßig eingerich- 
tete Wohn- und Wirtschaftsgebäude verschafft werden. Mitglieder konnten Einzelpersonen 
und juristische Personen sein. Dazu gesellte sich ein für den Staat zu erwartender Vorteil. Die 
Genossenschaft sollte zu einem Teil aus eigenen Mitteln bauen. Mindestens zwei Anteile zu 
je 150,- RM hatte jeder Genosse einzubringen. 


Diese neuen Stellen bewirkten nicht nur eine gewisse Konkurrenz zu den bei den Kreisver- 
waltungen bestehenden Kreisbauämtern; sie trieben Aufgaben- und Kompetenzwirrwarr 
weiter voran, zumal ein einigendes, koordinierendes Band fehlte. Die Landräte, denen die 
Förderung der Bildung solcher Genossenschaften aufgegeben worden war, sahen sich in einer 
für sie unauflöslichen Zwangslage gefangen. Die Geschäftsstellen und die Genossenschaften 
selbst wurden in dieser Gemengelage schier erdrückt. Sie konnten die ihnen zugedachten 
Aufgaben, wie an den Beispielen des Landkreises Guben und der Kreislandbaugenossen- 
schaft Oberbarnim ersichtlich, in keiner Weise bewältigen. Landrat Nitschke (Guben), dem 
die Bauprobleme in seinem kriegszerstörten Landkreis besonders auf den Nägeln brannten, 
sprach im Nachhinein ein vernichtendes Urteil. Die Kreislandbaugenossenschaft habe in 
keiner Weise den allgemeinen Erfordernissen entsprochen. Auch eine im April 1947 aus ihr 
gegründete Produktivgenossenschaft sei in über einjähriger Tätigkeit „nur zu ganz bescheide- 
nen und verschwindenden Resultaten“ gekommen. 


In Bad Freienwalde war zwar die Anzahl der Genossen in einem halben Jahr seit Gründung von 
15 auf das Zehnfache angewachsen, die drückende Last der Verwaltungskosten dadurch ge- 
nommen worden, dass Geschäfte durch die Geschäftsstelle für Bauvorhaben der Bodenreform 
wahrgenommen wurden. Auch die Lebuser Genossenschaft zählte im März 1946 bereits 120 
Mitglieder. Die Ungunst der Verhältnisse verhinderte jedoch zweckbestimmtes Planen und 
Arbeiten am eigentlichen Auftrag. Die Bewältigung von Notmaßnahmen vielmehr erforderte 
alle Kräfte und die beschränkten Mittel. Die als erstes in Angriff genommene Barackenaktion 
fand nur noch wenige dieser Behelfsunterkünfte vor. Sie waren zum größten Teil ausgeraubt; 
Türen, Fenster und Verglasung fehlten. Baumaterial stand kaum zur Verfügung, Das Wenige 
musste angesichts der großen Kriegszerstörungen zunächst für die Reparatur vorhandener 
Gebäude und zum Ausbau von Gutsanlagen verwendet werden. Neubau beschränkte sich auf 
einige Vorhaben in Hohenfinow. An Planung und Bau ganzer Neubauerndörfer oder den Wie- 
deraufbau zerstörter Altbauerndörfer war deshalb überhaupt nicht zu denken. 


Auf die Schwachstellen dieses Modells war von zwei Seiten hingewiesen worden. Bei der HA 
Bodenordnung der DVLF hatte Hoffmann, wie unten ausgeführt, im Sommer 1946 indirekt 


131 


3. „Wer vertritt nun die Interessen des ländlichen Bauwesens?” 


die Variante Genossenschaft verworfen, indem er schon zu diesem frühen Zeitpunkt das Set- 
zen auf Selbsthilfe als überschätzt bezeichnete und den Standpunkt vertrat, der Aufbau könne 
sich nicht auf die Siedler stützen. Prüfer Allwardt kam ein halbes Jahr später auf das Problem 
zu sprechen. Er hatte im 2. Halbjahr 1946 die Provinz bereist. Die Ergebnisse und Vorschläge 
seiner Untersuchungen, die er bereits nach einer Kontrolle der Kreislandbaugenossenschaft 
Templin vom 9. bis 11. November 1946 thesenartig zusammengefasst hatte - die Genossen- 
schaft müsse das gesamte ländliche Bauwesen in die Hand bekommen, dieses dürfe nicht 
von anderen Stellen bearbeitet werden -, legte er am 1. Januar 1947 unter dem Titel „Die 
Organisation des ländlichen Bauwesens in der Provinz Mark Brandenburg“ vor. Er beschei- 
nigte dem unkoordinierten Wirken der Kreislandbaugenossenschaften als Organisation des 
ländlichen Bauwesens wesentliche Mängel und forderte eine Kehrtwende. Wichtig sei vor 
allem die Zusammenfassung des gesamten ländlichen Bauwesens an einer Stelle. Dazu könne 
entweder über den weiter bestehenden Kreislandbaugenossenschaften eine Spitzenorganisa- 
tion in Form eines Verbandes oder einer Zentralgenossenschaft errichtet oder an Stelle dieser 
Genossenschaften eine Provinzialbaugenossenschaft für die Mark Brandenburg geschaffen 
werden. In einer solchen Organisationsform könne sich die Provinzialverwaltung auf För- 
derung und Beaufsichtigung beschränken. In seiner Abschlusserklärung vom 30. Juni 1950 
bekräftigte er seine frühere Kritik. Die Kreislandbaugenossenschaften hätten wegen der da- 
maligen wirtschaftlichen Verhältnisse, wegen des Mangels an geeigneten Mitarbeitern, aber 
auch infolge des Fehlens einer zentralen Steuerung ihre Aufgabe nicht in vollem Umfang lö- 
sen können. 


Trotz dieser sich schnell offenbarenden Mängel wurde die Genossenschaftsidee bei der DVLF 
weiter für erfolgversprechend gehalten; Hoffmann stand mit seiner Auffassung anscheinend 
allein. Es könnten auch ganz einfache bürokratische Beweggründe vermutet werden. Man 
sah sich dadurch aller eigenen Anstrengungen ledig und des Aufbaus eines eigenen Appa- 
rates enthoben. Der unten näher behandelte Entwurf für eine „Verordnung über die Errich- 
tung der im Zuge der Bodenreform erforderlichen Gehöfte und den Wiederaufbau der durch 
Kriegseinwirkungen zerstörten landwirtschaftlichen Wohn- und Wirtschaftsgebäude (Bau- 
verordnung)“ vom 26. November 1946 hatte die bekannten Lösungen aufgegriffen und ver- 
allgemeinert. Der $ 3 lautete: „Die im Zuge der Bodenreform durchzuführenden ländlichen 
Bauvorhaben sind nach Möglichkeit auf genossenschaftlicher Basis auszuführen. Dazu sind 
nach Bedarf Kreisbaugenossenschaften zu bilden“. Dölling verwendete sich mit aller Energie 
für dieses Projekt. Bei einer Besprechung im ZS der SED am 3. Dezember 1946 mit F. Scholz 
und Heinz erklärte er, das ländliche Bauwesen sei bereits durch die Kreislandbaugenossen- 
schaften und provinziellen Siedlungsbauträger abgedeckt. Auf der folgenden Besprechung 
am 2. Januar 1947, an der von Seiten des ZS Reutter und F. Scholz teilnahmen, erweiterte er 
seine Vorstellungen. Er empfahl, zur Koordinierung der Kreislandbaugenossenschaften in je- 
dem Land Körperschaften zu errichten oder Heimstättengesellschaften oder ähnliche Unter- 
nehmen mit dieser Aufgabe zu betrauen. Dem schloss sich der zuständige brandenburgische 
Minister an. Rau, dem die Kritik an dieser Organisationsform in seinem eigenen Hause zu 
Ohren gekommen sein musste, hielt an der von ihm favorisierten Idee fest. Er erklärte auf der 
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Ministerkonferenz am 10. Januar 1947 bei der DVLF kurz und bündig: Träger des landwirt- 
schaftlichen Bauens in Brandenburg sind die Landbaugenossenschaften. Damit nicht genug. 
Er fügte hinzu, sie müssen noch erweitert werden. 


Mit der Errichtung der Landbaugesellschaft begann eine neue Etappe. Bereits wenige Tage 
vor ihrer Konstituierung setzten Versuche ein, die Verhältnisse zu ordnen. Auf einer Bera- 
tung am 14. Februar 1947, an der Vertreter der Kreislandbaugenossenschaften Calau und 
Templin teilnahmen, erklärte Henning, die Fehler von 1946 müssten bereinigt werden; die 
Kreislandbaugenossenschaften hätten nicht mehr das alleinige Recht zum Bau von Gehöften, 
das mache in Zukunft die Landbaugesellschaft. Die Genossenschaften sollten sich vielmehr 
zu Produktivgesellschaften wandeln. Und Schneider definierte bereits das künftige Verhältnis 
der beiden Partner: Die Kreislandbaugenossenschaften seien nicht mehr alleinige Träger der 
Bauaufträge, sondern nurmehr Baugeschäfte, die nach Weisung der Landbaugesellschaft zu 
bauen hätten. Verlautbarungen allein wurden für nicht ausreichend befunden. Um die Zügel 
in die Hand zu bekommen und sie auch behaupten zu können, waren überschaubare und ein- 
fach zu beeinflussende Strukturen erforderlich. Im April 1947 beteiligte sich die Landbauge- 
sellschaft mit leitenden Mitarbeitern an den bestehenden Kreislandbaugenossenschaften mit 
der Maßgabe, diese in den jeweiligen Aufsichtsrat der Genossenschaft wählen zu lassen. Der 
Kreislandbaugenossenschaft Lebus, der die schwierigste Aufgabe harrte, trat sie als korpo- 
rativer Gesellschafter mit fünf Anteilen bei, Oberbauleiter Arndt!!* erwarb eine persönliche 
Mitgliedschaft. An den Potsdamer Vorstellungen über die gegenseitigen Beziehungen konnte 
es keine Zweifel geben: Die Kreislandbaugenossenschaften als Produktivgenossenschaften 
werden mit der Gesellschaft im engsten Einvernehmen zusammen arbeiten müssen. Mit fi- 
nanzieller Unterstützung sei zu rechnen, wenn sie von dieser Arbeiten in größerem Umfang 
übertragen erhalten haben werden. Einblick in die inneren Verhältnisse werde durch die Mit- 
gliedschaft des Mitarbeiters der Gesellschaft im Aufsichtsrat gewährleistet. Die Kreislandbau- 
genossenschaft Guben hatte ganz pragmatisch reagiert: Nachdem die Landbaugesellschaft 
das Bauen in der Provinz übernommen habe, müsse die Genossenschaft dazu übergehen, in 
eigener Regie zu bauen, sonst werde sie überflüssig. 


114 Otto-Peter Arndt, geb. 4.9.1900 (SED) 
Nach Realschulabschluss 


1918-1921 Höhere technische Lehranstalt Berlin 
danach Arbeit in verschiedenen Baufirmen 
1939-1945 Kriegsteilnahme, englische Gefangenschaft 


Januar - Februar 1947 Provinzialregierung, Abt. II Industrie, Dezernent 

1.3.1947-30.4.1949 Landbau GmbH, Abteilungsleiter und Prokurist 

ab 15.3.1948 Leiter der Zweigstelle Seelow 

Scheidet auf eigenen Wunsch aus. Er hatte bereits zum 30.6.1948 gekündigt. Gegen ihn schwebte seit einiger 
Zeit auf Betreiben der amerikanischen Militärregierung ein Verfahren der Berliner Staatsanwaltschaft nach 
Direktive 12. Die Geschäftsführung der Landbaugesellschaft hatte sich jedoch hinter ihn gestellt und die 
Kündigung nicht angenommen: „Da Arndt an maßgeblicher Stelle bei der Durchführung des Bodenreform- 
Bauprogramms eingesetzt ist, scheint uns eine andere Haltung im Interesse der Sache nicht möglich zu sein“. 
Rep. 274 Nr. 11; Rep 401 PA 1/204 
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Im Sommer 1947 jedoch, als Dorfplanung und Bauen angelaufen waren, die Landbaugesell- 
schaft und ihre ersten Zweigstellen, wie unten darzustellen sein wird, mit der Arbeit begon- 
nen hatten, waren die Zuständigkeiten immer noch nicht geklärt; es zeigte sich das ganze 
Ausmaß des organisatorischen Wirrwarrs. Bestrebungen in der Landesregierung, das in der 
Zwischenzeit errichtete Aufbauamt Ost zu einer Kontrollinstanz für die Landbaugesellschaft 
zu gestalten, führten zu internen Auseinandersetzungen in deren Geschäftsführung über den 
einzuschlagenden Kurs. Letzter Anstoß, den Platz der Gesellschaft und die Rolle der Kreis- 
landbaugenossenschaften zu überdenken, mögen wohl zwei massive Kritiken gewesen sein. 
Im Juni 1947 hatte die DVLF die Bauarbeiten in den Kreisen Calau, Ruppin und Zauch-Belzig 
überprüft und im Kreis Ruppin ein totales Versagen der Baugenossenschaft festgestellt, auf 
der Wirtschaftskonferenz der IG Bau am 29. Juli 1947 ein Vertreter des FDGB ein harsches 
Urteil über die Arbeit der Zweigstelle Seelow gefällt. In der Folge zogen die einzelnen Genos- 
senschaften daraus unterschiedliche Konsequenzen. Die der Kreise Ruppin und Westprignitz 
gingen in Liquidation; die der Kreise Angermünde, Guben, Lebus, Oberbarnim, Prenzlau, 
Templin und Zauch-Belzig führten ihre Tätigkeit unter den von der Landbaugesellschaft for- 
mulierten Bedingungen fort. 


Das spitzte die Diskussion in deren Geschäftsführung auf die eindeutige Bestimmung ihres 
Verhältnisses zu den Landbaugenossenschaften zu. Arndt und Allwardt, nunmehr Prokurist 
bei der Landbaugesellschaft, waren die Hauptkontrahenten. Arndt hatte in einer Beratung 
mit Jäckel''' und einem Vertreter des Brandenburgischen Raiffeisenverbandes am 8. August 
Einigung über die künftige Leitungsstruktur der Genossenschaften und ihre Aufgaben im 
Verhältnis zur Landbaugesellschaft erzielt. Während letzterer die zentrale Planung, Baustoff- 
lenkung und Finanzierung zukomme, sollten die Kreislandbaugenossenschaften die selbstän- 
dige Bauträgerschaft in den Kreisen übernehmen und damit die Zweigstellen der Landbauge- 
sellschaft ersetzen und überflüssig machen. 


Allwardt korrigierte seine zu Beginn des Jahres formulierte Auffassung und drängte erneut auf 
übersichtlichere Organisationsstrukturen. Am 11. August 1947 bedeutete er der Geschäfts- 


115 Gerhard Jäckel, geb. 13.2.1913 (parteilos) 
Nach Abschluss der mittleren Reife: 
Tischlerlehre, Arbeit als Zimmerer 


1933-1936 Kunstschule und Akademie Berlin-Charlottenburg 

1936-1937 bei Prof. Fritz Schapohl: Architekt 

1937-1938 bei Architekt L. Stiegler: Architekt 

1939-1945 Wehrmacht 

1.7.1941 Eintritt in die NSDAP; Mitglieds-Nr. 8.737.536 

1945-1946 englische Kriegsgefangenschaft 

1.9.1946 Provinzialverwaltung, Abteilung III, Referat Ländliches Bauwesen 

12.3.1947 Lösung Beschäftigungsverhältnis mit Wirkung zum 1.3.1947 und Übertritt in die 
Landbau GmbH 

1947-1949 Landbaugesellschaft, Stellvertretender Geschäftsführer, Leiter der Planungsabtei- 
lung 

1950 Übersiedlung nach Westberlin 


Rep. 203 PA 464. Butter, Neues Leben, S. 739. 
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führung in mehreren Ausarbeitungen, der Eindruck habe sich verfestigt, dass die Kreisland- 
baugenossenschaften bis auf wenige Ausnahmen nicht den Erwartungen entsprächen. Er ver- 
wies auf deren bisher wenig befriedigende Leistungen, die bis zum Versagen geführt hätten, 
und machte dafür die falsche Besetzung leitender Posten verantwortlich: „Ich kenne keine 
Kreislandbaugenossenschaft, in der erfahrene Unternehmer oder in Siedlungsunternehmen 
an maßgeblicher Stelle tätig gewesene Kräfte in den Vorstand gewählt worden wären. Überall 
finden sich Männer, die früher in der Verwaltung beschäftigt waren, und die vielleicht etwas 
guten Willen für die Sache mitbrachten, im Wesentlichen aber glaubten, hier wieder in der 
Verwaltung tätig zu sein, die ihnen ein monatliches Gehalt in der vergleichbaren Höhe aus 
Steuergeldern zu zahlen hat“. Er wandte sich gegen die in der Geschäftsführung wohlwollend 
diskutierte Idee, die Genossenschaften mit den Zweigstellen der Gesellschaft zu verbinden. 
Dagegen stünden nicht nur gesellschafts- und genossenschaftliche Argumente, sondern auch 
das Verhalten einzelner Kreislandbaugenossenschaften. Die Kreislandbaugenossenschaft 
Templin z.B. habe einen Vertreter der Landbaugesellschaft nicht in ihren Aufsichtsrat ge- 
wählt, da sie Einflussnahme jeglicher Art von außen ablehne. Er könne sich zwar einen Zu- 
sammenschluss der Kreislandbaugenossenschaften in der Form vorstellen, dass beim Raiffei- 
sen-Verband eine Gruppe zu deren fachlicher und kaufmännischer Beratung gebildet werde, 
auf keinen Fall aber dürften die Genossenschaften in Konkurrenz zur Landbaugesellschaft 
zu Trägern des ländlichen Bauens ausgestaltet oder diese zu einer Spitzenorganisation der 
Kreislandbaugenossenschaften gewandelt werden. Deren Aufsichtsräte sollten vielmehr prü- 
fen, ob die Vorstandsmitglieder den Ansprüchen genügten, die an sie als Leiter von Bauun- 
ternehmungen zu stellen sind. Er konnte sich auf der sicheren Seite wähnen, denn Schneider 
hatte seine Meinung unmissverständlich kundgetan. Die Niederschrift über die Ergebnisse 
der Beratung vom 8. August trug zwei Randvermerke des Geschäftsführers: „Hierzu verwei- 
gere ich meine Zustimmung; lehne ich kategorisch ab“. Allwardts Stellungnahme hatte er mit 
der Notiz „einleuchtend“ versehen. Er nämlich konnte sich aus seiner vorherigen Tätigkeit 
im Kreis Oberbarnim ein eigenes Urteil bilden. Nach dem Übergang der Verantwortlichkeit 
für das Bodenreform-Bauprogramm an das Mdl sprach er es aus: Die Kreislandbaugenossen- 


schaften hätten „zum Teil mit geringen Erfolgen“ gearbeitet''®. 


Ein innerer und ein äußerer Faktor führten schließlich zur Beendigung dieses Experiments. 
Wer von den vermögens- und häufig einkunftslosen Neubauern konnte den Genossenschafts- 
anteil erübrigen? Der zweite und gewichtigere war die Gründung der Landbaugesellschaft. 
Das kurze Leben der Kreislandbaugenossenschaften war mit der Konstituierung der Land- 
baugesellschaft als alleiniger Träger des Bauprogramms eingeläutet worden. Die Landesre- 
gierung hatte zudem die Zuwendungen gestrichen: „Infolgedessen können die bereits be- 
stehenden Kreislandbaugenossenschaften nur soweit in das Bauvorhaben mit eingeschaltet 
werden, wie die Brandenburgische Landbaugesellschaft sich dazu versteht.“ Angesichts eines 
fehlenden Oberverbandes und mangelnder staatlicher Einflussnahme war das Projekt ein 


116 Anders die Bewertung in Früchte des Bündnisses, S. 29: „Insbesondere die Kredit- und Baugenossenschaften 
konnten zur Festigung der Neubauern-Wirtschaften genutzt werden“. 
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Irrweg gewesen. Für die Mitarbeiter blieb allein die Hoffnung, von der Landbaugesellschaft 
übernommen zu werden. 


3.5.2 Aufbauamt Ost und Oderflutkatastrophe 
3.5.2.1 Wiederaufbau der Notstandsgebiete im Osten 


Unterdessen war der Kommissar-Gedanke weiterverfolgt worden''”. Erbs bereiste unmittelbar 
nach Dienstantritt vom 20. bis 22. Juni 1946 mit vier Mitarbeitern und drei Chauffeuren die 
Notstandsgebiete im Osten der Mark, um sich ein eigenes Bild von der Lage zu verschaffen. 
Öffentliche Anerkennung begleitete den neuen Planungschef. Wenige Tage zuvor hatte das 
Organ der brandenburgischen SED seinen Entwurf eines Neubauerngehöftes als mustergül- 
tig bewertet und die Errichtung von zwei Siedlerstellen, eine als Ziegelbau, eine als Zement- 
hohlbau, in Aussicht gestellt. Die Städte Frankfurt, Eberswalde und Wriezen sowie die Kreise 
Lebus und Oberbarnim waren das Ziel; der „richtungsweisenden Behandlung der städtebauli- 
chen Planung und Wiederaufbaumaßnahmen bzw. Weiterbehandlung der Bodenreformsied- 
lung“ galt die besondere Aufmerksamkeit. Er fand, wie schon Steidle vor ihm, nahezu völlig 
devastierte Landstriche vor. Disteln hatten weite Flächen bedeckt; es herrschte „eine ungeheu- 
re Ratten- und Mäuseplage“. In vielen Orten hausten Flüchtlinge in Erdhöhlen. In Ihlow (Kr. 
Oberbarnim) wohnten 44 Neubauern in einem Raum des Gutsgebäudes ohne Fensterschei- 
ben, ohne Mobiliar. Alles zum Betreiben einer Landwirtschaft Notwendige fehlte. 


Hoernle in Berlin hatte erneut außerordentliche Maßnahmen zur Behebung der äußersten 
Not ins Auge gefasst. Am 6. März 1946 erörterte er mit leitenden Mitarbeitern der Abteilung 
Bodenordnung seinen im Februar vorgestellten und seitdem konkretisierten Plan, Sonderbe- 
vollmächtigte für die Notgebiete in Brandenburg und Mecklenburg einzusetzen. Diese soll- 
ten, mit außerordentlichen Vollmachten ausgestattet, folgende Aufgaben lösen: 


- Wiederherstellung zerstörter Deiche, Kanäle, Dränagen 

- Bau von Wohn- und Wirtschaftsgebäuden für die Landbevölkerung 
- Beschaffung von lebendem und totem Inventar 

- Verpflegung der Bevölkerung bis zur nächsten Ernte 


117 Rep. 27C Beeskow Nr. 602; Rep. 202A Nr. 199, Bl. 20; Nr. 224; Nr. 423, Bl. 37; Rep. 203 Nr. 1821, Nr. 1831; 
Rep. 206 Nr. 1845, Bl.9, 20-27; Nr. 2178, Bl. 47-48; Nr. 2639, Bl.58; Nr. 2871; Nr. 2913; Nr. 2915; 
Nr. 3349; Rep. 208 Nr. 2337, Bl. 25; Nr. 2673, Bl. 2-3, 18a, 36-37, 40, 47, 50, 57, 64-65, 69; Rep., 250 Ober- 
barnim Nr. 894; Rep. 250 Teltow Nr. 488, Bl. 45-46; Rep. 250 Templin Nr. 719; Rep. 274 Nr. 70; Nr. 159; 
Rep. 333 Nr. 489, Bl. 12-28; Nr. 618, Bl. 1, 12, 33, 37, 40-41, 62; Rep. 350 Nr. 915. 

DK 1 Nr. 7336, Bl. 75-78; Nr. 7582, Bl. 37; Nr. 7598, Bl. 40, 44-45, 55, 79-80, 92; Nr. 8126, Bl. 58, 95-97, 
116-117; Nr. 8978, Bl. 84-85; Nr. 9051, Bl. 8-9; DY 30/IV/2/2.022 Nr. 62, Bl. 4-6, 12-14, 87-88, 147; DY 
30/IV 2/7 Nr. 255, Bl. 144; NY 4061 Nr. 67, Bl. 124-125. 

„Märkische Volksstimme“ Nr. 42 vom 9.6.1946; „Tägliche Rundschau“ Nr. 251 vom 26.10.1946; „Der freie 
Bauer“ Nr. 52 vom 3.11.1946; Wirtschaft im Aufbau 1(1947), S. 32. 

Wegner, Das Oderbruch; Ein leidgeprüftes Land, S. 61; Bauerkämper, Ländliche Gesellschaft, S, 270; Schre- 
ckenbach, Bezirksverwaltungen, S. 67, 69. In den Arbeiten zu Bodenreform und Bodenreform-Bauprogramm 
wird diese Stelle nicht behandelt. 
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- Besiedlung der unbesiedelten oder verlassenen Gebiete 
- Finanzierung der Vorhaben 
- Wiederherstellung des Verkehrsnetzes. 


Erbs gelangte zu ähnlichen Schlussfolgerungen. Die gewonnenen Eindrücke bestärkten ihn 
in seiner Auffassung, dass nur mit außergewöhnlichen Maßnahmen die dringend erforder- 
liche Hilfe zu leisten sei. Sein Amt allein erklärte er für dazu nicht in der Lage. Am 25. Juni 
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platzte der Vorschlag von Regierungsinspektor Kieling''°, der von der Abteilung Industrie 
zum „Sonderbeauftragten Ost“ ernannt worden war - Abstimmung innerhalb der Provinzial- 
regierung, vor allem mit dem Amt für Planung Wiederaufbau, ist nicht zu erkennen - in das 
Geschehen. Dieser regte an, eine zentrale Stelle zu errichten, die alle Hilfsmaßnahmen für das 
Notstandsgebiet an der Oder zusammenfassen und planen solle. Da Verkehrs- und Kommu- 
nikationsprobleme die Bewältigung dieser Vorhaben von Potsdam aus zusätzlich behindert 
hatten, schlug Erbs seinerseits nun am 4. Juli vor, in diesem Gebiet selbst angesetzte, mit gro- 
Ber Selbständigkeit ausgestattete Stellen zu schaffen. Im Osten und Süden der Mark solle je 
ein Wiederaufbaukommisssar den Wiederaufbau der landwirtschaftlichen Gehöfte und den 
Aufbau der Bodenreformbetreuung leiten. Ein Bezug auf die Anregungen der DVLF und die 
Vorschläge von Kieling ist nicht ersichtlich; es kann wohl davon ausgegangen werden, dass 
die Erkenntnis eines Problems und dessen Analyse zu zwar voneinander unabhängigen, aber 
im Wesentlichen gleichartigen Lösungsvorschlägen führen kann. Da Hoernle das Vorhaben 
auf der Arbeitstagung zur Vereinheitlichung der landwirtschaftlichen Verwaltungsorganisa- 
tion in den Ländern und Provinzen am 1. April 1946, an der aus Brandenburg Kohlmey- 
er und Schäfer teilgenommen hatten, zum wiederholten Male, wenn auch nur in Bezug auf 
Mecklenburg-Vorpommern, erörtert hatte, liegt die Vermutung nahe, dass diese das Projekt 
in Potsdam zur Sprache gebracht haben könnten. Am 8. Juli trug Erbs Vizepräsident Rau als 
dringende Empfehlung eine präzisierte Variante seines Vorschlags vom 4. des Monats vor. 
Demnach sollte für den „Ostsektor“ ein „Aufbaukommissar Ost“ mit Sitz in Frankfurt (Oder) 
und ein „Planungskommissariat Süd“ mit Sitz in Spremberg errichtet werden. Während ers- 
terer für die Bearbeitung vor allem von Transport-, Baustoff- und Arbeitseinsatz vorgesehen 
war, sollte sich letzteres besonders mit städtebaulichen Planungen befassen. Am selben Tag 
ordnete er seinen eigenen Verantwortungsbereich. Er bedeutete den ihm nun unterstellten 
Hochbauämtern, der landwirtschaftliche Wiederaufbau sei entscheidend, diese Aufgabe des- 
halb vorrangig zu behandeln. Die Hochbauämter wurden deshalb an der Eingliederung der 
Siedlungen in Ort und Landschaft auch planerisch beteiligt. 


118 Karl Kieling, geb. 10.2.1903 (SED, vor 1933 KPD), besuchte die Volksschule und erlernte das Maler- und 


Glaserhandwerk. 

Nach Ablegung der Meisterprüfung in beiden Gewerken 

1929-1945 Selbständiger Maler- und Glasermeister 

ab Anfang 1946 Sonderbeauftragter Ost der Abt. II Industrie der Provinzialverwaltung 
1.9.1946-28.2.1947 Aufbauamt Ost 

zum 28.2.1947 Kündigung wegen Unzuträglichkeiten mit Minister Rau und E. Scholz. 


Rep. 203 Nr. 1845; Rep. 203 PA 534 
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Angesichts der immer noch bestehenden Gemengelage und noch nicht eindeutig geklärter 
Zuständigkeiten suchte sich die Abteilung Landwirtschaft und Forsten zu behaupten. Nur 
fünf Tage nach der Einweisung der Hochbauämter in die Siedlungsplanung ging sie ihrerseits 
an die Ordnung der Planungsarbeiten. Diese solle „nach besonderer Weisung und Anord- 
nung“ entweder durch das Referat Ländliches Bauwesen, durch die Hochbauämter, Kreis- 
bauämter, die Sachbearbeiter für Hochbau und Planung bei den Bodenkulturämtern, die 
Geschäftsstellen für Bauvorhaben in der Bodenreform bzw. die Kreislandbaugenossenschaf- 
ten oder durch freischaffende Architekten vorgenommen werden. Besser war konzeptionelle 
Unzulänglichkeit nicht auszudrücken. Die Antwort erfolgte umgehend. Am 2. September 
beschied Erbs die Hochbauämter: „Die bei Beseitigung der baulichen Kriegsschäden und 
den Wiederaufbau fortgesetzt neu auftauchenden Hemmnisse und Schwierigkeiten können 
nur überwunden werden, wenn die Bauämter in der Einleitung und Ausführung der Bauten 
nicht durch eng begrenzte Zuständigkeitsgrenzen behindert sind“. Der Wechsel des Referates 
Ländliches Bauwesen von der Abteilung Landwirtschaft und Forsten an das Amt für Planung 
und Wiederaufbau beendete diese anfänglichen Kompetenzstreitigkeiten. 


Der Beschluss des Präsidiums der Provinzialverwaltung Nr. 93 vom 30. August 1946, für die 
Notstandsgebiete im Osten der Mark die Stelle eines „Ostkommissariats“ in Eberswalde mit 
dem allgemeinen Auftrag einzurichten, sich besonders der dortigen Notstände aufbaulichem 
Gebiet anzunehmen, entsprach den Vorschlägen von Erbs nur zum Teil. Der Kommissar res- 
sortierte zunächst vom Bereich des Vizepräsidenten Rau. Mit der Bildung der Provinzialre- 
gierung wurde er dem ebenfalls von Rau geführten Ministerium für Wirtschaftsplanung zuge- 
ordnet. Eine Beziehung zum Amt für Planung und Wiederaufbau bestand nicht. Die anderen 
Glieder der SBZ richteten solche Stellen nicht ein. Nach der unten vorgestellten Errichtung 
der Landbaugesellschaft waren Auftrag und Bestimmung des Amtes eigentlich obsolet gewor- 
den, zumal beide Stellen in den Zuständigkeitsbereich von Rau eingeordnet worden waren. 
Dieser aber meinte wohl, gegenüber einer nach Handelsrecht aufgestellten Gesellschaft auf 
eine besondere Kontroll- und Überwachungsinstanz nicht verzichten zu können, und schuf 
so leichter Hand eine Konkurrenzsituation. Das Amt wurde nicht aufgehoben; seine Befug- 
nisse erfuhren eine Präzisierung und als Folge der Oderflutkatastrophe eine Erweiterung. Die 
dann unter der Bezeichnung „Aufbauamt Ost“ der Provinzialverwaltung/Landesregierung 
Brandenburg mit Weisungsbefugnis firmierende Behörde - die zunächst gewählte Bezeich- 
nung war auf Vorschlag von Kieling wegen ihrer Nähe zur NS-Terminologie fallen gelassen 
worden - wurde mit den folgenden Aufgaben beauftragt: 


Wiederaufbau im Oderbruch. 

Beseitigung der Hochwasserschäden. 

Durchführung der Brachlandaktion. 

Unterbringung, Verpflegung und soziale Betreuung der Bauhandwerker. 
Lenkung und Verteilung der Baumaterialien. 

Verteilung von Textilien an Hochwassergeschädigte. 

Lenkung und Verteilung der Oderbruchspenden. 


RI BD 


Abrechnung der eingesetzten Finanzmittel. 
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9. Bearbeitung von Entschädigungsansprüchen. 
10. Treibstoffverteilung und Transportwesen. 
11. Koordinierung der am Wiederaufbau-Programm beteiligten Stellen. 


Mit Rd. Erl. Nr. III 82/47 vom 9. April 1947 wurde das Amt als Außenstelle der Regierung 
zum Quasi-Aufsichtsorgan über die Tätigkeit der Landbaugesellschaft im Katastrophen- 
gebiet bestellt. Die zusätzliche Aufgabe lautete Förderung und Verstärkung des ländlichen 
Bauwesens, insbesondere beim Bau der geplanten Neubauernhöfe in den Landkreisen An- 
germünde, Guben, Lebus, Niederbarnim, Oberbarnim, Prenzlau und Templin mit folgenden 
Befugnissen: 


- Überwachung der Zweigstellen der Landbaugesellschaft 

- Kontrolle der Bauvorhaben und Bauweisen 

- Koordinierung aller am ländlichen Bauen beteiligten Stellen 

- Überwachung der Einhaltung der Baupreisverordnungen 

- Kontrolle der Verwendung der zugewiesenen Baustoffe 

- Verwertung von Baracken, Ruinen und stillgelegten Bauten 

- Förderung des freiwilligen Arbeitseinsatzes der Neubauern 

- Gewährleistung des Einsatzes der Sägewerke zu Lohnschnittarbeiten für Neubauern. 


Bereits am 1. Juni erging Weisung, diese Obliegenheiten zurückzustellen und die Kapazitäten 
des Amtes voll für die Beseitigung der Hochwasserschäden einzusetzen. 


Die Ausstattung des Amtes entsprach weder seiner ursprünglichen noch der tatsächlichen 
Aufgabenstellung. Obwohl im Oktober 1946 für die Stellenbesetzung ein Leiter, zwei Refe- 
renten, zwei Sachbearbeiter und eine Schreibkraft vorgesehen waren, lag Ende November des 
Jahres weder ein bestätigter Stellenplan vor, noch standen finanzielle Mittel zur Verfügung. 
Im April 1947 verfügte es über einen Leiter und einen Referenten. Im Dezember 1947, als 
seine Auflösung bereits absehbar war, wurden dem Amt zehn sachbearbeitende Stellen zuge- 
teilt, darunter waren sechs Abordnungen von der Landesregierung. Zum Ende seiner Tätig- 
keit umfasste der Stellenplan 15 Stellen. Neben dem Leiter arbeiteten sechs Referenten, zwei 
Angestellte, zwei Schreibkräfte und vier Kraftfahrer. Die Referenten bearbeiteten folgende 
Aufgabengebiete: 


— 3 Außendienst im Bauwesen 

- 1 Brachlandaktion 

- 1 Versorgung mit Baustoffen und Textilien 
- 1 Personal, Haushalt und Kassenwesen. 


Die Leitung wechselte in kurzen Zeitabständen: Kieling (30.8.-6.9.1946), Schneider 
(1.10.1946-28.2.1947), Ruppel (März - Dezember 1947) Raddatz! (Dezember 1947 - 
31.5.1948). Als sein Weiterbestehen schon im Zusammenhang mit der geplanten Auflösung 


119  Alf-Johannes Raddatz, geb. 7.1.1897, gest. 1958 (KPD seit 1920, SED) Schriftsteller. 
Weder im BLHA noch im Bundesarchiv konnten Personalunterlagen festgestellt werden. 
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der Oberlandratsämter ebenfalls in Frage gestellt wurde, wandte sich Innenminister Bechler, 
zu dessen Verantwortungsbereich es überhaupt nicht gehörte, gegen diese Absicht. In einem 
Schreiben vom 14. Januar 1947 an alle Kabinettskollegen sprach er sich dafür aus, in Ebers- 
walde ein besonderes Wiederaufbauamt für die Ostgebiete zu belassen. 


Im Zentrum der Arbeit dieser Sonderbehörde stand das Oderbruch. Seine Orte und Flächen 
waren von den Kämpfen der letzten Kriegstage im Besonderen verheert worden. Bewegt wur- 
de vorderhand nicht viel. Anstöße von außen waren erforderlich, um Handeln auszulösen. 
Sie behinderten die Kompetenzen und Planungen des Aufbauamtes häufig mehr, als sie diese 
unterstützten. Am 16. November 1946 unterbreitete das Wasserwirtschaftsamt Beeskow der 
Provinzialregierung einen Plan zum Aufbau des Oderbruchs. Dieses sei durch Kriegseinwir- 
kungen als landwirtschaftliches Erzeugungsgebiet ausgefallen, der beschleunigte Wiederauf- 
bau der Landwirtschaft dringend geboten. Die Kosten des 20 Maßnahmen umfassenden Pla- 
nes wurden für 1947 auf 2 300 000,-, für 1948 auf 1 700 000,- RM angesetzt. 


Initiativen zur Hilfe für das Oderbruch waren vor allem von Berlin ausgegangen, denn die 
Leistungsfähigkeit seiner Landwirtschaft war nicht nur für die Versorgung der Provinz Mark 
Brandenburg von großer Bedeutung; in noch größerem Maße hing Berlin an der Belieferung 
mit Gemüse und Gärtnereiprodukten. Schließlich beteiligte sich die gesamte SBZ in unter- 
schiedlicher Intensität an Hilfsaktionen. Schon Anfang Juli hatte der Berliner Metallarbei- 
terverband über Unterstützungsmaßnahmen beraten. Die Verwaltungsstellen allerdings, die 
stärkstes Interesse daran haben müssten, bemängelte Flemming, waren nicht vertreten. Am 
12. Juli 1946 forderte der Landesverband Groß-Berlin der SED alle Bezirke der Stadt auf, 
innerhalb der Bewegung „Berlin baut auf“ auch die Hilfe für den Kreis Oberbarnim und das 
Oderbruch zu organisieren. Jeder Stadtbezirk und jeder größere Betrieb sollten die Paten- 
schaft für einen Ort übernehmen. Bei seiner Abteilung Wirtschaft wurde eigens ein Referat 
„Landhilfe“ eingerichtet. Am 1. Oktober bot er dem Provinzialvorstand der SED Hilfe und 
Zusammenarbeit an. Dieser wies das Anerbieten schroff zurück. Er hatte allein die Minen- 
räumung als vordringliches Problem im Blick und bat um die Bereitstellung der dafür erfor- 
derlichen technischen Mittel. Am 21. November 1946 berief der Berliner Landesverband 
eine Beratung aller an der Oderbruch-Aktion beteiligten Stellen über die Weiterführung der 
Arbeiten ein. Vom brandenburgischen Provinzialvorstand nahm niemand teil. Die Einladung 
vom 8. November hatte ihren Adressaten nicht rechtzeitig erreicht. Sie lag erst am 22. Novem- 
ber auf dem Tisch. „Wo hat diese Sache ab 14.11. gelegen?“ wurde gefragt. 


Kieling, nach seinem kurzen Intermezzo als Leiter des Aufbauamtes Ost jetzt im Metallarbei- 
terverband tätig, referierte über den Stand der Arbeiten. Der Blick von außen offenbarte die 
Schwachstellen in der Provinz, die zielstrebigem und ergebnisorientiertem Arbeiten entge- 
genstanden. Es verwundert nicht, dass er dem Aufbauamt schlechte Zensuren ausstellte und 
offenen Widerstand aus Potsdam beklagte. Rau habe sich Klagen und Vorschläge zwar ange- 
hört, alles notiert; man habe „fleißig den Rotstift benutzt“, geschehen sei aber nichts. Es fehle 
an Planmäßigkeit und zentraler Lenkung, wurde festgestellt. Daran habe auch die Errichtung 
des Aufbauamtes Ost nichts geändert. Wiederholte Rücksprachen in Potsdam hätten zu kei- 
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ner Verbesserung geführt. Die SMA sei Appellen gegenüber gleichgültig. Im Kreis Lebus be- 
laste eine besonders starke Passivität der Verwaltung den Fortgang der Arbeiten. Der Landrat 
habe versagt. Zusätzliche Hilfe schien von privater Seite zu erwarten zu sein. Ende 1946 hatte 
ein Herr Kieper in Gorgast die Firma „GmbH Oderbruchhilfe“ gegründet. Diese verfügte 
über eine beträchtliche Anzahl von Traktoren und auch über schweres Gerät, in der dama- 
ligen Zeit ein unschätzbares Kapital. Sie war jedoch nicht ins Handelsregister eingetragen 
worden, hatte somit weder Rechtspersönlichkeit noch Handlungsvollmacht. Spekulativer 
Hintergrund kann deshalb nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Sie trat beim Bauen jeden- 
falls nicht in Erscheinung. Die VdgB setzte mit Wirkung zum 1. März 1947 Georg Gnewikow 
als Verbindungsmann zwischen dem Zentralen Bauernsekretariat und dem Landesvorstand 
Berlin der SED ein. Ihm wurden folgende Aufgaben übertragen: 


- Einleitung und Koordinierung von Hilfsaktionen für das Oderbruch-Gebiet 

- Lenkung des Einsatzes von Hilfskräften 

- Koordinierung der vom LV Berlin der SED im Land Brandenburg vorgesehenen Maß- 
nahmen. 


3.5.2.2 Beseitigung der Hochwasserschäden 


Das Aufbauamt hatte sich kaum konstituiert und begonnen, sich in der unübersichtlichen 
Gemengelage von Zuständigkeiten und gutem Willen zurechtzufinden, da ergossen sich im 
März 1947 die Fluten der Oder über das kriegszerstörte Land!?°. Über die vom Krieg beson- 
ders heimgesuchten Kreise Lebus und Oberbarnim mit den fruchtbarsten Böden des ganzen 
Landes, in denen die zurückgekehrten Altbauern und die neu angesetzten Neubauern noch 
unter erbärmlichsten Umständen in Kellerlöchern und anderen primitiven Unterkünften 
hausten, nach einem der kältesten Winter des Jahrhunderts, der Wintersaaten, Rüben- und 
Kartoffelvorräte hatte erfrieren lassen, brach eine zweite Zerstörungswelle von kaum zu be- 
wältigendem Ausmaß herein. Ein Grundbruch, nicht nur ein Deichbruch, hatte sich ereignet. 
Durch die größten Bruchstellen bei Manschnow und Reitwein (beide Kr. Lebus) wurden 
weite Landstriche überschwemmt. Das Wasser verheerte auch Teile des Kreises Anger- 
münde. 55000 ha landwirtschaftliche Fläche standen unter Wasser, 95 Gemeinden waren 
überschwemmt, über 2000 Gebäude zerstört, allein aus dem Kreis Angermünde über 6000 


120 Rep. 202A Nr. 451, Bl. 31; Rep. 202C Nr. 1130, Bl. 2; Rep. 203 Nr. 1479, Bl. 47; Rep. 206 Nr. 2326; Nr. 2646, 
Bl. 7-9; Nr. 2675, Bl. 20-23, 66-68, 96; Nr. 3349, Bl. 1-19; Rep. 208 Nr. 2339, Bl. 96; Nr. 4272, Bl. 101; 
Rep., 250 Lebus Nr. 157; Rep. 274 Nr. 45, Bl. 40-43; Nr. 61; Nr. 70; Nr. 81; Nr. 82; Rep 333 Nr. 489, Bl. 12- 
17, 26-28; Nr. 618, Bl. 17-19, 33, 37, 41, 74; Rep. 350 Nr. 107/1; Nr. 463; Nr. 915. 

DH 1 Nr. 43933; Nr. 45782; DK 1 Nr. 7335, Bl. 8; Nr. 7336, Bl. 58; Nr. 7544, Bl. 12; Nr. 8419, Bl. 167-168, 
189, 255-264; Nr. 8173, Bl. 12; Nr. 8829, Bl. 2; Nr. 9153, Bl. 125; DY 30/IV 2/2.022 Nr. 52, Bl. 160; Nr. 62, 
Bl. 3-5,12-16, 44, 52-54, 72-73, 79-80, 87-88; DY 30/IV 2/7 Nr. 144, Bl. 28. 

Stenographische Berichte, 1. Wahlperiode, Drucks. Nr. 84, Nr. 100, Nr. 151. 

Wirtschaft im Aufbau 1 (1947), S. 32, 142, „Märkische Volksstimme“ Nr. 114 vom 4.6.1947. 

22. März 1947. Bruch des Oderdeichs. Eine Chronik der Ereignisse vor 50 Jahren, Frankfurt (Oder) 1997; 
Trömel, 22. März 1947; Ders., Die Hochwasserkatastrophe; Wegner, Das Oderbruch; Knüppel, Die Hoch- 
wasserkatastrophe. Vgl. auch Bauerkämper, Ländliche Gesellschaft, S. 270-271. 
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Menschen abgewandert, das gesamte Elite-Saatgut an Kartoffeln und das Getreidesaatgut 
vernichtet. 


Obwohl mit dem Amt eine spezielle Aufbaubehörde bestand und mit der Landbau GmbH 
eine bauplanende und bauleitende Stelle ihre Arbeit aufgenommen hatte, löste die Kata- 
strophe die Errichtung weiterer Stellen aus. Völlig neue Möglichkeiten wurden erörtert. Am 
24. März unterbreitete Büroleiter Dannenberg Präsident Hoernle den Vorschlag, die gesam- 
te Zone zur Hilfeleistung aufzurufen. Die Präsidiumssitzung der DVLF am 26. März sah in 
der Flutkatastrophe die Chance, den ganzen Oderkomplex vor den Alliierten Kontrollrat zu 
bringen. Im Ergebnis könne ein internationales Statut für den Strom angestrebt werden. Bei 
der Landesregierung wurde die Oderbruchkommission (Katastrophenamt) unter Behnke 
gebildet. Der Landtag befasste sich auf drei Sitzungen am 2. April, 25. Juni und 10. Septem- 
ber 1947 mit Vorkehrungen zur Abwendung der größten Nöte, zur Nutzbarmachung der 
überschwemmten landwirtschaftlichen Nutzflächen und zum Wiederaufbau der zerstörten 
Dörfer. Er bestimmte aus seinen Abgeordneten eine spezielle Kommission, die von Dr. Wolf 
(CDU) und seinem Stellvertreter Dr. Beckmann (SED) geleitet wurde. Die Hilfe aus den 
anderen Gliedern der SBZ entsprach weder dem Bedarf noch den Erwartungen. Sachsen 
fiel ganz aus. Sachsen-Anhalt hatte leistungsschwache Traktoren und zwei reparaturanfällige 
Dampfpflüge gestellt. Hoernle musste deshalb am 22. April 1948 die Oderbruchhilfe als zo- 
nale Angelegenheit anmahnen. 


Während die gesamte Verantwortung für den Wiederaufbau des Oderbruchs bei Rau lag, 
wurde die für die bauliche Beseitigung der Hochwasserschäden dem Minister des Innern 
übertragen; die Eberswalder Dienststelle und die Landbaugesellschaft sahen sich damit dop- 
pelt unterstellt. Die im Einzelnen dem Aufbauamt Ost zugewiesenen und bearbeiteten Auf- 
gaben entsprachen denen einer Notstandsbehörde; sie beanspruchten ihre Kapazitäten ganz; 
die ursprüngliche Absicht, an Planung und Bau von Neubauernsiedlungen mitzuwirken, war 
vollkommen in den Hintergrund getreten. Mit der Bauplanung und -ausführung wurde die 
Landbau GmbH beauftragt, eine tragfähige Zuständigkeitsabgrenzung zum Aufbauamt Ost 
jedoch nicht getroffen. Eine solche versuchte Ruppel am 30. April. Er war auch durch die mehr 
als dürftige Personalausstattung seines Amtes dazu gezwungen. Der Landbaugesellschaft wies 
er deshalb alle mit den Bauarbeiten zusammenhängenden Aufgaben zu. Seinem Amt beließ 
er kaum zu kontrollierende Verantwortlichkeit: Vorwärtstreiben der Bauarbeiten, Abstellung 
von Missständen, Herstellung harmonischer Verbindung zwischen den beteiligten Stellen. 
Das lief im Wesentlichen auf die Überwachung der Tätigkeit der Landbaugesellschaft hinaus. 
Ohne etwas zu veranlassen, schrieb Henning den Vorgang am 19. Mai zu den Akten. Über das 
ungeklärte Verhältnis zweier Regierungsstellen zueinander hinaus berührte beider Tätigkeits- 
gebiet originäre Zuständigkeiten der Landratsämter; neuerliche Kompetenzstreitigkeiten wa- 
ren die unausbleibliche Folge. Sie wurden zunächst mit dem Aufbauamt ausgetragen. Dazu 
setzte eine Art von Wettlauf zwischen Brandenburg, das nicht hinter Berlin in dem Bemühen 
zurückbleiben wollte, den Wiederaufbau im Osten des Landes voranzubringen, und anderen 
hilfsbereiten Stellen ein, der das Land nicht immer auf der Siegerseite sah. 
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Die Schäden zu beseitigen und die Not zu lindern, überstieg ohne Zweifel die brandenburgi- 
schen Möglichkeiten. Die am 18. April 1947 tagenden Wirtschaftsminister der Länder und 
Provinzen einigten sich deshalb auf eine Hilfsaktion. Die SED-Betriebsgruppe der DZVI fass- 
te einen Hilfebeschluss. Am 29. April besprachen Vertreter der Landesregierung, der Partei- 
en, der Volkssolidarität und des Umsiedlerausschusses erste Maßnahmen zur Behebung der 
Hochwasserschäden. Sie bezeichneten die Beschaffung von Baracken als vordringlichste und 
wichtigste Aufgabe. Dem schloss sich der Aktionsausschuss der antifaschistischen Parteien 
an. Er forderte am 16. Mai, sich weiter um Baracken zu bemühen. Im Mai bewertete der Lei- 
ter der Landbau-Zweigstelle Seelow das bis dahin Erreichte. Den bestehenden Ruinen seien 
neue hinzugefügt worden. Man habe nämlich ohne Aussicht auf ausreichendes Baumaterial 
mit dem Bau von Gehöften begonnen, das Bauen aber wegen Materialmangels wieder einstel- 
len müssen. Anfang Juni erst rief das Landessekretariat Brandenburg der SED zum Aufbau im 
Oderbruch auf. Es bewertete die Reparatur bzw. den Neubau von ca. 5000 Gehöften als am 
schwierigsten zu lösen. Voraussetzung für den angestrebten Erfolg sei deshalb die Einstellung 
aller anderen Bauten in der Provinz. Am 3. Juni beschloss das ZS der SED die Einsetzung einer 
Kommission aus Fechner, Lehmann, Merker, Ulbricht und je einem Vertreter der Abteilungen 
Wirtschaft, Landwirtschaft, Arbeit und Sozialfürsorge des Zentralsekretariats. Sie sollte die 
sich aus dem „Wiederaufbauplan für das Oder-Warthe-Gebiet“ ergebenden Fragen beraten. 
Dem brandenburgischen Ministerpräsidenten und dem Landtagspräsidenten wurde aufgege- 
ben, eine Konferenz zur Forcierung der Oderbruch-Hilfe nach Potsdam einzuberufen. 


Das Zentrale Bauernsekretariat nutzte die Gelegenheit, um seinerseits in das Geschehen ein- 
zugreifen. Schon im April hatte die VdgB-Spitze den Stand der Barackenaktion in den Kreisen 
Nieder- und Oberbarnim kontrolliert. Jadasch, der ein gutes Verhältnis zu Rau pflegte, unter- 
breitete diesem am 21. Juni Vorschläge, die die Anmutung einer Forderung an die Landesre- 
gierung hatten. Danach sollte der für die Leitung der Aufbauarbeiten zuständige Strukturteil 
der Regierung nach Fürstenwalde verlegt, eine Bauleitung eingerichtet und eine Kommission 
von Baufachleuten zur Kontrolle der Arbeiten gebildet werden. Am selben Tag wurde im ZS 
der SED bei Merker erste Bilanz gezogen. Vertreter der DZVAS, der DZVI, der DVLF und 
des FDGB waren sich einig in der negativen Beurteilung des bis dahin Erreichten. Merker 
bemängelte fehlende Koordinierung zwischen den beteiligten Zentralverwaltungen und der 
brandenburgischen Landesregierung. Letztere sei steril und wenig beweglich; sie arbeite bü- 
rokratisch und trage die Hauptschuld „an dem immer noch bestehenden außerordentlich 
misslichen Zustand“. Er überlegte, ob Arbeiterkolonnen aus Berlin in das Katastrophengebiet 
entsandt werden sollten. Als Ausweg schlug Dölling erneut die Einsetzung eines Notkom- 
missars mit außerordentlichen Vollmachten vor. Niemandem kam es in den Sinn, dass mit 
dem Aufbauamt Ost und der Landbaugesellschaft bereits zwei Stellen mit der Beseitigung der 
Katastrophenschäden beschäftigt waren. 


Die angeordnete „Zonenkonferenz für die Oderbruch-Hilfe“ beriet am 23. Juni 1947. An 
ihr nahmen neben den Spitzen der Brandenburger Verwaltung teil: Hoernle, Stoph, Brack 
(DZVAS), Handke (DZVHV), Dr. Below (DZVV), Jadasch und Neddermeyer (VdgB), Gö- 
ring (FDGB), Kiefer und Roßberg (Volkssolidarität), Minister Gäbler (Sachsen), Dr. Wie- 
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de (Landesregierung Thüringen) und ein Vertreter der SMA. Das Fazit war verheerend, die 
versprochene Unterstützung „nur zu einem ganz geringen Teil“ gewährt worden. Eine kata- 
strophale Lage wurde konstatiert: Transportmittel fehlten, zugesagtes Baumaterial war nicht 
geliefert, sogar ein SMA-Befehl nicht ausgeführt worden. Stoph bezeichnete den Zustand im 
Oderbruch als der tatsächlichen wirtschaftlichen Kraft der SBZ nicht würdig. Rau musste 
deshalb eindringlich darum bitten, die gegebenen Zusagen auch einzuhalten. Im Ergebnis 
hielt es Merker für geboten, den Landesvorstand Brandenburg der SED explizit auf die dar- 
aus folgenden Aufgaben hinzuweisen. Er hielt sich dabei eng an die Vorschläge von Jadasch: 
Die von diesem angeregte Stelle solle unmittelbar in das Oderbruch verlegt, eine „wirkliche 
Bauleitung“ gebildet, das Oderbruch-Gebiet in Arbeitssektoren mit jeweils einem Verant- 
wortlichen für die Aufbauarbeit eingeteilt werden. Als Stoph zusammen mit Binz, Heinrichs 
und Raddatz zwei Tage später das Katastrophengebiet besichtigte, fand er seine Beurteilung 
bestätigt und resümierte: „Mit dem zur Zeit bestehenden Apparat bzw. dem Nebeneinander 
der verschiedenen Stellen ist eine wirksame Hilfe nicht zu erreichen. Der Vorschlag von Rau, 
eine Kommission aus je einem verantwortlichen Vertreter jeden Landes und der Zentralver- 
waltungen zu bilden, traf auf allgemeine Zustimmung. Am 27. Juni schrieb Merker an Ebert. 
Er verlangte eine klare Trennung zwischen den allgemeinen Aufbauarbeiten und den Bauvor- 
haben im Katastrophengebiet. Für letztere forderte er eine „wirkliche Bauleitung“. 


Hoernle erneuerte seine Kritik vom November 1946, indem er betonte, die Verwaltung müs- 
se elastischer und demokratischer arbeiten. Beschlüsse der DWK vom 27. Juni folgten der 
Anregung Döllings und der Forderung Merkers. Sie ordneten die Bildung einer Sonderkom- 
mission für das Katastrophengebiet unter Gruppenleiter Binz (DZVI) an. Befehle der SMAD 
und der SMA richteten sich auf die Wiederherstellung der gebrochenen Dämme, der zerstör- 
ten Meliorationsanlagen und den Wiederaufbau der Gebäude. Der Erfolg jedoch blieb aus. 
Eine zentrale Lenkungsstelle fehlte. Weder das Ministerium für Wirtschaftsplanung von Rau 
noch Aufbauamt Ost noch Landbaugesellschaft hatten als eine solche agiert. Die Kritik aus 
Berlin war nicht zu überhören: „Im weiteren Verlauf wurden mehrere Einzelaktionen vom 
Stapel gelassen, welche keinen durchschlagenden Erfolg zeitigten.“ Im Juli 1947 wurde in Ge- 
stalt des Stabes des Katastropheneinsatzes für das Oderbruch eine solche, Rau unmittelbar 
unterstehende Stelle aus Vertretern der Zentralverwaltungen für Land- und Forstwirtschaft, 
des Verkehrs, für Handel und Versorgung, für Arbeit und Sozialfürsorge, der Industrie und 
der Generalinspektion für Wasserwirtschaft unter Heinrichs (DZVI) und seinem Stellvertre- 
ter Raddatz geschaffen. Ihr gehörten weiter Vertreter des FDGB, der VdgB, der Parteien, die 
Landräte der betroffenen Kreise sowie je ein Abgesandter der übrigen Länder der SBZ und 
der Stadt Berlin an. 


Der Landtagsausschuss zum Wiederaufbau des Oderbruchs kam am 29. Juli 1947 gemeinsam 
mit der Oderbruchkommission der Landesregierung zu einer ersten Arbeitstagung zusam- 
men. Er wies der Schließung der Deichlücken die entscheidende Priorität zu und übertrug 
Raddatz, ohne die zuvor getroffenen Regelungen zu berücksichtigen, dafür die Gesamtver- 
antwortung. Die SMA hatte Kapitän Muchin an die Einbruchstelle beordert. Die Arbeiten an 
Gehöften standen demgegenüber zurück. Am 14. September legten Heinrichs und Raddatz 
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den „Plan für den Wiederaufbau des Oderbruches“ vor. Auf den kurz zuvor erlassenen Befehl 
209 nahmen sie keinen Bezug. Obwohl sie die von der SMA erteilte Auflage, bis zum Ende 
des Jahres 4000 Neubauten zu errichten, auf 1000 Neubauten gekürzt hatten, beurteilten 
sie auch dieses Ziel überaus skeptisch. Am 24. September besprachen die Verantwortlichen 
aus Potsdam mit Mitarbeitern des KTL die sich daraus ergebenden Aufgaben und Verant- 
wortlichkeiten. Die Vertreter der Landbaugesellschaft sicherten sich ab. Die Ausführung der 
Planungen könne nur dann garantiert werden, wenn die Verkehrsverhältnisse das zuließen 
und die erforderlichen Baustoffe zur Verfügung stünden. Ein negatives Beispiel hatten sie so- 
gleich zur Hand: Der Gesellschaft seien eigens für ihre Tätigkeit im Oderbruch 40 Autoreifen 
zugeteilt, diese jedoch von den Landräten der Notstandskreise für ihre Zwecke in Anspruch 
genommen worden. Zur nächsten Besprechung bei der DVLF waren zum 17. Oktober Weg- 
ner und Schneider geladen. Es erschien lediglich Arndt, der jedoch mit der Materie nicht ver- 
traut war. Daraufhin fuhr Krüger'”' am 24. Oktober nach Potsdam. Er konnte berichten, dass 
durch den Befehl 209 